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Hs in De Michaelismeffe 1816 der erfle Band 
dieſer E onflitutionen des jüngern Europa 
erſchien, War nicht zu erwarten, daß das neue | 
politiſche Syſtem, welches mit diefen -Conftitu- 
tionen ins öffentliche Leben der Völker und Reiche 
getreten ift, fo weit und zwar fo bald ſich ver- 
breiten würde, Deshalb glaubten auch der Her 
ausgeber und Verleger dieſer Sammlung, fie mie 
dem zweiten Bande beendigen zu: fönnen. 
Allein fo reichhaltig auch ver vorliegende 
drieee Band ift, welcher über Spanien, über 
mehrere teutfhe Staaten, welche neue Grund: 
gefege erbalten Haben, über die neue ſtaͤndiſche 
Berfaflung im Königreihe Gallizien, und’ 
über ſaͤmmtliche iealienifhe Staaten feit 
dem Sabre 4796 ſich verbreiser; fo Fonnte er doch, 
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wenn er nicht ben beideh vorhergehenden Bänden ir in 
ber Bogenzahl zu ungleich werden follte, nicht alle 
bem Herausgeber vorliegende Conftitutionen ums» 
fhließen. Es werden daher diefe zurüdgeblie- 
benen, — wohin namentlich die der Schweiz 
gehören — fo mie bie neu erfhienen& in 
bem Herzogtbume Braunfhmweig-Wol- 
fenbuͤttel und in dem Großherzogthume 
Heſſen, vielleicht auch einige zu erwartende 
in andern teutſchen Staaten, und endlich alle fruͤ— 
here, welche der Herausgeber noch nicht in ex- 
tenso auszumifteln vermochte (3. B. die römi- 
[de vom 20. März. 1798, die der jonifchen 
Inſeln vom Jahre 41803 2c.), bald in einem 
vie rten Bande erſcheinen. | 

Denn der Herausgeber und Verleger haben die 
Ueberzeugung gewonnen, Daß das begonnene Werf 
für die Öeftaltung des innern politifchen 
sebens ber Völfer und Staaten, und für 
die factifhe völlige Umbildung des oͤf— 
fentlihen Rechts in den meiften Reichen und 
Beſtandtheilen des europäifchen Staatenfpftems, 
eben fo unentbehrlich feyn dürfte, wie das recueil 
von Martens, mit feinen reichhaltigen und im» 
mer fortgefegten Supplementen für das auf 
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fere politifche Leben der europäifchen Reiche und 
Staaten. So wie aber. v. Martens nicht alle, 
für fein Werk gehörende, Urkunden auf einmal 
ausmitteln konnte, und ſich begnügen mußte, 
mehrere frühere erft in den neueften Supplement» 
bänden nachzuliefern; fo war es aud) bei dem vor- 
liegenden Werke nicht möglich, jede hieher gehö- 
rende Urkunde fogleich in extenso zu erhalten, 
obgleich der Herausgeber und Verleger ſowohl in 
Teutfehland, ‚als in Sranfreih, Italien und Eng: 
land alle Mühe daran gefegt haben, zu dem Be— 
fige der noch fehlenden Eonftitutionen zu gelangen. 

Zur Weberf iche aber über die Fortfchritte | 
des conftitutionellen Syftems in Europa feit 30 
Sahren; zur Vergleihung des politifchen . 
Charafters ber einzelnen in diefe Sammlung 
aufgenommenen Konftitutionen unter ſich, felbft 
wenn Diefelben wieder aufgehoben, oder durch anz 
dere erfeßt worden find; und zur Vorbereitung 
der wiffenfhaftlihen Ausprägung eines 
practifhen europäifhen Staatsrechts 
(welches fortan für den Staatsmann eben fo un- 
entbehrlich feyn wird, als die fehon längft in den 
Kreis der politifhen Wiffenfchaften eingetretene 
Behandlung des practifhen europaͤiſchen 
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Voͤlkerrechts) dürfte die vorliegende Samm- 
lung in der That unentbehrlich. ſeyn. In ihrer 
Vollendung wird fie den vollftändigen Coder des 
öffentlihen neuen europäifhen Staats: 
rechts enthalten, und deshalb wird der vierte 
Theil fobald erfcheinen, als fich eine hinreichende 
Maſſe von Materialien dazu gefunden bat. Viel— 
leicht wird bereits diefem vierten Theile eine ta- 
bellarifche Ueberſicht über alle feit 30 Jah— 
ven in Europa erfchienene neue Conftitutionen bei- 
gegeben werden, um mit einem Blicke theils die 
Laͤnder, wo fie ins Leben traten und noch befte- 
ben, oder bereits wieder verſchwanden, theils die 
Zeit ihres Erfcheinens (in chronologifcher Folge), 
theils die Art ihrer Mittheilung (ob auf dem 
Mege des Vertrages oder als Acte der Souveraie 
netät), theils ihren wefentlihen politifchen 
Charafter. (ob ER oder ſtaͤndiſch) zu 
überfchauen. 

Als der Druck diefes dritten Bandes —— 
konnte der Herausgeber nicht ahnen, daß die bei 
Spanien aufgenommene Conſtitution der 
Cortes vom 19. Maͤrz 1812, uͤber welche er 
ſich in der Einleitung nach ſeiner individuellen 
Ueberzeugung offen ausſprach, am 7. Maͤrz 1820 
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vom Könige Ferdinand 7. als das Grundgeſetz der 
fpanifchen Monarchie angenommen und beftätige 
werden würde. Durch dieſe Höchft wichtige und 
in ihren Folgen kaum zu berechnende Thatfache 
der Gefchichte umfchließt das repräfentative Sy— 
ſtem in Europa bereits 10 und 4/2 Millionen 
Menfchen mehr, als bisher. Welcher Diplomat 
mag wohl im Voraus berechnen, zu welcher Ge- 
ftale und Feftigfeie diefes Syftem im Jahre 1830 
gelangt feyn wird, da bereits jenfeits des Welt: 
meeres in beiden TIheilen Amerifa’s daffelbe Sy: 
ftem die weitefte Verbreitung, und zwar unter Ver⸗ 
bältniffen gewinnt, welche fein europäifcher Poli« 
tifer beim Parifer Frieden im Jahre 1783 ahnen 
fonnte! Doch war es ja vor 300 Jahren derfelbe 
Fall mit der Kirchenverbefferung in Europa! Wie 
damals die Idee der religiöfen und kirchli— 
chen Freiheit ins öffentliche Leben der Voͤlker und 
Reiche tratz fo jegt die Idee der bürgerlichen 
und politifchen Freiheit! Hat aber damals bie. 
europäifhe Mnuſchheit entfchieden durch die Kite 
chenverbefferung eine neue Kraft und einen höhern 
Umſchwung gewonnen ; wie follte fie nicht gegen 
mwärtig auch durch die Siege des conftitutionelfen 
Syſtems zu neuem jugendlichen geben, zu freierm 
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Zortſchritte in allem Großen und Guten, und 
zu einer Entwickelung und Reife fortgefuͤhrt wer⸗ 
den, die zwar das Reactionsfyftem einige 
Zeit verfpäten, nie aber ganz aufhalten. kann. 
Denn ein fechstaufendjähriger Zeuge, die Weltge- 
ſchichte, fpricht dafür: daß das, wofür. das menſch⸗ 
liche Geſchlecht in einem gewiſſen Zeitalter reif ge« 
worden war, unaufhaltbar fic) verbreitete, fo wie, 
daß feine. neue “dee, die einmal ins öffentliche 
Leben der Völfer und Reiche eintrat, ganz wieder 
verdrängt werden konnte. Dies verfündigt der 
noch beftehende Mofaismus; dies lehrt die befeli- 
gende Religion des Chriſtenthums; dies beftätige 
die Kirchenverbefferung in ihrem Grundſatze und 
nach ihren unermeßlichen Folgen! 
Gefchrieben am 31. März, 1820, 
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Mit der Einwanderung mid: der Herrſchaft der Be 
gothen Bam im fünften : ohriftlichen: Jahrhunderte das 
kehns ſy ſtem nah Spanien: Als aber Die, bereit 
fit 675 begonnenen, Verſuche der Araber, von Afrika 
aus in Spanien ſich feflzufegen, in der Schlacht: bei 
Kered: de- la ‚Frontera in Andaluſien (26. Jul. 744) } 
über die Begrimdung der arabiſchen Macht durch einzelne 
Khalifate und: uber: die Verbreitung der Lehren Maho⸗ 
meds in dem ſuͤdlichen Theile Spaniens entfchiebenz 
da ward das Befisthun der: Weftgothen bedeutend ges 
ſchmaͤlert, und zunaͤchſt auf die — ern ber‘ 
ſchoͤnen piptendifchen Halbinſel beſchraͤnkt 
Doch allmaͤhlig gewannen wieder bie hriftlichen 
Könige: die Oberhand uͤber die Araber, ob es gleich bis 
1492 dauerte, bevor der letzte ſelbſtſtaͤnbige mauriſche 
Staat in Spanien bezwungen und. unterworfen ward, 
nachdem durch Ferdinands und Iſabellens Vermaͤhlung 
die beiden chriſtlichen Hauptreiche, Kaflilien und Ara⸗ 
gonien, vereinigt und dadurch im Kampfe gegen bie 
— der — Herrſchaſt detarten worden 


rien, ls gaſtilien, hatte fü J lrago⸗s 
nien a. a AN: Veſaſung s BE 
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Stand zu höhern Rechten, als in ben übrigen euros 
paͤiſchen Ländern, auögebildet, wo bereitö im Jahr 1116 
den Bürgern von Saragoffa [hriftliche Privilegien 
ertheilt wurden; ein Beifpiel, wie viel damals die Feu⸗ 
bdalariftofratie, um ber Araber willen, bier nachgeben 
‚mußte. *) Schon vor ber Mitte des zwölften Jahr: 
hunderts erfchienen dafelbft Städtebeputirte auf den 
Neichötagen; auch ift ed merfwürbig, daß es in Aras 
gonien nie zwifchen dem Adel und dem britten Stande 
zum Kampfe kam. 

Doch trat bereits in Diefer Zeit ein Unterſchied zwl⸗ 
ſchen dem hohen und niedern Adel, — den Baronen 
und groͤßern Laͤnderbeſitzern, und den bloßen Rittern 
- und Adlichen —, auf den Reichöverfammlungen hervor, 
fp, wie ſchon frühzeitig zwölf große Barone als ein 
bleibender Rath. dem Könige zugeordnet waren. 

Mit weniger Eigenthuͤmlichkeit, als die aragonis 
ſche,erſcheint die kaſtiliſche Staatsverfaſſung im 
Mittelalter. Sie erhielt ihr Daſeyn erſt um die Mitte 
des dreizehnten Jahrhunderts unter dem: Koͤnige Fer⸗ 
dinand 3. Dieſe langſame Ausbildung derſelben hatte 
‚eben fo ihren Grund in ben mehrmaligen Laͤnderthei⸗ 
lungen, wie in. der ſpaͤtern Entftehung des bitten 
Standes; welcher in Kaftitien faſt zwei Jahrhunderte 
ſpaͤter (ums Jahr 1325) ald in Aragonien, zur Reichs⸗ 
ſtandſchaft, und nie in Kaſtilien zu ſo großen Vor⸗ 
zechten wie in Aragonien, gelangte. Außerdem ber 
fanden vom Tode Alphond-11:(1350) an bis zur Ver⸗ 
mählung. ber: Sfabelle von Gaftilien:mit-Ferbinand, von. , 
Aragonien fortvauernde Bewegungen: im Reiche Kaſti⸗ 
lien, welche theils in ber — der Barone gegen 
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ben Koͤnig, theils in den innern Reibungen der ariſto⸗ 
kratiſchen Parthei ihren Grund hatten. 


Mehr Ruhe und Ordnung kam ſeit der Vermaͤh⸗ | 


lung Ferdinands und Iſahellaſs in beide Weiche; al⸗ 
kein. die Einführung des Juſtizcollegiums der Her 
mandad (1476), und der Inquifition (1484), erſt 
m-Kaftilien, und dann auch in Aragonien;; fo wie di 
(Eroberung des Reihe Granada (1492) hatte bereit 
die Beſchraͤnkung des großen politifchen Gewichts der 
Reichs ſtaͤnde zur Folge —— 
Allein unter Karl 1. (Kaiſer Karl 5.) regte ſich 
von neuem der freie Geiſt der fpanifchen Neichsftähbe! 
Doch bald wußte feine Klugheit die allgemein’ verbrei⸗ 
tete Gaͤhrung perfönlich zu daͤmpfen, weil Geiſtlichkeit, 
Adel und Staͤdte ohnedies kein gemeinſames Interefft 
hätten; nur daß damals noch viel daran fehlte, d 
Karl die großen Vorrechte der Reichsſtaͤnde auf einma 
hätte vernichten koͤnnen. Auf mehrern Reichstagen em⸗ 
pfand er ihren Widerſtand und ihre ———— 
in Hinſicht feiner fünf Kriege mit Franz 1. und Hein 
eich 2. von Frankreich .. ee 
Scelbſt unter dem befpotifchen und fluſtern Phi 
lipp 2., und deſſen Nachfolgern aus der habsburgi⸗ 
ſchen Dynaſtie, behaupteten die Cortes fortdauernd ih⸗ 
ven Einfluß, hauptſaͤchlich in dem aragoniſchen Staaten 
ſyſtem. Doc verſchwand allmaͤhlig diefe fruͤhere Ver 
faſſung ſeit der Verpflanzung des bourboniſchen 
Hauſes mit Philipp. 5. (1701) auf den ſpaniſchen 
Zhron, welche einen. 14jaͤhrigen Krieg zur Folge hatte, 
in welchem ſich Aragonien und Catglonien guͤr Vhilippo 
Gegner J Karl von Deftreich „erklaͤrten, amd cbeöhalb, 
nah Philipps Behanptungn auf dem  Tpsone,: ihreg 
großen Vorrechte beraubt wurden. - Viel: mochte ‚auf 
| en | 


a) 


4 | Spanien, 


diefes allmaͤhlige Erloͤſchen ber altfpanifchen Verfaffung 
das Beifpiel der Bourbone im Frankreich einwirken, 
welche ebenfalls feit 1626 Feinen Reichötag zufammens 
er , fondern mit unsähfejränfter Gewalt regiert 


— ſank aber die ſpaniſche Nation, bei 
bieſer beabſichtigten Aufloͤſung ihrer vormaligen recht⸗ 
lichen ſtaͤndiſchen Verfaſſung, immer tiefer, theils in 
Hinſicht der Kraft des innern Staatslebens, theils nach 
der Ankuͤndigung Spaniens im europaͤiſchen Staaten⸗ 
ſyſteme. Die feit dieſe Zeit an der Spitze der Geſchaͤfte 
flehenden allmaͤchtigen Premier⸗Miniſter konnten une 
möglich durch ihren Willen das erſetzen, was vor.nals 
die Geſammtkraft der geſetzlich geſtalteten Repraͤſenta⸗ 
* der Monarchie bewirkt hatte. Waͤhrend Aragonien, 

atalonien und Valencia, als eroberte und bezwungne 
Provn alle ihre fruͤhern Rechte verloren, war 
edel, ipp 5., nur als Formalitaͤt, noch ein Reichs⸗ 
* zur gr had bed neuen bourbonifchen Erbfols 
gegefeges gehalten; und blos Biscaja und Navarın bes 
Ki einige, auf das Heronman — Freie 
eiten.. un... 6107 + fo J 5° 
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Erft in neuern Zeiten ſind zwei Sqhriften erſchienen 
— die aͤltere Verfaſſung der ſpaniſchen Cortes 
gruͤndlich 'erdeterten und zufainimenhängend entwickel⸗ 
ten, obgleich der Verfaſſer der erſten nicht ohne ge⸗ 
ſchichtliche Itrthuͤmer (z. B. daß in Spanien nie Le⸗ 
ben beſtanden haͤtten) ſchrieb. Dieſes Wert war’von 
Franzesco Martinez Marina: Theorie ber Tb. 
tes, oder der großen Nationalvetfaminiuns 
gen ber Königreihe Leon und Kaftilien, und 
cerſchien in 3 Quartbaͤnden im Jahre 1812, zum Theile 
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als eine geſchicht liche Apologie ber am 19. Maͤrz 
1812 bekannt gemachten Conſtitution der Cortes. 

Eine zweite franzoͤſiſch geſchriebne Schrift, im Jahre 
1810 bekannt gemacht und ſpaͤter verbeſſert und er⸗ 
weitert, iſt: Geſchichte der Cortes in Spanien, 
von. M. Sempere, ehemaligem koͤnigl. Procurator 
bei der Kanzlei von Grenada und Mitglied ber Afa: 
bemie ber. Gefhichte zu Madrid. Eine Ueberfegung 
diefer gehaltvollen gefchichtlichen Darſtellung findet fich 
in ben: europäifhen Annalen, weldhe im fech 
fen Stüde des Jahrganges 1816 (S. 338) anhebt, 
und durch mehrere Hefte biefes und bes folgenden 
Sahrganges der genannten Zeitfchrift fortläuft. — 

So hatte die Verfaſſung der fpanifchen Cortes ges 
euht, bis Napoleon, nachdem er zu Bayonne am 
8. Mai 1808 den König Karl von Spanien, und am 
10. Mai 1808 auch deffen Sohn, Ferdinand 7., das 
bin gebracht hatte, ihren Rechten auf den fpanifchen 
Zhron zu entfagen und fie in feine Hände nieberzules 
gen, es für gerathen fand, am 25. Mai 1808 eine 
Berfammlung der ſpaniſchen Notablen nah Bas 
yonne zu berufen, damit dafelbft eine neue Verfafs 
fung für Spanien begründet werben folte. In einer 
Proclamation an die Spanier erklärte er, daß es feine 
Abfiht fey, ihre altgewordene Monardie zu 
erneuern, und daß er die Krone Spaniens auf das 
Haupt eines andern Ichs fegen wollte. Ob nun gleich 
bereitö feit dem Anfange des Mai's der Volksaufftand 
. in Spanien aufwogte; fo .erfchien do, unter ben Eins 
flüffen Müratö, des damaligen Großherzogs von Berg, 
welcher an der Spiße der interimiftifchen Regierungsjunta 
zu Madrid fand, am 13. Mai eine Bittfchrift dieſer 
Junta und der Stadt Madrid an ben Kaifer, daß er 


6 Spanien. 
den ſpaniſchen "Thron mit einem Prinzen aus feiner 
erlauchten Familie befegen möchte, worauf Napoleon 
am 6. July feinen Bruder, den bisherigen König Jos 
ſeph von Neapel, zum Könige von Spanien und Ins 
bien erklärte, und ihin-die Integrität und Unabhängige 
keit feiner Staaten in allen vier Erdtheilen garantirte, 

Noch zu Bayonne erfchien, als Refultat der das 
felbſt verſammelten ſpaniſchen Notablen, am 6. July 
1808 die neue Conſtitution Spaniens, welche 
zwar manche Eigenthuͤmlichkeiten der ſpaniſchen Nation 
beruͤckſichtigte, im Ganzen aber doch der vierten 
franzoͤſiſchen Conſtitution nachgebildet war. 


A) Conftitution Jofepbs Napoleon nom 


Im Namen des allmächtigen Gottes. Don os 
ſeph Napoleon, von Gottes Gnaden König von Spar 
nien und Indien. Nachdem. wir die National + FJunta 
vernommen ‚haben, welche zu Bayonne verfammler war, 
auf Befehl unfers wertheften ‚und gelicbieften Bruders 
Napoleon, Kaifers der Franzofen, Königs von Sitalien, 
Beſchuͤtzers des iheinifhen Bundes ꝛc., haben wir bes 

fchloffen und beſchließen die gegenwärtigen Conſtitutions⸗ 
Statuten, daß ſolche als ein Grundgeſetz Unjerer 
„Staaten und als Grundlage des Vertrages, der 
unfere Völker an Uns und Uns an unfere Völker bins 
det, vollzogen werde, 


Erſter Titel. 
| Bon der Religion. 

1.. Die katholiſche, apoſtoliſche, roͤmiſche Reli 
gion iſt in Spanien und in allen ſpaniſchen Beſitzun⸗ 
‚gen die Religion des Königs und der Mation; es if 
Beine andere erlaubt. J | 


Eonftie. Joſephs Napoleon v. 6. Jul. 1808. 7 
Bweiter Titel, 
Bon der Nachfolge zur Krone, 


2. Die Krone von Spanien und Indien dt erblich 
in unferer direkten, natärlihen und rechtmäßigen Nach⸗ 
fommenfchaft, von Mann zu Mann, nach der Ordnung 
‚ der Erfigeburt. In Ermangelung unfrer männlichen, 
natürlichen und rechtmäßigen Nachkommenſchaft faͤllt die 
Krone auf den Kaifer Napoleon, Kaifer der Franzofen, 
König von Stalien, Befhüger des rheinischen Bundes, 
und auf deſſen männliche, natärlihe und rechtmäßige 
oder adoptirte Erben und Nachkommen; in Ermanges 
lung einer männlichen, natürlihen und rechtmäßigen oder 
adoptirten Nahkommenfchaft des Kaifers Napoleon, auf 
die männlichen, natsrlihen und rechtmäßigen Erben des 
Prinzen Ludwig Napoleon, Königs von Holland; im 
Ermangelung der männlichen, natärlichen und rechtmaͤßi— 
sen Nachkommen des Prinzen Ludwig Napoleon auf 
die männlichen, natürlihen und rechtmäßigen Nachkom⸗ 
men des Prinzen Hieronymus Napoleon, Königs von 
Weitphalen, in deren Ermangelung auf den älteften Sohn, 
der zur Zeit des Abfterbens des legten Königs von der 
älteften feiner Töchter, die männliche Kinder haben, bes 
reits geboren war, und auf deffen männlidhe, natärlihe 
und rechtmäßige Nahtommenfchaft, und in dem Falle, 
daß der legte König Leine Töchter Hinterlaffen ſollte, 
auf Denjenigen, den er dazu durch fein Teſtament, ents 
weder unter feinen nächften Verwandten, oder unter 
Denjenigen, die er für die Würdigften, um Spanien 
zu regieren, hält, beftimmen wird. Diefe Beftimmung 
fol den Eortes zur. Beftätigung vorgelegt werden. 


3. Die Krone von Spanien und Indien kann nte 
mit einer anderen Krone auf dem nämlichen 
Haupte vereinigt werden. | 


. 4. In allen Edirten, Gefegen, Verordnungen fol 
Folgendes der Titel des Königs von Spanien feyn; 
Don „x. . von Gottes Gnaden und durch die Conſti⸗ 
tution des Staats König von Spanien und Indien. 


8 ee 7 Spanien. 


5. Der Koͤnig von Spanien leiſtet bei ſeiner Thron⸗ 
befteigung, oder wenn er die Volljährigkeit erreicht, auf 
das Evangelium dem fpanifchen Wolke, in Gegenwart 
der Eortes, des Senats, des Staatsraths und des Raths 
von Kaftilien, den Eid. Der Minifter Staats »Sekres 
tär verfaßt ein Protocol Über diefe Eibdesleiftung. | 

6. Folgendes ift die Eidesformel des Königs: | 

„Ich ſchwoͤre auf die heiligen Evangelien, unfere 
‚heilige Religion zu reſpectiren und refpectiven zu 
machen; die Konftitution zu bepbachten und beobs 
achten zu machen; die Ungetheiltheit und Unabhaͤn— 
gigkeit Spaniens und feiner Befisungen zu bes 
haupten; die „individuelle Freiheit und das KEigens 
thum zu achten und achten zu machen, und einzig 
für das Intereſſe, das Gluͤck und den Ruhm der 
fpanifhen Narion zu regieren.” | 
7. Die Völker von Spanien und Indien leiten den 
Eid in folgenden Ausdruͤcken: 
„Ich ſchwoͤre Treue und Gehorfam dem Könige, 
der Conſtitution und den Gefägen.” 


Dritter Titel. 
Bon der Regentſchaft. 


8. Der ‚König ift minderjährig, bis nach zuruͤckge⸗ 
legtem achtzehnten Jahre. Während feiner Minderjaͤh⸗ 
rigkeit giebt e8 einen Regenten des Königreichs. 

f s 9. Der Regent muß volle fünf und zwanzig Jahre 
aben. | 
10. Der Regent ift, wen der vorige ‘König unter 
den Infanten, welche das durch den vorhergehenden Ars 
tikel fefigefegte Alter Haben, ernannt hat. 

‚414. In Ermangelung einer Ernennung durd ben 
vorigen König, gehört die Regentſchaft dem Prinzen, 
„der, der Erbfolge nach, der entferntefte vom Throne ift, 
wenn cr volle 25 Jahre hat. 

12. Wenn, wegen der Minderjähriafeit des vom 
Throne nad dem Erſtgeburtsrechte entfenteften Prins 
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gen, die Regentfchaft einem Prinzen in näherem Grade 
übertragen iſt; fo fekt der Regent, der die Verwaltung 
diefer Würde angetreten hat, ſolche bis zur Voljährigs 
keit des Königs fort. ı 

13. Der Regent ift für die Handlungen feiner Vers 
waltung nicht perfönlich verantwortlich. 

14. Alle Handlungen der Regentfchaft werden im 
Dramen des mirderjährigen Königs ausgefertigt. 

15. Die jährliche Ausftattung des Regenten wird 
der vierte Theil der Dotationsrente der Krone feyn. 

16. Sm Fall, daß der vorhergehende König feinen 
Regenten bezeichnet hätte, und daß alle Prinzen mins 
derjährig wären, wird die Regentfchaft durch die in eis 
nem Regentfhaftsrathe vereinigten fieben Alteften 
Mitglieder des Senats ausgeübt. 

17. Alle Staatsangelegenheiten werden in einem fols 
Ken Regentfchaftsrathe nah der Mehrheit der Stims 
men entfchieden. Der Minifter Staats-Sekretaͤr führe 
das Protoroll über die Berathichlagungen. 
- 48. Die Regentfchaft giebt kein Recht Über die Pers 
Jon des minderjährigen Königs. | 

19. Die Auffiht über den minderjährigen König ift 
dem Prinzen, den der vorherige König dazu ernannt 
hat, und, in Ermangelung diefer Beftimmung, der Muts 
ter des minderjährigen Königs anvertraut. | 

20. Ein durch den vorhergehenden König aus fün 
Senatoren aüuserjefener Vormundſchaftsrath ift beſonders 
mit der Aufſicht Über die Erziehung des jungen Königs 
beauftragt, und wird bei allen wichtigen, -auf deffen 
Perfon und Haus Bezug habenden, Segenftänden zu Ras 
the gezogen. Wenn der Vormundfchaftsrath von dem 
deßter: Könige nicht ernannt iſt; fo foll derfelbe aus den 
fünf älteften Mitgliedern des Senats beftehen. In dem 
Falle aber, daß ein Regentſchaftsrath da wäre, follen 
diejenigen fünf Senatoren Mitglieder des Bormundichafts: 
raths feyn, melde, nah ihrem Dienftalter, auf diejes 
nigen fieben Senatoren folgen, aus welchen der Regent⸗ 
ſchaftsrath befteht. 


102 Spa 47 
Bierter Titel, 
Bon der Ausfkattung der Krone. 


241. Die Palläfte zu Madrid, Escurial, San Ilde⸗ 
fonſo, Aranjuez, el Prado und alle übrigen, welche ges 
genwärtig zu den Domänen der Krone gehören, mit Eins 
Schluß der Parks, Waldungen, Meiereien und des Eir 
genthums jeglicher Art, ‚bleiben das Vermögen der Krone. 
. Die Einkünfte von diefen Gütern fließen in den Schag 
der Kıone, und wenn fie fih nicht auf die jährliche 
Summe von einer Million harten Piaftern belaufen, fo 
werden andere Güter ald Domänen binzugefügt, bis der 
Ertrag fih auf die erwähnte Summe beläuft, 

22. Außerdem bezahlt der öffentlihe Schatz in dem 
Schatz der Krone jährlich zwei Millionen harte 
Piaſter, und zwar monathlid je ein Zwölftheil ders 
ſelben. 

23. Die Infanten von Spanien, ſobald fie ihr zwoͤlfe 
tes Jahr erreicht haben, genießen einer jährlihen Apas 
nage, hämlid der Kronprinz von 200,000 harten Pias 
ftern, jeder andere Sinfant 100,000, und jede Infantin 
50,000 harter Piafter. Diefe Summen werden aus 
dem Öffentlihen Schatz in die Hände des General, Schags 
meiſters der Krone übergeben. Er 

24. Das Witthum der Königin ift auf 400,000 harte 
Miafter gefeßt und wird ans dem Kronſchatze bezahle. 


Fuͤnfcer Titel. 
Bon den Deamten der Krone. 


25. Die ‚Krone hat ſechs Großbeamten, nämlich 
einen Groß: Almofenier, einen Groß: KHofmeifter ( ma- 
yor domo), einen Groß: Kammerherrn, einen Großs 
Stallmeijier, einen Groß; ägermeifter, und einen Großs 
Eeremonienmeifter. | | 

26⸗ Die Almoſeniere, Ehrenkaplane, Kammerherren, 
Ceremonienmeiſter, Stallmeiſter und Hofmeiſter (ma- 
yor domos) ſind Kronbeamten. | 


\ 
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Sechſter Titel. | 
Vom Staats: Minifterium. - 


27. Es follen neun Minifterien feyn, nämlich 
ein Minifterium der Juſtiz, der geiftlihen Angelegens_ 
heiten, des Innern, der Finanzen, des Kriegs, der 
Marine, von Andien und der allgemeinen Polizei. 

28. Ein Staatsfetrerär, der Minifterrang hat 
fol alle Arten unterzeichnen. 

29. Wenn der König es für gut befindet; fo kann 
er das Minifterium der geiftlihen Angelegenheiten mit 
dem der Juſtiz, und das Minifterium des Innern mit, 
dem der Polizei verbinden. 

— 30. Die Minifter nehmen den Rang unter fih nad 
der Drdnung ihrer Ernennung. | 

34: Die Minifter find, jeder in feinem Verwaltungss 
antheile, für die Vollziehung der Gefege und koͤniglichen 
Befehle verantwortlid. 


Siebenter Titel, 
Vom Senat. 


32. Der Senat fol beftehen a) aus den Infanten 
von Spanien, die. ihr. achtzehntes Jahr erreicht haben; 
b) aus 24 Mitgliedern, die der König aus den Minis 
‚fteen, den GeneralsCapitänen, der See; und Landars 
mee, den Botfchaftern, den Staatsräthen und den Mit 
gliedern des Raths von Caſtilien ernannt hat. | 

33. Keiner kann zum Senator ernannt. werden, der 
‚nicht 40 Jahre zurückgelegt hat. —J 
34. Die Senatoren werden auf Lebenslang ernannt, 
Sie innen der Ausuͤbung ihres Amtes. nur durd ein, 
von competenten &erichtshöfen und in rechtsguͤltiger 
Sorm ausgefprochenes, Urtheil entlegt werden. 

35. Die gegenwärtigen Staatsräche find Mitglieder 
des Senats; neue Ernennungen in denfelben werden erft 
alsdann Statt haben, wenn er bis unter die, im obi⸗ 


— 


u ur a 
gen 32. Artikei beſtimmte Zahl von 24 Pr vermindert 
Haben wird. 


36. Der Präfident des Senats wird vom Konige 
ernannt und aus ben. Senatoren ‚gewählt: fein Amt 
dauert Ein Jahr. 


37. Er beruft den Senat auf einen Befehl des Ks 
nigs, oder auf Begehren einer der Eoinmiffionen, von 
welchen unten in den Artiteln 40 und 45 die Rede 
feyn wird, oder eines Beamten des Senats, für innere 
Angelegenheiten zuſammen. 

38. Im Fall einer ſchon bewaffneten Empörung, 
oder auch, wenn innere Unruhen die Sicherheit - des 
Staats bedrohen, kann den Senat, auf den Vorſchlag 
bes. Königs, die Herrſchaft des conftitutionellen Statuts 
an beſtimmten Orten und für eine beſtimmte Zeit fus 
fpendiren. . Der Senat kann gleichfalls, in dringenden 
Fällen, und auf den Vorſchlag des Königs, jede ans 
dere anferordentlihe Maasregel ergreifen,weiche die Er⸗ 
haltung der oͤffentlichen Sicherheit erfordern koͤnnte. 


39. Es liegt dem Senate eb, uͤber die Erhaltung 
der individuellen und der Preßfreiheit, fobald 
legtere durch Sefeße eingeführt feyn wird, zu wachen. 
Der Senat übt diefen Theil feines Amts nad) der durch 
Die folgenden Artikel vorgeſchriebenen Art und Weiſe aus. 

40. Eine Commiffion von fünf, von dem Senat auß 
feiner Mitte ernannten, Mitgliedern nimmt, auf die 
ihr von den Miniftern gemachte Mittheilung, Kenntniß 
von den in Folge des unten folgenden 134 Artikels 
gefchehenen Verhaftungen, wenn die verhafteten Perfos 
nen nicht binnen einem Mönathe vor Gericht geftellt 


worden find. Diefe Commiffion’ heiße Senatorials 


&ommiffion der individuellen Freiheit, 

41. Alle Perfonen, die verhaftet und binnen einem 
Monate nad) ihrer Berhaftung nicht vor Gericht geftelle 
morden find, können unmittelbar ſelbſt, oder durch ihre 
Verwandten oder Repraͤſentanten, im Wege der Peti— 


‘sion, an die Senatorials Sommiffion -der inbinjonchen 


Freiheit fih wenden. 
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43. Wenn Se Sum om daft: Hält, daß die Aber 
—5 — nach retlirung gedauerte gefängliche 
cht durch — gerechtfertigt wird; 
| 4 ide fie den Miniſter, welcher die Arretitung ans 
sed et hat, die ver aftete Perfon in Freiheit zu ſetzen, 
‘der Verfluigung des competenten Gerichts iu 
überlaffen. _ 
1; AB. Wenn diefes Erfuchen dreimal innerhalb eines 
Vbneis Start gehabt Hat, ohne daß die —— Per⸗ 
= in Freiheit geſetzt oder den ordentlicheh Gerichten 
eben Werden tft: fo trägt die Commiſſton auf cine 
ammlung des Senats an; der durch den -Präfidens 
ten gr wird, und wenn Urſach dazu vors 
—— äft, folgende. Erklaͤrung von ſich giebt. „Es find 
en vorhanden, daß N** willkuͤhr lich 
ee Praͤſident uͤberbringt dem : Könige 
—— —— —— des Ben ni 
44 Diefe Berathſchlagung wird, mad’'den’ Befehlen 
des Könige, dukch eine ans den Sections Wrdfidenren 
des Staatsraths und aus fünf Mitgliedern des Raths 
von Eaftilien beſtehende Commiſſton geprüft. 

45. Eine von dem Senat aus feiner Mitte ernannte 
Eommiffion von 5 Mitgliedern, ift beauftragt, über die 
Drebfeeiheit zu. wachen. “Die Werke ;- dier Abonnes 

e: und periodiſch erfchienen, gehören nicht im 
den Wirkungskreis diefer Commiſſion, weiche Senatos 
sialsCommiffion der Preßfreiheit heißt. 

-46..Die Verfaſſer, Drucker oder Buchhändler, wel 
Ge Urfahe zu haben glauben, ſich über Hinderniffe zu 
beklagen, die man der Erfheinung, oder dem Umlaufe 
neh, gH in den Weg: gelegt hat, Finnen, unmittel⸗ 

Wege der Petition, an die Senatorial; Com⸗ 
eh der Preßfreiheit ſich wenden. 

47. Wenn die Commiffion glaubt, daß die Kinder; 
niffe nicht durch das Staatsintereffe gerechtfertigt wer⸗ 
den; fo erfuchr fie den Minifter, der den Befehl dazu 
gegeben hat, denſelben zuruckzunehmen. 

48, Wenn dies Erſuchen dreimal innerhalb eines, 
Monats Start gehabt hat, und die Hinderniffe fortbe⸗ 
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ſtehen; ſo traͤgt die Commiſſion auf eine Verſammlung 
des Senats an, der durch den Praͤſidenten zuſammen⸗— 
berufen. wird, und, wenn Urſache dazu da ift, folgende 
Erklärung von fich giebt; „Es find ftarfe Vermuthun— 
gen vorhanden, daß die Preßfreiheit verlegt worden iſt.“ 
Der Präfivent Überbringt dem Könige die motivirte Des 


rathſchlagung des Senats, 


- 


.. 49... Diefe ‚Berathichlagung wird, auf den Befehl 
des Könige, duch eine hack Maasgabe des 44. Arti⸗ 
kels zufammengefegte Commiſſion geprͤtf 6 
50.Die Mitglieder der Senatorial⸗ Commiſſionen 
werden. von ſechs zu ſechs Monaten zum sten Theile 
BENEUCHEn.. nit wer ons | tt Bo 

51. Die Verrichtungen, ſowohl der VBerfammlungen 
zur Ernennung der Deputirten der Provinzen, als der 
Municipalitaten zur Ernennung der Deputirten der Staͤd⸗ 
te, koͤnnen, wegen Werfaſſungswidrigkeit, nur von dene 
Senat, in einer auf Antrag. des ‚Königs ‚gehaltenen, Ve⸗ 
rathſchlagung, für, ungültig erklaͤrt werden. 5 ns. 


— ha 
41— 729 


Achter Kiten- in ned 
Te Se en 
2. Es giebt einen Staatsrath unter dem Vol⸗ 
ſttze des Könige.” Er beſteht ans wenigſtens dreißig une 
hoͤchſtens fech ig Mitgliedern, und wird: in 6 Seclionvn 
eingetheikt‘,‚neinlich: Section der Juſtiz und. der "gell 
en Atgefegenheiten; des Innern und der Gäherafpolis 
jei, der Finanzen, des Kriege, des Seewelendjränd Sie 
indiſche Sectio . ER ap... TEE DE EEE TEE, tapnfise 
33. DE Kronprinz kann den Sigungen des Seäatb/ 
raͤths beibohnen, wenn er das Alter’ vor 15 "Jahren 
a ⏑ 36 
54. Die Miniſter der raſtdent de& HarhE von 
Eaftilien find von Rechtspegen Mitglieder, des Staats⸗ 
raths; fie wohnen feinen Sigungen. bei, höre zu kei⸗ 
Section, und werden bei der in dem obigen Yusitel 


——— 
—S———— nicht SEHEÖRE- 0. 58 ara. 
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35. Sechs Deputirte aus Indien ſind — indiſchen 
Section zugegeben mit conſultativer Stimme und auf 
gleichfoͤrmige Art, wie ve der Art. 95. Titel 10. 
heſtimmt. 
56. Es ſollen bei * Staatsrathe KeguetenMei 
fer, a und. Confulenten ſeyn. 

57. Die Entwürfe von Eivils und Criminal: Ges 
fegen und die allgemeinen Staatsverwaltungs s Anords 
nungen werden von dem Staatsrathe erwogen und — 
gefaßt. 

58: Er erkennt Aber die —— F&ireitifeie 
zwiſchen den verwaltenden und richterlichen Behörden, 
ber ftteitige Verwaltungsfächen, ünd wern Beamte der 
Gtaatsverwaltung vor Gericht gezogen werden follen. 

59. Der‘ Staatsrath in ‚feiner Eigenſchaft hat nur 
sonfultative Stimme. 

“60. Wenn die koniglichen Decrete über Segenftände, 
die zu den Befugniffen der Cortes gehören, im Staats⸗ 
sathe erörtert worden find; fo haben fie ———— bie 
zur naͤchſten Verfammiung der Cortes. — 


Neunter Titel. 
Von den — 


61. E⸗ ſollen Eortes oder eine National⸗Ver⸗ 
fammläng ſeyn, beſtehend aus 172 Mitgliedern, und 
abgetheilt in drei Baͤnke, naͤmlich: die Bank der 
Seiſtlichkeit, die Bank des Adels, die Bank 
des Volks. Die Bank der Geiſtlichkeit hat ihren 
Platz rechts des Thrones, die Bank des Adels lints/ 
die Bank des Bold gegenüber. 

62. Die Bank der Geiftlidfeit beſteht aus 25 
Erzbifchöfeh und Bifchöfen. _ 

63. Die Bank des Adels befteht aus 25 Adelis 
den, welche Sranden der Cortes betitelt werden. 

64. Die Bank des Volks hefteht a) aus 62, Des 
zutirten der Provin zen, ſowohl von Spanien als von 
Indien; b) aus 30 Deputirten des, Ganmhänte; e) 
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aus 15 KRaufr Handels: und Gewerbsleuten; d) 
äus 15 Depntirten der Univerfitäten, Gelehrten, 
oder durch ihr perfönlihes Verdienft in den Wifs 
fenfchaften oder in den Künften ausgezeihneten Männern. 
65. Die Erzbiſchoͤfe oder Biſchoͤfe, aus denen die 
Bank der Geiſtlichkeit beſteht, werden duch einen. mit 
dem guoßen Staatsfiegel:gefiegelten Beftallungsbrief zum 
Mange der Mitglieder der Cortes erhoben. Sie können 
der Ausübung ihres Amtes nicht anders als -in Folge 
eines von den rechtmäßigen Tribunalen und in den ges 
börigen Formen gefällten Urtheilen beraubt werden. 
66. Die Adlichen.,müffen, um zum Range der Gran⸗ 
den erhoben zu werden, ein Einkommen von wenigſtens 
zwanzigtquſend Piaſtern beſitzen, oder in Civil⸗ und Mi⸗ 
itär : Stellen lange und wichtige Dienfte geleijtet haben. 
ie werden durch einen mit dem großen Staatsjlegel 
geegelten Beftallungsbrief zum Range der Granden der 
Cortes erhoben, und koͤnnen der Ausuͤbung ihres Amtes 
——— ais in Folge eines von den rechtmaͤßigen 
Ibunalen und in den gehörigen Formen gefällten Urs 
theils beraubt werden. “ | | Zi 
67. Die Deputirten.der Provinzen von Spanien 
und den anliegenden Inſeln werden von den Provinzen 
ernannt, fo daß Einer“ auf ungefähr 300,000 Einwohs 
ner, kommt. Die Provinzen ‚werden zu dem Ende in 
Wahlbezirke eingetheilt, welche die nöthige Bevoͤl⸗ 
kerung ausmachen, um das Recht zur Wahl eines: : Des 
putieten zu haben. 2223 Hill 
68. Die Verfammlung, die zur Wahl eines Depus 
tirten des Bezirts fchreiten, ſoll durch ein Geſetz der 
Eortes organifirt werden, und bis dahin beſtehen: a); 
aus den AÄelteſten der ‚Bewohner jeder Gemeine, die 
wenigftend 400 Einwohner hat, ‚und wenn in dem Bes 
ai nicht 20 Gemeinden von diefer Bevölkerung find, 
o werden die geringeren Bevoͤlkerungen vereinigt, "um 
von 100 Einwohnern einen Wähler zu liefern, der ums‘ 
ter den älteften Bewohnern jener der befagtöh- Gemein⸗ 
den durch das Loos gezogen wird; b) aus den aͤlteſten 
dee Pfarrer in dem Hauptgemeinden des Bezirks, wels 
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che Gemeinden auf die Art, ‚bezeichnet werden, daß die 


ER den geiftlihen Wählen ‚nicht das Drittel. der. ganz 


zen. Zahl der Muslieder ven des Berfanpmlungen Übers 
Reigt. i 
- 69. Die Bahtverfammlungen dürfen. nicht. anders 
zufammen kommen, als auf ein koͤnigliches Einberufungs⸗ 
ſchreiben/ das den Ort und den. Gegenſtand der Zufams. 
menfunft, und den Zeirpunct des. Eroͤffnens und des 
Schlieſſens der Verſammlung beſtimmt. De Präf dent 
wird vorn Könige ertiannt. 

70. Die "Wahl der Depntirten der Merbien ſoll 
der hiernaͤchſt Art. 93. Tit. 10 angegebenen Vorſchrift 
gemaͤß vorgenommen werden. — 

Ai Die Deputirten der Haupekädte werden von 
den unicipalit ten jeder EB Städte; ernannt. 

72. Die Deputirten. der Provinzen und der ‚Städte 
koͤnnen nur: unter den ‚Eigehthäriern von Seimdgltern 
gewählt werden · 

73. Die 15 Kauf⸗ und“ Kandetsiehte weiden aus 
u Mitgliedern der Handelskaͤmmern und den reichſten 

und angeſehenſten Kauflemen des Konigreichs gewaͤhlt; 
ſie Werden vom Könige ernannt, nach einer ·von jodem 
Hande lsger icht · und! joder —5* kammer gemachten Vor⸗ 
ſchlags liſte von 15 Individuen. Das Brei see 
und, die Handelskammep mereinigen ſich in jedeen Stadt, 
um, gemein chaftlich 2* Vorſchlagsliſte zu machen. 

74 DIE Deyutirten der untverſitaten/ gelehrte und 
durch ihr perſoͤnliches Verdienſt in: den. Wiffenfchaften 
oder in den Künften ausgezeichnete Männer, werden 
se m Könige ernannt, nad einer Lifte, a)-von 15 

daten,” die der Rath von Kaftilien, b) von 7 Kan⸗ 

sn en, die ‚jede dei Univerft itaͤten des aa vor⸗ 
ſchlagt. | 2 
+15. Die- Bank des Volks wird für jede Seffi ion etz ; 
neuert.. Ein Misglied der Volksbank kann für die naͤch⸗ 
fie Seffion wieder gewählt ‚werden ;; aber, wenn es. zwei 
Seflionen nach einander. beigewohnt hat, kann es erſt 
nad) Verlauf, von drei jahren neuerdings amp ‚Werden, . 
Dritter Banb. 


Li 
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26 Die Cortes verſammeln fi auf eine ivom RE): 
nige verfuͤgte 'Sufammenberufung; fie Fönnen nur von 
ihm vertagt, prorogirt und aufgelbſet werden; ſie werden 
wenigſtens aller drei Jahr einmal verfammier. Nef 


7. Der Präfident, der Cortes wird’ von dem Koͤ⸗ 
nige ernannt aus” drei Kandidaten, welche von den Cor⸗ 
tes durch ‚geheime Wahl "und mir — Stimmen ⸗ 
mehrheit gewählt worden. 


— 3334M « 
Ar Hdahe. 2 


78. — Eröffnung jeder Saiten y —— * Koss, | 
tes a) 3, Kandidaten für, die Präjidensenfielle,; b) 
espräfibenten ad 2 Seftetäte,-c),4 — ee 7 
reh jede aus 5 Mitgliedern beſteht, nämlich die nnd 2 
fin, der * Pi Innern. der Finanzen und, für Inr 

Dis Yen :Afident ernaunt Mail: führe, das ‚Atefte, 
e "ne en" Bde den Borfig. 


— — ‚Die, Viceprã ibenten erſeben den. Plaſit identen 
im Fat der Abwefenheit und. Rerhindering,, u zwar 
nach der Ordnung ihrer Ernennung, 


80. ‚Die, Sigungen der Eortes find nicht. Michse 
lich, md ihre Beſchluͤſſe werden. nach der. ahfehıtem;: 
dehrheit ‚ber, einzelnen, entweder quf namentlichen Auf⸗n 
— oder auf —* — aſammeiten Stimmen 
Hr aßt. N ——— do 


81 Die Meinnn en pn Deratäe, ‚Hätten weder" 
bekannt gemacht‘ noch gedruckt werden. Jede Bekannte* 
machung durch, Druck. oder Anſchlag vor” Seiten der 
Verſammlung der Eortes ; oder. eines ihrer Ritglieder, 
wird als eine: auftuͤhreriſche Handlung augeſehen. gr 


82. Das Beten beſtinimt voli drei zu drei ae abe 
den Betrag der jährlichen. "Einnahmen und. 

des Staats. Diefes Geſetz fol von’ den Sn, jur 
Staatsraths vor. die Cortes zur Berathſch⸗agung üh 2 
Genehmignng. gebracht werden; Die’ ſowohl in dem buͤr⸗ 
gerlichen und peinlichen Geſetzbucht, als, in dern Aufld 2 
Syftem’ und Bern‘ Muͤnzweſen zu tmachenden Veraͤn 
rungen ſollen auf gleiche Weiſe vor die Cortes zur Ber’ 
rathſchlagung und Wenehmigung gebracht Werden: ae 


ra. al 


N 
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83. Diet Geſetzesentwuͤrfe ſollen vorlaͤufig von den 


Sectionet des Staatsraths Den ibei:Erdfinungisdeni Sefd 


ſion ernannten reſpectiven — der Cortes mit⸗ 
* werden. +. PR 
‚84: Die: nach den gersäßnlicen Einnahmen: und Aua⸗ 
sihen eingerichteten, ı und. jedes: Jahr dutch: den Druck 
oͤffentlich bekannt gemachten Finanz Nedmungen werden 
a ‚den Finanz; Minifter den, Cortes uͤbergeben, wel⸗ 
et Misbrauchẽ die ſich in, der Apminifrasien, einß 
— haben’ moͤgen, die Vorſtelungen ac FE 
neu, welche‘ fie, für gut finden. \ mn 
85., Im Sale, daß die Cprtes, ‚erhebliche, and. ber = 
3 Klagen über das Deizagen eines Miniftersiwors, 


Abringen haben, wird ‚Die De Bess iefe» Klagen. 


und. dien, Auseinanderfegung ihrer, —— Inde - enthält, 
wenn fie befchloffen iſt, durch gine 1yBor, den; 5 
von gebracht, . ‚ Dplagte —— Aug A, efeh J des 
ing von, einer, aus figben - Hin BR, Teche, E 
—J— * 

ifucht 


vor die Cortes 3* — * 

ung gebrachten Verordaungen d48. Königs. follen, 
mit, der, oxmnel: mit, Sinvackanhnns —* Coreg 
End. sem „werden. 1,7 I ⏑ ——— 
ER wunle ;% tn an Vann 


105374 — —8 — zieht, a 20 temmai do $ 


— des Fothf von Fa 





Sen baniſchen Königreigen ı und — 


zen in America u und ‚Alien. aD do 


87. ‚Die, ſpaniſchen ae und Provinz en dam 
America: amd Aſien ſollen die namlichen Begte) 
wie dag Mutrerlanid genießen. J ud sol | 
88. Alle Arten von Kultur!? und Induſtrie ſollen? in 
gedachten Königreichen ynd Provinzen. fyei ſeyn. 
89. Der wechſelſeitige Handel eines Köwigreichs oben 
einer. Provinz mit einem ‚oder einer andern, und: akes 
gedachten een und ——— mit dem Mutter⸗ 
lande iſt erlaubtai. el ae = 20 


J 


+ 
9. ⸗ 2 . 
: r * 
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299. Eo darf kein befonderes Ausfuhr, oder. Einfuhr⸗ 
Privilegum: nach Sroaditen BERN oder; re 
Statt finden... ad 

94. Gedachte Königreiche und Provitgen haben bei 
der Regierung beſtaͤndigenDepuſtirte, die beauftragt 
‚find, für ihr Intereſſe zur ſorgen, und als ihre Repraͤ⸗ 
fentanten: der Verſammlung der. Cortes beizuwohnen. a 


92: Dieſe Deputirten fin) 22 an der Zahl, name 
ih 2 für Neu : Spahii ien, 3 für Peru, 2 für daß: Kbr 
nigteich Granada, 2 für Buenos Ayres, A für die phi⸗ 
lippiniſchen Snfeln, 4 für die Inſel Cuba, 1. für die‘ 
Inſel Puerto:Rico, 4 fur die Provinz Wetezuela, „4 
für Tarraccas, 1 für Dutito; 1 für Chili, 1° v Esch 
4 für Guatimala, 4 fuͤr Yucatan, 1 für Onndäldinee,. 
4 für die weltlichen "und 4 für. die öftlichen inneren Pro⸗ 
vinzen von Neu: Spanien. a 


93. Diefe Depufircet werden von den Municipalis 
täten, derjenigen Gemeinden gewählt, welche dazu. von! 
den Viee-Koͤnigen und SenerälsCapitäne in. ihren Amts⸗ 
bezirken beſtimmt werden. Sie koͤnnen nur aus den 
Eigenthumern liegender Gruͤnde, die im den betreffend 
Gebieten‘ geboren’ find‘, gewaͤhlt werden.“ Jede ae 
eipalität - wähle "einen "Mann "durch rer eig > 
Die Ernennungsacte wird dem Viee⸗Koͤnigte oder 
neral: Kapitän uͤberſchickt. Derjenige, für melden ſich 
die Stimmen der groͤßten Zahl von: Gemeinden vereinis 
gen, ift zum Deputirten zu ernennen. . Wenn bie Prime 
menzahl gleich ift, fol das Laos entfeheiden. en 


94. Diefe Abgeordneten bekleiden ihr Amt 8 Jahre 
lang: Sollten aber, nach Ablauf derfelben „ihre Nach⸗ 
folger noch nicht in Spanien angekommen ſeyn; fo ſetzen 
ſie ihre Amtsgeſchaͤfte als Deputirte ſo .. — ni 
fie von andern abgelöfet: werden 
985. Aus den Mitgliedern dev Deputation der‘ ſpa⸗ 
niſchen Koͤni e und Provinzen in America und Aſien 
erlie ſet der Koͤnig 6 Deputirte, welche dem Staatsrathe,⸗ 


und zwar der Abtheilung von Indien, beygefuͤgt werden. 
Sie haben eine —— — Stimme bei allen An⸗ 
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selegenheiten, welche die ſpaniſchen Koͤnigreiche und Pro⸗ 
vinzen ſowohl in Amertes als in Aſi ien betreffen, 


Eilfter Titel. 
Von der Gerichtsordnung. 


96. Spanien und Indien ſollen nach einem “au 
gen Eivil:Gefegbuche regiert werden. 

97. Die Gerichte find unabhängig. 

98. Die Gerechtigkeit wid im Namen des Königs 
duch Gerichte und Tribunale, die von ihm eingefegt 
werden, verwaltet. Dem zu ‚Folge find ale mit beſon⸗ 
deren Befugniffen verfehenen | ribunale, alde grumds. 
hberrliche und beſondere Gerichtsbarkeiten 
— 

99. Die Nichter werden vom Könige ernannt. 

400. Die Abfegung eines Richters kann nur mach 
Be durh den Präfidenten. oder Generals 
Procurator des Raths von Kaftilien eingereichter, Anz 
klage Statt haben. Die Berathfchlagung nebſt Gruͤn⸗ 
‚den dieſes Raths muß dem. Ringe zur Veſtaͤtiguns vor⸗ 
gelegt werden. 

101. In der GerihtssOrdnung follen eingefeßt. fen: 
Friedensrichter, welche ein guͤtlich ausgleichendes Ge: 
richt Bilden; Gerichte erfter Inſtanz; Appellations : es 
tihtsftellen; ein Caffationshof für das ganze Königreich, 
und endlich ein koͤnigliches Obergericht. 


102. Jedes Urtheil, das in letzter Inſtang gefället 
worden, wird volllommen- und gänzlich vollzogen. Es 
kann vor Beine andere Gerichtäftelle gebrachte werden; es 
fey denn, daß es von dem Kaffations; Gericht als uns 
gültig vernichtet worden wäre, 


105. Die Zahl der Gerichte erfter Inſtanz foll nah 
ten Bedürfniffen der. Dertlichkeit beftimmt werden. Die 
Zahl der Appellationgs Gerichte, die auf dem gefammten 
Umfange von Spanien vertheilt ſind, — wenigſtens 9, 
und hoͤchſtens 15 ten. | 


2 nat... - Spanien 


404: Der Rath von Kaſtilien verrichtet die Dienſte 
eines Caſſations⸗Gerichts; er erkennt über: Appellationen 
wegen Mißbraͤuche in kirchlichen Angelegenheiten; er 
erhaͤlt einen Praͤſidenten und Vice-Praͤſidenten. Der 
Praͤſident iſt von Rechtswegen Mitglied des Staatsraths. 

108 Bei dem. Nathe von Kaftilien mird ein koͤnig⸗ 
Jicher curator, und fo viele Subftituten defjelden, 
Ws zur —E der Geſchaͤfte nothwendig ſind, an⸗ 
geſtellt. 

106. Das peinliche Gerichtsverfahren ſoll dffent« 
Aich Teyn: "Die Einfuͤhrung des Verfahrens durch Ges 
ſchwoörne wird der erften Verfammlung der Cortes zur 
| Berathſchlagung und Genehmigung vorgelegt werden. 
| 407. Segen alle‘ peinliche Urtheile kann das Nechtds 

mittel der Caſſation ergriffen werden, und zwar bei dem 
Rathe von Kaſtilien für Spanien und die umherliegen⸗ 
den Inſein, "und bei der Civil: Sertion der Prätorials 
Audienzen:für Indien; zu dieſem Ende Wird die Aus 
dienz als Praͤtorial⸗Audienz conftimire. 

408. Ein Eöniglicher - hoher Gerichtähef hat die bes 
fondere Erkenntniß über perjönliche Verbrechen von Mits 
"gliedern: der: Eöniglichen "Familie, von Miniftern, Sena⸗ 
‚toren und Staatsraͤthen. 

"46B: Gegen ſeine Beſchluͤſſe hat kein Rerurs an 
das Caſſations⸗Gericht Stait; fie Finnen nicht vollzos 
‘gen werben „ale nad. Hergängiger unterzeichnüng duich 
den: König. no 

110. Der Oberhof: Gerichtshof befteht "aus den 8 
zaͤlteſten Senatoren, aus den 6: Sedtiöns «Präfidenten 
des Staatsraths, and dem Präfidenten und den“ * 
Wice⸗Praͤſidenten des Raths von Kaſtilien · 
111. Ein auf Bfehl des Konigs den Cortes zur 
Berathſchlagung und Genehmigteng‘ vorzulegendrs Geſetz 
amirdi' den weiteren Wirkungskreis und die. Drganifarion 
„des hahen koͤniglichen Gerichtsholes Seht, and ‚feine 
Thaͤtigkeit reguliren. * 

AN DaS! Bagna digungsreht kommt dem br 
nigc allein zu, der ed, nad) Anhörung des Juſtiz⸗ Mi⸗ 
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niſters, im einem, aus ‚zwei Miniſtern, zwei Senatoren, 
zwei Staatsraͤthen, und zwei Mitgliedern des Raths 
von Kaſtilien beſtehenden, geheimen Rathe ausuͤbt. 
1148. Für das: ganze Königreich. ſoll nur Ein Han⸗ 
dels⸗Coder Statt finden. | 
1144. In jeder großen SHandefsftade fol nur Ein 
‚Kandelögericht und eine Handels/Junta Sort en 


awölfter Titel. 
Bon der. Verwaltung der Finanzen. 


415. Die Vales, die, Juras und die ‚Anleihen jeder 
Art, die feierlich anerkannt worden, find befnieio als 
National⸗Schuld conſtituirt. 

116. Die Zoͤlle im Innern von einem Beirke und 
von einer Provinz des Reichs in die andere‘ find in 
Spanien und Indien aufgehoben; die Zölle werden anf 
bie Sees und Landgrenzen verlegt. 

417. Das Auflage: Spftem ſol im gauzen Koͤnig⸗ 
‚reihe gleich ſeyn.“ 

448. Alle bis jetzt ‚Heftantene‘ Privilegien 
fir beföndere Corporationen oder für Pri— 
wars Perforen find‘ anfgehoben. Es wird indefs 
"fen eine Enefhädigung für die Aufhebung derjenigen 
Privilegien (die der ZYZurisdietion ausgenommen) zäges 
fanden ‚die: mit Aufopferungen (Titulo oneroso) ers 
-wörben worden find. Diefe. Entfehädigung wird inners 
halb wings- Jahres durch eine, pom * ansgegans 
gene, Verfügung regulirt werben. | Ä 

419. Der öffentliche Schatz iſt von: dem Sronfäas / 
 verfehieden und abgeſondert :. 

- 420. Der öffentlihe Schag hat einen Generaldirec⸗ 
tor der jedes Jahr uͤber Einnahme und Ausgabe nach 
den verſchiedenen Rubriken Rechnung ablegt. 

121. Der Generaldirector des oͤffentlichen Schatzes 
wird von dem Koͤnige ernannt; er ſchwoͤrt in die Haͤnde 
des Koͤnigs, keine Verſchleuderung der oͤffentlichen Gel⸗ 
der zu dulden, und; keine Auszahlung zu geſtatten, als 


194 ruät ln... &pänien. 


in Gemäßpeit ‘der für dic Ausgaben des Sit nase 
gehabten Ereditbewiligungen. 


122. Ein Generaf Rechnungshof‘ prüft un iſchei⸗ 
det definitiv uͤber die Rechnungen aller — 
tigen. 

123. Die Ernennung zu allen Aemtern zebahrt dem 
Könige, oder denjenigen Staatsbehoͤrden, welchen. fie 
durch Geſetze und RL anvertraut ift. 


Dreizehnter Ziten 
Allgemeine Verfügungen. * — 


124. Es foll auf owige Zeiten eine offenfine ‚und des - 
fenſive Allianz ‚zu Waſſer und zu Lande zwilchen Frank— 
reich. und Spanien beftchen; ein befonderer Vertrag fol 
das Eonpingent befiimmen, das. ‚jede der beiden. Mächte 
zu Waffer und zu Land im Fall. eings Krieges ftellt. 


4125. Fremde, die dem Staate wichtige Dienſte leis 
fteten, oder durh Talente, Erfindungen und! Gewerb⸗ 
‚fleiß. nuͤtzlich werden können, „fo wie, auch diejenigen, 
welche große ‚Erabliffements. errichten, oder fo vieles 
Landeigenthum erworben haben, daß fie dafür jährlich 
60 Piaſter an Abgaben. entrichten, können in Spanien 
‚die Naturalifation ald Bürger erlangen. Ä 


Der König ertheilt dies Recht auf einen Bericht des 
Minifters des Innern, nah Anhörung des Staatsraths. 


126. Das Haus eines jeden Einwohners auf ſpani⸗ 
ſchem und indiſchem Grund und Boden iſt ein unvers 
letzbares Aſylz nur am Tage. kann man daſſelbe bes 
treten, und das Geſetz beſtimmt die: Urſachen, warum 
man Einlaß begehren: kann, oder, auch. ein vom. der oͤf⸗ 

fentlicen Behoͤrde erlaſſener Befehl. 


127. Keine" auf ſpaniſchem und indiſchem — 
und Boden wohnende? Perſon kann verhaftet werden, 
es ſey denn, daß ſie mitten in der Begehung des Ver⸗ 
brechens ertappt wuͤrde, oder daß eine geſetzmaͤßige und 
ſchriftliche Ordre dazu vorhanden wäre. 


| 


Conſtit. fee Hapolson v. 6. Jul. 1808. 25 


4128. Soll ein Verhaftsbefeht vollzogen werden; fo 
"muß a) die Urſache der Verhaftung darin foͤrmlich aus. 
gedrädt und das Geſetz angegeben feyn, das fie verords 
net; b) muß cr von einer Behörde kommen, der das 
Geſetz foͤrmlich diefe Macht gegeben hat; ec) muß er 
der Perfon, die der Gegenſtand deffelben iſt, bekannt 
gemadt und ihr eine Abſchrift eingehändigt werden. 


129. Kein Kerkermeifter oder Gefangenwärter kann 
ärgend eine Perfon aufnehmen, oder bei- fih behalten, 
wenn er nicht das Verhaftungs-Decret in feine Regis 
fter eingetragen hat. Diefes muß ein in den, durch 
den vorigen Artikel vorgefhriebenen, Formen gegebener 
Befehl, oder eine Ordonnanz zur Gefangennehmung, 
—— ein Anklage⸗Oecret, oder ein 1 richterliches Urtheil 

eyn. 9J 


130. Er iſt auch verpflichtet, ohne Widerſpruch er 
mag Befehl haben von wem er. will, die Perfon, welche 
ſich bei ihm in Verhaft befindet, der. Magiftratsperfon 
zu zeigen, die mit der Polizei der GrtanamiNe u 
tagt iſt, ſo oft diefe es verlangt. 


431. Den Verwandten und Freunden des Berfafie 
‚teten kann die Vorſtellung des Gefangenen nicht verwei⸗ 
gert werden, wenn fie einen Erlaubnißfchein des Civil: 
‘Beamten mitbringen. Nur ein befonderer, dem Kerkers 
meifter oder Gefangenwärter durch den Richter: zugekom; 
mener, Befehl kann bas Geheimhalten des Gefangenen 
vechtfertigen. 


132. Alle diejenigen, die durch das Geſetz nicht bes 
vollmaͤchtigt find, Verhaftungsbefehle zu erlaſſen, und 
dennoch irgend ein Individuum verhaften oder verhaften 
laſſen, ferner alle diejenigen, welche, auch im Fall die 
Verhaftung geſetzmaͤßig geſchehen iſt, einen Gefangenen 
an einem nicht oͤffentlich und geſetzmaͤßig als Gefaͤngniß 
anerkannten Ort aufnehmen und aufbewahren, endlich 
alle Kerkermeiſtet und Gefangenwaͤrter, welche gegen 
die Verfügungen der drei legten Artikel handeln, mar 
: hen fih des Verbrechens: einer. willtührkchen — u 
haltung ſchuldig. s 


‘ 
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488: Die, Folter iſt abgeſchaft; jede bei Verhaftun⸗ 
‚gen und. Ererutionen..angewandte Strenge, wozu das - 
Geſetz nicht befonderd autoriſirt, iſt ein Verbrechen. 


454: Gelangt es zur Kenntniß der Regierung, daß 
eine Verſchwoͤrung gegen den Staat im Werke iſt; ſo 
kann der Polizei⸗-Miniſter Befehle ergehen laſſen, die 
Urheber oder Theilnehmer zu vekhaften.. 
135. Alte. gegenwärgig ‚befichenden Sibei +: Commiffe, 
Majorate oder Subſtitutionen auf Guͤter, welche ‚meder 
‚einzeln, noch durch die Vereinigung mehrerer Fidei⸗Com⸗ 
miſſe, Majorate oder Kubſtitutionen aufvdem- nämlichen 
Haupte jaͤhrlich 5000, harte Piaſter eintragen, find abs 
geſchafftz nur dem gegenwaͤrtigen Beſitzer kommen fie 
noch zu gut, in der Folge fallen fie in die Klaſſe der 
‚Freien Güter 1 Fe 4 | 
436. Jeder Befiger von Stern, auf. Welchen ger 
genwaͤrtig : FideisCommiffe, Majerate oder. Subftitueios 
men. haften... die, jährlich mehr als 5000 harte Piafter 
einbringen, kann, wenn: er. .es für. dienlich Halt; : vmdans 
gen, Be, „Dicht ‚Güter ‚frei gemacht werden möchten, 
Der König wird die dazu nöthige Erlaubniß fchriftlich 
"ertheilen. = — | 2 u “4 E — DR danen : 
137. Jedes Fidei:Commiß, Majorat oder Subftitus 
«ion, die. gegenwärtig exiftirt, und am. und für. fi oder 
in Vereinigung mit mehreren. anderen: Fidei sCommiffen, 
Majoraten oder Subftitutionen auf einem und demſel⸗ 
ben Haupte ein jaͤhrliches Einfommen von mehr als 
20,000 harten Piaftern giebt, Toll. in ein Kapital. vers 
wandelf werdet, dad die genannte Summe rein hervor⸗ 
Bringen wird.. ‚Die Güter, welche noch über gedashtes 
"Kapital vorhanden find, fallen in die Klaffe‘ dei freien 
Guoͤter zuruͤck, und bleiben noch ferner im Beſitz des 
‚gegenwärtigen Eigenthümers. . | ER | 
12338. In dem Zeitraum eines Jahres wird die Voll: 
ziehung der in den drei, vorhergehenden Artikeln. enthals 
‚senen Einrihtungen durch eine königliche Verordnung 
regulirt werden. Ä a 


+ 
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29. Es darf kein Fidei /Commiß, kein Majorat 
der Subſtitution gemacht werden, es ſey denn, daß der 
König ſolche wegen geleiſteter Dienſte und um die den 

Familien ertheilten Würden zu erhalten, durch Patents 
2briefe bewillige. In keinem Falle kann die jährliche 
Rente dieſer Fidel: Commiffe, Majorate oder Subftitus 
tionen 20,000 harte Diafter- uͤberſteigen, aber auch nicht 
weniger als 5000 betragen.. en 


"Des gegenwärtig beſtehenden Adels follen mie 


ihten refpecfiven Unterſcheidungen beibehalten wets 
“den, ohne ‚jedoch ‚yon den öffentlichen Laften und Betz 

Aitelpafsiten zu Pefreikal, ni. ohne daß es Hinführo je— 
est exforderlich ſeyn ſoll zum * ‚zu gehören, um 
zu einer weltlichen oder geiſtlichen Stelle bez 
eufen- zu werden „oder: um eineit Grad in der Ar⸗ 
mec oder bei der Flotte zu erhalten. Geleiſtete Dienfte 
und Talente find die einzigen Gründe, um auf Bes 
förderungen Anſpruch machen zu können, ° - 
ER Nur ein gebobner oder naturaliſtrter Spanier 
kann ein, Civil⸗ ‚oder geiſtliches⸗Amt auf dem ſpaniſchen 
Gebitte erhalten. 

142. Die Dotationen der verſchiedenen Ritterorden 

muͤſſen von ihrer urſpruͤnglichen Beſtimmung nicht ges 
trennt werden, wetche in Belohnungt der dem Staate 
geleiſteten Dienfte, beſteht. "Gm, feinem Fall „fol eine 
„and dieſelhe Perſon, mehrexe Commanderien befigen. 


Au 143Die gegenwaͤrtige Conſtitutionsurkunde ſoll nach 
und nachn durch koͤnigliche Detrete oder Edicte in Voll⸗ 
giehung gebracht, werden, ſo daß ‚alle Auerdnungen der⸗ 
„gelben ‚nor dem 4 Januqr 1813 vollzogen ſeyn muͤſſen. 


— 444 Die befonderen Conſtitutionen der. Provinzen 

von Navarra, ——— Alava ſollen 
der. erften. Verſanimlung der Cortes vorgelegt werden, 
damit ſie in Betreff derfelbin befchließe, was“ fie Für 
das Intereſſe der gedachten Provinzen und für das der 
: Mation-am angemeffenften Halten wird. + my 


ws 1: Spanien. 


1465. Zwei Jahre nach Einführung der Conſtitntions⸗ 
urkunde fol die Preßfreiheit Statt haben; und ein: von 
‚den Cortes in Heberlegung genammench Geſetz dell fie 
organiſiren. Kur. 

4146. Zur Zeit der erſten Berfammlung, wilde auf 
‘das Jahr 1820 folgen wird, kann man, auf Befehl 
des Königs, die Zuſaͤtze, Weodificarionen oder Verbeſſe⸗ 
rungen, die man bei dem gegenwaͤrtigen conſtitutionellen 
‚Statut;für noͤthig achten wird, pruͤfen und darüber ber 
rathſchlagen. Das gegenwaͤrti e —— — Statut 
foll_in einer durch unferen Minifter Staats ⸗Sekretär 
beglaubigten Ausfertigung an den Rath von Kaftilien 
‚und an die Übrigen Raths s und. Gerichtäftellen überge: 
‚ben und. in. den gewöhnlichen Formen — p 
bekannt gemacht werden. 


Gegeben zu Bayonne, den 6. Jul. 1808.- 4 
Cunterz.) Joſep h. J 


1 


Im Namen des Koͤnigs HERR zu 
CUnterz.) der DMipifter runs Setrit 
= Maria Louis de Ur quijo. 





Rechnet man bie willführlicheumd gewaltfame Weife 
ab, wie Napoleon. den Spaniern: zu Bayonne feinen 
Bruder zum Könige aufdrang, und bie bourbonifche 
Dynaſtie des Erbrechts auf Spanien beraubte, und 
‚betrachtet man bie neue Conftitution Spaniens blos 
als einen Staatövertrag für fih und nach ihrer Lo⸗ 
calbeziehung auf Spanien; fo kam man, im Ganzen 
genommen, dieſer Eonftitution feinen Beifall nicht ver» 
ſagen. Sie ſchloß zwar jeden andern religidfen Kuls 
tus, als den ber römifch=Fatholifchen Religion, von 
‚Spanien aus; allein fie:gab der Nation eine repraͤ— 
fentative Verfaſſung und einen conftitutionellen: Kö: 
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nig mit beſchraͤnk ter Gewalt. Sie beſtimmte bie 
Jahreseinnahme deſſelben durch eine ſogenannte Civil⸗ 
liſte, zum Theile auf Domainen, zum Theile auf Reis 
ſtungen des öffentlichen Schatzes gegründet. Sie ſetz⸗ 
te, nach. den Hauptzweigen der Verwaltung, die eins’ 
zelnen Miniſteria und die VBerantwortlichkeit 
der Miniſter feſt; fie nahm Die. zwei Hauptinſtitute der 
vierten. franzöfifchen "Eonftitution, den: Sengt und den 
Staatärath auf, und wollte in dem Senate ber: 
Gonfitution felbfi die Garantie ihrer Dauer. und das 
SPrincip ihrer fortſchreitenden Verbeſſerung und Ver⸗ 
vollkommnung geben; fie beſtimmte eine, groͤßtentheils 
‚mw. Wahl beruhende, Rationalrepraͤſentation, 
weiche aher dadurch don der franzoͤſiſchen Conſtitution 
vortheilhaft ſich unterfchied ‚daß. in derſelben eine bee⸗ 
ſtimmte Anzahl von Repraͤſentanten aus der Geiſt⸗ 
üchkeit; aus dem Adel, aus den Städten, aus dem 
Handels⸗ und Gewerbsſtande, und aus den Gelehrten 

und um Wiſſenſchaften und, Künften verdienten Maͤn⸗ 
nern feſtgeſetzt ward; ſie erhub bie Kolonien: zu: gleichen 
Rechten den; Vertretung. mi dem Mutterlande; fie er⸗ 
bielt; den =dlsern Namen der Gortes und ſtellte ſogar 
die-Benennung ber Granden von Spanien her, ob⸗ 
gleih durch das innere: VBerhältniß in der feſtgeſetzten 
Zahl der einzelnen. Nationalrepräfentanten verhuͤtet ward, 
daß die. Geiſtlichkeit und der Adel einen Aberwiegenden. 

und nachtheiligen Einfluß auf die Beſchluͤſſe der Cor⸗ 
tes behaupten konnten; ſie beguͤnſtigte, wie unverkenn⸗ 
bar einleuchtet, in der Zahl von 122 Cortes, welche 
zunaͤchſt aus dem dritten Stande gewählt werben: 
und. die Rechte defjelben vertreten follten, die Erneue⸗ 
zung und. Derftellung des Anſehens und politifchen Ges: 
‚wicht dieſes für bie Kultun und. Bluͤthe der. Reiche 


MR 


>. 7 
hoͤchſtwichtigen "Standes, Ader bis dahin in! Spenien 
gewaltſam — zum ſichtbaren Nachtheile des Ganzen — 
zuruͤckgeſetzt worden war z ſie beſchraͤnkte, durch die 
Beſtimmungen in Hinſicht der Wahlen, die vielen 
Mißbraͤuche, welche bei allen unbedingten Volkswahlen 
nothwendig eintreten muͤſſen, und gab die Wahl der 
Repraͤſentanten der 30 Städte, der 15Repraͤſentan⸗ 
ten des Kaufmanns⸗ und Handelsſtandes, und der a 
Stellbertreter des gelehrten Standes, in Hände, die 
unabhangig’ von der allgemeinen: Volkswahl blicken? 
fie: ficheree die individuells und die -Preßfreiheitz. fie 
ſprach die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt ausz⸗ 
fie organiſirte Friedens⸗ und Geſchwornegerichte und 
die noͤthigen Inſtanzen fuͤr⸗ die Thaͤtigkeit eines recht⸗ 
Kichen: Urtheils; fie hob alle. Vorrechte der privilegirten 
Kaſten ind alle Patrimonialgerichtsbarkeit auf und vei⸗ 
ordnete die voͤllig gleiche Befleuerungg ſie un⸗ 
terſchied zwiſchen dem oͤffentlichen und Kronfchatze and 
ſetzto die Verwaltung des erſten feſt; fie ließ Demt bisut 
herigen Adel ſeine perſoͤnlichen Vorzuͤge und Nechtoyi 
ohne doch daraus einen beſondern Anſpruch auf dar‘ 
Staatödienft abzuleiten; fie gavantirte die o»National⸗ 
ſchuld und die vorhandnew> Stäatspapiere,/n Mur daß? 
die Verhandlungen der Cortes nicht oͤffentlich ſeyn 
ſollten, und daß die in Frankreich und Italien beſte— 
hende Majoratsordnung auch auf Spanien uͤbergen 
tragen ward, ſchien nicht ganz dem Endzwede einer Liz: 
beralen Gonftitution zu entfprebemn =" m. 1.69% 

Allein diefe Verfaſſung war den Spaniern verhaßt 
wegen der fremden Dynaſtie, die ihr von Napoleon 
aufgedrungen worden war. Unterſtuͤtzt durch die brit⸗ 


tiſchen Heere bewaffnete ſich das“ ſpaniſche Volk; uandı 


machte dem Kaiſer Napoleon und feinem Bruder, den 
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Waige Joſchh jede ſpaniſche · Landſchaft ftreiig die‘ 
nicht von franzoͤſiſchen Heeren beſetzt war. Nüt unter 
dem Schütze dieſer Heere konnte ſich Joſeph einige 
Jahre auf dem ſchwankenden Throne behaupten; ob 
er gleich; bei den · abwechſelnden ¶Gluͤcke des Krieges, 
einigemale die Hauptſtadt verlaſſen, und, nach Jour⸗ 
g durch Wellington bei Bittorid (24. 
FJum 1819nach Frankreich zurüdtehren wußte⸗ wo 
pn Amer Ferdinand 7.’ zu Valencay einem Gute 
des Fuͤrſten Talleyrandhewacht ward, 
Ddoſeph ſah Spanien nicht wieder ʒ boch heneite ver 
Kampf det neu verftärkten franiöffchen Meere," welche 
a vonꝰ Matſchalle So ult befehligt wurben, gegen 
* er an Der ‚Spike Ser Britten Hund Spa: 
** den Krieg uͤber die’ Phtenden auf den 
—** Hei Boden’ berfeßte, bis zu‘ beim” blutigen 
qhie vei Toulouſe (ib, Apr 1314), — etcheh 
zu beiden· Heeren bie Runbel von Napoleons "eigekten 
Berluſten und von ſeiner ahonentfeguikk vi ben 
reichd erg: ? ae ni { 
Rh ohne Umficht und Kraft hatte wahtenb der’ 
letzten Jahr eine Regentſchaft in Spanien die Re⸗ 
—— Namen, und die Volks⸗ 
w fo wie ben‘ Kampf gegen Napoleon "und 
Joſeph BE geleitet. Sie gab ‘dem Reiche 
am 19. Maͤrz 1812 eine neue Verfaffung, die ſo⸗ * 
genannte Berfaffung der Eortes. Sie bewirkte 
— biefet BVerfaffang bei der Abſchließung 
ihres Bimbniſſes mit dem Kaiſer Alexander 1. von 
Raßland zu Weliki Lukt (20. July 1812). Sie war 
ed," die, wegen ihrer. Verbindung mit Großbritannien, 
den zwiſchen Napoleon und Ferdinand 7. zu Valencay 
(13. Des’ 4813) abgefchloffenen Vertrag — nach wel⸗ 








} 
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Ferdinand auf gewiſſe eingegangene: Biegen: ale 
König von Spanien zurüdfehren folte — nicht aner⸗ 
kannte, wiewohl ‚Napoleon. fich entfchliegen : mußter; 
Ferdinand. den Siebenten als König van "Spanien; 
ohne alle weitere Bedingungen, (15. Maͤrz 180: Dee 
hin aus Valencay abreifen zu laſſen. — 

Ohb nun gleich die ſpaniſchen Cortes (3. Zeba 
den. Beihluß „gefaßt. hatten, daß Ferdinand; 7; nach 
der Confiitution vom 19. März 1812 den Thron ‚bes, 
ſteigen, und, nach. der Ablegung bed. Eides Sup? Der. 
niens — werden, folte;_fo verweiltg,-er. ward 
während des ganzen Monates April zu Balencia,. nach⸗ 
dem er am 2. März zu Girona angekommen „war, 
dA: wo aus er der Regentſchaft zu Madrid feige 
Ankunſt auf ſpaniſchem Boden meldete, HD ER) 
durch den General Copons ein Schreiben „bge,; ‚Ren, 
gentjchaft, mebft der von * behpant Pr ale 
ut. 

Vergebi — bie 55 hlten Einlegen, 
Kg tſchaft an den König er Balenzig, ; daft er 
drid kommen möchte. Endlich — de; 
er 1814) von Balencia; aus eine Erkl Ri 
er die Schritte der Regentfchaft und. der FR 
geſetzlich verwarf; fie beſchuidigte, daß ſie ihn ber Be 
t haͤtten berauben wollen; ſeinen ie ‚Aufe, 
ſprach, alles ſo wieder herzuſtelien, wie es vor der 
fuͤhrung der Neuerungen im Koͤnigreiche beſte en "habe, 
und zugleich verficherte, daß er ſelbſt dem, eiche eine 
Verfaſſung geben wolle, — welches Besfprechen, aber. 
bis jetzt unerfült geblieben. iſt. — Nach diefer Aufhe⸗ 
bung der Conſtitution vom 19. Maͤrz 1842, befahl. 
Ferdinand dem Gouverneur von. Madrid, den. Ver— 
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fammlung3ort der Cortes militärifch zu umringen, die 
Cortes zu zerfireuen, und in der Naht vom 10 — 11. 
Mai die wichtigften berfelben im Kerker abzuführen, 
Bier Tage nach diefer That hielt Serdinand feinen Ein: 
zug in Madrid. — 


Enthält nun gleich die nachftehende Conftitution der 
Cortes manche bedeutende Befchränfung der Föniglichen 
Gewalt und eine zu weit ausgedehnte Macht der Cor: 
tes, welche bei einer nochmaligen Revifion diefer Con— 
Ritution mobificirt werben konnte; fo bleibt doch diefe 
Eonflitution, als eine eigenthlimliche Pflanze des fpas 
niihen Bodens, ein merkwuͤrdiges Actenſtuͤck der neue: 
fien Zeitge ſchichte, und darf als eine, nur auf kurze Zeit 
in einem wichtigen europaͤiſchen Reiche geltende, Ver: 
feffing in der Reihe der übrigen bereit3 erlofchenen neues 
sen Derfaffungen nicht fehlen Wenn es zweckmaͤßig 
war, daß Diefe Verfaſſung befonders die Inquifition 
and die überwiegende Macht der Geiſtlichkeit — bei ges 
wifienhafter Beibehaltung der Fatholifchen Religion — 
auf immer innerhalb der fpanifhen Monarchie vernich: 
ten ſollte; fo darf zugleich‘ nicht vergeſſen werben, daß 
bereits im Sahre 1813 der päpftliche Nuntius Gras 
vina fo ſtark gegen den Plan der Regentichaft in Hin: 
ft der Inquifition ſich erklärte, daß fie ihn aus Spa: 
nien entfernte, „weil er die erften Grundfäße des Voͤl⸗ 
lerrechts mit Füßen getreten, die Grenzen feiner poͤli⸗ 
tiſchen Sendung überfihritten, und mehrere Prälaten 
und Geiftliche zum Ungehotfame gegen die Befehle der 
Regierung verleitet habe.’ "Doch handelten mehrere Geift: 
liche, und namentlich die Bifchöffe von Orenfe und 
Dviedo, in demfelben Geifte, und wirkten noch vor 
Terdinands 7. Ankunft: durch die’ Geiftlichfeit und die 
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Mönche Auf die Stimmung des Volks, um dem le&: 
tern die Regentfchaft verbächtig zu machen. 
Demungeachtet ift, felbft nach der Aufhebung ber 
neuen Gonftitution.und nach der Einferferung der Cor: 
tes, eine mächtige Parthei in Spanien (die fogenann: 
ten Liberales im Gegenfage der Serviles) dem 
politifhen Grundfage einer repräfentativen Verfaſſung 
getreu geblieben, wie die mehrmahld verfuchten Aufs 
ftände bewiefen haben, welche von Generalen geleitet 
wurden, die fich im Kampfe gegen die Franzofen aus- 
gezeichnet hatten. | : 
Diefe neue Konftitution der Gortes ift, zugleich 
mit der proviforifhen Conftitution der vers 
einigten Provinzen von Sübamerifa, aus 
dem Spanifchen überfegt, und begleitet mit hiſtoriſch⸗ 
ſtatiſtiſchen Einleitungen, (Leipzig, 1820, bei Brods 
haus, 1 Rthle. 42 gl.) erfchienen. In diefer Weber: 
fegung gehen der Conftitution drei intereffante Adrefs 
fen der Commiffion der Gortes an den Koͤ—⸗ 
nig voran; die erfte, Cadix vom 11. Auguft 1814, 
welche die Rüdfichten auf die dltere fpanifche Vers 
faffung enthält; die zweite, Cadix vom 6. Nov. 1811, 
welche die Drganifation der gerichtlichen Gewalt aufs 
fielt; und die dritte, Gadir vom 24. Dec. 1811, 
welche fich über das verbreitet, was fich auf die innere 
Regierung der Provinzen und Gantone, auf die Abgas 
ben, die bewaffnete Macht, den Bolköunterricht, die 
Beobachtung der Conftitution, und das Verfahren bei 
etwanigen Veränderungen in derfelben bezieht. — Die 
Ausführlichkeit diefer Adreffen, welche in der Ueberfes 
gung 106 Seiten umfchließen, beweifen die vielfachen 
und umfichtigen Berathfchlagungen, welche der Abfaf: 
\ung ber Gonftitution felbft vorausgingen; doch find 
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fe mit mehr Breite gefchrieben, als es einer zur Ges 
feggebung berufenen Commiffion geziemt. Selbſt die 
Gonftitution ift, als Staatövertrag, — auch abgefehen 
von bem in ihr vorherrfchenden demokratifchen Princip, 
und mehreren anderen. Mängeln, — viel zu ausfuͤhr⸗ 
lich, und enthält eine Menge von Beflimmungen über: 
Gegenftände der Verwaltung, welche nach ihren 
Einzelnheiten nie in eine Verfaffung, wohl aber in be= 
fondere organifche Gefege über diefe Imeige der 
Verwaltung, doch mit ſteter Rüdfiht und Zuruͤckfuͤh⸗ 
sung der ausgefprochenen Grundfäge auf die DVerfafs 
fung, gehören. : J PUR: 


B) Eonftitution der Cortes vom 19. 
7 März 1812. . | 


Wir Ferdinand VII. von Gottes Gnaden und 
kraft der Conftitution der fpanifchen Monarchie König 
von Spanien, und in feiner Abwefenheit und ruͤckſicht⸗ 
lich feiner Sefangenfhaft, die von der außerordentlichen 
Generalverfammlung der Eortes ernannte Negentfchaft, 
des Reichs, thun Allen und Seden, die Gegenwärtiges 
fehen oder hören, fund und zu willen, daß die befagten 
Eortes nachitehende | a 

Politiſche Eonftitution dert fpani« 

[hen Monardie 
derretirt und fanctionirt haben. 

m Namen des allmaͤchtigen Gottes, Vateis, Soh⸗ 
nes und heiligen Geiſtes, des Urhebers und hoͤchſten Ges 
feggebers der menfhlihen Geſellfchaf ... 

Die anferordentlihe Generalverfammlung der Cortes 
der Spanischen Nation, nad) dem fie ſich nad) der. ſorg— 
fältigften Unterfuhung und reiflichſten Ueberlegung übers 
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zeugt bat, daß die alten Grundgefege dieſes Reichs, nebft 
den auf die feite und. dauerhafte Sicheriielung der Doll; 
ziehung derjelben abzwedenden Verfügungen und, Vor— 
ſichtsmaasregeln, den großen Zweck, die Ruhe, das Gluͤck 
und den Wohljtand der ganzen Nation zu befördern, 
nicht gehörig erfüllen können , decretirt nachſtehende polis 
tiſche Conſtitution für die gute Negierung und gerechte 
Verwaltung des Staats, 


Erſter Zitel. 


Yon der fpanifhen Nation und den Spaniern. 
Erſter Abſchnitt. 
Von der ſpaniſchen Nation. 

1. Die ſpaniſche Nation beſteht aus allen — 
beider Halhkugeln. 

2. Das ſpaniſche Volk iſt frei und unabhaͤngig, und 
ift und kann nicht das Erbtheil irgend einer Familie 
noch irgend eines einzelnen Menſchen ſeyn. 

2. Die Souverainitaͤt wohne, ihrem Weſen nach im 
Volke; eben deshalb ſteht ihm ausſchließlich das Recht 
zu, feine Grundgeſetze aufzuftellen. 

4. Das Bolt ift verpflichtet, die bürgerliche Freiheit, 

8 Eigenthum und die andern gefegmäßigen Rechte aller 
individuen, aus melden es beftcht, mittelſt weifer und, 
gerechter Gefege zu erhalten und zu befchügen. 


Zweiter Abſchnitt. Part 
Von den Spaniern. 
5. Spanier find: 


a) Alle freie, auf dem Gebiete beider — gebo⸗ 
rene und anſaͤßige Männer und, ‚ihre Söhne. ,; . 


b) Ausländer, die von’ den Cortes Naturaliſations. 
Briefe erhalten haben. 


e) Diejenigen, welche ohne dergleichen Naturaliſations⸗ 
Briefe das in irgend einem Vezitke der Monar⸗ 
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‚ hie gefegmäßig erlangte Bürgerreht zehn‘ Jahre 
lang ausgeübt haben. | 

d) Die Freigelaffenen, fobald fie ihre Freiheit in den 
beiden Spanien erhalten. Ä 


6. Vaterlandsliebe ift eine der vornehmften Pflichten 
jedes Spaniers, eben fo wie Gerechtigkeit und Wohl: 
thaͤtigkeit. | R 

7. Jeder Spanier ift gehalten, der Conftitution treu 
zu feyn, den Gefegen zu gehorchen und die beftehenden 
Behörden zu refpectiren. 

1 8. Jeder Spanier ohne Unterfchied ift auch gehalten, 
im Berhältniß feines Vermögens, zu den Ausgaben des 
Staats beizutragen. 

9. Eben fo ift jeder Spanier verpflichtet, zur Wet: 
eheidigung des Baterlandes die Waffen zu ergreifen, wenn 
er durch das Geſetz dazu aufgefordert wird. 


Zweiter Titel. 


Bon dem Gebiete beider Spanien, der Reli— 
sion und Regierung derfelben und von dem 
fpanifhen Bürgern. 


* 


Erfter Artikel, 
Bon dem Gebiete beider Spanier, 


40. Das fpanifhe Gebiet umfaßt auf der KHalbinfet 
und feinen umliegenden Ländern und. Inſeln: Aragonien, 
Afturien, Altcaftilien, Neucaftilien, Catalonien, Cordova, 
Eftremadura, Salizien, Granada, Jaen, Leon, Molina, 
Murcia, Navarra, die baskiſchen Provinzen, Sevilla und 
Valenzia, die balearifhen und canarifchen Infeln nebft 
den andern VBefigungen in Afrika. In Rordamerika: 
Neufpanien nebft Neugalizien und die Halbinfeln Jucatan, 
Guatemala, die innern Öftlihen und die innern weſtlichen 
Provinzen, die Infel Cuba mit beiden Floridas, den ſpa⸗ 
nifchen -Theil der Inſel St. Domingo und die Inſel 
PortosRico, nebft den andern in der Nähe diefer Infeln 
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‚oder des Kontinents in einem oder dem andern Meere 
gelegenen Inſeln. In Südamerika: Neugranada, Bes 
nezuela, Peru, Chili, die Provinzen des La: Plata:Stros 
mes und alle anliegende Inſeln in der Südfee und im 
atlantifchen Meere. In Afien: die philippinifhen und 
die von der Regierung derfelben abhängigen Inſeln. 

14) Sobald als es die politiiche Lage des Volkes 
geftattet, foll eine paffendere Eintheilung des ſpaniſchen 
Gebiets vorgenommen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Religion. 

12. Die Religion des fpanifchen Volkes ift und bleibe 
für immer die roͤmiſch-katholiſch-apoſtoliſche, 
einzig wahre Religion. Das Volk ſchuͤtzt fie mittelſt 
weifer und gerechter Geſetze und unterfagt die Auf 
übung jeder andern. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon der Regierung. 
13. Der Zweck der Regierung ift die Wohlfahrt des 


Volkes, da keine politifche Geſellſchaft ein anderes Ziel 
bat, als das Glück der Individuen, woraus fie befteht. 

14. Die Regierung des fpanifchen Volkes it eine‘ 
erbliche, gemäßigte Monarchie. 

15. Die Cortes haben mit dem Könige vers 
‚eint die gefeßgebende Gewalt. 
46. Die Gewalt, die Gefege in Ausübung brins 
gen zu laffen, wohnt dem Könige bei. 

17. Die Gewalt, die Geſetze in Civil: und Crimi⸗ 


nalfagen anzuwenden, ftcht den durch das Geſetz aufges 
fellten Tridunalen zu. | 


Vierter Abſchnitt. 
Bon den fpyanifhen Bürgern: 
48. Bürger find die Spanier, welche ihrem Vater 


f 
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und ihrer Mutter nach, aus dem fpanifhen Gebiete beir 
der Halbkugeln ftammen und in irgend einem Bezirke 
dieſes Gebiets anfähig find. 

19. Gleichfalls ift Bürger derjenige Ausländer, wels 
her bereits im Genuffe der Rechte eines Spaniers, von 
den Cortes ein befonderes Bürgerdiplom erhalten hat. 

20. Dazu, daß ein Ausländer ein folhes Diplom er? 
Halten kann, it erforderlich, daß er mit einer Spanierin 
verheirather ſey und irgend eine Erfindung, oder einen 
ſchaͤtzbaren Induſtriezweig nach den beiden Spanien vers 
pflanze und in Gang gebracht, oder liegende Gründe ers 
kauft habe, wovon er cine directe Steuer bezahlt, oder 
mit einem, nad) dem Urtheile der Cortes hinlänglichen 
und anfehnlihen Kapital ein Handelshaus errichtet, oder 
die Wohlfahrt und Vertheidigung des Volkes durch auss 
gezeichnete Dienfte befördert habe. 

21) Bürger find gleichfalls die rechtmäßigen Söhne 
der in Spanien anfäßigen Fremden, wenn fie, auf fpanis 
ſchem Gebiet geboren, e8 nie ohne Erlaubniß der Regie— 
rung verlaffen, fih nach erlangtem ein und zwanzigſten 
Jahre in einer Stadt dieſes Gebiets niedergelaffen haben, 
um daſelbſt ein nüßliches Gewerbe, Gefchäft oder nuͤtz⸗ 
lihen Induſtriezweig zu betreiben, . 

22) Was die Spanier anlangt, welche von irgend 
einer Seite für afrikaniſchen Urfprungs gelten und ges 
halten werden; fo koͤnnen fie durch Tugend und Verdienſt 
zum Bürgerrecht gelangen. Demzufolge werden die Cor⸗ 
tes denjenigen, die dem Vaterlande ausgezeichnete Dienfte 
erwiefen haben, oder denen, die fih durch ihre Talente, 
Ihr Beftreben und ihr Betragen auszeichnen, Bürgerdis 
plome ertheilen, unter der Bedingung jedod, daß fie 
aus rechtmäßiger Ehe, von freien Vätern erzeugt, mit 
einer freien Fran verheirathet und auf fpanifhem Ges 
biete wohnhaft find und dafelbft irgend ein Gewerbe, 
Geſchaͤft oder nuͤtzlichen Induſtriezweig mit einem hinveis 
chenden Capital betreiben. 

23) Blos diejenigen, die Bürger find, können Mus 
nicipalämter erhalten, und in den durch das Geſetz be: 
ſtimmten Fällen Männer. dazu ernennen. 
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24) Die Eigenfchaft eines fpanifchen Buͤrgers gehs 
verloren: 

a) Durch Naturalifation im Auslande. 

b) Wenn man. fih von einer andern Kegierung ans 
ſtellen läßt. 

ec) Durch einen Urtheilsfpruh, wodurch eine —— 
liche und entehrende Strafe zuerkannt wird, wenn 
man nicht die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand erlangt. 

d) Durch einen, ohne Auftrag oder Erlaubniß der 
Regierung, fünf Jahre lang fortgefeßten Aufentz 
halt außerhalb des fpanifchen Gebietes. 


25. Die Ausübung des Bürgerrechts wird fuspendirt: 


a) Kraft eines vichterlihen Verbots wegen phyſiſcher 
oder moralifcher Unfähigkeit. 


. b) Wenn man ein infolventer Schuldner oder Schuld: 
ner der Staatskaffe (dendor a Coscandales pu- 
blicos) ift. 


c) Wenn man für Lohn dient. 


d) Wenn man ein Gefchäft oder Handwerk hat, und 

nicht bekannt ıft, wovon man ſich nährt. 

e) Wenn man in einen Kriminalprozeß verwickelt if. 

f) Vom Jahre 1830 an muͤſſen diejenigen, welche - 

zum cerftenmale die Ausuͤbung des Buͤrgerrechte 
antreten, leſen und ſchreiben koͤnnen. 

26) Das Buͤrgerrecht kann einzig und allein aus den 
in den beiden vorhergehenden Artikeln erwaͤhnten Gruͤnden 
verloren oder ſuspendirt werden, und aus feinem andern, 

Dritter Zitel. 
Von den Eortes. 


Erfier Abſchnitt. 


Bon der Art und Beife, wie die 
Cortes gebildet werden. 


27. Die Cortes find die Bereinigung aller, auf bie 
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unten angegebene Weife von. den Bürgern ernannten Des 
putirten, welche das Volk veprälentiren. 


28. Die Baſis für die Nationalvepräfentation ift für 
beide Halbkugeln die nämliche. u 
29. Diefe Bafis ift die Bevölkerung, “welche aug. 
den Eingebornen befteht, die von Vater und Mutter her 
von ſpaniſchem Gebiete herffammen; ferner aus denen, 
welche von den Cortes ein Bürgerdiplom erhalten haben, 
jo wie aus denen, die im Artikel 24. angegeben find. 


30. Zur Berechnung der Bevölkerung des ſpaniſchen 
Gebiets in Europa wird man fi) der legten Zählung 
vom Jahr 14797 bedienen, bis man eine neue wird vers 
anftalten können, und cine. entiprechende Zählung fol 
auch zur Berechnung der Spanier, die in den überfeeiz 
hen Ländern wohnen, vorgenommen, unterdeffen aber 
die Zählungen benußt werden, die unter den zulckt ars 
geftellten, die authentifchften find. 

31. Fuͤr jede 70,000 Seelen der aus den im 
Artikel 29. angegebnen Individuen beftichenden Bes 
vdlkerung erfheint ein Deputirter bei den 
Eortes. | 

32. Wenn ſich bei der, nad den verfchiednen Pros 
vinzen gemachten, Vertheilung der Bevölkerung in irgend 
einer derfelben eine Mehrzahl von mehr als 35,000 
Seelen ergiebt; fo fol ein Deputirter mehr erwählt 
werden, ale wenn die Zahl fih auf 70,000 beliefe; 
überfteige die Mehrzahl aber nicht 35,000, fo fol fie 
nicht gerechnet werden. 

33. Wenn ſich in irgend einer Provinz die Bevoͤl⸗ 
terung nicht auf 70,000 Seelen beläuft, aber auch nicht 
unter 60,000 beträgt; fo foll ein Deputirter für fie ers 
nannt werden. Beläuft fi aber die Bevoͤlkerung nicht 
fo Hoch; fo fol diefe Provinz mit der zunächft gelegnen 
zufammen treten, um die zur Ernennung eines Deputirs 
sen erforderliche Zahl voll zu machen. Eine Ausnahme 
von diefer Regel macht die Inſel St. Domingo, die 
einen Deputirten ernennen foll, ungeachtet die Bevölters 
rung derfelben jene Zahl nicht erreicht. 
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"Zweiter Abfchnitt. 


Bon der Ernennung der Deputir 
ten zu den Cortes. 


34. Um die Deputirten zu den Cortes zu wählen, 
follen Bahlverfammlungen nad) den Kirchipielen, 
Dijivieten und Provinzen gehalten werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Kirhfpiels Wahlverfamm: 
lungen. 


35. Die Kirhfpiel + Wahlverfammlungen (Juntas 
electorales de parroquia) follen aus allen, auf dem 
Gebiete des betreffenden Krichſpiels wohnhaften und ans 
ſaͤßigen Bürgern beſtehen, worin die fäcularijirten Geift« 
lichen mit inbegriffen find. 

36. Dieſe Bahlverfammlungen werden auf der Halb: 
infel und den anliegenden Inſeln und Befisungen jeders 
zeit am erſten Sonntage des Detobers ın dem Jahre 
vor demjenigen, wo die Cortes zufammentreren, gehals 
ten werden. 

47. Sn den üÄberfeeifhen Provinzen werden fle am 
erften Sonntage des December Monats, funfzehn Mo; 
nate vor Verſammlung der Cortes, auf eine, an fie jos 
wohl als an jene, von Seiten der Tribundle (justicias) 
ergangene Nachricht gehalten werden. 

38. In den Kirchfpielverfammlungen foll auf jede 
200 Einwohner ein Kicchfpiels Wahlherr ernannt werden. 

39. Wenn die Zahl der Einwohner des Kirchſpiels 
mehr ald 300, jedoch nicht volle 400 beträgt; To follen 
zwei Wahlheren ernannt werden; wenn fie mehr ald 500, 
jedoch nicht volle 600 beträgt, fo follen drei ernannt 
werden, und fo immer fort. Ä 
. 40. In den Kirchfpielen, wo die Zahl der Einwohz 
wer fich nicht auf 200 beläuft, fol, im Fall deren 150 
find, ein Wahlherr ernannt werden; in jenem aber, wo 
ſich diefe Zahl nicht vorfindet, follen die Einwohner mit 
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denen eines benachbarten Kirchſpiels zufammentteten, um 
den oder die auf fie fallenden Wahlheren zu ernennen. 


41. Die Kirchfpiels:Berfammlung fol mit Stims 
menmehrheit 14 Commiſſaͤre (compromissarios) wäh; 
len, weldye den Kirchipiels:Wahlherrn ernennen. 


42. Wenn bei einer Kirchfpiel: Verfammlung zwei 
Kirchſpiel-Wahlherren zu ernennen finds fo follen 24 
Kommiffäre und wenn drei zu ernennen find, 31 ernannt 
werden; doch fol in feinem Falle, zur Vermeidung von 
Verwirrung, die Zahl der Kommiffäre diefe legtere übers 
fteigen. 

43. Zur größern Bequemlichkeit Kleiner Flecken ift 
feftgefeßt, daß ein Kirchfpiel, welches 20 Einwohner ents 
hält, einen Abgeordneten wählen fol; ein Kirchſpiel von 
30 bis 40 Einwohnern zwei, eins von 50 bis 60 drei, 
und fo fort. Die Kirchfpiele, welhe unter 20 Einwoh— 
ner haben, follen mit den zunaͤchſt gelegenen zufammens 
treten, um den Commiſſaͤr zu ernennen. - 

44. Die dergeftalt ernannten Commiffäre Heiner Files 
den (poblaciones pequenas) follen in der zunächft lies 
genden Gemeinde (pueblo) zufammentommen und, wenn 
fie 11 oder wenigftens 9 Mitglieder, ſtark find, einen 
Kirhfpiels Wahlheren ernennen; im Fall ihre Zahl. 24 
oder wenigftens 17 beträgt, foll fie deren 2, und wenn 
ihrer 31 oder wenigftens 25 beifammen find, 5 oder die 
entfprechende Zahl ernennen. | 

45. Um: zum Kirchſpiel⸗Wahlherrn ernannt zu wer⸗ 
den, muß man Bürger, ein und zwanzig Jahr alt und 
in dem Kirchfpiel wohnhaft und anfäßig feyn. 

46. Sn den Kirchſpiel-Verſammlungen fol der Cors 
regidor, Alcalde oder Richter der Stadt, des Fleckens, 
oder Dorfs, (ciudad, villa, aldea), wo fie zufammenr 
kommen, den Borfig führen, und um dem Acte mehr Feiers 
lichkeit zu geben, auch der Pfarrer des Kirchſpiels dabei 
zugegen ſeyn. Und wenn an einem und eben demfelben 
Drte, wegen der Zahl der darin befindlihen Kirchipiele 
2 oder mehrere Verfammlungen gehalten werden, fo ſoll 
in der einen der Corregidor oder Alcalde nnd in den 


’ 
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übrigen ‚die nach dem Loofe ai — dea 
Votſitz fuͤhren. 


47. Wenn die Zeit der ——— welche in den 
Gemeindehauſern (casas consistoriales) oder an dem 
Orte, wo es ſonſt gebraͤuchlich iſt, gehalten wird, da iſt, 
und die Buͤrger, welche daran Theil nehmen, beiſam⸗ 
men ſind; ſo ſollen ſie ſich mit ihrem Praͤſidenten in die 
Kirche des Kirchſpiels verfügen, wo der Pfarrer eine 
Heilige⸗Geiſtmeſſe leſen, und dann eine für die Umftände 
paffende Rede halten wird. 


48. Nach der Meffe werden fie fih an den Drt, 
woher fie gefommen find, zurädverfügen und die Ver— 
ſammlung wird ihre Arbeit damit beginnen, daß fie — 
Als bei offenen Thuͤren — aus den anweſenden Bürs 
gern, zwei Wahlzeugen (escxudadores) und einen Ses 
fretär wählt. 


49. Hierauf foll der Präfident fragen, ob irgend ein 


Buͤrger eine Klage wegen Beſtechung und Verfaͤhrung, 
um Jemanden zur Wahl zu bringen, vorzutragen habe, 
und wenn eine angebracht wird, fo muß ſich der Br 
klagte in derfelben Verfammlung dÖffentlid und mündlich 
rechtfertigen. Iſt die Befchuldigung gegründet; fo ver 
lieren diejenigen, die das Vergehen begangen, ihre active 
und paſſive Stimme. Die nämlihe Strafe. trifft die 
Berleumder, und von diefem Urtheile findet feine Appel 
lation fratt. 

50. Wenn unter den Anwefenden Zweifel entftehen, 
ob einer von den Wahlherren die zum Votiren erforders 
lihen Eigenfchaften beſitze; fo ſoll die VBerfammlung jos 
oleich nach Gutduͤnken enticheiden, und was fie enticheiz 
det, ſoll ohne weitere Appellation für dießmal und blog 
zu dem Ende in Vollzichung gebracht werden. 

51. Es wird ſogleich zur Ernennung der Commiffäre 
gefchritten. Zu dieſem Ende wird jeder Bürger fo viel 
Perſonen beftimmen, als Commiffäre feyn follen, indem 
er fih zu dem Tiſche verfügt,: an welchem der Präfis 
dent, die Wahlzeugen und Sekretärs ſitzen, und in ih: 
ver Gegenwart die Namen derfelden.auf eine Lifte ſchreibt. 


ee — — 
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Weder hierbei, noch bei irgend einer andern Wahl kann 
der, Dürger, bei Strafe, fein Stimmrecht zu verlieren, 
fi felbit die Stimme geben. | — 

52. Iſt dieſes geſchehen; fo eröffnen der Praͤſident, 
die Wahlzeugen und der Sekretaͤr die Liſten, und letzte— 
ver made mit lauter Stimme die Namen derjenigen Bürs 
ger bekannt, welde durch die Mehrheit der Stimmen 
zu Commiffarien erwählt worden find. 


. 58. Die ernannten Commiffäre begeben fich vor Auf: 
loͤſung der Verſammlung an: einen abgefonderten Drt, 
beſprechen fih unser einander und jchreiten zur Ernen— 
nung des oder der Wahlherren des Kirchſpiels, und ders 
jenige oder diejenigen, welche mehr als die Hälfte der 
Stimmen für ſich haben, find die erwählten. Dieſe 
Ernennung wird hierauf der Verſammlung öffentlich 
fund gethan. 


54. Der. Sekretär fertigt den Beſchluß aus, welchen 
cr, der Präfidene und die Commiſſarien unterfchreiben. 
Eine gleihfalls von ihnen unterzeichnete Abſchrift deſſel? 
ben wird auch den erwählten Perſonen eingehändigt, um 
ihre Ernennung darthun zu können. | 


55. Rein Bürger fol fih aus irgend einem Beweg— 
grunde und Vorwande, oder mitteljt irgend einer Ent? 
fhuldigung diejen Pflichten entziehen können. 


56. Kein Bürger Soll mit Waffen in der Kirchfpiels- 
Berfammlung erfcheinen. 


57. Sit, die. Ernennung der Wahlherren entfchieden 
und bekannt gemacht; jo geht die Verſammlung fogleidy 
aus einander, und jede Verhandlung, worauf fie ſich 
einließe, würde null und nichtig ſeyn. 


58; Die Bürger, weldhe die Verfammlung gebildet 
haben, verfügen fih in die Pfarrkirche, wo ein feierli: 
ches Te Deun gefungen wird, und der oder die Wahl: 
herren gehen-bei diefer Gelegenheit zwifchen dem Praͤſi— 
denten, den Wahlzengen und dem Sekretaͤr. 


MH 58: di 
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Bierter Abſchnitt. 


"Bon den Bezirks: Wahlverfamme 
(ungen. (Juntas electorales | 
de partido.) - 


59. Die Bezirks-Wahlverſammlungen beſtehen aus 
den, Wahlherren der Kirchſpiele, die fih im Hauptorte 
eines jeden Bezirks verfammeln, um den oder die Wahls 
—* zu ernennen, welche ſich nach der Hauptſtadt der 

rovinz begeben muͤſſen, um daſelbſt die Abgeordneten 
zu den Cortes zu erwaͤhlen. 


60. Dieſe Wahlverſammlungen werden auf der Halb⸗ 
inſel und den benachbarten Inſeln und Beſitzungen jeder⸗ 
eit am erſten Sonntage des November ; Monats, des 
ahres vor dem, in welchem die Cortes gehalten wer⸗ 
den follen, ſtatt finden. u u 

N) In den überfeeifhen Provinzen folfen. fie_am 
erfteh Spiittage des Januar + Monats gehalten werden, 
welcher auf den December folge, in welchem die Kirch⸗ 
{piel® » Berfammlungen ftatt gefunden haben, 

62. Um zu erfahren, wie, viel Wahlherrn jeder Ber 
zirk zu. ernennen hat, wird man folgende Regeln beob⸗ 
achten. | EEE 

63. Die, Zahl der Bezirko⸗Wahlherren ſoll dreimal 
ſtaͤrker ſeyn, als die der zu waͤhlenden Deputirten. 
64. Wenn die Anzahl der Provinzialbezirke (parti- 
dos de la provincia) größer iſt, als die ber Wahl⸗ 
herren, welche dem. vorhergehenden Artikel’ zufolge zur 
Ernennung der entfprechenden Deputivten erforderlich iſt 
fo fol deffen ungeachtet in jedem Bezirke ein Wahlherr 
ernannt werden. a = 

65. Wenn die Anzahl der Bezirke geringer if, als 
die der zu ernennenden Wahlherren; fo fol jeder Be⸗ 
zirk einen oder zwei oder mehrere efnennen, bis die ers 
forderlihe Zahl voll iſt; fehlt noch ein Wahlherr, fo 
wird er von dem volfreichften Bezirke erwähle, und 
mangelt dann noch einer, fo wird er von dem Bezirke 
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erwaͤhlt, welcher nach jenem der bevoͤlkertſte iſt, und: fo 
immer fort. Tr 
66. Nah dem, mas in den Art. 31. 39. 33. und 
in den drei vorhergehenden feftgefeßt worden, beſtimmt es 
ſich nach der Voltszahl, wie viel Depusirte iede Provinz 
und wie viel Wahlherren. jeder Bezirk baben ſoll. 


67. In den Bezirks: Wahlverfammlungen führt der 
Corregidor oder Nichter des Hauptorts in dem Bezirke 
den Vorſitz, und vor dieſem muͤſſen die Kirchſpiel⸗ Wahl: 
herren mit dem Documente, welches ihre Wahl beurs 
tundet, erſcheinen, damit ihre Namen in dem Bude 
angemerkt werden, mworein man die Protocolle der Vers 


fammlungen eintraͤgt. 


68. Am beftimmten Tage iverfammeln ſich die Kirch: 
ſpiels⸗Wahlherren und. der Präfident in den Verſamm⸗ 
lungsſalen und fangen bei offenen Thüren damit an, eis 
nen Sekretaͤr und zwei Wahlzeugen aus den Wahlher⸗ 
ren zu ernennen. | | | 


69. Hierauf legen die Wahlherren die Certificate über 
ihre Ernennung vor, damit fie von dem Sefretär und 
den Wahlzeugen unterfuche werden, welde am folgenden 
Tage -ertlären muͤſſen, ob fie in Drdnung find oder- nicht, 
Diefe Beiheinigungen des Sekretaͤrs und der Wahlzeu⸗ 
gen werden von einer, eigens ernannten, aus. drei Mit⸗ 
gliedern der Verſammlung beſtehenden Commiſſion unter⸗ 
ſucht, welche am folgenden Tage Bericht, darüber er⸗ 
70. An. diefem Tage. wird, wenn die. Kirchſpiels⸗ 
Wahlherren beiſammen ſind, der Bericht uͤber die Certi⸗ 
firate vorgeleſen, und wenn hinſichtlich eines derfelben 
oder gegen einen Wahlherren, wegen Ermangelnng der 
erforderlichen Eigenfchaften, etwas einzumenden wäre, fo 
fol die Verfammlung in legter Inſtanz darüber entſchei⸗ 
den und nach ihrem Gutbefinden verfahren, und das, 
was fie beſchließt, ſol ohne weitere Appellation in Ausz 
Übung gebracht werden. — 

71. I dieſes beendigt; fo begeben ſich die Kirch⸗ 
ſpiels Wahlherren mit ihrem Praͤſidenten in die. Haupte 
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firche); wo eine: Heilige sGeiftmeffe von den: vornehmſten 
Seiftlihen gefungen und eine den Umſtaͤnden angemefferie 
Rede. gehalten wird, r a 
2. Nachdem dieſe religiöfe Feierlichkeit voruͤber iſt, 
kehrt man in die Verfammlungsjäle zuruͤck, und went 
die Wähler ohne Unterſchied ihre Plage eingenommen 
haben, fo lief’t der Sekrerär gegenwärtigen Abfchnitt der 
Verfaffung ‚vor, worauf der Prajident die im-49, Art. 
enthaltene Frage thur, und man in Allem dem. gemäß 
verfährt, was. dort vorgejchrieben iſt. MER — 
73. Gleich‘ darauf fchreitet man zur Ernennung ded 
oder: der Bezirks-Wahlherren, wobei cine Wahl nach 
der andern mittelft Zettel, worauf der Name desjenigen, 
den man wählen will, gefshriceben ‚wird, vor ſich geht. 
74. Iſt das Wotiren beendigt; fo überzählen der Ses 
fretär und die Wahlzeugen die Stimmen, und derjenige, 
der wenigſtens die Hälfte der Stimmen und eine; dar? 
über für fich hat, iſt gewählt und der Präfident macht 
die Wahl bekannt. Wenn’jemand Feine abfolute Stim— 
menmehrheit Für. fich hat, jo wird über die. zwei, welche 
die meiſten haben, nochmals. ballotirs, und derjenige, der 
dann. dies.meiften Stimmen für, ſich hat, iſt erwaͤhlt. 
Dei gleicher Zahl entfcheidet. das, Loos. - ! 
75 Bezirks: Wahlkerr zu werden, muß "man 
Bürger und im Genuß feiner Rechte, fünf und zwanzig 
Jahr alt, im Bezirk anfaͤßig und wohnhaft, entweder 
Laie oder Weltgeiftliher feyn, und die Wahl kann ſowohl 
Buͤrger, welche bei der, Verſammlung gegenwärtig) find, 
als: Abwefende: treffen. “li Zn. Ä — 
76. Der Sekretaͤr bringe die Beſchluͤſſe zu Papier, 
welche er, der Praͤſident und die Wahlzeugen unterzeich? 
hen, und wovon der oder deren‘ Perfonen, die gewaͤhlt 
worden, eine von jenen vidimirte Abſchrift zur Beſtaͤti⸗ 
gung. ihrer Wahl eingehaͤndigt wird. Der Praͤſident die⸗ 
fer Verſammlung Überichieft eine zweite, von ihm und 
dem Sefretär unterzeichnete Abfchrift an den Präfiden? 
ten der Provinzial⸗Verſammlung und dieſer laͤßt die Wahl 


in den oͤffentlichen Blaͤttern bekannt machen. | 
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77. Bei den Bezirks Wahlverfammlungen fol alles 
das beobachtet werden, was in den 55. 56. 57. und 58. 
Artikel für die Kirchfpiels » Wahlverfammiungen vorges 
ſchrieben worden ift. | 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Provinzialsderfammlungen. 


78. Die Provinzial: Wahlverfammlungen beftchen aus 
den Wahlderren aller Provinzial: Bezirke, welche fih in 
der Hauptſtadt verfammeln, um die entfprehende Zahl 
der Deputirten,, die als Repräjentanten der Nation den 
Cortes beimohnen follen, zu ernennen. | 

79. Diefe Verfammlungen finden auf der Halbinfel 
and den benachbarten Inſeln und Befigungen jederzeis 
am. erften Sonntage des Novembers in dem Jahre vor 
dem ſtatt, wo die Eortes gehalten werdeh.; -— 

80. In den Überfeeifchen Provinzen werden fie den 
zweiten Sonntag im März: Monat deffelbigen Jahres 
gehalten, in welhem die Bezirks: Verfammlungen ftatt 
finden. 

81. Dei diefen Verfammlungen führe der politifche 
Chef der Hauptfiadt (el magistrado politico de la 
capital de provincia) den Vorfig, und bei ihm müffen 
die Bezirks-Wahlherren mit dem Documente über ihre 
Wahl erfcheinen, damit ihre Namen in dem Buch, in 
welches die Beſchluͤſſe der Verſammlung eingetragen 
werden , bemerkt werden. 

- 82. Am beitimmten Tage verfammeln fih die Ber 
zirks-Wahlherren mit dem Präfidenten in den Gemeins 
dehäufern (casas consistoriales) oder in demjenigen 
Gebäude, welches man zu einer folhen Feierlichkeit für 
das paflendfte hält, bei offenen Thüren und erwählen 
zuvörderft durch Stimmenmehrheit aus den Wahlher; 
ren einen Sekretär und zwei Wahlzeugen. 

83. Wenn eine Provinz nur einen Deputirten haben 
fol; fo find zu feiner Ernennung wenigftens fünf Wahl: 
herren erforderlich, amd man versheilt- entweder dieſe 

Dritter Banb, 4 
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Zahl auf die Bezirke, woraus fie beſteht, oder bilder 
blos zu diefem Zwede Bezirke. | 


' 


84. Es werden. die vier Abfchnitte, welche von. den 
Wahlen handeln, verlefen. Dann folgt die Verlefung 
der von den reſpectiven Präfidenten cingefandten Berifiz 
cation der Protocolle über: die. in den Hauptorten der 
Bezirke geichehenen Wahlen, und die Wahlherren übers 
geben. zugleich) die Certificate über ihre Ernennung, das 
mit fie von dem Sekretaͤr und den Wahlzeugen unter: 
fucht werden, die am folgenden. Tage erklären müffen, 
95 fie in Ordnung find oder nicht. -Diefe Erklärungen 
des Sefretärs und der Wahlzeugen. werden wiederum 
von einer, aus drei Mitgliedern der Verfammlung befte: 
henden, Commiſſion unterfuht, welche zu diefem Ende 
ernannt wird, um am folgenden Tage ihren Bericht dar— 
über zu erſtatten. — — 

85. Sind die Bezirks-Wahlherren beiſammen; fo. 
werden die. Berichte Über die Kertificate vorgelefen, und 
wenn gegen einige derfelben oder gegen die Wahlherren, 
wegen Ermangelung der dazu erforderlichen Eigenfchaften, 
etwas einzuwenden ift, fo entfcheidet die Verſammlung 
definitiv darüber und verfährt, wie fie es für gut befin- 
det; und das, was fie befchloffen, wird, ohne daß eine 
weitere Appellation ftatt finder, in Vollziehung gebracht. 


886. Die Bezirks: Wahlherren begeben fich hierauf. mit 
ihrem Präfidenten in die Kathedral- oder Hauptkirche, 
wo von dem Biſchofe oder in, deffen Ermangelung von; 
dem vornehmſten Geiftlihen eine feierliche Heilige-Geiſt⸗ 
meſſe gehalten und dabei eine den Umſtaͤnden angemeffene 
Rede vorgetragen wird. —— 
87. Nach dieſer religioͤſen Feierlichkeit kehren ſie an 
den Ort zuruͤck, woher ſie gekommen ſind, und der Praͤ— 
ſident thut bei offenen Thuͤren und wenn die Wahlherren 
ohne weitern Unterſchied ihre Plaͤtze eingenommen haben, 
die Frage, welche im 49. Artikel enthalten iſt und es 
wird Alles beobachtet, was dort vorgeſchrieben iſt. 


88. Hierauf ſchreiten die anweſenden Wahlherren zur: 
Wahl des oder der Deputirten, welche einer nach. dem 


m 
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andern. erwählt werden, indem fie. an. den Tiſch hintre—⸗ 
ten, an welchem der Präfident, die Wahlzeugen und der 
Sefrerär fisen, und leßterer trägt in ihrer Gegenwart 
die Namen der Perfon, die jeder wähle, in eine Lifte 
ein. Der Sefrerär und die Wahlzeugen geben ihre Stim; 
men zuerft. * 
89. Iſt das Abſtimmen beendigt; ſo uͤberzaͤhlen der 
Praͤſident, die Wahlzeugen und der Sekretär die Stim— 
men, und derjenige, welcher : wenigſtens die Hälfte und 
eine darüber für fi bat, ift erwaͤhſt. Wenn Jemand 
nicht die abfolute Stimmenmehrheit für fih hat; jo ſoll 
über die beiden, welche die. meilten haben, zum zweitens 
mal ballotirt werden und. derjenige, welcher daun die 


mehrſten Stimmen hat, ift erwählt. Bei gleicher Zahl 


der Stimmen entjcheidet das Loos, und jedesmal, wenn 
einer erwähle ift, macht der Präfident die Wahl bekannt, 
90. Nach der Wahl der Deputirten fchieitet man 
auf die nämliche Art und Weile zur Wahl ihrer Stell— 
vertreter, und die Zahl. derfelben fol in jeder. Proving 
den dritten Theil der Deputirten betragen, welde vie 
Provinz anzuordnen hat. "Hat eine Provinz nur einen 
oder zwei Deputirte zu erwählen; fo wird deffen unges 
achtet ein Stellvertreter (Deputado suplerite)erwählt. 
Diefe Stellvertreter gehen, fobald man gewiſſe Nach⸗ 
richt von dem Tode des Deputirten hat, oder letzterer, 
nach dem Ausſpruch der Cortes, ihrer Verſammlung nicht 
beiwohnen kann, zu den Cortes ab; dieſer oder jener 
Fall mag, zu welcher Zeit es iſt, nach geſchehener Wahl 
eintreten. | a 9 | 49 
94. Um Deputirter bei den Cortes zu werden, muß: 
man Bürger und im ausübenden Senuffe feiner Rechte, 
fünf und zwanzig Jahr alt, in. der Provinz geboren oder 
daſelbſt wohnhaft feyn umd fi mwenigftens ſieben Jahre 
dort aufgehalten haben, und. endlich Laie oder Weltgeift: 
liher feyn. Die Wahl fann fowohl Bürger, die, bei: 
der Verſammlung zugegen find, als ſolche, die es nicht, 
find, treffen. | ee ' 
92. Außerdem muß man, um zum Deputivten der 
Cortes erwählt werden zu koͤnnen, ein zung 
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ges jaͤhrliches Einkommen von eigenthuͤmlich einem zuge⸗ 
hoͤrenden Guͤtern beſitzen. 

93. Die Verfuͤgungen des vorhergehenden Artikels 
bleiben fo lange ſuspendirt, bls die Cortes, welche von 
jeßt an gehalten werden, die Zeit bejtimmt haben, wo 
fie in Wirtfamteit treten kann, und zugleid die Summe 
des Einkommens oder die Befchaffenheit der Güter, wo— 
von man es bezichen muß, beftimmen. Das, was fie 
alsdann befchliegen, Toll für eben fo verfaflungsmäßig 
angefehen werden, als wenn es hiermit ausgeſprochen 
wäre. | 

94. Wenn c8 fich träfe, daß ein und eben dieſelbe 
Perfon für die Provinz gewählt wiirde, aus welcher fie 
gebärtig und für diejenige, wo fie wohnhaft ift; jo gilt 
die Wahl für den Aufenthaltsort, und für die Provinz, 
aus welcher fie gebürtig ift, tritt der entſprechende Stells 
vertreter bei den Cortes ein. 

95. Die Minifter (Los Secretarios del Despacho) 
Staatsräche und alle, die bei dem Hofhalt des Königs 
angeftellt find, können nicht zum Deputirten der Eortes 
erwaͤhlt werden. | 

96. Eben fo wenig kann ein Ausländer zum Depu— 
tirten bei den Eortes erwaͤhlt werden, wenn er ‚nicht 
von den Cortes das Bürgerrecht erhalten hat. 

97. Kein von der Regierung ernannter Staatsbeams 
ter kann für diejenige Provinz, in welcher er fein Amt 
ausübt, zum Deputirten bei den Cortes ernannt werden. 

98. Der Sekretär verfaßt. das Protocoll über die 
Wahlen, welches er, der Praͤſident und alle Wahlherren 
unterfchreiben. 

99. Sodann werden alle Wahlherren allen und jeden 
der Deputirten, ohne irgend einen Vorbehalt, Vollmach⸗ 
ten in nachftehender Form ausftellen, und jedem die ent 
fprechende Vollmacht einhändigen, um bei den Kortes 
erfcheinen zu fönnen. | 

100. Die Vollmachten follen folgendermaßen lauten; 

Nachdem fich in der Stadt oder dem Flecken ... 
AM .... des Monats. . 2. des Jahres... . in 
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den .... Ölen: die. Herren Chier fölgen die ‚Namen 
des Präfidenten und der Bezirks: Wahlherren, welche die 
Wahlverfammlung der Provinz bilden) verfammelt, has 
ben fie vor mir, dem Unterzeichneten und den zu dies 
fen Ende zufammenberufenen Zeugen erklärt, daß, nach: 
dem der politifchen Berfaffung der ſpaniſchen Monar— 
hie gemäß, und mit allen in derjelben. vorgejchriebenen 
Seierlichkeiten, wie aus den Kertificaten, deren Drigis 
nale man bei diefer Gelegenheit gebraucht, erhellt, zur 
Ernennung der Kirchſpiels- und Bezirks; Wahlherren 
gefchritten worden, die genannten verfammelten Bes 
zirks-⸗Wahlherren der Provinz... an.. des Monats... 
gegenwärtigen Jahres, die Deputirten erwaͤhlt haben, 
welhe im Namen und als Stellvertreter dieſer Pros 
vinz den Cortes beimohnen follen, und daß die Herren 
N. Nu Deputirten diefer Provinz erwählt worden, 
wie fih aus dem von N. N. angefertigten und unters 
zeichneten Protocolle ergiebt; daß fie in Folge deffen 
ihnen insgefammt und jedem einzeln Vollmacht ertheiz 
Ien, um die wichtigen Verrichtungen ihres Amtes ers 
füllen und mit den übrigen Deputirten bei den Cortes 
als Repräfentanten der fpanifhen Nation alles bewils 
ligen und befchließen zu koͤnnen, was .fie dem allges 
meinen Wohle für förderlich halten, jedoch nur Kraft 
der Befugniffe, welche in der Eonftitution feſtgeſetzt 
find und innerhalb der Grenzen, welche befagte Conſti⸗ 
tution vorfchreibt, ohne daß fie auf irgend eine Weife 
einen von den Artileln derfelben unter irgend einem 
Vorwande aufheben, verändern oder anders machen 
tönnen,. und daß die Eonftituenten ſich für fih, und 
im Namen aller Einwohner diefer Provinz, Eraft der 
ihnen, als hierzu ernannten, Wahlherrn ertheilten Volls 
macht verpflichten, Alles für gültig anzufchen, Allem 
Folge zu leiften, fih nah Allem zu fügen, was die 
beſagten Deputirten bei den Cortes thun, und der Pos 
litifhen Verfaffung der fpanifchen Monarchie gemäß, 
befchließen werden. Solches haben fie erklärt und bes 
willigt vor den Zeugen N. N., die mit den Bewilli⸗ 
gern gegenwärtiges Document zur Beglaubigung uns 
terfchrichen haben. i | 


54° -T.20 Spanien. 


1.401. : Der: Prafident ‚' die" Wahlzeugen ımd der Se— 
kretaͤr follen unverzüglich eine, von ihnen unterzeichnete - 
Abfchrift der Protocolle Über die Wahlen an die bejtän: 
dige Deputation der Cortes Überfenden, die gefchehenen 
Wahlen durch den Druck öffentlih bekannt machen, und 
jedem Flecken oder Dorf der. Provinz ein Eremplar das 
von zukommen laffen. 

102. Um die Deputirten fchadlos zu Halten, follen 
ihre reſpectiven Provinzen ihnen Diäten bezahlen, wel⸗ 
che die Kortes ım zweiten Jahre jeder allgemeinen De; 
putation für die nächtifolgende Deputation beſtimmen 
werden; und den uͤberſeeifchen Deputirten fol noch aus 
Berdem vergütet werden, was fie, nah dem Wrtheile 
ihrer reſpectiven Provinzen, zur Beftreitung ihrer Hinz 
und Herreiſe brauchen. 

103. In den Provinzial» Wahlverfammlungen ſoll 
alles das beobachtet werden, was in. den Art. 55. 56. 57. 
58. vorgefchrieben iſt, mit —— deſſen, was der 
Artikel 328; ee 


Sechſter Abſchnitt. 
J ao der Kaltung der Cortes. 


41004. Dir. Cortes werden ſich alljährlich. in der 
Hauptſtadt des Königreichs ‚in einem blos zu Yeie Be: 
Hufe: beflimmten Gebäude verfammeln. .: — 
105. Wenn ſie es für dienfich erachten, ſich an 
andern Ort zu begeben; fo koͤnnen fie es, ſobald es in 
eine Stadt. ift, die nicht weiter als zwölf. Stundenlle- 
guas) von der Hauptſtadt entfernt liege und zwei Drit⸗ 
theile der anmefenden in in dieſe Bertegung 
eingewilligt haben. 
406. Die jährlichen Sisungen der Eortes dauern, 
vom !fien März an gerechnet, drei Monate hinter 
einander, 

107: Die Cortes können ihre Sigungen blos in zwei 
Faͤllen um einen Monat verlaͤngern, erſtlich, wenn es 
der Koͤnig verlangt, und zweitens, wenn es die Cortes, 
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uach einem Beſchluſſe von zwei Drittheilen der Depus 
tirten für nöthig erachten. | 
108. Alte zwei Jahre werden fämmtlide 
Deputirte erneuert. | 
409. Wenn Krieg oder Befeßung eines Theils des 
Gebiets der Monarchie durch den Feind es verhindert, 
daß alle oder ein Theil der Deputirten einer oder meh: 
rerer Provinzen fich bei Zeiten einfinden können; fo fol: 
Ien die Stellen der Abweſenden durch die - alten Depus 
tirten der betreffenden Provinzen erfest werden, indem 
fie unter fih darum looſen, bis die erforderliche Zahl 
vol ift. en am 
410. Die Deputirten koͤnnen nicht wieder erwaͤhlt 
werden, wenn nicht eine andere Deputation zwiſchen den 
beiden, wozu ſie gewaͤhlt wurden, ſtatt gefunden hat. 


4144. ‚Bei ihrer Ankunft in der Hauptſtadt praͤſen⸗ 
tiren ſie ſich bei der beſtaͤndigen Deputation der Cortes, 
welche ihren Namen und den der Provinz, von der ſie 
erwaͤhlt ſind, in ein bei dem Sekretariat der beſagten 
Cortes befindliches Regiſter eintragen laͤßt. 


112. Sn dem Jahre, wo die Deputirten erneuert 
werden, wird am 15ten Februar bei offenen Thüren, die 
erfte vorbereitende Berfammlung gehalten, mobei der 
Präfident der beftändigen Deputation den Vorfig führt 
und diejenigen das Amt der Sefretärd und der Wahl: 
zeugen verfehen,. welche befagte Deputation aus ihren 
Übrigen Mitgliedern dazu erwählen wird. | — 


443. Im dieſer erſten Verſammlung reichen alle Des 
putieten ihre Vollmachten ein, und es werden mit Stim⸗ 
menmehrheit zwei Committeen ernannt, eine von fuͤnf 
Mitgliedern, um die Vollmachten aller Deputirten zu 
unterſuchen, und eine andere von dreien, um die der 
fuͤnf Mitglieder der erſten Committee zu pruͤfen. 

444. Am :2often. deſſelbigen Monats Februar wird 
die zweite vorbereitende Verſammlung, ebenfalls bei offes 
nen Thuͤren gehalten, und in dieſer werden die. beiben 
Committeen. ihre Berichte Aber die Gelegmäßigkeit der 
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Vollmachten erftatten; wobei fie die Protocolle der Pror 
vinzials Wahlen in Abfchrift vorlegen laffen. 

- 415. In diefer Verfammlung, fo wie in den andern, 
die bis zum 25ſten deffelben Monats Februar erforderlich 
find, wird definitiv und mit Stimmenmehrheit über alle 
Zweifel, in Hinſicht der Sefeßmäpigkeit der Vollmachten 
und der Eigenfchaften der Deputirten entichieden, - 

116. Sin dem Jahre, welches auf das folgt, wo die 
Deputirten erneuert wurden, wird man am 4. Februar 
die erfte, und Bis zum fünf und zwanzigften hin die weis 
teren vorbereitenden Verſammlungen halten, welche man 
für nöthig erachtet, um auf die in den drei vorhergehen— 
den Artikeln angegebene Art und Weife über die Rechts 
mäßigkeit der Vollmachten der neu erfcheinenden Depus 
tirten zu enticheiden. | 

117. Alle Jahre am fünf und zwanzigſten Februar 
ſoll die Teste vorbereitende Verfammlung gehalten wers 
den, und in derjelben jollen alle Deputirten, die Hände 
auf das heilge Evangelium gelegt, folgenden Eid leiſten: 
Schwören Sie, die vömifch-tarholifch sapoftolifche Reli: 
gion zu vertheidigen und zu erhalten, und keine andere 
im Königreiche zuzulaſſen? — Antwort: Ich ſchwoͤre ed. — 
Schwören Sie, die von den allgemeinen und auferorz 
dentlichen Cortes der Nation im Jahr 4812 fanctionirte 
politifche Konjtitution der ſpaniſchen Monarchie- gewiſſen⸗ 
haft aufrecht zu erhalten und dafür zu: forgen, daß ſie 
aufrecht erhalten werde ?— Antwort; Ich ſchwoͤre es. — 
Schwören Sie, fih bei der Miſſion, welche Ihnen die 
Nation anvertraut hat, treu und vedlih zu benchmen, - 
und ſtets das Wohl und Gluͤck derfelben im Auge zu 
haben? — Antwort: Jh fchwöre es. — So belohne 
— Gott, wenn Sie es thun; wo nicht, ſo beſtrafe 
er Sie. | | 
+ 418. Hierauf werden aus diefen Deputirten, mit— 
telſt verfchlofener Zettel und mit Stimmenmehrheit, ein 
Praſident, ein Vieepräfident und vier Sekretaͤrs gewählt, 
wodurch fich die Eortes als conftituirt und. formirt anſe⸗ 
hen werden, und die beftändige Deputation wird von dem 
Augenblicke an alle ihre Amtsverrichtungen ceinftellen, 
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149. An demſelben Tage wird‘ eine Deputation von 
zwei und zwanzig Derjonen und zwei Sekretären ernannt, 
um ſich zu dem Könige zu begeben, und ihm zu melden, 
daß die Cortes conjtituire find, und wen fie zum Prafis 
denten erwählt haben, damit der König zu erkennen 
gebe, ob er der Eröffnung der Eortes beimohnen werde, 
die am erftien März flatt findet, 

120. Wenn der König nicht in der Hauptftadt iſt; 
fo wird ihm diefe, Meittheilung fchriftlih gemacht und 
eben fo vom Könige darauf geantwortet. 

1241: Der König wird in Perfon der Eröffnung ber 
Eortes beimohnen und wenn er verhindert ift, foll der 
Präfident der Eortes am beftimmten Tage dieſelbe vors 
nchmen, ohne daß fie unter irgend einem Vorwand auf 
einen andern Tag verſchoben werden kann. Dielelben 
Formalitäten follen bei dem Schluffe der Eortes beobach⸗ 
tct werden. | 

122. Der König wird ohne Wache in den Saal der 
Eortes eintreten und blos von denjenigen Perfonen bes 
gleitet feyn, welhe, dem im Reglement über die innere 
Regierung der Cortes feitgefeßten Ceremoniel zufolge, 
den König empfangen und zurückbegleiten. 

123. Der König wird eine Rede halten, worin: er 
den Cortes das, was er für zweckmäßig hält, vorfchlägt, 
und der Präjident wird ihm hierauf in allgemeinen Aus; 
drüdfen antworten. Wohnt der König aber nicht der 
Eröffnung bei; fo Äbergiebt cv feine Rede dem Prafis 
denten, der fie den Cortes vorlief't. | 

124. Die Eortes tönnen nit in Gegenwart des Koͤ⸗ 
nigs berathichlagen. ” | 

4125. Im Fall die Staatsfefretäre (Secretarios del 
Despacho) den. Cortes im Namen des Königs einige 
Vorſchlaͤge machen, follen fie auf fo lange und in der 
Art, wie die Cortes es befiimmen werden, den Discufs 
fionen beimohnen und fprechen, aber. bei der Abftimmung 
nicht zugegen feyn. | 

126: Die Sigungen der Eortes follen Sffentiih 
feyn und nur in Fällen, wo Geheimhaltung nöthig iſt, 
geheime Sigungen ſtatt finden. = 
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497. Bei den Discuffionen. der Cortes und bei Al: 
lem, was die innere Regierung derfelben betrifft, wird 
das Reglement beobachtet, welches die allgemeinen und 
außerordentlihen Cortes erlaffen werden; unbefchadet der 
Veränderungen, welde die folgenden Cortes hierin ' zu 
machen -für nöthig erachten. 


4128. Man kann den Deputirten wegen ihrer Mei⸗ 
nungen nichts anhaben und ſie koͤnnen derenthalben zu 
keiner Zeit, in keinem Falle und von keiner Behoͤrde in 
Unterſuchung gerathen. In Criminalprozeſſen, die gegen 
ſie anhaͤngig gemacht werden, koͤnnen ſie blos durch das 
Tribunal der Cortes, auf die im Reglement uͤber die 
innere Regierung derſelben vorgeſchriebene Art und Weiſe 
gerichtet werden. Waͤhrend der Sitzungen der Cortes 
und einen Monat darnach koͤnnen die Deputirten weder 
wegen Civilſachen belangt, noch Schulden baden erequirt 
werden. 


. 429. Während der Dauer ihrer Sendung, die von 
dem Tage an beginnt, wo ihre Ernennung von- der be; 
fländigen, Deputation der Cortes anerkannt worden, Fünz 
nen die Deputirten weder felbft ein Amt, wozu der Ks 
nig ernennt, annchmen, noch für Jemand anders darum 
anhalten, vder eine Beförderung fuchen, da es bei ihrem 
tejpeetiven Amte keinen Rang giebt, 


130. Eben fo können fie, während der Dauer ihrer 
Sendung, und ein Jahr nach der legten Ausübung ihrer 
Amtsverrichtungen weder felbft eine Penfion oder irgend 
ein Ehrenzeichen, welche ebenfalls der König ertheilt, e et; 
halten, noch für einen Andern darum anfuchen. 


Siebenter Abfönitt. | 
Bon den Befugniffen Cfaculdades) der Cortes. 


4131. Die Cortes find ermächtigt : 


—2) Sefege in Vorſchlag zu bringen und zu 
befchließen, fie ‚auszulegen, und erfors 
derlihen Falls abzufhaffen. 
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b) Den Eid des Königs, des Prinzen von Afturien 
und der Regentfchaft, wie es gehörigen. Orts vors 
geſchrieben ift, zu empfangen, | 

c) ‚Alle factiſchen und rechtlichen Zweifel (duda de 
hecho é de derecho) zu heben, welche in Hin— 
‚fiht der Ordnung der Thronfolge entitchen. 

d) In den Fällen, wo die Conſtitution cs vorschreibt, 
die Negentfchaft oder den Regenten des Reichs zu 
wählen und die: Gränzen, innerhalb" welden - die 
Regentſchaft oder der Regent die melde Gewalt 
ausüben kann, zu beftimmen. 


e) Den Prinzen von ‚Afturien Öffentlich ansnentennen. 


f) In dem in der Conftitution angegebenen Fall für den 
‚minderjährigen König einen Vormund zu ernennen. 

g) Die offenfiven Allianztrartaten, die Subfidiens und 
ſpeziellen Handelstrastaten, vor ihrer Ratification 
zu genehmigen. \ 

h) Die Zulaffung fremder Truppen ing Königreich zu 

geſtatten oder zu verhindern. 

i) Die Errichtung ober, Abſchaffung von Stellen bei 
den, vermoͤge der’ Conftitution errichteten Treibunds 
den, eben jo wie die Errihtung und Abſchaffung 
von Staatsämtern — pabheos)” zu bes 
ſchließen. un 

k)' Alle Zahre auf: den‘ Weſchlag des Konigs die Land⸗ 
und Seemacht zu beſtimmen, indem ſie feſtſetzen, 
welche in Friedenszeiten unterhalten werden, und 
wie weit ſie in Kriegszeiten vermehrt werden ſollen. 

1) Fuͤr die Armee, die Flotte und Nationalmiliz, wie 
alle verfchiedene Zweige, woraus ſie heſtehen, Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen. — 

m) Die Ausgapen der Staatsverwaltung 
feftzufegen. 

n) Jaͤhrlich die Steuern und Auflagen zu 
beftimmen. 

0) Im Fall es nöthig ift, auf den Eredit der Nation 
Anleihen zu machen. 
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p) Die Bertheilung der Steuern auf die Provinzen 
‚zu genehmigen. | 

g) Die Rehnungen über die Verwendung 
der Staatsgelder einzuſehen und zu ge— 
nchmigen. 


r) Die Zölle und die Zolltariffe (aranceles de der 
recho) feftzufegen. | — 

s5) Die noͤthigen Verfügungen für die Verwaltung, 
Erhaltung oder Veräußerung der Nationalgäter zu 
treffen. | 

t) Werth, Gewicht, Gehalt, Gepräge und Namen 
der Münzen zu beflimmen, 


u) Das Gewichts und Maasfyftem anzunchinen, wels 
ches fie für das bequemfte und vrichtigfte halten; 


v) Jede Art von Induſtrie zu befördern und anzures 
gen und KHinderniffe, welche diejelbe lähmen, zu 
entfernen. | en 

w) Den allgemeinen Plan für den Volksunterricht in 
der ganzen Monarchie zu entwerfen, und zu geneh— 
migen, was für die Erziehung des Prinzen von 
Aſturien geſchieht. | u 

x) Die allgemeinen Vorſchriften in Hinſicht der Pos 
lijei und des Gefundheitszuftandes des Reichs zu 
genehmigen. | 

y) Die politifhe Preßfreiheit zu beſchuͤtzen. 

z) Dafür zu forgen, daß die Minifter und ans 
dere Staatsbeamten wirtlih zur Rechen: 
[haft gezogen werden. 

aa) Endlich fteht es den Cortes zu, in allen den Fäls 
len und bei allen Arten, wo der Confitution zus 
folge ihre Einwilligung nöchig iſt, diefelbe zu er: 
theilen oder zu verweigern. 


Eonftitution v. 19. März 1812. 61 


Achter Abſchnitt. 


Bon der Abfaffung dev Gefeke und der 
fönigliden Sanction. 


132. Jeder Deputirte ift befugt, den Cor— 
tes jchriftlih Geſetzentwuͤrfe vorzulegen und 
die Gründe, worauf er fich flüßt, anzugeben, 

433, Zwei Tage wenigftens, nachdem der Geſetzent⸗ 
wurf übergeben und verleſen iſt, wird er zum zweiten: 
mal verlefen und die Kortes berathfchlagen, ob er zur 
Sprade fommen foll oder nicht. 


134. Seitattet man, daß darüber discutirt wird, und 
erachten die Cortes wegen der Wichtigkeit des Gegen— 
ſtandes für nöthig, denfelben vorher an eine Committee 
zu verweilen, fo ſoll dieß gefchehen. 

135. Längftens vier Tage, nahdem die Discuffion 
des Entwurfs genehmigt worden, ſoll derfelbe zum dritz 
tenmale verlefen, und ein Tag zur Eröffnung der Diss 
cuſſion fejigefeßt werden. 

4136. An diefem beftimmten Tage foll über * Ge⸗ 
ſetzentwurf im Ganzen und uͤber den Artikel deffelben 
discutirt werden, | 


137. Die Cortes werden entfiheiben, wenn der Ge; 
genſtand Hinlänglich .beiprochen iſt, und wenn entichieden 
worden, daß dieß der Fall ift, fo wird beſtimmt, ob zur 
Abſtimmung geſchritten werden foll oder nicht. 

138. Wenn entichieden if, daß die Abftimmung ftate 
haben joll, jo wird auf der Stelle dazu gefchritten, und 
der Gefegentwurf entweder ganz oder theilmeife genchz 
migt oder verworfen, oder nad) den bei der Discuſſion 
gemachten Bemerkungen abgeändert oder modificirt. 

139. Die Abftimmung gefchiehe nah Mehrheit. der 
Stimmen; aber, um abzuftimmen, muß wenigftens die 
Hälfte fämmtlicher Deputirten, aus denen die Cortes 
beftehen, und einer noch darüber zugegen jeyn. 

140. Berwerfen die Cortes einen Gejegentwurf währ 
rend deffen daß er geprüft wird, oder befchließen fie, > 
sicht: zur Abſtimmung daruͤber gefchristen. werden Toll; fo 


kann er in dem nämlichen Jahre nicht wieder in Vors 
fchlag gebracht. werden. go. 

441. Ift er. aber angenommen; fo wird er zweimal 
in Geſetzesform ausgefertigt und in der Sitzung der Corz 
tes verlefen, Nachdem diefes gefchehen ift und beide Ori⸗ 
ginale von dem Präfidenten und zwei Sefretären unters 
zeichnet worden find, werden wiejelben auf der Stelle 
durch eine Deputation an den König überbradit.. 

4142. Dem Könige fteht die Sanction der Geſetze zu. 

4143. Der König vollführe diefe Sanction mir fols 
gender, eigenhändig gefchriebener Formel: „Soll als 
Geſetz dÖffentlih befannte gemadht werden“ 
(Publiquese como ley). en 

144. Der König verweigert feine Sanction mit folz 
genden, ebenfalls von ihm eigenhändig geſchriebener Forz 
mel: „An die Cortes zuruückgewieſen“ (Vuelva 
ä las Cortes) und fügt zusleih eine Darlegung der 
Gründe bei, warum er feine Sanction verweigert hat. , 
445. Der König hat 30 Tage, um ſich diefes Vor— 
vechtes zu bedienen. Wenn er innerhalb derfelben feine 
Sanction weder ertheilt, noch verweigert hatz ſo wird 
diejes, fo angefehen, daß er fie gegeben hat und wirklich 
geben wird. Ä | Eu Fa — 

146. Die Sanction des Könige mag erfolge ſeyn 
oder nicht; ſo gelangt doch eins von den beiden Origi— 
nalen mit der reſpectiven Formel an die Cortes zuruͤck, 
am in denfelben Bericht ‚darüber . abzuftatten. Diefes 
Driginal wird im Archive der Cortes aufbewahrt und da 
Duplicat bleibe in den Händen des Königs, | 

147. Verweigert der König feine Sanction; fo darf 
diefer Gegenſtand in dem nämlichen Jahre nicht wieder 
in den Cortes verhandelt werden, dad) kann e8 in denen 
des folgenden Jahres gefchehen. 

4148. Wird der nämliche Sefeßentwurf: in den Cors 
tes des folgenden Jahres: von neuem vorgejchlagen, zu⸗ 
gelaſſen und genchmigtz fo kann der König, nachdem er 
ihm vorgelegt worden, demſelben zum zweitenmale ſeine 
Sanstion mit den im Artikel :143. und 144. angegebes 
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wen Ausdrücken ertheilen oder verweigern, umd im letz⸗ 
ten Sale ſoll in demſelben Jahre diefer Gegenftand- 
nicht verhandelt werden. | 


149. Wird der nämlihe Geſetzentwurf in den Cor; 
tes des folgenden Jahres zum drittenmale in Vorſchlag 
gebracht, zugelaſſen und genehmigt; jo verſteht fi von 
ſelbſt, daß der König feine Sanction ertheilt und wird 
er diejelbe, wenn ihm die Entwürfe vorgelegt werden, 
mittelſt der, im 443. Artikel enthaltenen, Formel wirt; 
lich ertheilen. 


150. Sollte vor Verlauf der 30 Tage, während wels 
her der König jeine Sanstion zu ertheilen ‚oder zu vers 
meigern hat, der Tag eintreten, wo die Cortes ihre 
Sitzungen beendigen follen; ſo wird der König diefelbe 
in den erften 8 Tagen der Sigungen der folgenden Cor— 
tes ertheilen oder verweigern, und verftreicht auch diefe 
Friſt, ohne daß er fie ertheilt, fo wird es eben fo- ang 
geſehen werden, als ob er fie gegeben habe, und er wird 
fie auch wirklich in. der vorgefchriebenen Form geben. 
Derweigert aber der König feine Sanction: fo koͤnnen 
diefe Cortes nochmals über ‚denfelben Geſetzentwurf diss 
sutiren. — 


151. Wenn auch, nachdem der Koͤnig einem Geſetz⸗ 
entwurfe die Sanction verweigert hat, ein oder mehrere 
Jahre hingehen, ohne daß derſelbe Entwurf, ſo wie er 
urſpruͤnglich zur Zeit derſelben Deputation, die ihn das 
erſtemal angenommen oder waͤhrend der zwei darauf fol⸗ 
genden Deputationen, von neuem in Vorſchlag gebracht 
wird; ſo ſoll in Betreff deſſelben, was die Wirkung der 
Königlichen Sanction anlangt, doch immer das gelten, 
was in den drei vorhergehenden Artikeln feſtgeſetzt wors 
den. Wird derfelbe aber im Laufe der drei eben anger 
gebenen Deputationen nicht von neuem in Borfchlag Yes 
bracht, fondern ſpaͤter, obwohl in den nämlihen Aus: 
druͤcken abgefaßt, vorgetragen ;. ſo foll er dann hinfichtlich 
der oben angezeigten Wirkungen als ein neuer Entwurf 
angeſehen werden. 1-. | 
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152. Wenn der Gefegentwurf in der in vorſtehen⸗ 
ven Artikel angegebenen Zwifchenzgeit zum zweitens oder 
drittenmale in Vorfchlag gebracht und von den Cortes 
verworfen wird; fo wird er, er mag dann in ber Folge 
wieder vorgetragen werden, wenn er will, als ein neuer 
Entwurf angefchen. 

153. Die Gefege werden mit den nämlichen Formas 
litäten und auf die nämlihe Weife wieder aufgehobeng 
wie fie erlaffen werden. 


Neunter Abfchnitt. 
Bon der Kundmahung der Geſetze. 


154. Iſt das Geſetz in den Cortes befannt gemacht; 
fo wird es dem Könige angezeigt, damit unverzuͤglich zur 
feierlihen Bekanntmachung deffelben gefchritten wird. 


| 155. Zur Bekanntmachung der Gefege wird fih der 

König nachftehender Formel bedienen: „Wir — (hier 
folgt der Name des Königs) von Gottes. Gnaden und 
kraft der Konftitution der fpanifhen Monarchie, König 
von: Spanien, thun Allen, die Gegenwärtiges fehen oder 
hören, fund und zu wiſſen, daß nachftehendes Geſetz vor 
den Eortes befchloffer und von Uns fanetionire worden 
iſt Chier folge der buchftäblihe Inhalt deffelben). Dem⸗ 
nach befehlen Wir allen Serichtshöfen, Magijtraten, Chefs, 
Gouverneuren und andern ſowohl bürgerlihen als Miliz 
tärs und geiftlihen Behörden, wes Standes und Würs 
den fie feyn mögen, dieſes Gefeg in allen feinen Theilen 
zu beobachten, und beobachten, erfüllen und vollführen zu 
laffen. Ihr Habt wohl darauf zu jehen, daB es zur Eıs 
füllung komme, und werdet dafür forgen, daß es gedruckt, 
Öffentlich bekannt gemacht und in Umlauf gefeßt werde. 
(Es wird an den betreffenden Miniſter geſchickt.) 

156. Alle Gefege werden auf Befehl des Königs dur 
die refpectiven Meinifter befannt gemacht und verbreitet, 
welche diefelben unmittelbar an alle und jede Höchfte und 
Provinzialgerichtshöfe und andre Chefs und Oberbehörden 
ſchicken, die fie dann an die Unterbehörden uͤberſenden. 


* 
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Zehnter Abſchnitt. | 
Bon der beftändigen Deputation ber Cortes. 


157. Bevor die Corte aus einander gehen, ernens 
nen fie eine Deputation, welde den Namen ‚‚immers 
währende Deputation der Cortes“ führe und aus fieben 
aus ihrer Mitte erwählten Mitgliedern befteht: nämlich, 
dreien aus den europäilchen Provinzen und dreien aus 
den überfeeifchen; der fiebente wird, wie das Loos ents 
ſcheidet, entweder ein europälfcher oder ein uͤberſeeiſcher 
Deputirter ſeyn. 

158. Zugleich werden die Cortes zwei Stellvertreter 
für diefe Deputation ernennen, einen europäifchen und 
einen überfeeifchen. 

159. Die beftändige Deputation dauert von der eis 
nen Sitzung der Eortes bis zur andern. | 

160. Diefe Deputation hat nachftehendes zu beforgen: 

a) Auf die Beachtung der Conftitution und der Ges 
feße zu fehen, um bei den naͤchſten Cortes Res 
henfchaft von den Verlegungen abzulegen, welche 
fie wahrgenommen hat. 

b) In den in der Eonftitution vorgefshricbenen Fällen 
außerordentliche Cortes zufammen zu berufen. 

ce) Die im 111. und 112. Artikel angegebenen Amtss 
verrichtungen zu erfüllen. 

d) Den ftellvertretenden Deputirten anzuzeigen, wenn: 
fie ffatt der eigentlichen den Sitzungen beimohnen 
follen, und wenn fihs trifft, daß Die Deputirtem 
einer Provinz oder ihre Stellvertreter ausbleiben 
oder durchaus nicht zufammen fommen Eönnen, dies 
fer Provinz die nöthigen Befehle zuzuſtellen, zu 
einer neuen Wahl zu fchreiten. | Ä 


Eilfter Abfchnitt. | 
Bon den auferordentlihen Cortes, 


161. Die außerordentlihen Cortes beftehen aus. den 
nämlichen Deputirten, welche während der zwei Jahre 
ihrer Deputation die gewöhnlichen Cortes bilden. 

Dritter Band. 6) 
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4162. Die beftändige ;Deputation der Cortes wird dies 
felben in folgenden drei Fällen auf einen beftimmten Tag 
zufammen berufen: | 


a) Dei Erledigung der Krone. 


b) Wenn der König aus irgend einem Grunde die 
Regierung nicht führen kann oder zu Gunften feiz _ 
nes Nachfolgers der Krone entfagen will. Im ers 
ften Fall ift die Deputation ermächtigt, alle Maas: 
regeln zu treffen, welche fie für zweckmäßig hält, 
um fi) von den Urfachen zu überzeugen, welche 
den König zur Regierung unfähig machen. 


c) Wenn der König unter fehr bedenklihen Umftäns 
den oder wegen fchwieriger Angelegenheiten ihre 
Zufammenkunfe für zweckdienlich hält, und Die bez. 
ftändige Deputation der Cortes davon benadjrichtigt. 


163. Die außerordentlihen Cortes werden fich blos 
mit dem Gegenſtande befchäftigen, weshalb fie zufammen 
berufen worden find, _ a — 


164. Die Sitzungen der außerordentlichen Cortes wers 
den mit. den naͤmlichen Formalitäten eroͤffnet und‘ ger 
ſchloſſen, wie die gewöhnlichen. 


165. Die Haltung der außerordentlihen Cortes fol 
- die Wahl neuer Deputirten zu der beftimmten Zeit nicht 
verhindern. | 


166. Wenn die außerordentlichen Cortes an dem zur 
Berfammlung der gewöhnlichen beftimmten Tage ihre 
Sigungen nicht beendige haben; fo ftellen fie ihre Amts: 
verrichtungen ein und die gewöhnlichen Cortes feßen das 
a fort,- weshalb erſtere zuſammen berufen wor; 

en find. 


167. Die beftändige Deputation der Cortes fest in 
dem in vorſtehendem "Artitel angegebenen Falle die ihr 
im ya und 412. Artikel angewiefenen Amtsverrichtun: 
gen fort, 


- 
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Vierter Titel, 
Von dem Könige. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon der Unverletzlichkeit des Königs, 


168. Die Perfon des Königs ift heilig und um 
verletzlich, und nicht verantwortlid,. 

169. Der König füßte den Titel: katholiſche 
Majeftät. 

170. Der König hat ausſchließlich die Macht, die 
Geſetze in Vollziehung bringen zu laſſen, und ſeine Ge— 
walt erſtreckt ſi fi ch auf alles, was fih auf Erhaltung der 
Ordnung im Innern und auf die Sicherheit des Staats 
nad außen bezieht, der Konftitution und den Geſetzen 
gemäß, 

174. Außer dem dem Könige zuſtehenden Vorrechte, 
die Geſetze zu jancrioniven und befannt zu machen, bat 
er noch folgende Hauptvorrechte : 


a) Die Deerete, Reglements und Verhaltungsbefehle 
auszufertigen, die er zur Vollziehung der Geſetze 
für zutraͤglich hält. 

b) Dafür zu forgen, daß im ganzen Königreihe die 
Juſtiz Schnell und vollfommen ausgeübt werde. 

c) Krieg zu erklären oder Frieden zu [lie 
Ben und zu ratificiren, und dann den Cor— 
tes eine mit Dorumenten belegte Rechenfchaft dar⸗ 
über abzuſtatten. 

d) Auf Vorfchlag des Staatsraths die Beamten bei 
allen Eivils und Eriminalgerichten zu ernennen. 

e) Alle Civil: und: Militärftellen zu befeken. 

f) Auf Vorſchlag des Staatsraths alle. Bifchöffe zu 
ernennen und alle übrige geiftlihe Aemter und 
Pfruͤnden, worüber der König das Patronatsrecht 
bat, zu vergeben. 

g) Ehrenzeichen und Auszeichnungen aller Art den 
Geſetzen gemäß zu ertheilen. 

5 * 
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h) Die Armeen und Flotten zu commandiren und die 
Generale bei denfelben zu ernennen. 

i) Ueber die bewaffnete Macht zu verfügen und fie 
fo zu vertheilen, wie es am zuträgliditen iſt. 

k) Die diplomatifchen und Handelsverhältniffe mit 
andern Mächten zu leiten und Botſchafter, Ges 
fandte und Conſuls zu ernennen. 

1) Fir das Schlagen der Münzen zu forgen, worauf 
fein Bruftbild und fein Name geprägt iſt. 

m) Ueber die Verwendung der für alle Zweige der Staates 
verwaltung beftimmten Gelder zu entfcheiden. 

n) Den Gefepen gemäß, Verbrecher zu begnadigen. 

0) Den Eortes ſolche Gefege und folhe Berbefferuns 
gen vorzufchlagen, wie er fie für das Wohl des 
Volks am zuträglichften hält, damit dieſe in der 
beftimmten Form darüber berathichlagen. 

p) Die fogenannten Paretis oder Referipte zu bewil: 

ligen, oder Deerete der Kirchenverfammlungen und 
die päpftlichen Bullen mit Einwilligung der Cor— 
tes, wenn fie allgemeine Verfügungen enthalten, 
zuruͤck zu behalten, wenn fie Privars oder Regie: 
rungs : Angelegenheiten betreffen, den Staatsrat) 
darüber zu hören; im Fall es fih aber um ſtrei— 
tige Puncte handelt, das oberfte Gerichtstribunal 
davon in Kennenif zu feßen, damit es den Ges 
fegen gemäß darüber entſcheide. 

g) Die Staatsminifter zu ernennen und frei zu wählen. 


17%. Folgendes find die Befhräntungen der koͤ— 
niglihen Gewalt: | 
a) Der König kann unter feinem Vorwande die Abs 
haltung der Eortes zu der in der Conſtitution ber 
ftimmten Zeit und in den darin angegebenen Fälz 
len hindern, fie weder fuspendiren, noch auflöfen, 
noch auf irgend eine Weife ihren Sißungen und 
Berathſchlagungen Hinderniffe in den Weg legen. 
Diejenigen, welche ihm zu einem folden Verſuche 
rathen und dabei behälflich find, werden für Vers 
räther erklärt und follen als ſolche gerichtlich be; 
langt werden. 
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db) Der König kann fih, ohne Einwilligung: der Cor⸗ 
te8 nicht aus dem Königreiche entfernen, und wenn 
er es thut, fo wird es fo angefehen, als ob er 
der Krone entfagt habe. 

e) Der König kann weder die königliche Gewalt, noch 
irgend. eines feiner Vorrechte veräußern, abtreten, 
noch auf irgend eine Art einem Andern- Äbertras 
gen. Sollte er aus irgend einer Urſache dem 
Throne zu Gunften feines unmittelbaren Nachfoly 
gers entfagen wollen; fo kann cr es nicht ohne 
Einwilligung der. Cortes thun. 

d) Der König kann keine Provinz, Feine‘ Stadt, kei⸗ 
nen Flecken, feine Ortſchaft, noch irgend cinen 
Theil des. fpanifchen Gebiets, er ſey ſo Hein als 
er wolle, veräußern, abtreten oder vertauſchen. 

e) Der König kann ohne Einwilligung der Cortes mit 
feiner fremden Macht eine Dffenfiv » Allianz, noch 
einen befondern Handelsvertrag ſchließen. 

f) Eben fo wenig kann er fid ohne Einwilligung der 
Cortes durch irgend einen Tractat verbindlich machen, 
irgend einer fremden Macht Subſidien zu geben. 

g) Der König kann ohne Einwilligung der Cortes die 
Nationaldomainen weder abtreten noch veräußern. 

h) Der König kann für fi allein, ohne daß die Cor: 
tes fie deeretirt haben, weder unmittelbar noch 
mittelbar Auflagen machen oder Steuern erheben, 
fie mögen Namen haben, welden, oder beftimme 
feyn, zu was fie wollen. 

1) Der König kann weder einem Einzelnen noch ir⸗ 
gend einer Corporation ein ausſchließliches Privi⸗ 
legium ertheilen. 

x) Der Koͤnig kann ſich weder des Eigenthums ir⸗ 
gend einer Privatperſon oder irgend einer Korpos 
‚ration bemächtigen, noch fie in dem Befiße, Ger 

nuſſe oder in der Nusnießung derſelben ftören, 
und follte .es in. irgend einem Falle für irgend Et: 
was, das dem Staate anerkannt nuͤtzlich iſt, noth⸗ 
wendig feyn, irgend Jemanden fein Eigenthum zu 
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nehmen, ſo kann es nur geſchehen, wenn er zu 
gleicher Zeit entſchaͤdigt wird, oder, nach dem 
Ausſpruch Sachverſtaͤndiger, eine gehörige Verguͤ⸗ 

tung dafuͤr erhaͤlt. | > 
1) Der Koͤnig kann Niemanden feiner Freiheit beranz 
ben, noch für fich irgend eine Strafe auferlegen. 
Der Minifter, welcher den Befehl dazu unterzeichs 
net, und der Richter, der ihn vollzicht, find der 
' Mation dafür verantwortlih, und werden als ei: 
nes Vergehens an der perfönlihen Freiheit fchuls 
dig beſtraft. Nur in dem Fall, wenn das Wohl 
und die Sicherheit des. Staats die Verhaftung irs 
gend ‚einer Perfon erfordern follte, kann der Koͤ— 
nig den Befehl dazu ertheilen, jedody unter der 

‚Bedingung, daß die verhaftete Perfon binnen 48 

Stunden dem gehörigen. Richter oder Gerichtshofe 

übergeben werden muß. 

m) Der. König wird, bevor er eine Eheverbindung 
fchließt, Tolches den Cortes anzeigen, um ihre Einz 
willigung dazu zu erhalten; und thut er dieß nicht, 
fo ſoll cs fo angefehen werden, als ob er der 
Krone entfage. j 


173. Der König leiſtet bei feiner Thronbeſteigung 
und wenn cr noch minderjährig. ift, dann, wann er zur 
Regierung gelangt, in Gegenwart der Cortes folgenden 
, Eid: „Sch Chier folge der Name) von Gottes Gnaden 
and durch die Conſtitution der fpanifchen Monarchie, Kös 
nig beider Spanien, ſchwoͤre bei Gott und dem heiligen 
Evangelium, die, fatholifch: apoftolifch zrömifche Religion 
zu beſchuͤtzen und aufrecht zu halten, ohne irgend eine 
andere in dem Königreihe zu geflatten; die’ politifche 
Eonftitution und die Gefetze der fpanifchen Monarchie 
zu beobachten und beobachten zu laffen, und einzig und 
allein ihr Wohl und ihren Vortheil im Auge zu haben; 
feinen Theil des Königreichs zu veräußern, abzutreten, 
oder zu zerftückeln; niemals irgend eine Quantität von 
Früchten, Geld ‚oder etwas Anderes zu verlangen, wenn 
es nicht von den Kortes decretirt worden iſt; Mieman: 
‚den je fein Eigenchum zu nehmen und vor allem die po: 
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fiifhe Freiheit der Nation und die perſoͤnliche jedes Ein⸗ 
jeinen zu reſpectiren. Und wenn ich. vom dem, was ich 
geſchworen, ganz oder.nur zum Theil das Gegentheil 
thue, fo fol man mir nicht Gehorfam: leiften, fondern 
das, wodurch ich dem zumider handle, fol null und nich 
tig jeyn. So wahr mir Gott helfen. und mich befdhüsen 
und wenn id) es nicht thue, mich beftrafen. moͤge.“ — 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Kronerbfolge. A 


474. Das Königreih beider Spanien iſt untheilbar ; 
die Thronfolge geht nah Bekanntmachung der Conſtitu⸗ 
tion blos in regelmäßiger Ordnung nach der Erſtgeburt 
und Erbfolge auf die legitimen männlihen und meidliz 
chen Defeendenten der unten angegebenen’ Zweige über. » 

175. Blos Tegitime, während der Dauer einer ge 
fegmäßigen Ehe erzeugte Söhne können Könige vorn 
Spanien werden. . r 

‚176. Bei gleihem VBerwandfchaftsgrade und in gleis 
her Linie gehen die männlihen Nachkommen immer. den 
weiblichen, und der Aeltere immer dem Juͤngern vor; aber 
die Frauen des näheren Zweiges oder näheren Grades 
in der nämlichen Linie haben den Vorrang vor den Mänz 
nern eines entfernteren Zweiges oder Verwandtſchafts⸗ 
grades. — 
477. Der Sohn oder die aͤlteſte Tochter des Soh— 
nes des Königs, im: Falle ihre Vater früher fterben foll: 
te, bevor er die Erbfolge, des. Königreichs. angetreten, 
follen ihren Onkeln vorgehen, und kraft des Erbrechts 
ihrem Großvater unmittelbar fuccediven. 

478. So lange die Linie, welcher die Erbfolge zu: 
fteht, nicht erlöfcht, gelangt der nächfte Zweig nicht zur 
Erbfolge. Ei Zu 

+ 479. König von Spanien ift Don Ferdinand VII, 
von Bourbon, der gegenwärtig vegiert. | 

180. In Ermangelung Don Ferdinands: VII. von 
Bourbon, folgen: ihm ſeine rechtmäßigen ſowohl mänrtlis 
chen als weiblihen Deſcendenten; fehlen dieſe, ſeine 
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Bruͤder und Schweſtern, und Onkel und Tanten, Bruͤ⸗ 
der und Schweſtern ſeines Vaters, und ihre rechtmaͤßigen 
Nachkommen in der vorgeſchriebenen Ordnung, indem ſie 
alle unter ſich das Erbfolgerecht und den Vorrang der 
naͤheren Zweige vor den entfernteren beobachten. | 
481. Die Cortes können alle und jede von der Thron⸗ 
folge ausfchließen, die nicht fähig find zu regieren oder 
Arte begangen haben, wodurch fie fid) der Krone uns 
würdig gemacht. 

182. Wenn alle hier angegebnen Zweige erlöfchen; 
fo follen die Eortes auf's neue zufammen berufen wers 
den, um in Erwägung zu zichen, was bei Befolgung 
der hier aufgeftellten Ordnung und Regeln für die Erbs 
folge der Nation am zuträglichfien ift. 

183. Wenn die Krone fogleid oder in der Folge 
einer Frau anheim fällt; fo Kann fich diefelbe ohne Bei— 
fimmung der Cortes feinen Gemahl wählen, und wenn 
fie das Gegentheil thut, fo wird dieß als eine Entjas 
gung der Krone angefehen. | 
- 484. Sm Falle, daß ein Weib zur Regierung ges 
langt, erhalt ihr Gemahl keine Gewalt Über das Reich, 
von welcher Art fie fey, noch irgend einen Antheil an 
der Verwaltung. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Minderjährigkeit des Königs 
und der Regentfchaft. Ä 

185. Der König ift bis zum vollendeten 18ten Jahre 
minderjährig. 

186. Während der Minderjährigkeit des Königs wird 
das Reich durch eine Regentſchaft regiert. i 

187. Das Nämliche gefchicht, wenn der König ir 
gend einer. phyſiſchen oder moralifhen Urfache halber die 
Regierung zu führen niche im Stande ift. 

188. Wenn diefe Verhinderung des Königs länger 
als zwei Jahre dauert, und der unmittelbare Thronfols 
ger. achtzehn Jahr alt ift; fo Löhnen. ihm die Cortes, 
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ſtatt der Regentſchaft, zum Regenten des Koͤnigreichs 
ernennen. rate 

189. Im Fall der Thron erledige wird umd der Prinz 
von Aſturien noch minderjährig iſt; jo fol, wenn die 
ordentlichen Cortes nicht verfammelt find, fo lange, bis 
die außerordentlichen zufammen kommen, die proviforifche 
Regentfchaft aus der Königin Mutter, wenn eine da iſt, 
aus zwei Mitgliedern der permanenten Deputation der 
Cortes, welche nach der Drdnung ihrer Wahl zur Des _ 
putation die älteften find, und aus den zwei aͤlteſten 
Staatsräthen, nämlich dem Aelteften und dem, der auf 
ihn folgt, beſtehen. Wenn keine Königin Mutter vors 
handen iſt; fo nimmt. der, deriAnciennität nach, dritte 
Staatsrath an der Regentſchaft Theil. 


190. Den Vorſitz bei der provtforifchen Regentſchaft 
führe die Königin Mutter, wenn es eine giebt; und in 
Ermangelung dasjenige Mitglied der permanchten Depus 
tation der Kortes, welches zuerft zu dieſer Deputation 
ernanng worden. 

1941. Die proviforifche Regentfhaft wird keine andern 
Geſchaͤfte abthun, als ſolche, die Feinen Aufihub leiden, 
und Mir ad interim Beamte ernennen und abfeken, _ 


‚ 49. Sind die auferordentlihen Cortes beifammen; 
fo werden, fie..eine aus drei bis fünf Perfonen beftchende 
Regentſchaft ernennen, | | 


193. Um Mitglied: der. Regentfchaft zu werden, muß 
man Buͤrger ſeyn, und die freie Ausäbung feiner Rechte 
geniehen. Ausländer, ſelbſt wenn: fie Bürgerdiplome ers 
halten haben, find ausgeſchloſſen. | 


194. Den Vorfig der Regenefchaft führt dasjenige 
Mitglied derfelben, welches die Cortes dazu beflimmen; 
und diefe haben’ auch im Nothfall feſtzufetzen, ob die 
Präfidenefchaft nah der Reihe umgehen und auf wie 
lange fie geführte werden foll. 


195. Die Regentſchaft wird die koͤnigliche Gewalt 
unter der Bedingung ausüben, welche die Cortes für 
gut Haken, 
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196. Sowohl die eine, als die andere Regentfchaft 
wird nach der im Art. 173. vorgefchriebenen Formel eis 
nen Eid leiften mit Hinzufesung der Clauſel: „daß fie 
dem Könige treu feyn will,” und die permanente Nez 
sentfchaft wird außerdem noch hHinzäfügen, daß fie die 
von den Cortes ihrer Gewalt gefesten Schranken beob- 
achten, und wenn der König zur Volljährigkeit gelangt, 
oder feine Unfähigkeit aufhört, die Regierung des Kös 
nigreichs niederlegen will, bei Strafe, daß im Fall fie 
es einen Augenbli verfchiebt, ihre Mitglieder als Ver— 
räther angefehen und behandelt werden jollen. 

197. Alle Beſchluͤſſe der Regentſchaft werden im 
Namen des Königs bekannt gemacht. 

198. Vormund des minderjährigen Königs ſoll ders 
jenige feyn, welcher von dem. verftorbenen Könige in feis 
nem letzten Willen dazu ernannt worden. Kat diefer 
Niemanden ernannt; fo ift die Königin Mutter fo lange 
Vormuͤnderin, als fie Wirtwe bleibt. In Ermangelung 
derfelben wird der Vormund von den Cortes ernannt. 
In dem erften und dritten Sale muß der, Bormund aus 
dem Königreiche gebuͤrtig ſeyn. BIER MN 

499. Die Regentfchaft wird darauf. fchen, daß die 
Erziehung des minderjährigen Königs in Allem dem gros 
Gen Zwede feiner hohen Würde entfprehe, und nad 
dem von den Cortes genehmigten Plane vor ſich gehe. 

200. Die Eortes beftiimmen den Gehalt, welchen die 
Mitglieder der Regentſchaft genießen follen. : 


Vierter Abſchnitt. 


Bon der koͤniglichen Familie und der An— 
erfennung des Prinzen von Afturien. 


| 201. ‚Der erfigchorne Sohn des Königs fuͤhrt den 
Titel: „Prinz von Aſturien.“ —— 
202. Die andern Kinder des Koͤnigs find und, heis 
ben Infanten von Spanien (Infantes de las Espaxas.) 
203, Die Söhne und Töchter des Prinzen von Aftur 
rien follen gleihfals Infanten von Spanien heißen. 
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204. Die Eigenfchaft. fpanifcher Infanten beſchraͤnkt 
fih einzig und allein auf dieſe Perfohen und kann nicht 
aufliandere ausgedehnt werden. 

205. Die Infanten von Spanien werden die bisher 
genoffenen Auszeichnungen und Ehrenbezeugungen genies 
Ben und fönnen zu allen Arten von Aemtern ernannt 
werden, ausgenommen zu Berichts: und Deputirtenftels 
len bei den Cortess. | 

206. Der Prinz von: Afturien kann ohne Einwillis 
gung der Cortes nicht aus dem Königreidhe gehen; und 
wenn cr es ohne ihre Zuftimmung verläßt, . ift er dar 
durch von der Thronfolge ausgeſchloſſen. 

207. Dafielbe findet ftatt, wenn er längere Zeit aus 
herhalb des Reiches bleibe, als in der Erlanbniß feftges 
ſetzt· iſt, und auf’die won den Cortes an ihn ergangene 
Aufforderung zur Rückkehr in der von ihnen beftimmten 
Friſt ſich nicht einſtellt. | 

208: Der Prinz von Afturien, die Infanten und 
Infantinnen, ihre Kinder und Defcendenten, die Unters 
shanen des Königs’ find, koͤnnen ohne feine und der Cor; 
tes Einwilligung, bei Strafe, ihr Recht auf die Krone 
zu verlieren, ſich nicht verheirathen. 

209. Die Cortes und in Ermangelung derſelben die 
permanente Deputation erhaͤlt eine authentiſche Abſchrift 
von den uͤber die Geburt, die Vermaͤhlnng und den Tod 
aller Glieder der koͤniglichen Familie aufgenommenen Ac⸗ 
ten, um fie in ihren Archiven aufzubewahren. 

240. Der, Prinz von Afturien wird von den Cortes 
mie den, in dem Reglement für ihre innere Regierung 

vorgefehrichenen, Formalitäten anerkannt werden. 

41. Diefe Anerkennung gefchieht in der eriten Vers 
fanmlung der Eortes, die nach feiner Geburt gehalten 
wird. 

242. Der Prinz von Afturien leiftet, wenn er 14 
Jahr alt ift, in Gegenwart. der Cortes folgenden Eid: 
„Ich Chier folge der Name) Prinz von Afturien, ſchwoͤre 
bei Gort und dem heiligen Evangelium, daß ich die apo—⸗ 
ſoliſch⸗ roͤmiſch⸗ katholiſche Religion vertheidigen und aufs 
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recht haften, und Feine andere im Königreiche geftatten, 
die Eonftitution der fpanifchen Monarchie beobachten, und 
dem Könige treu und gehorfam feyn will. So wahr 
mir Gott helfe.“ 


| Fünfter Abſchnitt. 


Von der Dotation der töniglihen 
Familie. 


213. Die Eortes fegen für den Hofhalt des Königs 
jährlich eine Summe aus, welche der hohen Würde feis 
ner Perſon entfpricht. | — — — 

214. Dem Koͤnig gehoͤren alle koͤniglichen Pallaͤſte, 
deren Beſitz feine Vorgänger genoſſen haben, und die 
Cortes werden die Ländereien beftimmen, welche fie zu 
feinem perfönlichen Vergnügen vorzubehalten für dienlich 
erachten, | 

215. Für. den Unterhalt des Prinzen von- Afturien 
feßen die Cortes gleid vom Tage feiner Geburt an, für 
die Infanten nnd. die Infantinnen aber, nachdem fie fies 
ben Sahre alt geworden find, eine.jährliche ihrer vefpec: 
tiven Würde entjprechende Summe aus. 
| 216. Die Cortes werden den Infantinnen bei ihrer 

Verheirathung eine angemeffene Summe als Heirathsgut 
ausjegen, nad) deren Bewilligung die zum Unterhalte 
beſtimmt gewefenen jährlihen Summen aufhören. 

217. Wenn fih die Infanten verheirathen: und in 
Spanien leben, fo werden ihnen die bewilligten Penfios 
nen ununterbrochen bezahlt; verheirathen fie ſich aber 
und halten fi) außer Landes auf, fo hören die Penfios 
nen auf, und fie erhalten ein für allemal eine Summe, 
welche die Cortes beftimmen. 

218. Die Cortes ſetzen auch die Penfion feft, wel: 
che die verwittwete Königin erhalten ſoll. 

219. Die Befoldungen der Mitglieder der Regent: 
ſchaft werden von der für den Hofhalt des Königs an: 
gewiefenen Summe genommen. — 
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220. Die Summen fuͤr den Hofhalt des Königs 
und die Penſionen fuͤr ſeine Familie, von welchen in 
den vorhergehenden Artikeln die Rede iſt, werden von 
den Cortes zu Anfange jeder neuen Regierung feſtgeſetzt, 
und koͤnnen waͤhrend der Dauer derſelben nicht geaͤndert 


werden. 
221. Alle dieſe Anweiſungen werden bei dem Nas 


tionalſchatze in Rechnung gebraht, der die Zahlungen 
an den vom Könige ernannten Adminiftrator leiftet und 
mit demjelben alle gegenfeitige Activa. und Paſſi iva in 
Ordnung bringt. 


Sechſter Abſchnitt. 


Bon den Miniſtern oder Staats- und 
Depefdhes Sefretären. 


22%. Miniſter (Secretarios . del Despacho) fi ind 

fieben, nämlich: 

a) Der erfte Staatsfefretär (Secretario del Des- 
pacho de Estado). | 

b) Der Staatsfekrerär fir die Regierung der Halb: 
infel und der benachbarten Infeln. (S. d. d. de 
la Gobernacion del Reyno.). 

e) Der Staatsfekretär für die Regierung der übers 
feeifhen Länder. 

d) Der Staatsſekretaͤr für die —— und Juſtiz⸗ 
ſachen (S. del D. de Gracia y Justicia.) 

e) Der Staatsfefretär der Finanzen (S. d. D. de 

Hacienda.) 

f) Der Staatsfefretär für das Kriegswefen. 

g) Der Staatsfekretär der Marine. 

Die folgenden Cortes werden in diefer Drganifation 
der Minifterien die Aenderungen vornehmen, wel: 
che Erfahrung und Umstände nöthig machen werden. 

223. Um Minifter werden zu koͤnnen, muß man 

Bürger und im ausübenden Genuffe feiner Rechte feyn. 
Ausländer, auch wenn fie Birgerdiplome erhalten de 
find ausgejchloffen. 


78. Spanien. — 


224. Ein beſonderes, von den Cortes genehmigtes, 
Reglement wird die jedem Miniſterium zukommenden 
Geſchaͤfte beſtimmen. 

225. Alle Befehle des Königs muͤſſen von dem Mis 
nifter desjenigen Departements, wohin fie gehören, un; 
terzeichnet werden; fein Gericht und Fein Staatsbeam⸗ 
ter foll einem Befehle Folge leiſten, bei welchem diefe 
Formalität nicht beobachter it. 

226. Die Minifter find den Cortes für die Verord⸗ 
nungen, welche fie autorifiren, und die der Conftirution 
und den Geſetzen zumwiderlaufen, verantwortlid, ohne 
daß fie zu ihrer Rechtfertigung den Befehl des Könige 
vorſchuͤtzen koͤnnen. 

227. Die Miniſter verfertigen die jaͤhrlichen Anſchlaͤge 
der Ausgaben der Staatsverwaltung, welche ſie in ihrem 
reſpectiven Departement für erforderlich halten, und le; 
gen auf die Are und Weife, die weiter unten -angegeben; 
werden wird, Nechenfchaft von denen ab, die fie gehabt 
haben. 

228. Um die Minifter zur Verantwortung zu ziehen, 
werden die Cortes vor Allem deeretiven, daß ein gerichts 
liches Verfahren ſtatt finden fol. 

229. Iſt ein folches Decret erlaffen; jo wird. der 
Minifter fuspendirt und die Cortes übergeben dem ober: 
ften Gerichtshofe alle Actenſtuͤcke, welche diefen Prozeß 
betreffen, der von demfelben Gerichishofe anhängig ger 
macht werden muß, welcher ihn inftruirt und den Ger 
fegen gemäß entfcheider. 

230. Die Eortes werden die Schalte feſtſetzen, wel: 
he die Minifter während ihres Amtes genießen Jollen. 


Siebenter Abfchnitt. 


Von dem Staatsrathe. 


231. Es ſoll ein Staatsrath von JO Mitgliedern, 
die Bürger und im ausübenden Genuffe ihrer Rechte find, 
beſtehen. Ausländer, auch wenn fie Bürgerdiplome ers 
halten haben, find davon ausgefchloffen. | 
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232. Er wird aus folgenden Mitgliedern zufammen 
gefegt feyn, nämlich: aus vier, und nicht mehr, Geiftlis 
hen von anerkanntem und erprobten Verdienfte und Ber 
ruͤhmtheit, worunter zwei Biſchoͤffe feyn follen; aus vier, 
und nicht mehr Grande von Spanien, die mit Tugens 
den, Talenten und den nöthigen Kenntniffen geziert find, 
und die übrigon 32 follen aus Subjecten gewählt werz 
den, welche fih durch ihre Berühmtheit und Kenntniffe _ 
oder durch ihre ganz vorzüglichen Dienfte in einigen der 
vornchmften Zweige der Staatsverwaltung und Negier 
rung ausgezeichnet haben. Die Cortes können zu diefen 
Stellen niemanden vorfchlagen, der zu der Zeit, wo fie 
bejegt werden, Deputirter bei den Cortes ift. Wenig: 
ftens zwölf Mitglieder des Staatsraths müffen aus den 
überfeeifchen Provinzen gebürrig feyn. 

233. Alle Staatsräthe werden auf den Vorfchlag der 
Cortes von dem Könige ernamt. 


234. Um die Bildung diefes: Staatsraths zu bewerk 
felligen, wird in den Cortes ein dreifaches Verzeichniß 
aller oben angeführten Claſſen, in dem angegebenen Ber: 
hältniffe angefertigt, woraus der König die 40 Indivi— 
duen wählt, welche den Staatsrath bilden follen, indem 
er die Geiftlihen aus der Lifte ihrer Claffe, die Grande 
aus der der Grands nimmt, und fo auch bei den uͤbri— 
gen verfährt. 

235. Wenn eine Stelle im Staatsrathe erledige 
wird; fo werden die zunächft zuſammentretenden Corteg 
dem Könige drei Perfonen aus der Elaffe, in welcher 
die Erledigung ſtatt findet, vorfchlagen, damit er denjes 
nigen daraus wähle, den cr für den paffendften hält. 

236. Der Staatsrarh ift der alleinige Rathgeber des 
Königs; letzterer wird denfelben in wichtigen Regierungs: 
angelegenheiten, befonders wegen zu ertheilender oder zu 
verweigender Sanction der Geſetze, wegen Kriegserklä; 
tungen und Abſchluß von Verträgen um feine Meinung 
fragen. . | 

237. Diefem Rathe ſteht es zu, dem Könige zur 
Pıäfentation für alle geiftliche Pfründen und zur Befegung 
aller vichterlihen Stellen, drei Subjerte vorzufchlagen. 


80° Spanien, 


938. Der König wird nach vorhergegangener Anhoͤ⸗ 
rung des Staatsraths ein Reglement für die innere Leis 
- tung des Staatsraths feftfegen, und daſſelbe den Cors 

tes zur Genehmigung vorlegen. ' | 

239. Die Staatsräthe können ohne eine, vor dem 
oberften Gerichte gerechtfertigte, Urſache ihrer Stelle nicht 
entfegt werden. | 

240. Die Eortes beftimmen die Gehalte des Staats; 
raths. 

241. Beim Antritte ihrer Stellen ſchwoͤren die Staats— 
räthe in die Hände des Königs, die Konftitution aufrecht 
zu erhalten, dem Könige treu zu feyn und ihm nur das 
zu vathen, was fie ohne Privatabficht und ohne Privats 
intereffe für das Wohl der Nation zuträglich halten. 


Fünfter Zitel. 


Bon den Gerihtshöfen und von der 
VBerwaltung der KEivils uud 
Eriminals Zuftiz. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon den Gerichtshöfen. 


942. Die Gewalt, die Gefege in Eivils und Crimis 
nalfachen in Anwendung zu bringen, kommt ausfchließs 
li) den Gerihtshöfen zu. 

243. Weder die Corte nod der König können in 
irgend einem Falle vichterlihe Funetionen ausüben, die; 
ſchon anhängigen Prozeffe zurücknehmen oder ſchon ents 
jchiedene noch cinmal vornehmen laffen. 

244. Die Geſetze werden die Drdnung und Forma⸗ 
litäten der Prozeſſe beftimmen, die bei allen Gerichtshös 
fen gleichförmig feyn follen, und wovon weder die Cor— 
tes noch der König dispenfiren können. 

245. Die Gerichtshöfe können feine andere Funetios 
nen ausüben, als Rechtfprehen und die vichterlichen 
Sprüche in Vollzichung bringen laſſen. 
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246.-Eben fo wenig fönnen fie die Ausübung der 
Geſetze fuspendiren, noch irgend ein Reglement über die 
Yuftizverwalstung erlaffen. . 


247. Kein Spanier fann wegen Civil s und Crimis 
nal + Bergehungen von irgend einer andern Commiffion, 
als dem competenten, ſchon vorher durch das Geſetz bes 
fimmten, Gerichtshofe gerichtet werden. 


248. Sn den gewöhnlichen Civil s und Criminalſa/ 
chen giebt es fuͤr alle Claſſen von Perſonen ſtets nur 
ein Geſetz. 


249. Die Geiſtlichen werden fortwaͤhrend im Genuſſe 
der Rechte ihres Standes, nach den Beſtimmungen, welche 
die Geſetze darüber enthalten oder noch kuͤnftig vorſchrei⸗ 
ben werden, verbleiben. | 


250. Das Militair wird gleichfalls nach den in der 
Drdonnanz enthaltenen Beftimmungen oder denen, die jie 
noch in der Folge vorſchreiben wird, befonderer Gefege 
genießen. | 

251. Um zum Stadtrath oder Richter gewählt zu 
werden, muß man auf ſpaniſchem Grund und Boden ges 
boren und über 25 Jahr alt jeyn. Die andern Eigens. 
fchaften, welche beide befigen. mäffen, werden in den Ges 
fegen beftimme werden. 


252. Die Magiftrarsperfonn und Nichter koͤnnen 
auch weder abgejegt oder ihrer, es ſey nun für eine bes 
fimmte Zeit oder für immer, dauernden Functionen bes 
raubt werden, außer wegen einer geſetzlich erwieſenen 
und vor Gericht abgeurtheilten Urſache. Eben fo wer 
nig koͤnnen ſie anders, als wegen einer geſetzmaͤßig beab⸗ 
ſichtigten Anklage ſuspendirt werden. 3; 


253: Wenn bei dem Könige Klagen gegen eifie Mas _ 
giftratsperfon angebracht werden, die bei angeitellter Un: 
terfuhung gegründet ſcheinen; jo kann der König nach 
Anhörung des Staatsraths diefe Magiftratsperfon fnss 
pendirem‘, «indem cr fogleich die Klage und Unterfuchung 
an den oberften. Gerichtshof gelangen läßt, damit diefer ' 
den Geſetzen gemäß das Urtheil fpreche, 

Dritter Bank, 
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254. Alle Richter, welche die Geſetze, worin das 
gerichtliche Verfahren sin Civil⸗ und Eriminalfahen bes 
ſtimmt iſt, nicht beobachten, find perfönlic dafür vers 

antwortlich. 

255: Verführung, Beftechung oder Veruntreuung von 
Seiten der Magiſtratsperſonen oder Richter veranlaſſen 
gegen diejenigen, welche ſich etwas der Art zu Schulden 
kommen laſſen, einen Prozeß im Namen des Volks. 


256. Die Cortes werden den Magiſtratsperſonen und 
Richtern eine gehoͤrige Beſoldung ausſetzen. 


. 257. Die. Juſtiz wird im Namen des Königs vers 
waltet, und die Beſchluͤſſe und Urtheilsſpruͤche der obes, 
ren Gerichtshöfe werden gleichfalls in feinem Namen 
erlaffen. | 
‚258. In der ganzen Monarchie ſoll mit Vorbehalt 
der Abaͤnderungen, welche die Cortes unter beſondern 
Umſtaͤnden vielleicht darin vornehmen, cin und daſſelbe 
buͤrgerliche, peinliche und Handelsgeſetzbuch gelten. 


259.. Bei Hofe fol ein Gericht unter dem Ann 
„oberſtes Juſtiztribunal“ ftatt finden, 

:260. Die Eorted werden die Zahl der Näthe, aus 
denen es beftehen, und das Local, wo es feine Siguns 
gen halten fol, beſtimmen. 

261. Die Amtsverrichtungen diefes Obertribunals: be; 
fiehen darin:. . 

a) Die Competenz der Gerichtshöfe (Audiencias) uns 
ter. ſich auf dem. ganzen ſpaniſchen Gebiese und: 
‚die der: Audiencias mit den in der Halbinfel und: 

auf den nahliegenden Inſeln beftehenden: Teibunds: 
len und Specialgerichten zu beſtimmen. Dieſe 
Competenzen ſollen in den uͤberſeeiſchen Laͤndern ſo 
geſchieden und vertheilt werden, wie es in den 
Geſetzen beſtimmt werden wird. 


B Den Staatsſekretaͤren und den Miniſtern das — 
theil zu ſprechen, wenn die Cortes decretirt haben, 
* * gerichtliches N gegen re ſtatt fin⸗ 
en ſoll. 


ur 
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c) Alle Abſetzungs⸗ und Suspendirungs⸗Prozeſſe der 
Staats- oder Gerichtsraͤthe zu entſcheiden 

d) Die gegen die Staats- und Depreſchenſekretaͤre, 
Staatsraͤthe und Beamten der. Audiencias anhaͤn⸗ 

gigen Criminalprozeſſe zu entſcheiden, indem es dem 

politiſchen Chef, der die meiſte Autorität, hat, zus 
fommt, den Prozeß zu inftruiren und ihn dem 
Obertribunale zu übergeben. 

e) Alle gegen einzelne Mitglieder diefes Obergerichtg 
anhängige Prozeffe zu entfcheiden. Sollte ſich der 
Fall ereignen, daß es nöthig wäre, diefes-Obehr 
gericht zur Verantwortung zu ziehen; fo follen vie 
Cortes mit Beobachtung der im Artikel 228, feſt— 
gejegten Form zur Ernennung: eines desfallfigen 
Tribunals jchreiten, welches aus 9 Richtern beſte— 
ben foll, die durchs Loos aus einer doppelt fa 
zahlreichen Lifte gewählte werden. | de 

f) Ucher den Det, wo ſich jeder, Staatsbeamter den 
Geſetzen gemäß aufhalten muß, zu entfcheiden. -; 


g) Alle ftreitige Gegenftände, die dag Patronatrecht 
des Koͤnigs betreffen, zu entſcheiden. se 

h) Ueber die Appellationen (recursos de fuerza) 
aller geiftlichen DOberhofgerichte zu entfcheiden. 


i) Die Nullitätsreeurfe (recursos de nulidod) 5 
entſcheiden, welche gegen die in letzter —— 
ausgeſprochenen Urtheile eingelegt werden, um den 
Proceß wieder in feinen anfänglichen Zuſtand zu 
verfegen, indem derjelbe an ein anderes Tribunal 

verwieſen und die Verantwortlichkeie in Ausübung 
gebracht wird, von der im Art. 254. die Rede ift,; 
Was: die uͤberſeeiſchen Länder: betrifft; ſo ſollen 
die dort vorfallenden Recourſe und Appellationen 
in der gehoͤrigen Orts angegebenen Form entſchie⸗ 
den werden. — ee Fe *24 

x) Die Zweifel der andern Tribunäle über den Sinn 
der Geſetze zw vernehmen, und den König über 

dieſe Zweifel und das, was ihnen etwa zu Geunde 
diege, um Rath zu fragen, damit diefer die Cortes 

8 
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veranlaſſe, eine. gehörige Erklärung daruͤber von 
fih zu geben. 

. D Die Verzeichniffe der Eivils und Eriminalprozefie 
durchzufchen, welche die Audiencias demfelben vor; 
legen muͤſſen, um die fchnelle Verwaltung der Ju⸗ 
ſtiz zu befördern, zu demfelben Ende eine Abfchrift 
davon,an die Regierung einzufenden, um die öfs 
fentliche Bekanntmachung derfelben durch den Druck 
anzuordnen, | 


262. Alle Eivils und Eriminalprogeffe werden in dem 
Bezirke eines jeden Tribunals beendigt. 

263. Den Audieneias joll es zufteher, alle Eivilfas 
hen der niedern Gerichte ihres Bezirks in zweiter und 
dritter Inſtanz, jo wie auc die Criminalprozeffe nad) 
den in den Geſetzen enthaltenen Beftimmungen zu ents 
fcheiden; chen fo wie die Fälle, wo es fih um Sus; 
pendirung oder Abfegung der niedern Richter ihres Des 
zirks handelt; jedoch immer nach der in den Gefcken 
feftgefegßten Weife und indem fie darüber an den König 
berichten. _ 


264. Die Richter, welche in zweiter Inſtanz erkannt 


ben, können nicht an der Unterfuchung des nämlichen | 


rozeſſes in dritter Inſtanz Theil nehmen. 

265. Die Audiencias entſcheiden auch alle Jurisdictiong; 
ftreitigkeiten der untergeordneten Richter ihres Bezirks. 
266. Es komme ihnen gleichfalls zu, die rechtskraͤfti⸗ 
gen Recurſe (recursos de fuerza) der geiftlihen Ger 
richte und Behörden ihres Bezirks zu entfcheiden. 

267. Eben fo follen fie zur Beförderung einer fchnels 
len Juſtiz von allen untergeordneten Richtern ihres Bes 
irks genaue Meldungen über die Prozeffe erhalten, die 
er grobe Vergehungen anhängig gemacht worden find, 
und Verzeichniffe von allen Eivils und Eriminalproceffen, 
die bei ihrem Gerichte betrieben werden, mit. Angabe, 
wie es mit-diefen oder jenen ſtehe. 
268. Die Überfeeifhen Audiencias werden außerdem 
noch die Entiheidung der außerordentlichen Nullitaͤtsre— 
curſe über fi haben, melde bei den Audienriad.anger 


\ 
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bracht werden muͤſſen, die zahlreich genug ſind, um drei 
Kammern zu bilden, und wo der Prozeß noch in keiner 
Inſtanz entihieden worden ift. Beiden Audiencias, die 
nicht aus einer fo großen Zahl von Mitgliedern beftehen; 
werden.diefe Recurfe von der einen an eine andre, in 
dem Bereiche des; nämlihen Obergonvernements liegenden 
übergehen; und im. Falle, daß in dieſem Gouvernement 
nur cine einzige Audiencia vorhanden ift, an die nächfie 
eines. andern Gouvernements gelangen, a 
269 JE die Null⸗ und Nichtigkeit- ausgefprochenz 
ſo wird. die Audiencia, welhe den Proceß entſchieden 
bat, dem Obergerichte Rechenfi von den Beweggrüns 
den ablegen und die. gehörigen Beweisſtuͤcke und Acten 
beibringen, damit die Verantwortlichkeit in Kraft geſetzt 
werde, von der im Art. 254. die Rede iſt. 
270, Die Audiencias werden alle. Jahre: dem Ober⸗ 
gerichte genaue Verzeichniſſe von allen Civilprozeſſen und 
ſechs Monate: von allen Criminalprozeſſen, fowehl den 
entſchiednen als den noch unenefchiednen, mit Angabe 
ihres gegenwärtigen: Standes und Inbegriff derer, die von 
niedern Gerichtsſtellen an fie gelangt find, einreichen. 
271. Die’ Zahl den Mitglieder der; Audienrias, welche 
nicht: unter: fichen seyn: Darf, die Form dieſer Tribunaͤle 
und die Orte, wo ſie ihren Sitz haben ſollen, werdet 
durch beſondere Geſetze und Verordnungen beſtimmt 
272. Kommt die zweckmaͤßigere Eintheilung des fpas 
nifchen Gebiets, von ;der im Art: 11. die Rede ift, zur 
Ausführung; fo fol mit Ruͤckſicht daranf die Zahl der 
äh’ erichtenden Audienciad beſtimmt und denfelben' ihre 
Bezirke angewiefen werden. — \ 
273 Es follen verhältnißmäßige gleiche Cantons (par- 
tidos)-gebilder werden, und in jedem Hauptorte (cabe- 
2a de partido) ſoll ein: Oberrichter : mit, einer entfpres 
Henden Gerichtsſtelle (juzgade): vorhanden feyn. 
- 274. Der Gefchäftskreis diefer Richter wird fih blos 
auf Streitfachen: (lo contencioso) befchränten und c# 
ſol geſetzlich beſtimmt werden, "was für. welche in dem 
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KHauptorte und den Städten und Flecken. ihres. Kantons 
(pueblos de su partido) an fie gelangen und wie groß 
die Summen feyn follen, über die fie ohne weitere: ap: 
yellasion in Eiviljächen erkennen koͤnnen. Ä 
ni 975. In allen Städten und Flecken werden‘ Aleaden 
(Aloades) beſtellt und geſetzlich beſtimmt werden, wie 
weit ſich ihre Macht in Streit? ſo wie in Verwaltunge⸗ 
ſachen (en 16 economic) erſtrecken ſoll. =ıü 

276. Alle Richter der niedern Gerichte ſind hiheten 
ſpaͤteſtens in drei: Tagen ihrer reſpectiven Audiencia von 
den Prozeſſen, die wegen auf ihrem Gebiete begangener 
Vergehungen anhängig gemacht worden ſind, Anzeige zu 
machen und fortwährend zu der von der Audiencia ihnen 
vorgeſchriebenen Zeit Rechenſchaft von dem Stande > 

Fortgange diefer Prözeſſe abzulegen, 2 

277. Auch muͤſſen fie alle 6 Sat Hauptliſten 

(Qistas genorales)von allen Civilſachen und alle gMo⸗ 
nate von allen peinlichen Prozeſſen, die vor ihren Ge⸗ 
richten anhaͤngig ſind, mit Angabe ihres jeweiligen Stan⸗ 
des an ihre reſpective Audieneia einliefem. © “RR J 

978. Die Gefetze werden entſcheiden; ‘db es — 
Tribunaͤle fuͤr beſtimmte Sachen’ geben ſoll. .ı7< 
29.Die Raͤthe und‘ Richter men beim Anrin 
ihrer. Aemter ſchwoͤren, die Conſtitution aufrecht — 
tren, adem Könige: treu zu ſehn, die Geſetze ‘zu beobach⸗ 
en und a — Anpartheiiſch zu —— EHE 
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| are 
—* ber, Verwaltung der Sufi * in 
Civilfadem ,. a ⏑να. 


22.280, Rein Spänier kann des —— gebaute wer; 
den, feine: Streitigkeiten durch von beider ——— ger 
wählte Scyiedsrichten entſcheiden zu Taffen. 34 5 
281. Der von den’ Sciedsrikhtern gethane —95 
wird in Ausuͤbung gebracht, wenn ſich nicht beide Theile, 
« bei der Anheimſtellung an die ng das Recht 
LE eppelligen vorbehalten Haben. snmmli.s "on Bei 
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282%. Der Alcade jeder Gemeinde (Ppueblo). vertritt 
das Amt des Friedensrichters, und derjenige, welcher eine 
Klage: wegen Eivilfahen oder Injurien anzubringen hat, 
muß ſich dieferhalb an ihn wenden. ns 


"283. Der Alcade vernimmt mit zwei Rechtsverſtaͤn⸗ 
digen, von denen jede Parthei einen ernennt, den Kids 
ger fowohl als den Beklagten, unterrichtet fih von den 
Gründen, worauf fie ſich beiderfeitig. ſtuͤtzen und trifft, 
nachdem er die Meinung feiner beiden Gehuͤlfen vernoms 
men, die Vorkehrung, die er fuͤr zweckmaͤßig halt, um 
den. Streit zu: ſchlichten, ohne daß, die Sache weiter ges 
führe wird, fo wie fie wirklich beendigt it, wenn beide 
Theile. es bei diefer außergerichtlihen Entſcheidung be: 
wenden laſſen. 


24. Wenn: nicht dargethan wird, daß man das Mit: 
tel der Berföhnung verſucht hat, kann kein Prozeß: ans 
gefangen werden. | ee! 

9285. Jede Streitſache, fie mag fo wichtig feyn wie 
fie will, kann nur durch 3 Sinftanzen gehen, und es 
koͤnnen in derfelben nur 3 Endurtheile gefprohen wer: 
den. Wird von zwei gleichen Urtheilen an die dritte 
Inſtanz appelliert ; Rn muß die Zahl der Richter, die dars 
über zu entfheiden haben, größer feyn, als die Zahl 
. derer ‚. die in der geſetzmaͤßig beftimmten Farm’ an der 
Unterfuhung des zweiten Urtheild Theil. genommen has 
ben. Sn: diefer legten Inſtanz wird auch, hinſichtlich 
der Wichtigkeit der Sachen, der. Beſchaffenheit und Arc 
der verſchiedenen Urtheile : entfchieden, welcher Urtheils⸗ 
ſpruch auf jeden Fall in Ausübung gebracht werden foll, 


Dritter Abſchnitt. — 


Von der Juſtizverwaltung in Crimi— 
nalſach en. = = 
286. Die Geſetze werden . die Yuftizverwaltung in 
Ceiminalfachen jo anordnen „ daß das gerichtliche Verfahs 
ren kurz. und gut: angeftelle wird, damit die Verbrechen 
ſchnell beftvaft werden. | ———— 
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287. Kein Spanier kann ohne vorgängige fummari: 
ſche Unterfuhung des Factums und ob es zu denen ger 
hört, welche eine. koͤrperliche Strafe zur Folge haben, 
verhaftet werden. Eben fo gehört ein fchriftlicher Ber 
fehl vom Richter dazu, der ihm, wenn die Verhaftung 
felbft ſtatt finder, bekannt gemacht wird. 


288. Jedermann fol diefem Werhaftsbefehl Folge 
leiften und jeder Widerftand wird als ein. fchweres Vers 
brechen angefehn. 

289. Im Fälle der Widerfeglichkeit oder Entweichung 
kann Gewalt gebraucht werden, um ſich der Perfon zu 
bemächtigen. 2 

290. Der Verhaftere wird, bevor man ihn ins Ges 
fängniß bringe, wenn jonft nichts es hindert, vor den 
Richter geführt, damit diefer ihm feine Erklärung abs 
nehme; kann aber diefe nicht verificirt werden, fo wird 
er ald Verhafteter (detenido) ins Gefängniß abgeführt, 
und der Richter empfängt feine Ausjage binnen 24 

stunden. os 

294. Die Ausfage des. Verhafteten wird nicht. bes 
ſchworen; überhaupt foll in Criminalſachen über ein pers 
ſoͤnliches Factum (hecho proprio) fein Eid abgenom⸗ 
men werden. —— — 

292. Jeder auf der That ergriffene Verbrecher kann 
ſogleich verhaftet werden, und Jeder hat das Recht, ihn 
feſt zu nehmen und vor den Richter. zu fuͤhren Iſt er 

vor diefem geftellt und in Gemwahrfam gebracht: worden; 

fo wird. in: Allem nach Angabe: der beiden vorhergehens 
den Artikel verfahren. Er in 


293. Wenn befchloffen ift, daß ber Ergriffene ins 
Gefaͤngniß gebracht werden ‚oder als Gefangencr (preso) 
dort verbleiben foll; fo wird ein.motivirter Befehl (auto 
motivado) angefe:tigt und abfchriftlich an den Kerfers 
meifter (alcayde) übergeben, damit diefer ihn in das 
Gefangenenbuch eintrage. Wird dieſes Erforderniß nicht 
beobachtet; ſo darf der Kerkermeiſter, bei Strafe der 
größten Verantwortlichkeit, Niemanden als: Gefangenen 
aufnehmen, | erhob 
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294. Blos bei Vergehungen, die eine pecumiäte Ver: 
antwortlichkeit nach fich ziehen, kann Befchlag auf: die 
Güter gelegt werden (hara embargo) und diefer wird 
ſich nach der. Summe richten, ‚auf welche ſich die Vers 
antwortlichkeit. erſtreckt. | FR 

295. Wenn nicht ein Fall da iſt, mo das Geſetz aus⸗ 
drüdlicd die Annahme von Kaution verbietet: jo kann 
Niemand, der. Caution ftellt, ins Gefaͤngniß gebracht 
werden. Ä 

296. Sobald als fi aus der Sache irgend ergiebt, 
daß der Gefangene zu feiner bürgerlichen Strafe verur; 
theile. werden kann, foll er gegen Caution auf freien 
Fuß geftelle werden. 

297., Die Gefängniffe follen fo befchaffen feyn, daß 
fie wohl zur Fefthaltung, nicht aber zur Beſchwerde der 
Verhäfteten dienen. Deshalb wird der Kerkermeifter 
diefelben in guten Verwahrſam halten, und diejenigen 
von einander abfondern, welche nach den Befehlen’ dee 
Richters’ keine Gemeinfhaft mit einander haben duͤrfen; 
doch ſollen fie nie in unterirdifche und ungefunde Kerker 
geſteckt werden. Ä | = 

298. Es wird gefeglich beſtimmt werden, wie oft die 
Gefaͤngniſſe unterfucht werden follen, und fein Gefange: 
ner, ‚darf bei diefer Gelegenheit unter irgend einem Vor⸗ 


wande vorenthalten werden. on 5 

299.. Der Richter und Kerkermeijter, welche gegen 
die in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Verfuͤ— 
gungen fehlen, werden als eigenmächtiger Gefangenhals 
tung die in dem Strafgeſetzbuche als, Verbrechen aufges 
führe werden ſoll, ſchuldig beſtraft werden. 

300. Dem als. fhuldig Behandelten Cal tratado 
como reo) fol innerhalb 24 Stunden die Urſache feis 
ner Seftfegung und der Name feines Anklaͤgers, wenn 
einer vorhanden ift, befannt gemacht werden, 


301. Bevor der als ſchuldig Behandelte verhört wird, 
follen ihm alle Documente in ihrem ganzen Umfange, jo 
wie Die Ausjagen der-Zeugen  vorgelefen, und. der Name 
der .deßteren genannt. werden; und wenn er dieſelben 
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nicht kennt,/ fo Toll ihm alle mögliche Auskunft, welche 
er verlangt, .'gegceben werden, damit: er erfaͤhrt, wer 

‚fie: find. » Pa — 

302: Die Prozeſſe ſollen fortan in der’ Art" und 
Weiſe und Form, welche gefeglich beftinimt werden wird, . 
Öffentlich Tepn. - 8 — — — 

308. Gewalt und Folter ſollen nie angewandt werden ·˖ 
304. Eben jo wenig ſoll die Strafe der Guͤterconfis⸗ 
cation ſtatt finden. ee ——— 

305. Keine Strafe, fie mag fuͤr welches Verbrechen 
es immer ſey auferlegt werden, kann auf irgend ei 
Zeit auf die Familie deffen, der fie Teidet, uͤbergehn. 
„,. 306. Man fann in feines Spaniers Haus gewalt—⸗ 
fam eindringen, außer in dei zum Bejten der Dean 
ind Süherfeit des Staats geſetzlich beſtimmten aͤllen 
307. Wenn die Cortes mit. der Zeit für zweckmaͤßig 
erachten, einen Unterſchied zwiſchen den Richtern ber 
That und, denen des Rechts (Cjueces del hecha.y, del 
derecho ) feftäufegen; fo fi olfen ‚fie es in der Form thun, 
die ſie fuͤr paſſend halten. a re: 

:. 308. Wenn in, außerordentlichen Umftänden die. Si: 
cherheit des Staats eine momentane Suspendirung. einer 
von den in dieſem Abſchnitte ‚für die, Verhaftung, der 
Deliquenten vorgefchriebenen Formalitäten: im ganzen Am 
fange der, Monarchie oder einem Theile derfelben erheilcht ; 
fo können die Cortes diefelde für eine beſtimmte Zeit de: 
eretiren. 


Sechſter Titel. Br 
Bon. ‚der innern Regierung der Pros 
vinzen und Städten vo.“ 

TEST 113 url, u. rin de 
TEE Er er Aitt. un uno 
, ‚Bon den Stadträthen (Ayuntamientos)- 
 309:) Die innere Regierung: oder Polizey der" Städte 
ſollen Stadtraͤthe beforgen, "die aus dem oder-dven Al⸗ 
caden, den Rrgidores und dem / Syndicus ( Procurador 


pm 
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sindico)ubeftehn , und in: welchen der politischer Chef, 
wenn c8 einen “giebt, und in deffen Ermangelung der 
Alcade, oder wenn es zwei giebt, der zuerſt erwählte 
den Vorſitz führen ſoll. 

310: In den Städten und Flecken, wo es noch fei: 
nen Stadtrath giebt und denen doch einer zufäme, wird 
‘ein Rath beftellt. Die, welche für ſich oder mit ihrem 
Weichbilde 1900. Seelen venthalten, müfen einen befom: 
men, und e8 foll ihnen zu dem Ende ein angemeffener 
Bezirk angewieſen werden. 


311. Die Zahl der Individuen von jeder Claſſe, aus 
welchen, die Stadträthe mit Nücficht auf die Bevoͤlke— 
| ung beftehen follen, wird. gefeßlich beftimmt werden. 
312. Die Alcaden, Regidores und Syndici in den 
Städten follen duch Wahl ernannt werden, und die 
Regidores, fo wie die andern Beamten anf Lebenszeit, 
fie mögen Namen und Titel: haben, welchen ſie m, 
aufhören. 


313. Mjährlih im, Monate December werden die 
Bürger, jeder Stadt.oder jedes Fleckens zuſammenkommen, 
um mit Stimmenmehrheit im Verhaͤltniſſe ihrer Volks: 
menge eine bertimmte Zahl von Wahlmännern zu ernen; 
nen, welche ın derjelben Stadt wohnen und das Buͤr⸗ 
gerrecht des Orts genießen. 

314. Die Wahlmaͤnner ernennen in demſelbigen Mor 
nate mie abfoluter Stimmenmehrheit den oder die Alz 
cades, Regidores und den oder die Syndici, damit ſie 
mit dem erſten Januar des folgenden Jahres ihre Aem— 
ser. antreten. 

315. Die Alcaden werden Alle Jahr erneuert; ‘die 
Regtdores- alljährlich zur‘ le 'und eben“ ſo auch die 
Syndici, wenn es deren zwei giebt, iſt aber nur einer 
da, ſo wird alljaͤhrlich ein amdepgr gewählt. | 

316. Wert eines von dieſen Aemtern gefuͤhrt hat, 
* da, wo die Bevoͤlkerung es geſtattet, vor Verlauf 
von wenigſtens ‚giwei Jahren nicht wieder gewählt werden. 

317. Um. Alcade, Regidornoder Syndieus werden zu 
fönnen, muß man außerdem; daB man Bürger und im 
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Genuſſe feiner Rechte iſt, 25 Jahr alt und wenigſtens 
5 Jahr in dem Orte anſaͤſſig ſeyn. Die Übrigens zu 
diefen Aemtern erforderlichen Eigenichaften. werden ges 
ſetzlich beftimme werden. | ac Sur r 
318: Niemand, der ein: öffentliches Amt hat, das 
der König’ vergiebt, kann Alcade, Regidor oder Syndi⸗ 
eus werden; doch. find in diefer Verfügung: diejenigen 
nicht mit inbegriffen, die der Nationalmiliz dienen: :: | 
319. Alle drei erwähnte Municipalſtellen ſind Stadt⸗ 
aͤmter (carga concejil), wovon ſich Niemand ohne ge⸗ 
ſetzmaͤßige Urſache ausſchließen kann.. * — 
320. Bei jedem Stadtrathe wird ein Sekretaͤt ſeyn/ 
der von erfterem mit abfolucer Stimmenmehrheit erwählt 
and aus der Gemeindecaffe befoldet wird. | 
3234. Dem Stadtrath liegt ob: | 
a) Die polizeiliche Sorge für die Sefundheit und Bes 
quemlichkeit. a 
"by Dem Alcade in Allem, was die Sicherheit der 
Perſonen und des Eigenthums der Einwohner 
und die Aufrechthaltung der Ordnung anlangt, 
bs a A 
e) Die gefegs und vorfchriftsmäßige. Verwaltung - der 
Einkuͤnfte von den. liegenden Gründen und Abgas 
ben mit der Verpflichtung, einen Einnehmer zu 


1Fœ 


etnennen, der die Gelder in Verwahrung hat, 
und Für den diejenigen, welche ihn ernennen, ver⸗ 


RD: Die Sertpelung und Expebung. ber Steuern; und 
5 bie Ablieferung, derfelben an ‚die vefpective. Kaffe 


dern Erziehungsanſtalten, welche aus den Gemeins 
decaſſen unterhalten werden... iu nu 
H Die Sorge für die’ Spitäfer, Armes und Finder 
haͤuſer und «ändere; milde Anſtalten nach den zu er; 

laſſenden Vorſchriften. Me ER u 17° 7 Ben 7 EFT 
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E) Die Sorge für die Anlegung und Wiederherftel; 
Aung der Wege, Kunſtſtraßen, Brüden und Ges 
fängniffe, Wälder und Holzungen der Gemeinde 
und alle öffentlihe Werke, die nothwendig und 
nuͤtzlich find oder zur Zierde geveichen. 

h) Die Stadtverordnungen (ordenanzas municipa- 
les del pueblo) abzufaffen.und fie mittelft der 
Provinzialdeputation, die ihr Gutachten hinzufd: 
gen wird, den Cortes zur Genehmigung zu übers 
"  fenden. | 
3) Die Beförderung des Aderbaues, Gewerbfleißes 
und Handels, nah der Befchaffenheit und den 
Umftänden der Orte und in fo weit als es nuͤtzlich 
und wohlthaͤtig für fic ift. 
“322. Wenn Arbeiten oder andre Dinge, die von 
allgemeinem Nusen find, vorfommen und man, weil 
die Einkünfte: von den liegenden Gründen nicht hinrei; 
den, zu den Auflagen (arbitrios) feine Zuflucht neh: 
men muß; fo können diefe nicht cher gemacht werden, 
bis man durch die Provinzialdeputation die Genehmi⸗ 
gung der Cortes erhalten hat. Im Fall das Werk oder 
der Segenftand, wozu fie verwandt werden follen, drin⸗ 
gend nörhig it; To koͤnnen die Stadträcthe mit Zuſtim⸗ 
mung der erwähnten Provinzialdeputation diefelben ins 
zwiſchen, bis. der Beſchluß der Eortes ankommt, vers 
wenden... Ze on ; 

323. Die Gemeinderäthe verrichten alle dieſe Func⸗ 
tionen unter Auffiht der Provinzialdeputation, der fie 
alljährlich eine belegte Nechenfchaft von den dffentlihen 
Geldern, die ſie eingenommen und verwandt haben, abs 
legen werden. ' . Ä 


—3Wweiter Abſchnitt. 
Von der politiſchen Regierung der Provinz 
zen und den Provinzialdeputationen. 


324. Die politiſche Verwaltung der Provinz bat der 
vom Koͤnige für jede Provinz ernannte oberfie Chef 
gefe.superior) Über · ſch. 
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325. In jeder Provinz ſoll es eine fogenannte Pros 
vinzialdeputation geben, die das Wohl derfelben befördern 
fol, und worin der Chef der Provinz den Vorfig führt. 


3236. Diefe Deputation fol aus dem Präfidenten, 
dem Intendanten und 7 auf, die unten angegebene Weiſe 
erwählten Mitgliedern .beftehen, doch mit dem Vorbehalt, 
daß die Cortes in der Folge diefe Zahl, wenn fie es 
für dienlih erachten, oder die Umjlände es erfordern, 
ändern fönnen, wenn die neue Eintheilung der Provins 
en, wovon im 411. Artikel die Rede ift, flattgefunden 
haben. wird. — ee a 

327. Die. Provinzialdeputation wird: alljährlich zur 
Hälfte erneuert, indem. das. erftemal die größere, und 
zum zweitenmal die Eleinere Hälfte austritt, welches im⸗ 
mer jo fortgeht, we 

328. Die Wahl diefer Individuen geſchieht durch diei 
Bezirkswahlmänner (Celectores de partido) den Tag dar⸗ 
auf, wenn die Deputivten. zu den Cortes ernannt: wors: 
den find und auf dieſelbe Weile, wie dieſe erwaͤhlt 
werden, et 


329. Zu gleiches Zeit und auf diefelbe Weife werden 
für jede Deputation drei. Suppleanten erwählt. 


330. Um Mitglied der Drovinzialdeputation zu wer⸗ 
den, muß man Bürger und im ausäbenden Senuffe feis 
ner Rechte, mündig, 25 Jahre alt, und: in der Provinz 
geboren feyn, oder ſich wenigftens ſeit 7 Jahren dors. 
aufgehalten und ein hinlängliches Eintommen haben, um 
anftändig, leben zu fönnen. ‚Keiner von den Staatsbeam⸗ 
ten, die der König ernennt und von denen im Art. 318. 
die Rede ift, kann ed werden. 

331. Damit ein md diefelbe Perſon zum zweiten⸗ 
mal gewaͤhlt werden kann, muͤſſen wenigſtens von der 
Zeit an, wo ſie ihr. Amt niederlegte, 4 Jahre verſtri⸗ 
dᷣen fen. 33.7 

382. Wenn der Chef der Provinz nicht den Vorfig: 
in der Depusation führen kann; ſo fuͤhrt ihn der Inten⸗— 


1 


# 
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dant, umd in Ermangelumg deffen das Mitglied Cel vo- 
cal), das zuerſt gewählt worden. 


333. Die Deputation ernennt einen Sekretär, der 
aus den "Öffentlichen Fonds der Provinz befolder wird. 


| 334. Die Deputation Hält jährlich) hoͤchſtens 90 Si⸗ 
tzungen, die auf die ihr am meiſten paſſende Zeit ver: 
legt werden. Auf der Halbinſel ſollen die Deputationen 
am erſten Maͤrz, in den uͤberſceiſchen ———— am er⸗ 
ſten Junius beiſammen ſeyn. 


336. Dieſen Deputationen liegt ob: 


a) Die Vertheilung der der Provinz . auferlegten 
Steucen auf die Dijtriete, und Cantone mit mas 
chen zu helfen und fle zu genehmigen. 


b) Auf die gute Verwendung der öffentlichen Gelder 
in den Städten und Gemeinden zu chen, die 

Rechnungen darüber zu unterfuchen,, damit fie auf 
ihr Gutheißen (visto bueno) die höhere Geneh— 
migung erhalten: amd: dafür. Sorge zu tragen, daß 
in Allem die Gelege und Vorſchriften beobachtet 
werden. 


c) Zu ſorgen, daß den Verfügungen des 310. Art. 
gemäß Semeinderäthe a) angeftellt 
woerden. 


d) Wenn- nene fuͤr die Provirz allgemein nüßliche 
Werke zu nen: find. oder die alten wieder 
Hergejtellt werden jollen, der Regierung die Abgas 
ben (arbitrios) vorzufchlagen, welche fie für die 
zwedmäßigften hält, um von den Cortes die nds 
ehige Erlaubniß dazu zu erhalten. 


Wann: in den ‚überfeeifhen Provinzen die äfe 
-fentlihen Werke fo dringend nöchig find, daß man 

 : den Beihluß der Cortes nicht abwarten fann; fo 
Bann. die Deputation mit ausdrädlicher Genehmi⸗ 
gung des Provinzialchefs ſogleich die Abgaben vers 
wenden, muß aber megen der — der 
Cortes ſogleich der ie — chaft davon 
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Zur Erhebung diefer Abgaben wird die Depu⸗ 
tation auf ihre Verantwortung einen Einnehmer 
(depositario) ernennen, und die von ihr durchs 
gejehenen Rechnungen Über die Verwendung ders 
felben an die Negierung fenden, damit diefe fie 
verificiren und darüber discutiren laffe und fie am 
Ende den Eortes zur Genehmigung übergebe. 


e) Die Erziehung der Jugend, den genehmigten Plas. 
nen gemäß, zu befördern, Aderbau, Handlung, 
und Gewerbfleiß durch Beſchuͤtzung derer, welde 
in irgend einem Zweige "derfelben neue Erfinduns 
gen machen, zu begünftigen; | 


"H Der Regierung ale Mißbräuhe anzuzeigen, die 
fie bei Verwaltung der Öffentlichen Gelder gewahr 
werden. DE 


g) Die Volkszahl und die fratiftifhen Verhältniffe der 
Provinzen aufzunchmen. 


h) Dafür zu forgen,, daß. die milden: Stiftungen und 
Wohlthätigkeitsanftalten ihren Zweck erfüllen, ins 
dem ſie der Regierung die ihrem Beduͤnken nad 
zweckmaͤßigſten Maasregeln zur Abſtellung der ‚bes 
merkten Mißbräuche. vorfhlagen. 


i) Den Eortes die Verleßungen der Verfaffung an: 
zuzeigen, die fie. in den Provinzen wahrnehmen. 


"$) Die Deputationen der überfeeifhen Provinzen wer⸗ 
den ein wachlames Auge auf die Ausgaben und 
Einnahmen, Ordnung und Fortſchritte der Mifs 
fionen zur Bekehrung der unglänbigen Indianer 
haben, und diejenigen, welche damit beauftragt 
find, werden ihnen Rechenfchaft über das, was 
fie in. der Kinficht gewirkt haben, ablegen, damit 
Mißbraͤuche vermieden werden und die Depntatios 
nen werden. die Negierungen: von dem Allen in 
Kenntniß fegen. Tr x 


| 336. Wenn irgend eine Deputation ihre Gewalt miß⸗ 
Krane; To kann der König die Mitglieder derſelben 
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ſuspendiren, indem er den Cortes diefe Verfügung und 
die Gründe, welde Anlaß dazu gegchen, zu wiffen thut. 
Während der Zeit, daß fie ſüspendirt find, follen ihre 
Functionen von den Suppleanten verfehen werden. 


337. Alle einzelne Mitglieder der Semeinderäthe und 
Provinzialdeputationen leiften bei dem wirklichen Antritte 
ihres Amts, jene im die Kände des zuerft ernannten 
Alcaden, dieje in die Hände des Provinzialchefs, einen 
Eid, die Eonftitusion der fpanifhen Monarchie ju er 

alten, die Gefege zu beobachten, dem Könige treu zu. 

und gewiffenhafe die Pflichten ihres Amts zu er 

füllen. 

Siebenter Titel, 

\ Von den Steuern 

Einziger Abſchnitt. | 

338. Die Cortes beftimmen oder beſtaͤtigen die di; 

recten ſowohl als indirerten, allgemeinen , Provinzial; 

oder ſtaͤdtiſchen Abgaben, fo daß die alten beſtehen bleis 

ben, bis fie öffentlich abgefhafft oder neue eingeführt 
werden, | 

339. Die Steuern werden im Verhaͤltniſſe des Way; 
imögens, und ohne daß irgend eine Ausnahme oder Pri— 
bilegium ftatt fände, auf alle Spanier vertheile. 


340: Die Steuern follen den Ausgaben, welche die 
Cortes für alle Zweige der Staatsbedürfniſſe ausfegen, 
ängemeffen feyn: | | .. 
341. Damit die Cortes die Staatsausgaben und die 
zur Deckung derſelben erforderlichen Steuern beſtimmen 
koͤnnen; ſo ſoll ihnen der Staatsſekretaͤr für die Finanz 
den (Secretario del Despacho de Hacienda), johald 
fie verfammelt find, einen Allgemeinen Anfchlag vorlegen, 
worin die einzelnen Anſchlaͤge für die tefpertiven Der 
partements der andern Minijter vereinigt find; 

. 342: Derſelbe Staarsfekrerdr wird zügleih mit dem 
Anſchlage der Ausgaben einen Plan für die Steuern wor; 
legen, die zus Deckung derfelben auferlegt werden follen. 

Dritter Banb: Ze; 


) 
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348. Wenn dem Könige irgend; eine Steuer: druͤckend 
oder Tchädlich ſcheint; jo fol er es den Cortes durch den 
Sinanzminifter zu erkennen geben, und zugleich eine ‚an: 
dre, die er für zweckmaͤßig hält, vorfchlagen. : | 


>: 344. Iſt der Betrag der directen Steuern beftimmt ; 
fo nehmen die Cortes die Vertheilung. derjelben auf die 
Provinzen vor, und verweilen auf jede derielben einen 
Theil, der ihrem Reichthume angemeffen ift, zu. welchem 
Ende. der, Finanzminifter gleichfalls die nöthigen Anz 
ſchlaͤge vorlegen ſoll. | 


+ 345. Es joll für die ganze Nation cin allgemeiner 
Schatz (tresoreria general) beftehen, der über den Er: 
trag aller für die Bedürfniffe . des Staats beftimmten 
Einkünfte zu verfügen hat. | 


346. In jeder, Provinz-foll eine Hauptcaſſe (Treso- 
reria) bejtchen, in welche alle in derſelben für den 
—* zu erhebende Steuern einfließen ſollen. 
Dieje Hauptcaſſen werden mit dem allgemeinen Schage 
in Verbindung ſtehen, zu deffen Verfügung ſie alle ihre 
Fonds bereit halten werden, F 


347. Keine Zahlung wird von dem Schatzmeiſter in 
Rechnung gebracht werden, wenn ſie nicht in Folge einer 
koͤniglichen, von dem Finanzminiſter contraſignirten Ver⸗ 
ordnung geſchehen it, worin angegeben iſt, wozu fie bes 
ſtimmt und die Verordnung der Cortes, wodurch diefe 
Ausgabe genehmigt worden ift. Ä 


* 


348. Damit der allgemeine Schatz ſeine Rechnun— 
gen mit gehoͤriger Genauigkeit anfertige; ſo ſollen wegen 
der Verification der Berechnung der Gelder und der 
Vereheilung der Staatseinfünfte der vefpertive Gegen; 
ftand der, Zahlung und das Datum dabei beftimme werden. 


349. Diefe Bureaux (officinas) follen mittelft einer 
befondern Inſtruction jo eingeridxet werden, daß fie den 


Zweck ihrer Einrichtung ganz erfüllen. 


3650. Fuͤr die Unterfuchung aller Rechnungen über. 
die Stagtseinkuͤnfte ſoll eine Ober⸗-Rechnungskammer 
(Contaduxia mayor de Cuentas)-errichtet werden und 
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mittelft - eines: befondern Gefeges ihre Organifation ers ' 
halten. 

351. Sobald die Rechnung des allgemeinen Schatzes, 
welche fih über den jährlichen Ertrag aller Steuern und 
Einkünfte und. ihre Verwendung erſtrecken foll, definitiv 
von den Cortes genehmigt worden ift; jo fol fie gedruckt, 
bekannt gemacht und an alle Provinzialdeputationen und 
Gemeinderäthe ausgerheilt werden, 

352. Die Rehnungen, welche die Staatsſekretaͤre 
über die Ausgaben ihrer vejpectiven Departements anfers 
tigen, follen ebenfalls gedruckt, Öffentlich bekannt gemacht 
und in Umlauf gefeßt werden. | 

353. Die Verwaltung der Staatsfinanzen fol ftets 
von allen andern Gewalten, als der, welcher fie anvers 
traut iſt, unabhängig feyn.. . " 

354. Zollämter ſoll es blos an den Sechäfen und an 
den Gränzen geben; doch foll diefe Verfügung nicht cher 
ins Werk. gefeßt werden, bis es bie Cortes beſchließen. 


355. Die Cortes ſollen vor allem andern ihre Aufz 
merkfamfeit auf die anerfannte Staatsfchuld richten und 
es ſich ganz vorzüglich angelegen feyn laſſen, für die 
allmählige Tilgung derfelben und für die Bezahlung der 
Sintereffen, fo wie fie fällig werden, zu forgen, indem 
fie Alles anordnen, was die. Führung diefes wichtigen 
Adminiftrationszweiges beerifft, ſowohl in Hinſicht der 
feftzufegenden Abgaben (arbitrios), die gänzlih ger 
trennt von dem Staatsſchatze verwaltet werden jollen, 
als der Rechnungsfammer (Coflicinas de Cuenta y 
Razon). Ä & 


Achter Titel, 
Bon der Nationalkriegsmacht. 
Erfter Abſchnitt. 
Bon dem ſtehenden Heere, 
356. Es Toll eine ſtehende Land: und Seemacht zur 
Vertheidigung des Staates nad) außen. und Aufrechthalr 


tung der Ordnung im Innern unterhalten werden. 
7* 
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357. Die Corted werden jährlih die nach den Um; 
ftänden erforderliche Truppenzahl und die Art und Weis 
je, wie fie ausgehoben werden follen, beſtimmen. 


358. Eben fo werden fie jährlich die Zahl der Kriegs⸗ 
fchiffe (buques de la marina militar), die neu armirt 
werden, oder armirt bleiben ſollen, bejtimmen. 


359. Die Cortes werden mittelft befonderer Verords 
nungen Alles, was die Disciplin, das Avancement, 
den Sold, die Verwaltung, fo wie Alles, was die gute 
Einrichtung des Heeres, fo wie der Marine betrifft, 
feftjegen. | 


360. Es follen Kriegsfhulen zum Unterricht und zur 
Bildung in allen Zweigen des Land- und Seedienſtes 
errichtet werden. 


361. Kein Spanier kann ſich vom Kriegsdienſte frei 
machen, wenn er geſetzmaͤßig dazu aufgerufen wird. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Nationalmilizen. 


362. In allen Provinzen follen Corps von Natio— 
nalmiligen errichter werden, die aus den Einwohnern 
derfelben, nah Verhältniß ihrer Bevölkerung und ihres 
Zuftandes, gebilder werden. 


363. Die Art und Weife ihrer Bildung, ihre Zah 
und befondere Einrichtung in allen ihren Zweigen foll 
durch eine befondere Verordnung vegulirt werden, 


364. Diefe Milizen find nicht fortdauernd im Dienft, 
fondern nur, wenn die Umftände es erfordern. 


365. Im Nochfall kann der König Innerhalb der 
‚refpeetiven Provinz über diefe Milizen verfügen, außer⸗ 
af jedoch fie nicht ohne Zuftimmung der Cortes ver: 
wenden. | s 
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Neunter Titel. 
Bon dem öffentlichen Unterricht. 


Einziger Abſchnitt. 


366. In allen Staͤdten und Gemeinden des Reichs 
(ꝓueblos) ſollen Elementarſchulen angelegt und darin 
die Kinder im Leſen, Schreiben, Rechnen und im Care: 
“ chismus der katholiſchen Religion, der auch eine kurze 
Darſtellung der bürgerlichen Pflichten enthalten fol, uns 
terrichtet werden. 


367. Eben fo foll auch die gehörige Zahl von Unis 
verfiräten und andern Unterrichtsanftalten, die man für 
den Unterricht in allen Wiffenichaften, in der Literatur 
und den Ichönen Künften für zweckmaͤßig erachtet, ans 
geordnet und errichtet werden. 


368. Der allgemeine Unterrichtsplan foll im ganzen 
Neiche gleich ſeyn, und auf allen Univerfitären und lites 
varifchen Anftalten, wo man die geiftlihen und politis 
Shen Wiſſenſchaften lehrt, Soll auch die politifche Konftis 
tution der Monarchie erläutert werden. 


369. Es foll eine Generalftudien » Direction beſtehen, 
deren Mitglieder Männer von anerkannter Gelehrſamkeit 
feyn folfen und die unter Autorität der Regierung die 
Auffihe über den oͤffentlichen Unterricht führen wird. 


370. Die Cortes werden: mittelft Plane und Befonz 
derer Statuten Alles, was diefen wichtigen Gegenftand 
des Öffentlichen Unterrichts angeht, einrichten. 


374. Allen Spaniern ftehr es frei, ihre politifchen 
been, ohne daß fie.ciner vorgängigen Erlaubnif, Nevis 
fion oder irgend einer Genchmigung bedürfen, niederzu— 
ihreiben, drucken zu laffen und befannt zu machen, mit 
Vorbehalt der in den Gelesen beſtimmten Einſchraͤnkun⸗ 
gen und Verantwortlichkeit. 


* 
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Zehnter Titel. 


Bon der Beobahtung der Conftitution und 
der Art, wie man verfährt, um Veränderun: 
gen darin vorzunehmen. 


Einziger Abſchnitt. 


372. Die Kortes werden gleich in ihrer erften Si— 
Kung die wahrgenommenen Verleßungen der Konftitution 
in Erwägung ziehen, um zwecmäßige Maasregeln das 
gegen zu ergreifen und diejenigen, die derfelben zuwider 
gehandelt haben, zur Verantwortung zu ziehen. 


373. Jeder Spanier hat das Recht, den Cortes oder 
dem Könige Vorftellungen zu machen und die Beobachz 
tung der Konftitution zu reclamiren. 


374. Jeder, der ein Staatsamt erhält, es fey beim 
Civil, beim Militär oder bei der Geiftlichfeit, ſoll bei 
dem Antritte deffelben den Eid leiften, die Eonftitution 
zu erhalten, dem Könige treu zu feyn und fein Ame 
gehörig zu verwalten, 


375. ©o lange, Bis die Conſtitution nicht 8 Jahre 
lang in allen ihren Theilen in Wirkſamkeit gewefen if, 
darf feine Abänderung, fein Zufaß, feine Umwandelung 
irgend eines Artikels derſelben in Vorſchlag gebracht 
werden. 

376. Um irgend eine Akänderung, Vermehrung oder 
‚ Reform in der Conftitution vornehmen zu können, muß. 
die Deputation, welche definitiv darüber-zu beſchließen hat, 
zu dem Ende mit befondern Vollmachten verjehen feyn.. 


377. Jeder Vorfchlag zur Neform irgend eines Artis 
Fels der Konftitution muß Ihriftlich gefhehen und wenigs 
ftend von 20 Deputirten unterſtuͤtzt und unterzeichnet jeyn, 


378. Der Borfchlag zur Reform fol in Zwilchens 
räumen von G zu 6 Tagen von einer Vorlefung zur ans 
dern dreimal verlefen werden. Mach der dritten wird 
man berathſchlagen, ob er zur Disculjion kommen fol, 


379. If er für die Discuſſion angenommen; fo fols 
fen dabei die nämlihen Formalitäten und derſeibe Sang 
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beobachtet werden, die für die Abfaffung der Gefeke vor: 
seichrieben find; worauf man dann beftimmen wird, ob 
in der nächften Generaldeputation von neuem- darüber 
berathichlage werden fol. Und damit diefe Erflärung er⸗ 
folgen kann,‘ müffen zwei Drittheile der Stimmen für 
den Vorfchlag ſeyn. 


380. Die folgende Seneraldeputation kann, nach vor: 
gängiger Beobachtung der Formalitäten in allen ihren 
Theilen, in einem ihrer beiden Sikungsjahre mit Einz 
willigung von 2 Driteheilen ihrer Mitglieder erklaͤren, 
daß die Ausfertigung von befondern Vollmachten für die 
vorgejchlagene Reform ftatt finden foll. | 


381. Iſt dieje Erklärung gefchehen; fo fol fie öffent: 
lich befannt gemacht und allen Provinzen mitgetheilt wer: 
den, und die Eortes werden, zufolge der Zeit, wenn fie 
ffatt gefunden, beftimmen, ob die nächte oder die darauf 
folgende Deputation die Specialvollmachten dazu mitbrin: 
gen fol. | 

382. Diefe Vollmachten werden durch die Wahljun— 
ten der Provinzen ertbeilt, indem fie zu den gewöhnliz 
chen noch nachitehende Clauſel hinzufügen. (Auch ers 
theilt fie ihnen noch eine Specialvollmadht, um die Res 
form in der Verfaffung vorzunehmen, von welcher das 
Decret der Cortes handelt, das folgendermaßen lautet: 
Chier folgt der buchftäbliche Inhalt des Decrets). Alles 
in Webereinftimmung mit dem, was in der Konftitution 
vorgejchrichen it). Und fie machen fich verbindlich das, 
was kraft dieſer Vollmachten bejchloffen werden wird, 
als conftiturionell anzuerkennen und zu halten. 

383. Die vorgefchriebene Reform foll von neuem in 
Berathſchlagung genommen, und wenn zwei Drittheile 
der Deputirten fie genehmigen, conftitutionelles Geſetz, 
und als ſolches in den Kortes bekannt gemacht werden. 

384. Eine Deputation foll das Decret über die Re: 
form dem Könige Äberreihen, damit cv es befannt ma: 
hen und an alle Behörden und Gemeinderäthe der Mo: 
narchie vertheilen läßt. 

Gegeben Cadix, den 18ten März 1812. 
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Demnach befehlen Wir allen Spaniern, YUnfern Uns 
terthanen, weß Standes und Ranges fie feyn mögen, 
die vorftehende Konftitution als das Srundgefeg der Mos 
narchie aufrecht zu erhalten und gleihermaßen allen Ges 
richtshöfen, Gerichten, Chefs, Gouverneurs und andern 
ſowohl Civil- als Militärs; und geiftlihen Behörden jes 
des Standes und Ranges, die erwähnte Conſtitution In 
allen ihren Theilen aufrecht zu erhalten und aufrecht 
halten, vollſtrecken und befolgen zu laſſen. Solches wers 
det ihr euch gejagt ſeyn laffen, Alles hun, was zur 
Vollziehung deffelben erforderlidy ift, und es zum Druck 
befördern, öffentlich bekannt machen und vertheilen. 


Joaquin de Mosguera y Figueroa, Präfident, 
Cunterz.) Juan Billavicensio. | 
Ignacio Rodrigues de Kivas, 
Graf del Abisbal. 
Eadir, den 19ten März 1812. 


Cunterz.) A. D. Ignacio de la Pezu ela. 


10. | 
Teutſchland. 


Als, nach der Stiftung des Rheinbundes am 12. Jul. 
1806, bad teutfche Reich mit der Nieberlegung der Fais 
ferlihen Würde erlofch, und nach dem Kampfe zwifchen 
Frankreich und Preußen, welcher am 9. Jul. 1807 zu 
Zilfit beendigt ward, ber Nheinbund dad ganze ehemas 
lige Zeutfchland, mit Ausnahme der öfterreichifchen und 
preußifchen vormals dazu gehörenden Länder, umfchloß, 
galt die Conföderationdacte bed Rheinbundes 
(vergl. Theil 2, ©. 78 ff.) als das einzige organifche 
Statut für diefen Staatenbund. Diefer Staatenbund 
ward gefprengt, und mit ihm bie Gültigkeit jener Eon» 
füderationsacte in der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig (16; 
und 18. Dct. 1813) vernichtet. 

An die Stelle jener GConföberationsdacte trat, nad 
ber neuen Geftaltung ber innern und dußern Berhält: 
niffe der einzelnen teutfchen Staaten, am 8. Jun. 1815 
die auf dem Wiener Congreſſe vermittelte teutfche 
Bundesacte (vergl. Th. 2, ©. 93 ff.). | 

Der 13te Artikel berfelben hatte ausgefprochen ; 
‚In allen Bundesftaaten wird eine landftäns 
bifhe Berfaffung ftatt Haben.” Wie diefes große, 
dad innere Volksleben in den einzelnen Bundesflaaten 
zur zeitgemäßen Erneuerung führende, Wort bis zum 
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Jahre 1816 von einzelnen teutſchen Fürften geloͤſet 
ward, zeigen die im zweiten Theile dieſes Werkes 
enthaltenen neuen Verfaſſungen. Was ſeit dieſer Zeit 
in dieſer Hinſicht in teutſchen Staaten geſchah, muß 
hier nachgetragen werden. Beſonders ſind es die drei 
neuen Verfaſſungen von Bayern, Wirtemberg 
und Baden, welche die allgemeinſte Aufmerkſamkeit 
in Teutſchland und Europa erregten. 
1) Bayern. 

Das Koͤnigreich Bayern hatte bereits am 1. Mai 
1808 (f. Theil 2, ©. 129 ff.) eine neue, der weft: 
phälifchen nachgebildete, Verfaffung erhalten, bie 
aber nicht ind wirkliche Xeben trat. . Was im Allgemeis 
nen. gegen einzelne Hauptbeflimmungen derfelben bei: 
gebracht werben mußte, findet fih Th. 2, ©. 130 ff. 
angegeben. Ueber mehrere Vorzüge berfelben vor 
der im Jahre 1818 neu gegebenen bayrifchen Verfaf: 
fung muß die feharffinnige, nur bisweilen fophiftifche, 
Schrift des. Staatsraths von Hazzi: -uber die 
Standpuncte der bayrifhen Berfaffungsur: 
funde von 1818 in Beziehung anderer Con— 
ftitutionen. Münden, 1819. 8. nachgelefen werden. 

Diefer neuen Verfaſſung ging aber ein, mit dem 
Papſte am 5. Jun. 1817 zu Rom abgefchloffenes, Con: 
cordat, vom Cardinale Conſalvi und von Gafimir 
Haäffelin, Bifchoff von Cherfones, unterzeichnet, und 
vom Könige am 24. Det. 1817 zu München ratificirt, 
voraus, weldes, nach vielen feiner Beftimmungen, 
in Bayern und in Zeutfchland eine fehr nachtheilige 
Senfation erregte Es ſtehet vollftändig, Tatei- 
nifch und teutfch, in einer Sammlung, weldye Über: 
fhrieben ift: Verfaffungsurfunde bes König: 
reiches Baiern, München, 1818. 8. S. 348 — 395, 
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Deſto erfreulicher war Die Bekanntmachung der neuen, 
vom Staatsrathe von Zentner bearbeiteten, Bers 
faffungsurfunde vom 26. Mai 1818, welcher eine 
ſehr zweckmaͤßige Fönigliche Verordnung in Hinficht der 
Gemeindeverfaffung vom 17. Mai 1818 vor: 
ausgieng, und mit welcher zugleih zehn Beilagen 
zur Ergänzung der Verfaffung in einigen wefentlichen 
Beftimmungen befannt gemacht wurden. Wenn gleich 
in ben über die Verfaſſung erfchienenen Schriften von 
v. Hornthal, vom Grafen Soden, von. Hazzi, 
Behru.a. manches Einzelne‘ getadelt ward; fo erklärte 
fich Doch die allgemeine Stimmung des bayrifchen Volkes 
für dad Ganze laut und unverhohlen, und unverkenn: 
bar erhielt die bayrifche Monarchie durch diefe Verfafs 
fung eine neue Grundlage und politifche Stärke, fo 
wie fie im Februar 1819 zu der, auf teutfchem Boden 
neue, Erfcheinung einer — nach dem Vorbilde des brit- 
tifhen Parlaments und der. franzöfifchen Kammern — 
dffentlihen Ständeverfammlung führte, wo das 
bayrifche Volk feine Staatsmanner und Stellvertreter 
nach ihrem öffentlichen Charakter kennen Ternte. 

Es gehört zu den unfterblichen Verdienften bayri- 
scher Staatsmänner, daß fie erkannt hatten, eine zweck— 
mäßige Verfaffung! müffe. von einer neuen zweck— 
mäßigen Geftaltung der Gemeinden ausgehen 
Denn foll der. Organismus bed Staates ein in fich 
zufammenhängendes, nothwendiges, alle Xheile 
gleihmäßig umfchließendes, Ganzes bilden; fo muß bie 
neue Geftaltung nicht von oben herab beginnen, fon: 
dern von unten hinauf anheben. Der Anfang muß 
mit der Gemeindeverfaffung gemacht werben; 
diefer muß die Provinzialverfaffung (eine Lüde 
im Königreiche :Bayern) folgen, und: die allgemeine 
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Landesverfaffung muß dad Ganze befchließen. Es 
verfteht fich dabei von felbft, daß die Formen biefer 
drei einzelnen Verfaffungen einander nicht wiberfprechen 
dürfen, fondern feft und ficher in einander eingreifen, 
und fich 'gegenfeitig tragen und erganzen müffen. Da 
bier die bayrifche Verordnung vom 17. Mai 1818, die 
Fünftige Berfaffung und Berwaltung der 
Gemeinden betreffend, nicht in extenso mitgetheilt 
werden kann; fo bemerken wir blos das Wichtigfte aus 
derſelben. Der Eingang erklärt, daß den König, in 
Folge früherer Einleitungen und insbefondere feiner Ver: 
ordnung: vom 6. März 1817 über die Verwaltung bes 
Stiftungs= und Commuualvermoͤgens, befchloffen habe, 
in den Städten und Märkten die Magiftrate 
mit einem freien und erweiterten Wirkungs— 
freife berzuftellen, wie auch den Ruralge— 
meinden eine ihren VBerhältniffen angemeſ— 
fenere Berfaffung und Berwaltung zu ges 
ben. Zu dem Ende warb das Über das Gemeidewes 
fen vom 24. Sept. 1808 erlaffene Edict aufgehoben, 
an deſſen Stelle die neue Verordnung trat (welche fih 
im fünften Stüde des bayrifhen Gefesblattes . 
vom I. 1818 befindet). Nach derfelben wird in den 
Städten und großen Märkten die Gemeindevers 
waltung beforgt und vollzogen: 1) durch einen bürgers 
lichen Magiftrat; 2) durch einen befondern Gemeinde: 
ausfchuß, welcher aus erwählten Gemeindebevollmäch: 
tigten befteht; 3) durch Difteictövorfteher, welche in 
großen. Städten dem Magiftrate beigegeben find. Der 
Magiftrat ift der Vorfteher der Gemeinde und zugleich 
der Beamte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlis 
chen Angelegenheiten und ihres Vermögens. Derfelbe 
fol beftehen: 4) in den Städten der erften Claſſe, 
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aus zwei Bürgermeiftern, aus zwei bis vier rechtsfuns 
digen Räthen, aus einent technifhen Baurathe (wo 
das Bauwelen von Bedeutung if), und aus zehn bis 
zwölf Bürgern, vorzüglid von der gewerbetreibenden 
Klaffe. Die Verwaltung des Gtadtvermögens wird 
vom Magiftrate einem rechtöfundigen Rathe und einem 
Rathe aus der Zahl der Bürger übertragen. - In gleis 
her Art :gefchieht die Uebertragung ber Adminiftration 
des Local: Stiftungsvermögens. Es koͤnnen jedoch die 
einzelnen größern Stiftungen auch unter mehrere Räs 
the vertheilt werden. 2) in den Städten der zweiten 
Klafje, aus einem Bürgermeifler, aus einem oder zwei 
rechtöfundigen Räthen, aus einem Stabtfchreiber, aus 
acht bis zehn Bürgern. 3) in den Städten und Märk: 
ten der dritten Klaffe aus einem Bürgermeifter, aus 
einem Stadts oder Marktfchreiber, aus ſechs bis acht 
Bürgern. Die Verwaltung des Communal= fo wie. 
des Stiftungsvermögens wird in den Städten unb 
Märkten der zweiten und dritten Klaffe entweber eis 
nem oder mehrern Gliebern des Magiftratö, wie bei den 
Städten der erften Klafje übertragen. Bei einem gro= 
fen Stadtvermögen kann auch ein eigener Stadtkaͤm⸗ 
merer, Rechnungsführer, fo wie bei bedeutenden srtli- 
hen Stiftungen ein eigener Oekonom angeftellt werden. 
Die Bürgermeifter, und die Stadt- oder Marktfchrei- 
ber, muͤſſen in allen Städten, nebft den Gymnafialftus 
dien, eine mehrjährige flr ihre Dienſtfunction erforder: 
liche Gefchäftsäbung nachweifen. In den Städten ber 
erſten Klaffe müffen ferner die Bürgermeifter und die 
rechtöfundigen Räthe nach vollendeten akademiſchen Stus 
dien die vorgefchriebenen Prüfungen beftanden haben; 
in den Städten zweiter Klaſſe wird bei den rechts: 
und gefchäftöfundigen Raͤthen dieſelbe Eigenfchaft er« 
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fen; *) — gehört nicht in eine geſchichtliche Zuſammen⸗ 
ftellung der neuenropäifchen Conſtitution.“ 


A) Verfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818: 


Marimilian Jofepb, von Gottes Gnaden 
AN König von Bayern. 


Bon den hohen Negenten s Pflichten durchdrungen 
und. geleitet — haben Wir Unfere bisherige Regierung 
mit ſolchen Einrichtungen bezeichnet, welche Unfer forts 
geſetztes Beſtreben, das Geſammtwohl Unferer — 
nen zu befoͤrdern, beurkunden. — Zur feſtern Begruͤn⸗ 
dung deſſelben gaben Wir ſchon im Jahre 1808 Unfes 
rem Reiche, eine ſeinen damaligen aͤußern und innern 
Verhaͤltniſſen angemeſſene Verfaſſung, in. welche Wir 
ſchon die Einfuͤhrung einer ſtaͤndiſchen Verſammlung, als 
eines weſentlichen Beſtandtheiles, aufgenommen haben. — 
Kaum hatten die großen ſeit jener Zeit eingetretenen 
Weltbegebenheiten, von welchen kein teutſcher Staat 
unberuͤhrt geblieben iſt, und während welcher das Volt 
vor Bayern gleich groß im erlittenen Drucke wie im ber 
fandenen Kampfe fich gezeigt hat, in der Acte des Mies 
ner Congreffes ihr Ziel gefunden, als Wir fogleid das 
nur durch die Ereigniffe der Zeit unterbrochene Werk, 
mie unverräcdtem Blicke auf die allgemeinen und befons 


*) Man vergleihe Ludens Nemefis, 12. Band, 25 Heft, 
©. 323 fj., wo aber die Werfaffung felbft mehr gelobt, 
als getabelt wird, und den neuen rheinifhen Mer: 
tur, 1818, N: 121, ©. 681 ff: — Es ward 5.8. er⸗ 
innert, daß nad der Verfaſſung Gleihheit vor Ge 
richt feyn fol, daß aber nady den Edicten 4 und 6 ber 
Adel einen befreiten Gerichtsſtand Habe; daß bie 
Berfaffung Gleichheit der öffentlihentaften auss 
ſpreche, die Ebicte hingegen ben Abel begünftigten; daß 
das Concordat mit der Verfaffung im Wiberfprude ftehe 
u. ſ. w. — Berge. Oppofitionöblatt, 1319. N. 197: 
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dern Forderungen des Staatszweckes zu vollenden ſuch— 
ten; — die im Sahre 1814 dafür angeordneten Vorarz 
beiten und das Decret vom 2. Februar 1817 beftätigen 
Unfern hierüber fchon früher gefaßten feften Entſchluß. — 
Die gegenwärtige Arte ift, nach vorgegangener reifer 
und vielfeitiger Berathung, und nah Vernehmung Uns 
feres Staatsrarhes — das Werft Unferes eben fo freien 
als feften Willens. — Unjer Volt wird in dem Inhalte 
deffelben die fräftigfte Gewaͤhrleiſtung Unſerer landesväs 
terlihen Sefinnungen finden. 

Freiheit der Sewiffen, und gewiffenhafte 
Scheidung und Schuͤtzung deffen, was des, 
Staates und der Kirde ift; | 

Freiheit der Meinungen, mit gefegliden 
Beſchraͤnkungen gegen den Mißbrauch; 

Sleihes Recht der Eingebornen zu allen 
Graden des Staatsdienftes und zu allen Bes 
jeihnungen des Verdienſtes; 


Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen; 
Gleichheit der Geſetze und vor dem Geſetze; 
Unpartheilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege ; 


Gleichheit der Belegung und der Pflihrigs 
keit ihrer Leiftung; 

Drdnung durch alle Theile des Staates Haushalteg, 
rechtlicher Schuß des Staats Credits, und geficherte 
Verwendung der dafür beſtimmten Mittel; 

Wiederbelebung der Gemeindeförper durch die Wie— 
dergabe der Verwaltung der ihr Wohl zunaͤchſt berühr 
senden Angelegenheiten; z 

Eine Standfhaft — hervorgehend aus allen 
Klaffen der im Staate anfäßigen Staatsbürger, — mit 
den Rechten des Beirathes, der Zuftimmung, 
der Willigung, der Wänfhe, und der Bes 
Ihmwerdeführung wegen verleßter verfaſ— 
fungsmäßiger Rechte, — berufen, um in dffents 
lichen Verſammlungen die Weisheit der Berathung zu 
verftärten, ohne die Kraft der Regierung zu ſchwaͤchen; 

Dritter Bant, & 
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Endlich eine Gewähr der Verfaſſung, fichernd gegen 
willkuͤhr lichen Wechfel, aber nicht hindernd das Fort 
ſchreiten zum Beffern nad) geprüften Erfahrungen. 

v Bayern! — Dies find die Grundzüge der aus Uns - 
ferm freien Entfchluffe euch gegebenen Verfaſſung, — 
ſehet darin die Grundſaͤtze eines Königs, weldyer das 
Slüc feines Herzens und den Ruhm feines Thrones 
nur von dem Gluͤcke des Varerlandes und von der Liebe 
feines Volkes empfangen will! — 

Wir erklaͤren hiernach folgende Beftimmungen als 
Verfaffung des Königreichs Bayern : 


Erfter Zitel. 
Allgemeine Beftimmungen. 

$. 1. Das Königreich Bayern in der Gefammt Ver: 
einigung aller Altern und neuern Gebietstheile iſt ein 
ſouverainer monardifcher Staat nach den Beflimmungen 
“der gegenwärtigen Verfaffungs Urkunde. | 

$. 2. Für das ganze Königreich beiteht eine allge: 
meine in zwei Kammern abgetheilte Stände Verjamms 
fung. — 


Zweiter Titel. 


Von dem Könige und der Thronfolge, dann 
der Reihs;Bermwefung.- 


$. 1. Der König ift das Oberhaupt des Staats, vers 
einiger in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt 
‚fie unter den von Ihm gegebenen in der gegenwärtigen 
Verfaſſungsurkunde feftgefeßten Beſtimmungen aus. 
Seine Perfon ift heilig und unverletzlich. 

82. Die Krone ift erblid in dem Mannsftamme 
des königlichen Haufes nah dem Rechte der Erfigeburt, 
und der agnarifchzlinealiichen Erbfolge. _ 

$. 3. Zur Sueceffions : Fähigkeit wird eine vechtmäs 
ige Geburt aus einer ebenbürtigen — mit Bewilligun 
des Königs geichloffenen Ehe erfordert. | 
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6. 4. Der Mannsftamm hat vor den weiblichen Nach: 
fommen den Vorzug, und die Prinzellinnen find von der 
Regierungsfolge in fo lange ausgeichloffen, -als in dem 
königlichen. Haufe, noch ein jucceffionsfähiger männlicher 
Sproffe oder ein durch Erbverbräderung zur Thronfoige 
beredhtigter Prinz vorhanden ift. 

$. 5. Nach Hänzliher Erlöfhung des Mannsftams 
mes, und in Ermanglung einer mit einem andern füufts 
lihen Kaufe aus dem teutſchen Bunde für diefen Fall 
geſchloſſenen Erbverbräderung, geht die Ihronfolge auf 
die weibtiche Nachkommenſchaft nach chen der’ Erbfolge— 
ordnung, die für den Mannsftamm feſtgeſetzt ift, über, 
ſo, daß die zur Zeit des Ablebens des letzt regierenden 
Königs lebenden Bayerifhen Prinzelfinnen oder. Abkoͤmm— 
linge von denfelben, ohne Unterichicd des Geſchlechtes 
. eben fo, als wären.fie Priugen des urſpruͤnglichen Manns 
ſtammes des Bayeriſchen Hauſes, nach dem Erſtgeburts— 
rechte und der Lineal-Erbfolgeordnung zur Thronfolge 
berufen werden; "iu. — — 

Wenn in dem regierenden neuen koͤniglichen Kaufe 
wieder Abkoͤmmlinge des erften: Grades‘ von beiderlei Ges 
ſchlecht geboren: werden, tritt alsdann der’ Vorzug. deg 
männlichen Sefchlechtd vor. dem; wäßlichen : wieder ‚ein, » 

$. 6. Sollte die: Baherifcher Krone. nach Erloͤſchung 
des Mannsſtammes an der Negenten einer größern Mor 
narchie gelangen, welcher feine: Reſidenz im: Königreiche 
Bayern nicht nehmen £önnte, oder würde; ſo ſoll dies 
felbe an den zweitgebornen Prinzen :diefes Hauſes übers 
sehen, und in deflen Linie’ fodann. dieſelbe Erbfolge eins 
ereten, wie fie oben vorgezeichndt ift. “ut gr, 

Kömmt aber die Krone an die Gemahlin eines aus 
waͤrtigen größern Monarchen; fo wird fie zwar: Königin, 
fie muß jedoch einen Vicekoͤnig, der feine; Reſidenz in 
der Hauptitade des Koͤnigreichs zu nehmen hat, ernens 
nen, und die Krone geht nach ihrem Ableben an ihren 
zweitgebornen Prinzen über, wre Ä 

97. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzef: 
ſinnen des Eöniglihen Hauſes tritt mit dem zurückger 
legten achtzehnten Jahre ein. j 3. 
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$. 8. Die uͤbrigen Verhaͤltniſſe der Mitglieder. des 
töniglihen Hauſes richten ſich nach den — 
des pragmatiſchen Familiengeſetzes. 
$. 9. Die Reichsverweſung tritt eine 
a) während der Minderjährigeeit des Monarchen; 
b) wenn derfelbe an der Ausübung der Regierung auf 
längere Zeit verhindert ift, und für die. Verwal: 
tung des Reiche wicht ſelbſt Vörforge getroffen hat, 
oder treffen kann. | 
$. 10. Dem Monarchen fteht es frei, unter den 
yolljährigen Prinzen des Kaufes, den Reichsverweſer 
fuͤr die Zeit der Minderjäßrigteit feines Nachfolgers zu 
wählen. 
| In Ermanglung einer ſolchen Beſtimmung gebuͤhrt 
die Reichsverweſung demjenigen volljaͤhrigen Agnaten, 
welcher nach der ——— —— der Naͤch⸗ 
ſte iſt. 
Waͤre der Prinz, welchem dieſelbe nach obiger Ber 


1 ſtimmung gebuͤhrt, ſelbſt noch minderjaͤhrig, oder durch 


ein ſonſtiges Hinderniß abgehalten, die Regentſchaft zu 
uͤbernehmen; ſo faͤllt ſie auf denjenigen Agnaten, wel; 
her nach ihm der. Nächfte üft. f 

6*. 44. Sollte der Monarch durch irgend eine Urſa⸗ 
che, die in ihrer Wirkung. länger als ein Jahr dauert, 
an der Ausübung der Regierung gehindert werden, und 
für diefen Fall niche ſelbſt —— getroffen haben, 
oder treffen koͤnnen; fo findet. mit Zuſtimmung der Staͤn⸗ 
de, welchen die Verhinderungsurfachen anzuzeigen find, 
gleichfalls die für den Fall der Minderjährigfeit. beſtimm— 
te gefeßliche Regentſchaft ſtatt. 

- 8, 42. Wenn der König nach $. 10. den Reichsverz 
wefer für den Fall der Meinderjährigkeit ernennt; fo 
wird die daruͤber ausgefertigre Urkunde. durch denjenigen 
Minifter, welhem die Verrichtungen eines Minfters des 
töniglihen KHaufes übertragen find, im Hausarchiv bis 
zum Ableben des Monarchen aufbewahrt, und dann dem 
Gefammt » Staatsminijterium zur Einfiht und öffentlis 
hen Bekanntmachung vorgelegt, . Dem Reichsverweſet 
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"wird die über feine Ernennung ausgefertigte Urkunde 
zugleich mitgetheilt. | 

$. 13. Wenn kein zur Reichdverwefung geeigneter 
Agnat vorhanden ift, der Monarch jedoch eine verwits 
tibte Königin hinterläßt; fo gebührt diefer die Reichs⸗ 
verwefung. | 

In Ermangelung derfelben aber Abernimmt fie jener 
Kronbeamte, welhen der legte Monarch Hiezu ernennt, 
und wenn von demfelben keine ſolche Beftimmung ge: 
eroffen ift, fo geht fie an den erſten Kronbeamten über, 
welchem fein gefegliches Hinderniß entgegen ftcht. 

$. 14. In jedem Falle gebührt einer verwittibten 
Königin unter der Aufficht des Reichsverweſers die Ers 

ichung ihrer Kinder nach den in dem Familicngefege 

Dierüßer enthaltenen nähern Beftimmungen. 

$. 15. Sin den im-$. 9. a und b bezeichneten Fäls 
len wird die Regierung im Namen des minderjährigen, 
oder in der Ausübung der Regierung gchinderten Mos 
narchen geführt. e Ä 

Alle Ausfertigungen werden in feinem Namen und 
unter dem gewöhnlichen koͤniglichen Siegel erlaſſen; alle 
Münzen mit feinem Brufibilde, Wappen und Titel 
Seprägt. 

Der Regent unterzeichnet als: 

„des Königreihs Bayern Verweſer.“ 


6. 16. Der Prinz des Haufes, die verwittibte Kb: 
nigin, oder derjenige Kronbeamte, welhem die Reichs⸗ 
verwefung übertragen wird, muß gleich nah dem Ans 
tritte der Regentſchaft die Stände verfammeln, und in 
ihrer Mitte und in Gegenwart der Staatsminifter, fo 
wie der Mitglieder des Staatsrathes, nachftehenden Eid 
ablegen ; 


„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Berfafs 
„fung und der Geſetze des Reihe zu verwalten, 
„die Spntegrität des Königreihes und die Rechte 
„der Krone zu erhalten, und dem Könige die Ges 
„walt, deren Ausuͤbung mir anvertraut ift, getreu 
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„zu übergeben, fo wahr mir Gott helfe und fein 

„beiliges Evangelium ;’ 
worüber eine befondere Urkunde aufgenommen wird. 

$. 17. Der Regent übt während feiner Reichsver⸗ 
wefung alle Regierungsrechte aus, welche durch die Ver— 
faffung nicht befonders ausgenommen find. 
6. 48. Alfe erledigten Aemter, mit” Ausnahme der 
Suftizftellen, koͤnnen während der Reichsverwefung, nur 
proviforifch befegt werden. Der Reichsverweſer kann 
weder, Krongäter veräußern, oder heimgefallene Lchen 
verleihen, nod) neue Aemter einführen. 

$. 19. Das Sefammt:Staatsminifterium bildet den 
Regentſchaftsrath, und der Neichsverwefer iſt verbuns 
den, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachten 
deffelben zu erholen. 
6. 20. Der’ Neichsverwefer hat während der Dauer 
der Negentfchaft feine Wohnung in der töniglihen Res 
fidenz, und wird auf Koften des Staates unterhalten ; 
auch werden ihm nebftdem zu feiner eigenen Verfügung 
jährlich Zweimal Hundert taufend Gulden’ in monatlichen 
Raten auf die Staatskaffe angewiefen. 

6. 21. Die: Negentfchaft dauert in den im $.9. be; 
merften zwei Fällen — im erften bis zur Großjaͤhrigkeit 
des Könige, und im zweiten — bis das eingetretene 

Hinderniß aufhört. | 
| $. 22. Nahdem die Regentſchaft beendigt ift, und 
der in: die Regierung eintretende neue König den feier: 
lien Eid (Tit. X. $. 1.) abgelegt hat, werden alle 
Derhandlungen der Regentſchaft gefchloffen, und der Res 
. Hierungsantritt des Königs wird in der Nefidenz und in 
dem ganzen Königreiche feierlich fund gemacht. 


Dritter Zitel. 
Bon dem Staatsgute. 


6. 1. Der ganze Umfang des Königreichs Bayern 
bildet eine einzige untheilbare unveräußerlihe Gefammts 
maſſe aus ſaͤmmtlichen ‚Beftandtheilen an Landen, Leu⸗ 
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ten, Herrſchaften, Gütern, Kegalien und Kenten mit 
allem Zugehör. 

Auch alle neuen Erwerbungen aus Privattiteln, an 
unbeweglihen Gütern, fie mögen in der Haupt z oder 
Nebenlinie gefchehen, wenn der erfte Erwerber während 
feines Lebens nicht darüber verfügt hat, fommen,in den 
Erbgang des Mannsftammes, und werden als der Ges 
fammtmaffe einverleibt angefchen. 

$. 2. Zu dem unveräuferlihen Staatsgute, „welches 
im Falle einer Sonderung des Staatsvermögend von der 
Privarverlaffenfchaft in das Sinventar. der lektern win 
gebracht werden darf, gehören: 

4) Alle Archive und Regiftraturen; . 


9) Alle oͤffentlichen Anftalten und Gebäude mit ihr 
rem Zugehör; 

3) Alles Geſchuͤtz, Munition, alle Militärmagazine 
und was zur Landeswehr nöthig ift; 

4) Alle Einrichtungen der Kofcapellen und Hofaͤmter 
mit allen Mobilien, welche der Auffiht der Hof: 
ftäbe und Hofintendanten anvertraut, und zum Be; 
darf oder zum Glanze des Hofes beftimme find; 

5) Alles, was zur Einrichtung oder zur Zierde der 
Reſidenzen und Luſtſchloͤſſer dienet; 

6) Der Hausfhas und was von dem Erblaffer mit 
demſelben bereits vereiniget worden ift; 

; Y) Alle Sammlungen für Künfte und Wiffenfchaften, 
als: Bibliotheken, phyfitalifche, Naturalien⸗- und 
Miünzkabinette, Antiquitäten, Statuͤen, Sterns 
warten mit ihren Inſtrumenten, Gemälde: und 
Rupferftihfammlungen und fonftige Gegenftände, 
die zum Öffentlihen Gebrauche oder zur Befdrdes 
rung der Künfte und Wiffenfchaften beſtimmt finds 

8) Alle vorhandenen Vorräthe an baarem Gelde und 
Capitalien in den Staatsfaffen oder an Naturas 


lien bei den Aemtern, famt allen Ausftänden an. 


| Staatögefällen ; 
9) Alles, was aus Mitteln des Staats crworben 
wurde, 


— 
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$. 3. Saͤmmtliche Beftandtheile des Staatsguts find, 
wie bereits in der Pragmatif vom 20. Detober 1804 
beftimme war, aus welcher die nach den veränderten 
Verhaͤltniſſen hierüber noch geltenden Beftimmungen im 
gegenwärtige Verfaſſungsurkunde übertragen find, auf 
ewig unveräußerlih, vorbehaltlih der unten folgenden 
Mopdificationen. Ä 

Vorzüglich follen, ohne Ausnahme, alle Rechte der 
Souverainetät bei der Primogenitur ungetheilt und uns 
veräußert erhalten werden, 2 

$. 4. Als Veräußerung des Staatsguts iſt anzufes 
ben, nicht nur jeder wirklihe Verkauf, fondern- auch 
eine Schenfung unter den Lebenden, oder eine Verge— 
bung durd eine letzte Willensverordnung, Verleihung 
neuer Lehen, oder Beſchwerung mit einer ewigen Laft, 
oder Verpfaͤndung oder Hingabe durch einen Vergleich 
gegen Annahme einer Summe Geldes. 

Auch kann keinem Staatsbürger eine Befreiung von 
den Öffentlichen Laſten bemwilliget werden. 

$. 5. Die bisher zu Belohnung vorzügliher dem 
Staate geleifteter Dienfte verliehenen -Lehen, Staats: 
domainen und Renten find von obigem Verbote ausges 
nommen. Ä 

Auch ſteht dem Könige die Wiederverleihung heims 
fallender Lehen jederzeit frei. 

Zu Belohnung großer und beftimmter dem Staate 
geleijtetev Dienjte können auch andere Staatsdomainen 
oder Renten, jedoch mit Zuftimmung der Stände, in 
der Eigenfchaft als Mannlehen der Krone verliehen 
werden. 


Anwartfchaften auf Fünftige der Krone. heimfallende 
Guͤter, Renten und Rechte, können, eben fo wenig als 
auf Aemter oder Würden ertheilt werden. 

$. 6. Unter dem PVeräußerungsverbote find ferner 
nicht begriffen ; 

4) alle Staatshandlungen des Monarchen, weldhe inz 

nerhalb der Gränzen des Ihm zuftehenden Regies 
rungsrechts nah dem Zwecke und zur Wohlfahrt 


Verfaſſungsurk. v. 26. Mai 1818. 121 


des Staats mit Auswärtige oder mit Unterthanen 
im Lande über Stamm; Staatsguͤter vorges 
nommen werden ; insbefondere was 


9) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung 
eines anhängigen Rechtsftreits gegen. Erhaltung oder 
- Erlangung anderer Güter, Renten oder Rechte, 
oder zur Srenzberichtigung mit benachbarten Staas 
ten, gegen andern angemeffenen Erſatz abgetreten 
wird; 
3) Was gegen andere Realitäten und Rechte von 
gleihem Werthe vertaufcht wird; | 
4) Alle einzelne Veräußerungen oder DBeränderungen, 
welche bei den Staatsgütern dem Staatszwecke 
gemäß, und in Folge der bereits erlaffenen Vor— 
ſchriften nach. richtigen Grundſaͤtzen der fortfchrei: 
tenden Staatswirthfchaft, zur Beförderung der 
Landescultur oder jonft zur Wohlfahrt des Landes, 
oder zum Beften des Staatsärars, und zur Auf⸗ 
hebung einer nachtheiligen Selbftverwaltung für 
gut gefunden werden. . 

6. 7. In allen diefen Fällen ($. 6.) dürfen jedoch 
die Staatseinfünfte nicht gefchmälert, fondern cs fol 
als Erfaß entweder eine Dominicalrcnte — wo moͤglich 
in Getreide, dafür bedungen, oder der Kauffchilling zu 
neuen Ermwerbungen oder zur zeitlichen Aushülfe des 
Schuldentilgungsfonds, oder zu andern das Wohl des 
Landes bezielenden Abfichten verwendet werden, 

Mit dem unter dem Staatsgute begriffenen bewegli: 
hen Vermögen ($. 2.) kann der Monarch nad Zeit 
und Umftänden zweckmaͤßige Veränderungen und Verbeſ— 
ferungen vornehmen. 





Vierter Titel. | 
Bon allgemeinen Rehten und Dflihten. 


$. 1. Zum vollen Senuffe alle bürgerlichen, öffentlis 
hen und Privarrehte in Bayern, wird das Indigenat 
erfordert, welches entweder durch die Geburt oder durch 


4122 2. Bayern. 


die Naturaliſirung nah den nähern Beſtimmungen des 
Edictes uͤber das Indigenat erworben wird. (Beilage J.) 

$. 2. Das Bayeriſche Staatsbuͤrgerrecht wird durch 
das Indigenat bedingt und geht mit demſelben verloren. 

6. 3. Nebſt dieſem wird zu deſſen Ausübung noch 
— | 

a) die gefeglihe Volljährigkeit ; 

b) die Anfäßigfeiet im Königreiche, entweder duch den 
Befig befteuerter Gründe, Renten oder Rechte, 
oder durch die Ausübung befteuerter Gewerbe, oder 
durch den Eintritt in ein Öffentliches Amt. 

6. 4. Kronämter, oberfte Hofämter, Civil: Staats; 
dienfte und oberfte Militärftelen, wie auch Kirchenaͤm⸗ 
ter oder Pfründen können nur Eingebornen oder verfaſ— 
lungsmäßig- Naturalifirten ertheilt werden. 

$. 5. Jeder Bayer ohne Unterſchied fann 
zu allen Eivils Militärs und Kirdenämtern 
oder Pfränden gelangen. 

$. 6. In dem Umfange des Reichs kann kei— 
ne Reibeigenfhaft beſtehen, nach den nähen Ber 
ftimmungen des Edictes vom 3. Auguft 1808. 

8. 7. Alle ungemeffenen Frohnen follen in 
gemefjene umgeändert werden,und auch diefe 
abloͤsbar jeyn. 

$.8. Der Staat gewährt jedem Einwoh— 
ner Sicherheit feiner Perfon, rerues Eigen 
thums und feiner Redte. 

Niemand darf feinem ebentligen Richter 
entzogen werden. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet wer— 
den, als in den durch die Geſetze beſtimmten 
Sällen, und in der gefeslihen Form. 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privateigens 
thum, ſelbſt fuͤr oͤffentliche Zwecke abzutreten, als nach 
einer foͤrmlichen Entſcheidung des verſammelten Staats; 
raths, und nach vorgaͤngiger Entſchaͤdigung, wie ſolches 
in der Verordnung vom 14. Auguft 1815 beſtimmt iſt. 
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$. 9. Jedem Einwohner des Neihs wird voll kom-⸗ 
meneGewiſſensfreiheit gefichert; die einfache Hausz 
andaht darf daher Niemanden, zu welcher Religion er 
fid, befennen mag, unterjagt. werden. 


Die in dem LKönigreihe beftehenden drei 
hriflihben Kirchen-Geſellſchaften genießen | 
gleihe buͤrgerlache und politifhe Rechte, 


Die nicht hriftlihen Glaubensgenoffen haben zwar 
volltommene Gewiffensfreiheit; je erhalten aber an den 
. fFaatsbürgerlihen Rechten nur in dem Maaße einen Ans 
theil, wie ihnen derfelbe-in den organischen Edicten über 
ihre Aufnayme in die Staatsgefellichaft zugefichert ift. 

Allen Religionstheilen; ohne Ausnahme, ift das Ei— 
genthum der Stiftungen und der Genuß ihrer Renten 
nach den urjpränglichen Stiftuhgsurfunden und dem recht: 
mäßigen Beſitze, fie ſeyen für den Cultus, den Un 
terricht oder die Wohlthätigkeit beſtimmt, volftändig 
gefichert. | 

Die geiftlihe Gewalt darf in ihrem eigentlihen Wirs 
fungstreife nie gehemmt werden, und die weltliche Re— 
gierung darf in rein geiftlihen Gegenjtänden der Reli: 
gionslehre und des Gewiſſens fih nicht einmifchen, als 
in ſoweit das oberfihoheitlihe Schuß und Aufſichts⸗ 
recht eintritt, wonach feine Verordnungen und Geſetze 
‚ ber Kirchengewalt ohne vorgängige Einficht und das Pla: 

tet des Königs verfündet und vollzogen werden dürfen. 

Diie Kirchen und Öeiftlihen find in ihren 
bürgerlihen Handlungen und Beziehungen — 
wie auch in Anfehung des ihnen zuflehenden 
Vermögens, den Geſetzen des Staats und den 
weltlihen Gerichten untergeben; auch koͤnnen 
fie von oͤffentlichen Staatslaſten feine Be— 
freiung anſprechen. 

Die uͤbrigen naͤhern Beſtimmungen uͤber die aͤußern 
Rehtsverhältniffe der‘ Bewohner des Koͤnigreichs, in 
Beziehung auf Religion und kirchliche Gefellfhaften, 
find in dem der gegenwärtigen VBerfaffungsurfunde beis 
sefügten befondern Ediste enthalten. „(Beilage IL.) 
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$. 10. Das geſammte Stiftungsvermoͤgen nach den 
drei Zwecken des Cultus, des Unterrichts und der Wohle 
thaͤtigkeit, wird gleichfalls unter den befondern Schuß 
des Staates geſtellt; es darf unter feinem Vorwande 
au dem Finangvermögen eingezogen, und in der Sub— 
fan; für andere, als die drei genannten Zwede ohne 
Zuſtimmung der Betheiligten, und bei allgemeinen Stifz 
tungen ohne Zuftimmung der Stände des Reiches vers 
Außert, oder verwendet werden. 

$. 14. Die Freiheit der Preffe und des Buch— 
gmdel 8 iſt nach den Beftimmungen des hierüber erz 
affenen befondern Edictes gefichert. (Beilage III.) 

8. 12. Alle Bayern haben gleihe Pflichtig— 
teit zu dem Kriegsdienfte und zur Landwehr 
nach den dießfalls beſtehenden Gefegen. 

$. 13. Die Theilnahme an den Staatslaften 
ift für alle Einwohner des Reichs allgemein, 

"ohne Ausnahme irgend eines Standes, und 
ohne Ruͤckſicht auf vormals beftandene befons 
dere Befreiungen. | 5 Ä 

$.. 14. Es ift den Bayern geftattet, in einen andern 
Bundesftaat, welcher erweislich fie zu Unterthanen ans 
nehmen will, auszumandern, aud in Eivils und Mis 
kitairdienfte deffelben zu treten, wenn fie den gefeglichen 
Derbindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genuͤge 
scleiftet haben. | 

Sie dürfen, fo lange fie im lUnterthansverbande 
bleiben, ohne ausdruͤckliche Erlaubnig des Monarchen 
von einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch Eh: 
venzeihen annehmen. | 


va 


Fünfter Titel, 
Bon befondern Rechten und Vorzgägen. - 


$ 4. Die Kronämter werden als oberfte Würden 
des Reichs, entweder auf die Lebenszeit der Wuͤrdetraͤ⸗ 
ger oder auf deren maͤnnliche Erben, nach dem Rechte 
der Erſtgeburt und der agnatiſch-linealiſchen Erbfolge, 
ale Thronlehen verlichen. 
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Die Kronbeamten find durch ihre Reihswärden Mits 
Ylieder der erften Kammer in der Ständeverfammlung. 

§. 2. Den vormals Reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten und 
Grafen werden alle jene Vorzüge. und Rechte zugeſichert, 
welche in dem ihre Verhältniffe — — beſondern 
Edicte ausgeſprochen find. (Beilage IV.) 

5§. 3. Die der Bayeriſchen Hoheit untergebenen ehe⸗ 
— unmittelbaren Reichsadelichen genießen diejeni— 
gen Rechte, welche in Gemaͤßheit der koͤniglichen Decla⸗ 
ration durch die conftitutionelen Edicte ihnen zugeſi chert 
werden. 
$. 4. Der geſammte uͤbrige Adel des Reiche — 
wie jeder Gutseigenthuͤmer, feine gutsherrli 
Rechte nach den geſetzlichen Beſtimmungen. Geil. 

Uebrigens hat derſelbe folgende Vorzuͤge zu — 

4) ausſchließend das Recht, eine gutsherrliche Ger 
richtsbarkeit ausüben zu koͤnnen; (Beilage VI.) 
2) Familien ; Fideicommiffe auf Grundvermögen zu 
errichten; (Beilage VIL) 
3) einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichts⸗ 
fand in bürgerlichen und flrafrechtlihen Fällen; 
4) die Rechte der Stegelmäßigkeit unter den Befchräins 
tungen der Gefeße über. das Hopothetenweſen: 
(Beilage VIII.) endlich 
5) bei der Militär ; Confeription die Auszeichnung, daß 
die Söhne der Adelichen" als Cadetten eintreten. 
$. 5. Einige diefer Vorzüge theilen für ihre Perſo⸗ 
nen die geiftlichen und die wirklichen Collegialraͤthe, und 
die mit diefen in gleicher Kategorie ftehenden hoͤhern 
Beamten. 

Die Seiftlihen genießen denfelben befreiten Gerichte; 
fand in bärgerlihen und ſtrafrechtlichen Faͤllen; — die 
Eollegialräthe und hoͤhern Beamten außer diefem auch 
die Rechte der Siegelmäßigkeit und die vbige Anszeichz 
nung bei der Militär ;Eonirriptien. 

$. 6. Die Dieniesverhältniffe und Penſionsanſpruͤche 
der Staatsdiener-und-Öffentlichen Beamten richten fich nach 
den Beftimmungen der a Beil, IX.) 


126 Baqyern. 
Sechſter⸗ Titel. 
* Von der Staͤndeverſammlunge 


6. 4. Die zwetKammeérn— der allgemeinen Ders 

fammlung der Strände des: Reichs. find: | 
a) die der Reihsräthe, m. 
b) die der Abgeordneten, 

$. 2. Die Kammer der Reichsraͤthe ift zufarmmens 
geſetzt aus 

4) den volljäßrigen Prinzen des toͤniglichen Snıfes; | 

2) den Kronbeamten des Reichs; 

3) den beiden Erz, Bifchöffen; 

4 den Häuptern der ehemals Steicheftänbifigen — 
fuͤrſtlichen und graͤflichen Familien, als erölichen 
Reichsraͤthen, ſo lange ſie im Beſitze ihrer vor— 
maligen Reichsſtaͤndiſchen im Koͤnigreiche gelegenen 
Herrſchaften ‚bleiben ; 

5) einem vom Könige ernannten Biſchoffe und dem 

jedesmaligen ·Praͤſidenten des, proteſanuſchen Ge⸗ 
neral⸗Conſiſtoriums; 

G) aus denjenigen: Perfonen, welche der König · ent: 

‚ weder wegen ausgezeichneter dem Staate geleijtes 

ter Dienjte, oder wegen ihrer Geburt, oder ihres 
. Vermögens zu, Mitgliedern. diefer Kammer, entwes 
der erblich ‚oder. Iebenslänglich befonders ernennt. 

6. 3. Das Recht der Vererbung wird der König 
nur adelihen Gutsbefigern verleihen, welhe im Königs 
reiche das volle Staatsbuͤrgerrecht, und ein mit dem Le— 
benz oder Fideicommiſſariſchen Verbande belegtes Grund— 
vermögen beſitzen, von welchem jie. an Grund- und Dos 
minicalfteuern im simplo Dreihundere Gulden enteichs 
ten, und wobey eine agnatiich slincalifche Erbfolge nach 
dem Rechte der Erfigeburt eingeführt üft. , . 

Die Würde eines erblihen Reichsraths geht jedes⸗ 
mal mit den Guͤtern, worauf das Fideicommiß gegruͤn— 
det iſt, nur auf den nach dieſer Erbfolge eintretenden 
Beſitzer uͤber. 
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6. 4. Die Zahl der Iebenslänglihen Reichsraͤthe kann 
den dritten Theil der erblihen nicht überfteigen. -, - © 

$. 5. Die Reichsrärhe haben Zutritt in die erſte 
Kammer nach erreihter Volljährigkeit; eine entfcheidende 
Stimme aber koͤmmt den Prinzen des Eöniglichen. Haus 
fes erſt mie dem Ein und zwanzigften, den übrigen Reichs 
räthen mit dem Fünf und zwanzigften Lebensjahre jur 

$. 6. Die Kammer der Reihsräthe kann nur dann 
eröffnet werden, wenn wenigftens, die Hälfte der ſaͤmmt⸗ 
lihen Mitglieder anwefend ift. . Ä 

$. 7. Die zweite Kammer. der Staͤndeverſamm⸗ 
fung bildet fich | ———— 

a) aus den Grundbeſitzern, welche eine gutsherrliche 
Gerichtsbarkeit ausüben, und nicht Sitz und Stim⸗ 
me in der erſten Kammer haben; ur 

b) aus Abgeordneten der Univerfitäten; ne 

0) aus Geifilihen der katholiſchen und proteftantis 
ſſchen Kirche; —— | 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte: 

e) aus den nicht zu a) gehörigen. Landeigenthämern. 

$. 8. Die Zahl der Mitglieder richter fih im Gan— 
zen nach der Zahl der Familien im Königreiche, in dem 
Verbältniffe, daß auf 7000 Familien ein Abgeordneter 
gerechnet wird. — 
89. Bon der auf ſolche Art beſtimmten Zahl ftellt: 

a) die Klaffe der adelihen Gutsbefiger ein Achttheil; 

b) die Klaſſe der Geiſtlichen der katholiſchen und pros 
teftantiichen Kirche ein Achttheil; 

©) die Klaffe der Städte und Märkte ein Wiertheils 
— und | 

d) die Klaffe der Übrigen Landeigenthuͤmer, wel 
feine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben, Fl 
Biertheile der Abgeordneten; nr 

‚ e) jede der drei Univerſitaͤten ein Mitglied *), 


*) Bei ber erfien Ständeverfammlung im Zebr. 1819. beftanb 
die Kammer der Abgeordneten aus 108 Perfonen (aus. 
u ..28 Adlien, aus 17 Profefforen und Geiftlichen, und aus 
73 Bürgerlihen), | nn : a. 


« 
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»2:.6, 40. Die jede einzelne Klaſſe treffende Zahl von 
Abgeordneten wird nach den Beltimmungen des über die 
Ständeverfammiung hier beigefügten beſondern Edictes, 
auf die einzelnen Regierungsbezirkte vertheilt. (Beil. X.) 
—6. 41. Jede Klaffe wähle in. jedem Regierungsbes 
zirke die fie dafeldft - treffende Zahl von Abgeordneten 
nad) der in dem angeführten Edicte vorgeichriebenen 
Wahlordnung für die jehsjährige Dauer der Verſamm⸗ 
dung. Die während derfelben erledigten Stellen wers 
den aus denjenigen erjeßt, welche den Gewählten in der 
Stimmenzahl zunächft kommen. 

$. 12. Jedes Mitglied der Kammer der Abgeordner 


sen: muß, ohne Ruͤckſicht auf Standes; oder Dienftvers 


hältniffe ein: ſelbſtſtaͤndiger Staatsbürger jeyn, 
welcher das dreißigfte Lebensjahr zurückgelegt hat, und 
den freien Genuß eines folhen im betreffenden Bezirke 
oder Drte gelegenen Vermögens befigt, welches feinen 
unabhängigen Unterhalt fihert, und durch die im Edicte 
(Beilage X.) fefigefeßte Größe der jährlichen Verfteuer 
rung. beitimmt wird. 

Er muß ſich zu einer der drei chriftlichen Religionen 
befennen, und darf niemals einer Specialunterfuhung 
wegen Verbrecken oder Vergehen unterlegen haben, wos 
von er nicht gänzlich freigefprochen worden ijt. 

$. 13. Alle ſechs Jahre wird eine neue 
Wahl der Abgeordneten vorgenommen, und 


fonft nur in dem Falle, wenn die Kammer von dem 


Könige aufgeloͤſet wird. 
Die ausstretenden Mitglieder find wieder 


wählbar, 


. 14. Der Austritt eines beveitd ernannten Mit⸗ 
Hliedes erfolge mährend der Dauer der Verſammlung: 

I) Wenn daffelbe die Realität, das Gericht, Gewerbe 

‚oder die ;geiftlihe Pfrände, welche feine Wahl für 

den betreffenden Regierungsbezirk, oder die Klaffe 

bejonders begründeten, aus was immer für Ver: 

ankaffungen zu befisen aufhört, ohne einen gleis 

chen Erfaß in. demfelben Bezirke, Drte, oder in 

derfelben Klaffe zu erwerben; | 
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9) wenn das Mitglied unter der Zeit eine der oben 
($. 12.) zur paffiven Wahlfähigkeit weſentlich ers 
forderlichen Eigenſchaften verliert. 

Sin diefen Fällen har die Kammer der, Abgeordneten 
auf die geichehene Anzeige und nach Vernehmung des 
Betheiligten zu entfcheiden. 

$. 15. Zur güftigen Conftituirung der Kammer der 
Abgeordneten wird dic Anmefenheit von mwenigftens zwei 
Dristheilen der gewählten Mitglieder erfordert. 

$. 16. Die Kammer der Reihsräthe wird gleichzeis 
tig mit jener der Abgeordneten zufammen berufen, er— 
oͤffnet und gefchloffen. | 

$. 17. Kein Mitglied der erften oder zweiten Kam⸗ 
mer darf fih in der Sitzung durch einen Bevollmächtigs 
ten vertreten laflen.. 

$. 18. Die Anträge über die Staatsauflas 
gen geſchehen zuerft in der Kammer der Abs 
geordneten, und werden dann durch diefe an die Kam— 
mer der Neichsräthe gebracht. 

Alle übrigen Gegenftände koͤnnen nad) der Beftims 
mung des Königs der einen oder der andern Kammer 
zuerft vorgelegt werden. 

$. 19. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs 
angewiefenen gemeinfchaftlichen Wirkungstreifes kann von 
einer Kammer allein in Berathung gezogen werden, und 
die Wirkung einer Saurigen Einwilligung der Staͤnde 
erlangen. 


Siebenter Titel. 


Bon dem Wirkungskreiſe der Staͤndever— 
fammlung. 


$. 41. Die beiden Kammern können nur über jene 
Gegenftände in Berathung treten, die in ihren Wirfungss 
kreis gehören, welcher in den $$. 2. bis 19. näher be: 
zeichnet ift. | 
$.2. Ohne den Beirath und die Sukiminnng 
der Stände des bi kann kein allge 
Dritter Band. 9 
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meines neues Sefeg, welches die Freiheit der 
Perſonen oder dag Eigenthum der Staatsan— 
gehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon 
beftchendes abgeändert, authentiſch erläutert 

oder aufgehoben werden, 2 


$.3. Der König erholt die Zuffimmung der 
Stände zur Erhebung aller directen Steuern, 
fo wie zur Erhebung neuer indirecten Auf 
Iogen, oder zu der Erhöhung oder Verände 
zung der beftebenden. 

$. 4. Den Ständen wird daher nach ihrer 
Eröffnung die genaue Ueberfiht des Staat 
bedüärfniifes, fo wie der gefammten Staats— 
einnahmen (Budget) vorgelegt werden, welde 
diefelbe durch einen Ausichuß prüfen, und fodann über 
die zu erhebenden Steuern in Berathung treten. 

$. 5. Die, zur Deckung der ordentlichen beftändigen 
und beſtimmt vorherzufchenden Staatsausgaben, mit Ein 
ſchluß des norhwendigen Refervefonds, erforderlichen di: 
. recten Steuern werden jedesmal auf ſechs Jahre be: 
willigt. 

Um jedoch jede Stockung in der Staatshaushaltung 
zu vermeiden, werden in dem Etatsjahre, in welchem 
die erſte Ständeverfammlung einberufen wird, die in 
dem vorigen Etatsjahre erhobenen Staatsauflagen fort 
entrichtet, | 


$. 6. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, für 
melden die firen Ausgaben feftgefegt find, fomit nad) 
Verlauf von ſechs Jahren, läßt der König für die ſechs 
Jahre, welche diefem Termine folgen, den Ständen ein 
neues Budget vorlegen. — | 
97. In dem Falle, wo der König durch auferor: 
dentliche äußere Verhaͤltniſſe verhindert iſt, in. diefem 
legten Sahre der ordentlichen Steuerbewilligung die 
"Stände zu verfammeln, koͤmmt Ihm die Befugniß einer 
a der legtbewilligteen Steuer auf ein halbes 
ahr zu. Ä 


$. 8. In Faͤllen eines außerordentlichen und unvor⸗ 
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bergefchenen Bedürfniffes und. der - Ungulänglichfeit der 
beftehenden Staaiseinfünfte zu deffen Deckung, wird 
diefes den Ständen zur Bewilligung der erforderlichen 
auferordentlihen Auflagen vorgelegt werden. : 

$.9. Die Stände können die Bewilligung der Steuern: 
mit keiner Bedingung verbinden. 

$. 10. Den Ständen des Reichs wird bei 
riner jeden Berfammlung eine genaue Nads 
weifung über die Verwendung der Staatsein 
nahmen vorgelegt werden, 

$.11. Die gefammte Staatsfguld wird ung 
ter die Sewährleiftung der Stände geftellt. - 

Zu jeder neuen Staatsfchuld, wodurch die zur Zeit 
beftehende Schuldenmaffe im Capitalsbetrage oder der 
jaͤhrlichen Verzinſung vergroͤßert wird, iſt die Zuſtim⸗ 
mimg der Staͤnde des Reichs erforderlich. 

$. 12. Eine ſolche Vermehrung der Staatsſchulden 
hat nur für jene dringenden und außerordentlichen Staats⸗ 
veduͤrfniſſe ſtatt, welche weder durch die ordentlichen noch) 
durch außerordentlihe Beiträge der Unterthanen, ohne 
deren zu große Belaſtung, beftritten werden können, und 
die zum wahren Nutzen des Landes gereichen. | 

$. 413. Den Ständen wird der Schulden: Tilgungs- 
plan vorgelegt, und ohne ihre Zuftimmung kann an dem 
von ihnen angenommenen Plane feine Abänderung ges 
troffen, noch ein zur Schuldentilgung beftimmtes Gefaͤll 
zu irgend einem andern Zwede verwendet werden. 
6. 44. Sede der beiden Kammern hat aus ihrer 
Mitte einen Commiffär zu ernennen, welche gemeinfchaftz 
lich bei der Scyuldentilgungs ; Commifjion von allen ihr 
ren PBerhandlungen genaue Kenntniß zu nehmen, und 
auf die Einhaltung der. feftgefeßten Normen zu machen 

ben. 

$. 15. Sn außerordentliche Fällen, wo drohende 
äußere Gefahren die Aufnahme von Kapitalien dringend 
erfordern, und die Einberufung der Stände duch Äußere 
Verhaͤltniſſe unmöglih gemacht wird, fol diefen Coms 
miſſaͤr's die Befugniß zuſtehen, zu diefen Anleihen im 
| | | 9 


* 
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Namen der Stände. vorläufig ihre Zuſtimmung zu ei 
theilen. 

Sobald die Einberufung der Stände möglich wird, 
üft ihnen die ganze ‚Verhandlung über diefe Eapitalsauf: 
nahme vorzulegen, um in das Staatsſchulden RN! 
niß eingetragen zu werden. 


$. 16. Den Ständen wird bei jeder Berfammtüng 
die genaue: Nachweifung des Standes der Staatsſchul— 
den » Tilgungskaffe vorgelegt werden. 


$. 17. Die Stände haben das Recht der Zuftims 
mung zur Veräußerung oder Verwendung allgemeiner 
Stiftungen in ihrer Subſtanz fir andere als ihre uns 
fpränglichen Zwecke. 


$. 18. Eben fo ift ihre Zuftimmung zur Verleihung 
von. Staatsdomainen oder Staatsrenten zu Belohnung 
großer und beſtimmter dem Staate geleiſteter Dienſte 
erforderlich. 


6. 19. Die Stande haben das Recht, in Bu 
giehung auf alle zu ihrem Wirkungstreife ge 
Hörigen Segenffände dem Könige ihre gemeins 
famen Wünfhe und Anträge in der geeigns 
ven Form vorzubringen. / 


$. 20, Seder einzelne Abgeordnete hat das Recht, 
in diefer Beziehung feine Wuͤnſche und Anträge in feis 
ner Kammer. vorzubringen, welche darüber: ob diefelben 
in nähere Ueberlegung. gezogen werden follen, durch Mehr⸗ 
heit. der Stimmen erkennt, und fie im bejahenden, Falle 
an den betreffenden Ausſchuß zur. Prüfung und Wirdis 

Hung bringt. | 

Die von einer Kammer über ſolche Anträge gefaß⸗ 
ten Beſchluͤſſe muͤſſen der andern Kammer mitgetheilt, 
und koͤnnen erſt nach deren erfolgten En dem 
Könige vorgelegt werden. 

$. 21. Seder einzelne Staatsbürger, fo wie - jede 
Gemeinde kann Befchwerden über. Verletzung der conftir 
tutienellen Rechte an die Ständeverfammlung, und zwar 
an jede der beiden EIS Men welche: fie "durch 


14 
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den hietfiber beftchenden Ausſchuß zruft, und ſindet bies 
fer fie dazu geeignet, in Berathung nimmt. 

Erkennt die Kammer duch Stimmenmehrheit bie 
Beſchwerde für gegründet; fo theilt ſie ihren diesfalls 
an den König zu erftattenden. Antrag der andern Kams 
mer mit, welcher, wenn diefe demfelben beiſtimmt, in 
einer gemeinfamen Vorſtellung dem Röige übergeben 
wird. 

922. Der König Wird wenigſt ens alle drei 
Jahre die Stände zuſammen berufen. 

Der König eroͤffnet und ſchließt die Verfammlung 
entweder in eigener Perfon, oder durch einen befonderd 
hiezu Bevollmaͤchtigten. 

Die Sitzungen einer ſolchen Verſammlung duͤrfen in 
der Regel nicht laͤnger als zwei Monate dauern, und 
die Stände find verbunden, in ihren Sitzungen die von 
dem Könige an fie gebrachten Gegenſtande vor allen 
Übrigen in Berathung zu nehmen. 

$. 23. Dem Könige ſteht jederzeit das Recht zu, 
die Sitzungen der Staͤnde zu verlaͤngern, ſie zu verta⸗ 
gen, oder die ganze Verſammlung aufzuloͤſen. 

In dem letzten Falle muß wenigſtens binnen drei ' 
Monaten eine neue Wahl der Kammer der Abgeordne⸗ 
ten vorgenommen werden. 

. 24. Die Staatsminifter können den Sigungen der 
beiden Kammern beiwohnen, wenn fie au nicht Mits 
glieder derfelben find. 

$. 25. Jedes Mitglied der Ständeverfanimlung hat 
nn Eid zu leiften? 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorſemi bem Se; 
„ſetze, Beobachtung und Aufrechthaltung der Staatss 
„verfaffung, und in der Ständeverfammlung nur des 
„ganzen Landes allgemeines Wohl und Beſte ohne 
„Rüdficht auf. befondere Stände oder Klaffen nach 
„meiner innern UÜeberzeugung zu berathen; — So 
„wahr mir Sort helfe und fein heiliges Evangelium.’ 

$. 26. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann 
während der Dauer der Sitzungen ohne. Einwillisung 
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der Hetreffenden Kammer zu Verhaft gebracht werden, 
den Fall der Ergreifung auf früher That bei beganges 
nem Verbrechen ausgenommen. * 

$. 27. Kein Mitglied der Staͤndeverſammlung kann 
für die Stimme; welde. es in feiner Kammer geführt 
bat, anders als in Folge der Gefchäftsordnung, durch 
die Verfammlung ſelbſt zur Rede geſtellt werden. 

$. 28. Ein Segenftand, über welchen die beiden Kam⸗ 
mern ſich nicht. vereinigen, kann in derſelben Sitzung 
nicht wieder zur Berathung gebracht werden. . 
9. 29. Die föniglihe Entſchließung auf die Anträge 
der Reichsftände erfolge nicht einzeln, fondern auf alle 
verhandelten Gegenftände zugleich. bei dem Schluſſe der 
Verfammlung.. ei a nr 
9.30. Der König allein fanctionirt die Geſetze und 
erläßt diefelben mit feiner Unterſchrift und -Anführung 
der Vernehmung des Staatsraths und, des. erfolgten. Beis 
raths und der Zufiimmung der Lieben und etreuen, 
der Stände des. Reichs, En 

$. 31. Wenn die Verfammlung der. Reichsftände vers 
‚ tagt, foͤrmlich gefchloffen oder :aufgelöft worden it, koͤn⸗ 
nen die Kammern, nicht mehr gültig berathfchlagen,. und 


. jede .fernere Verhandlung iſt ungefeglid. 


en Ahter Titel. 
— Von ber Rehtspflege. 


8. 4. Die Gerichtsbarkeit geht vom: Könige aus, — 
Sie wird unter Seiner Oberaufficht durd) eine geeignete 
Zahl von Aemtern und Obergerichten in einer. gejeglich 
beftimmten Inſtanzen⸗ Ordnung verwaltet. 
5S. 2. Alle Gerihtsftellen find verbunden, 
—ihren UrtheilenEnefheidungsgeände beizu— 
fügen. 0 — 
"3. Die Gerichte find innerhalb der Graͤnzen ihrer 
amtlichen Befugniß unabhängig, und die Richter Eins 
nien nur Dusch vinen: Rechtsſpruch von: ihren Stellen mit 
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Verluſt des damit verbundenen Gehaltes entlaffen — 
sder derfelben entſetzt werden. | | 

$. 4. Der König kann in ſtrafrechtlichen Sahen . 
Gnade ertheilen, die Strafe mildern oder erlaffen ; — 
aber in feinem Falle irgend eine anhängige Streitſache, 
oder angefangene Unterfuhung hemmen. 

$. 5. Der Eöniglihe Fiseus mird- in allen flreitigen 
Drivat :Rechtsverhältniffen bei den königlihen Gerichts: 
Höfen Recht nehmen, 

$. 6. Die Vermögens; Confiscation hat in 
einem Falle, den der Defertion ausgenom— 
men, flatt. oo 
87. Es foll für das ganze Königreich ein 
und daffelbe bärgerlihe und Straf:Gcick 
buch beſtehen. ur | | 


Neunter Zitel, 
Bon der Militär :Verfofkung. 


F. 1. Jeder Bayer ift verpflichtet, zur Vertheidigung 
feines Vaterlandes, nach den hierüber beftehenden Ges 
fegen mitzuwirken. - 

Bon der Pflicht, die Waffen zu tragen, iſt der geifts 
lihe Stand ausgenommen. | 

$. 2. Der Staat hat zu feiner Vertheidigung eine 
fiehende Armee, welche durch die allgemeine Miliz 
tär s Confeription ergaͤnzt, und auch im Frieden gehörig 
unterhalten wird. 53 
8. 3. Neben diefer Armee beſtehen noch Reſerve⸗Ba⸗ 
taillons und die Landwehr. | | 

$. 4. Die RefervexBataillons find zur Verstärkung 
des ſtehenden Heeres beftimmt, und theilen im Falle des 
Aufgebots alle Verpflichtungen, Ehren und Borzüge mit 
demſelben. 

Im Frieden bleibt faͤmmtliche in den Reſerve⸗Ba⸗ 
taillons eingereihte Mannfchaft, die zu den Waffenuͤbun⸗ 
gen erforderlihe Zeit ausgenommen, in ihrer Heimath, 
frei von allem militärifchen Zwange, bloß der buͤrgerli⸗ 
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chen Gerichtsbarkeit und den buͤrgerlichen Gr ums 
terworfen, ohne an der Veränderung des MWohnfiges, der 
Anfäßigmahung oder Verehelihung gehindert zu ſeyn. 

$. 5: Die Landwehr kann in Kriegszeiten zur Un? 
terftüßung der ſchon durch die Referves Bataillons verz 
ftärften Armee auf bejondern königlichen Aufruf, jedoch: 
"nur. innerhalb der Grenzen des Reichs, in militärifche 
Thaͤtigkeit treten. 

Zur zweckmaͤßigen Benuͤtzung dieſer Maffe wird dies 
felbe in zwei Abtheilungen ausgefchieden, deren zweite die 
zur Mobilifi rung weniger geeigneten Individuen begreift, 
und in feinem Falle außer ihrem Bezirfe verwendet 
werden ſoll. 

In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung 
der innern Sicherheit mit, in foferne es erforderlich iſt, 
und die dazu beffimmten Truppen nicht hinreichen. 

$. 6. Die Armee handelt gegen den dußern Feind 

und im Innern nut dann, wenn die Militärmacht von 
der comperenten Civilbehoͤrde förmlich dazu aufgefordert 
wird. 
. & 7 Die Mifttärperfonen fichen in‘ Dienſtſachen, 
dann wegen Verbrechen oder Vergehen, unter der Milir 
taͤr⸗Gerichtsbarkeit, in Reals und gemifchten —— 
chen aber unter den buͤrgerlichen Gerichten. 


— Zehnter Titel. 
Bon der Gewähr der Berfaffung. 


8. 1. Bei dem Regierungsantritte ſchwoͤrt der König 
in. einer feierlichen Verſammlung der Staatsminifter, dee. 
Mitglieder des Staatsraths, und einer Deputation der 
Stände, wenn fie zu der Zeit verſammelt fi find , folgen; 
den Eid: 

„Ich ſchwoͤre nach der Verfaſſung und den Geſetzen 
„des Reichs zu regieren, ſo wahr mit Gott helfe, 
„und ſein heiliges Evangelium.“ 

Ueber dieſen Act wird eine Urkunde verfaßt, in das 
Reichsarchiv hinterlegt, und beglaubigte Abſchrift davon 
der Staͤndeverſammlung mitgetheilt. 
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F. 2. Der Reichsucewefer leiſtet in Beziehung auf 
die Erhaltung der Verfaffung den. Titel D. $. 16. vors 
gefchriebenen Eid. y 


Sämmtlihe Prinzen des föniglichen Haufes leiſten 
nach erlangter Volljährigkeit ebenfalls einen Eid auf die 
‚genaue Beobachtung der Berfaffung. 


$. 3. Me Staatsbürger: find bei der Anfähigmas 
hung und beider allgemeinen Landeshuldigung,: jo wie 
alle Staatsdiener bei ihrer Anftellung verbunden, fol 
genden Eid abzulegen : 


„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Schorfam dem Ga 
„seße und ‚Beobachtung der Staatöverfaffung ;: fo 
„wahr mir Gott heife, und ſein yes Evans ; 
„gelium!“ 
$. 4. Die koͤniglichen Staatsminifker und ſammtliche 

Staatsdiener ſind fuͤr die genaue Vestguns der ——— 
fung verantwortlid. 


$. 5. Die Stände haben das dkeie, Beſchwerden 
Über die durch die koͤniglichen Staatsminiſterien oder ati? 
dere Staatsbehörden gefchehene Verlekung der Verfaf⸗ 
fung in einen gemeinfamen Antrag an den König zu 
bringen, welcher denfelben auf der Stelle abhelfen, oder, 
wenn ein Zweifel dabei obwalten follte, fie näher nach 
der Natur des Segenftandes durch den Staatsrat oder 
die oberfte ze. ancerſuchen, und daruͤber eutſcher⸗ 
den laſſen wird. | 

$. 6. Finden die Stände ſich durch ihre Pflichten 
aufgefordert, gegen einen hoͤhern Staatsbeamten wegen 
vorfekliher Verlegung der Sraatsverfaffung eine fürmz 
lihe Anklage zu ftellen; fo find die Anklagspuncte bes 
ſtimmt zu bezeichnen, und in jeder Kammer durd einen 
befondern Ausſchuß zu prüfen. 

Vereinigen ſich beide Kammern hierauf in ihren: Bes 
ſchluͤſſen über die Anklage; fo bringen fie diefelbe mit 
ihren Belegen in vorgefchrieberter Form an den König. 

Diefer wird fie ſodann der oberiten Juſtizſtelle — 
in welcher im Falle der nothwendigen dder freywilligen 
Berufung auch die zweite Snfianz durch Anordnung eis 
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nes andern Senats gebildet wird, — zur Entſcheibung 
übergeben, und die Stände von dem gefaͤllten Urtheile 
in Kenntniß feßen. | 
$. 7. Abänderungen in den Beftimmungen der Vers 
faſſungsurkunde, oder Zufäße gu derfelben, können ohne 
Zujtimmung der Stände nicht gefchehen. | 
Die Vorfchläge hiezu gehen allein vom Könige aus, 
und nur. wenn Derfelbe fie an die Stände gebracht hat, 
dürfen diefe darüber berathichlagen. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe in diefer hoͤchſt wichti— 

gen Angelegenheit wird menigftens die Gegenwart von 
drei: Viertheilen der. bei der Verſammlung anwefenden 
Mitglieder in jeder Kammer, und eine Mehrheit von 
zwei Drittheilen der Stimmen erfordert. 
Indem Wir. diefes Staats-Grundgeſetz zur allgemeis 
nen Befolgung und genauen Beobachtung in feinem ganz 
zen Inhalte, einfhläffig der daſſelbe ergänzenden und 
in der Haupturkunde als Beilagen bezeichneten Edicte, 
hierdurch Fund machen; fo verordnen Wir zugleich, daß 
die. darin angeordnete VBerfammlung der Stände zur Auss 
Übung der zu ihrem Wirkungskreife gehörigen Rechte am 
4. Januar 1819 einberufen, und inzwiſchen die hiezu - 
erforderlihe Einleitung veranftaltet werde, | 

Gegeben in Unferer Haupt; und Refidenzftade Münzs 
dien, am ſechs und zwmanzigften Tage des Monats May 
im Eintaufend achthundere und achtzehnten Jahre, Unz 
ſeres Reiches im dreizchnten, 


Maximilian Joſeph. 
f CG.S.) 
Graf v. Reigersberg. Fuͤrſt v. Wrede, Graf 


v. Triva. Graf v. Rechberg. Grafv. Thärheim. 
FSroeiherr v. Lerchenfeld. Graf v. Toͤrring. 


Nach dem Befehle Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
| Egid von Kobell, | 
Koͤnigl. Staatsrath und General⸗ Sekretaͤr. 
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Betrachtet man dieſe Verfaſſung nach ihrem Ver⸗ 
haͤltniſſe zu den uͤbrigen neueuropaͤiſchen Verfaſſungen; 
ſo erſcheint ſie als eine, welche der Koͤnig, nach 
der ihm zuſtehenden Souverainetaͤt, gab. Sie ents 
fland alfo nicht, wie die Wirtembergifhe, durch 
freien Bertrag zwiſchen dem Könige, und den Staͤn⸗ 
‚den, und warb ben Ständen, vor ihrer Einführung, 
nicht erfi zur Prüfung. vorgelegt; — 

Ihrem politiſchen Charakter nach, iſt fi ie keine res 
praͤſentative, fondern eine ſtaͤndiſche; denn fie 
geht bei, der Wahl: der. Volksvertreter nicht. von. der 
Geſammtbevoͤlkerung des. Reichs, fondern von der Eins 
theilung der Staatsbuͤrger in verſchiedene Stände 
aus. Als folhe Stände erfcheinen::1). der. Adel; 2) 
die. Geiftlichkeit mit dem gelehrten Stande; 3) der Buͤr⸗ 
gerſtand, mit Kaufleuten und, — und 
4) der. Bauernſtand. — 

Da das Lehnsſyſtem in Bayern — ſchon laͤngſt 
bedeutend veraͤndert und gemildert, nicht aber ganz 
abgeſchafft worden iſt; fo mußte auch die neue 
Verfaſſung auf eine hiſtoriſche Baſis begruͤndet 
werden, — d. h. das Neuentſtehende mußte an das 
bereit38 Vorhandene angelnüpft, und fo das Alte und 
das Meue zu einer. neuen politifhen Form vers 
bunden werden in welcher aber beides, das Neue und 
das Alte, ziemlich ſich gegenſeitig das Basti 
halten duͤrfte. 

Aus diefer hiſtoriſchen Baſis — neuen Verfaſſung 
laͤßt ſich denn auch erklaͤren: warum nicht alle zuſam⸗ 
men berufene Staͤnde in Eine Kammer (wie im 
Großherzogthume Weimar) vereinigt, ſondern in zwei 
Kammern (nach dem Vorgange der von Ludwig 18 
dem franzoͤſiſchen Reiche gegebenen Charte, und der 
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neuen Verfaſſung bes Königreiches ber Niederlende) 
getheilt wurden. Man beabſichtigte dabei die Anerken⸗ 
nung und Beibehaltung der, den, Mediatiſirden ſchon 
in der Gonföderationsacte des Rheinbundes vorbehaltes 
nen, Rechte, fo wie die Auszeichnung: des übrigen ho⸗ 
ben Adels, welcher * und Stimme in der erſten 
Kammer erhielt. 

Auf dieſe — des Adels waren dem * 
die Vorrechte und Vorzuͤge berechnet, welche zwar nicht 
in der Verfaſſungsurkumde ſelbſt, wohl aber in dem 
vierten, fünften, ſechſten, ſiebenten und ach 
ten Edicte, die.der Berfaffung: gleichzeitig erfchienen) 
ausgeſprochen wurden, und allerdings in Hinficht ‚ber 
Beibehaltenen. Patrimonials Gerickhtöbarfeit, in 
Hinfiht der Begünftigung bei den Abgaben; 
und in Hinficht der. Fideicommiffe und Majorate, 
nicht blos in perfönlichen ‚Vorzügen — Vortheilen 
— Ei 

. Allein, neben dieſer Beibehaltung — aus dem 
Behnsfofteme. ftammenden Verhältniffe, trägt doc die 
bayrifhe Verfaſſungsurkunde das Gepräge des forts 
gefchrittenen Geiftes der Zeit In allen ben Beftimmuns 
ger, worauf die bürgerliche und politifche Frei: 
heit beruht. Die Freiheit der Gewiſſen, die Preßfreis 
beit, die. Gleichheit vor dem Gefege, die gleiche Be: 
techtigung zu allen Graben des Ötaatödienftes, die 
Gleichheit in der Befteuerung, ber beflimmte Antheil 
der Stände an der Gefesgebung, ihr Recht der Steuer: 
bewilligung nach dem ihnen - vorgelegten Budget und 
nad) den ihnen. mitgetheilten Rechnungen, fo wie ihr 
Recht der Befchwerdeführung wegen verleßter verfafz 
fungsmäßiger Rechte, und bie Verantwortlichkeit aller 
Stantödiener; — dies find bie großen, vom Könige 


| 
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ſelbſt in dem Eingange der Verfaſſung ausgeſprochenen, 
und dann in ben einzelnen Titeln der Verfaſſung weis 
ter auögeführten, Grundlagen ber bürgerlichen und poa 
Sitifchen Freiheit des bayrifchen Volkes. — u 

Weil aber zu den Hauptbedingungen der neuen Ge: 
ftaltung des innern Volfslebens dad neugeorbnete, 
Berhaͤltniß der Kirhe zum Staate, und die 
Preßfreiheit gehören, während die Beſtimmungen 
der übrigen acht Eöniglichen Edicté zunaͤchſt das’ fpe= 
cielle bayriſche Staatsrecht betreffen; fo folgen hier 
der Berfaſſung jene beiden Edicte, 


B) Ediet über die äußern Rechtsverhaͤltniſſe des 
Koͤnigreichs Bayern, in Beziehung auf Res 
ligion und kirchliche Gefellfhaften, / 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen Über Religions 
| Verhältniffe. 


Erſtes Kapitel. 
Religions: und Gewiffensfreiheit. 


G. 1. Jedem Einwohner: des Reiches ift durch den 
9. $. des vierten- Tireld der Verfaſſungsurkunde eine 
polltommene Scewiffensfreiheit gefichert. 

$. 2. Er darf demnad in Gegenftänden des Glau—⸗ 
bens und Gewiſſens feinem Zwange unterworfen, aud) 
darf Niemanden, zu welcher Religion er ſich bekennen 
mag, die einfache Hausandacht unterfagt werden. | 
Ä $. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung 
ihrer Religion ‘fih verbinden wollen; fo wird jederzeit 
hiezu die koͤnigliche ausdruͤckliche Genehmigung nach den 
= II. Adfchniste folgenden nähern. Beftimmungen eur 
ordert, | 
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8. 4. Alle, heimlihe Zufammenkünfte unter dem 
Vorwande des häuslichen Gottesdienftes find. verboten. - 


' Zweites Kapitel © a 
Wahl des Glaubensbetenntniffes. 


$. 5. Die Wahl des Glaubensbekenntniffes iſt jedem 
Staatseinwohner nach feiner ‚eigenen freien Weberzeus 
- gung überlaffen. Bd Kan 

$. 6. Derſelbe muß jedoch das hiezu erforderliche 
Unterfcheidungsalter, welches für beide Geſchlechter auf 
die gejegliche Volljährigkeit beſtimmt wird, erreicht haben. 

$. 7. Da diefe Wahl eine eigene freie Ueberzeugung _ 
vorausſetzt; ſo kann fie nur folchen Individuen zuftehen, 
welche in feinem Beiftess oder Gemuͤthszuſtande ſich bes 
finden, der fie derfelben unfähig macht. 

$. 8. Keine Parthei darf die Mitglieder der andern 
durch Zwang oder Lift zum Uebergange- verlerten. 
. $ 9. Wenn von denjenigen, welde die. Religionser? 
ziehung zu leiteir haben, eine foldhe Wahl aus einem: 
der obigen Gründe angefochten mird; jo hat die betrefr _ 
fende Regierungsbehörde den Fall zu unterfuchen, und 
an das koͤnigliche Staatsminifterium des Innern zu ber . 
richten. 


— 5. 40. Der Üebergang von einer Kitche zu einer ans 
“ dern muß allezeit bei dem einfchlägigen Pfarrer oder 

"  geiftlihen Vorftande fowohl der neu gewählten, als der 

verlaſſenen Kirche perjönlich erklärt werden. 


$. 11. Durch) die Religionsänderung gehen alfe Eirchz 
Iihen Gefellfhaftsrechte der verlaffenen Kirche verlorenz 
diefelbe Hat aber feinen Einfluß auf die allgemeinen 
ftaatsbürgerlihen Rechte, Ehren und Würden; ausges 
nommen, es gefchehe der Uebertritt zu einer Religions: 
parthei, welher nur eine befchränfte Theilnahme: an 
dem Staatsbürgerrechte geſtattet iſt. — 
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Drittes Kapitel. 


| Religionsverhältniffe der Kinder aus ges 
N mifchten Ehen. Ä 


$.12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwifchen 
Eltern, die verfchiedenen Glaubensbekenntniffen zugethan 
find, beſtimmt worden ift, in welcher Religion die Kins 
der erzogen werden ſollen; fo bat. es hiebei fein Be— 
wenden. | 

$. 13. Die Gültigkeit folher Eheverträge ift ſowohl 
in Ruͤckſicht ihrer Form, ale der. Zeit der Errichtung 
lediglich nath den bürgerlichen Gefegen zu beurtheilen. 

5. 14. Sind feine Eheparten oder fonftige Verträge 
hierüber errichtet, oder iſt in jenen über die religioͤſe 
Erziehung der Kinder nichts verordnet worden; fo folgen 
die Soͤhne der Religion des Vaters, die Töchter werden 
in dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter erzogen. 


$. 15. Uebrigens benimmt die Berfchiedenheit des 
kirchlichen Slaubensbefenntniffes feinem der Eltern die 
ihm fonft wegen der Erziehung zuftehenden Rechte. 

$. 16. Der Tod der Eltern Ändert nichts in den 
Beftimmungen der $$. 12. und 14. über die religidfe 
Erziehung der Kinder. | . 

8.17. Die Ehefheidungen, oder alle fonftigen Rechtes 
gültigen Auflöfungen der Ehe koͤnnen auf die Religion 
der Kinder feinen Einfluß haben. 

$. 18. Wenn ein das Religionsverhaͤltniß der Kins 
der beftimmender Ehevertrag vorhanden iſt; fo bewirke 
der Vebergang der Eltern zu einem andern Glaubensbes 
fenneniß darin in fo lange keine Veränderung, als die 
Ehe noch gemifcht bleibt; geht aber ein Ehegatte zur 
Religion des andern über, und die Ehe Hört dadurch 
auf gemifcht zu ſeyn, fo folgen die Kinder der nun gleis 
chen Religion ihrer Eltern, ausgenommen fie waren — 
dem beftehenden Ehevertrage gemäß — durch die Cons 
firmation oder Communion bereits in die Kirche einer 
andern Eonfeffion aufgenommen, in welhem Falle fie 
* zum erlangten Unterſcheidungsjahre darin zu belafs 

en find. 1J 
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5. 19. Pflegkinder werden nach jenem Glaubensbe⸗ 
kenntniß erzogen, welchem ſie in ihrem vorigen Stande 
zu folgen hatten. on | | 

$. 20. Durch Heirath Tegitimirte natürlihe Kinder 
werden in Beziehung auf den Religionsunterricht eheliz 
hen Kindern gleichgeachtet. | u” 
G. 2%. Die Übrigen natdrlihen Kinder, wenn fie 
von einem Vater anerfannt find, werden in Anfehung 
der Religionserziehung gleichfalls wie die ehelichen bes 
handelt. Sind fie aber von dem Vater nicht anerkannt; 
jo werden jie nach dem Ölaubensbefennenife der Mut—⸗ 
ter erzogen. | 

$. 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Muts 
ter unbekannt ift, folgen der Religion desjenigen, wel: 
her das Kind aufgenommen hat, foferne er einer der 
Öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Reli: 
gionsparthei des Findlings; Inflituts, worin fie erzogen 
werden. Außer diefen Fällen richtet fih ihre Religion 
nach jener der Mehrheit der Einwohner des Findungss 
Dres. | 
F. 23. Die geiftlihen Obern, die nähften Verwand⸗ 
ten, die Vormünder und Pathen haben das Necht, dars 
über zu wachen, daß vorfichende Anordnungen befolgt 
werden. Sie können zu diefem Behufe die Einfiht der 


% 


betreffenden Beftimmungen der Eheverträge und. der Übris 


gen auf die Religionserzicehung ſich beziehenden Urkun— 
den fordern. | 
Zweiter Abfhnitt. 
Don Religions: und Kirhengejellfchaften. 
| Erſtes Kapitel. 
Ihre Aufnahme und Beſtaͤtigung. 


F. 24. Die in dem Koͤnigreiche beſtehenden drei‘ 


chriſtlichen Glaubens⸗ Confeſſionen find als öffentliche 
Kirchengeſellſchaften mit gleichen buͤrgerlichen und politi— 
ſchen Rechten, nach den unten folgenden nähern Beſtim⸗ 
mungen, anerfannt, | 
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$. 25. Den nicht chriſtlichen Glaubensgenoſſen ift 
zwar nach $$. 1. ımd 2. eine vollfommene Religions; 
und Gewiffensfreiheit geftattet; als Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten und in Beziehung auf Staatsbärgerrecht aber find 
ſie nach den Über ihre bürgerlihen Verhältniffe beſtehen— 
den befondern Geſetzen und Verordnungen zu behandeln. 

8.26. Religions s oder Kirchengefellfchaften, die nice 
zu den bereits gefeglid aufgenommenen gehören, dürfen 
ohne ausdrädliche Eönigliche Genehmigung nicht einges 
führt werden. | 


$. 27. Sie müffen vor der Aufnahme ihre Gau; 


bensformeln und innere kirchliche Verfaffung zur Eins 
fiht und Prüfung dem Staatsminifterium des Innern 
vorlegen. N 


Zweites Kapitel, 


Rechte und Befugniffe der aufgenommench 
und beftätigten Religionss und Kirchen— 
Geſellſchaften. | j 


$. 28. Die mit ausdrädliher Eonigliher Genehmi⸗ 
gung aufgenommenen Kirchengefellfchaften genießen vie 
echte Öffentlicher Corporationen. 
$. 29.. Die zur Ausübung ihres Gottesdienftes ges 
widmeten Gebäude follen, wie andere Öffentliche Gebäude, 
sefhügt werden. | u 
$. 30. Die zur Feier ihres Gottesdienftes und zum 
Religionsunterrichte beftellten Perfonen genießen die Rechte 
und Achtung Öffentliher Beamten. | 
$. 31. Ihr Eigenthum ſteht unter dem befondern 
Schutze des Staats, 
$. 32. Eine Religionsgefelfchaft, welche die Rechte 
Öffentlich aufgenommener Kirchengeſellſchaften bei ihrer 
Genehmigung nicht‘ erhalten hat, wird nicht als eine 
Öffentliche Corporation, fondern als eine Privatgefell: 
ſchaft geachtet. | 00 
$. 33. Es ift derfelben die freie Ausuͤbung ihres 
Privargottesdienftes geftattet. | | 
Dritter Bapp. | 44 
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6. 34. Zu biefer gehört die Anftellung gottesdienftlis 
er Zufammenkünfte in gewiffen dazu beftimmten Ges 
bäuden, und die Ausübung der ihren Religionsgrundfäzs 
zen gemäßen Gebräuche fowohl in diefen Zufammenktünfs 
ten, als in den Privartwohnungen der Mitglieder. 

$. 35. Den PrivarsKirchengefellfchäften ift aber nicht 
geftattet, fich der Glocken oder fonftiger Auszeichnungen 
zu bedienen, welche Gelege oder Gewohnheit den öffents 
lihen Kirchen angeeignet haben. 

$. 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religions— 

andlungen beſtellten Perfonen genießen als ſolche keine 
bejondern Vorzüge. | 
6. 37. Die ihnen zuftchenden weitern Rechte muͤſſen 
nach dem Inhalte ihrer Aufnahmsurkunde bemeffen werden, 
$. 38. Seder genehmigten Privat + oder öffentlichen 
Kirchengeſellſchaft, koͤmmt unter der oberften Staatsauf: 
fiht nach den im dritten Abfchnirte enthaltenen Beftims 
mungen die Befugniß zu, nad der Formel und der von 
der Staatsgewalt anerkannten Verfaſſung ihrer Kirche, 
alle innern Kirchenangelegenheiten anzuordnen. 


Dahin gehören die Gegenftände : 


a) der Glaubenslehre, 
b) der Form und Feier des Gottesdienſtes, 
c) der geiftlichen Amtsführung, 2 
d) des religiöfen Wolfsunterrichts, 
e) der Kirchen s Disciplin, | F 
-£) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 
g) der Einweihung der zum Gottesdienfte gewidmeten 
Gebäude und der Kirchhöfe, | 
h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geiftlis 
hen Sachen; nämlich des Gewiffens oder der Ers 
‚füllung der Religionss und Kirchenpflichten einer 
Kirche, nach ihren Dogmen, fymboliihen Büchern 
und darauf gegründeten Verfaffung. 
$. 39. Den kirchlichen Obern, Vorftehern oder ihren 
Repraͤſentanten koͤmmt demnach das allgemeine Recht der 


.- 
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Aufſicht mit den daraus hervorgehenden Wirkungen zu, 
damit die Kirchengeſetze befolgt, der Cultus dieſen gemaͤß 
aufrecht erhalten, der reine Geiſt der Religion und Sitt— 
lichkeit bewahret, und deſſen Ausbreitung befoͤrdert werde. 
Der Antheil, welcher jedem Einzelnen an dieſer Aufſicht 
zukoͤmmt, wird durch ſeine Amtsvollmacht beſtimmt. 


IJ. 40. Die Kirchengewalt übt das rein geiftliche Cor⸗ 


rectionsrecht nach geeigneten Stufen aus. 
S. 41. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft iſt 
ſchuldig, der darin eingeführten Kirchenzucht ſich zu uns 
terwerfen. 
. 42. Keine, Kirchengewalt iſt daher befugt, Glau⸗ 
bensgeſetze gegen ihre Mitglieder mit aͤußerm Zwange 
geltend zu machen. 77 
843. Wenn einzelne ‚Mitglieder durch öffentliche 
Handlungen eine Verachtung des Gottesdientes und der 
Religionsgebräude zu erkennen geben, oder andere in 
ihrer Andacht ftören; fo ift die Kirchengeſellſchaft befugt, 
dergleihen unwuͤrdigen Mitgliedern den. Zutritt in ihre 
Rerfammlungen zu verfagn. , 
$. 44. Die in dem Königreiche als öffentliche Cor— 
porationen aufgenommenen Kirchen’ find. berechtigt, Ei— 
genthum zu befigen, und nach den hierüber beftehenden 
Gefegen auch fünftig zu erwerben. | 
$. 45. Die Eigenthumsfähigkeit ‚der nicht öffentlichen 
Kirchengeſellſchaften wird nach ihrer Aufnahmsurfunde, 
oder wenn in dieſer darüber nichts. feftgefege ift, nach 
den Rechen der Privatgefellichaften beftimmt. * 
'$. 46. Allen Religionstheilen ohne, Ausnahme iſt 
dasjenige, was ſie an Eigenthum geſetzmaͤßig beißen, es 
ſey fuͤr den Cultus oder fuͤr den Unterricht beſtimmt, es 
beſtehe in liegenden Guͤtern, Rechten, Capitälien, baa— 
rem Gelde, Pretioſen, oder ſonſtigen beweglichen Sa— 
chen durch den 8.1, im vierten Titel der Verfaſſungs⸗ 
urkunde des Reichs garantirt. | | — 
$.47. Das Kirchenvermoͤgen darf unter keinem Vor⸗ 
wande zum Staatsvermögen eingezogen und in.der Sub} 
ſtanz zum Beſten eines andern als des beitimmten Stiſ⸗ | 
\ ” — 10 
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tungszweckes ohne Zuftimmung der: Betheiligten, und 
foferne es allgemeine Stiftungen berrifft, ‚ohne Zuftims 
mung der Stände nicht veräußert oder verwendet werden. 
$. 48. Wenn bei demfelben in einzelnen Gemeinden, 
nad, hinlängliher Deckung der Local; Kirchenbedärfniffe, 
Ueberſchuͤſſe fi ergeben; fo follen diefe zum Beften des 
naͤmlichen Religionscheiles nach folgenden Beſtimmungen 
verwendet werden: | 
a) zur Erhaltung. oder: Wiederherftelung der Kirchen 
und geiftlichen Gebaͤude in andern Gemeinden, die 
dafür fein hinreichendes eigenes Vermögen’ beſitzen; 
BD) zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kirchen; 
y. Diener, oder ' RE TEE TEE A, 
c) zur Zundation neuer nothtwendiger Pfarrfkellen ; 
d) zur Unterſtuͤtzung geiftlicher Bildungsanftalten ; | 
e) zu Unterhaltsbeiträgen der durch Alter oder Kranke 
heit zum Kirchendienſt unfähig gewordenen. geiftlis 
chen Perfonen. 


. £ — * 24 {N *) N 
849, In foferne für diefe Zwecke vom Kirchenver⸗ 
mögen nad) einer vollftändigen Erwägung etwas entbehrt 
werden katin / wird, dieſer Ueberſchuß im Einverſtaͤndniſſe 
‚mit der betreffenden geiſtlichen Oberbehoͤrde vorzüglich 
zur Ergämımg son Schulanitalten, dann der Armenſtif⸗ 
tungen (wohin auch jene der Krankenpflege zu rechnen 
ſind) verwendet werden. en nn 
— Dritter Abfhnitt. ar 
Verhaͤltniſſe der im Staate aufgenommenen 

Kichengefellfhaften zur Staatsgewalt. 

In Religionss und Kirchenſachen. 

“ $. 50. Seine Majeftät der König haben in 
mehreren Verordnungen Ihren ernftlihen Willen ausge: 
Iprochen, daß die geiftliche Gewalt in ihrem eigentlichen 
Wirkungskreiſe nie gehemmt werden, und die Fönigliche 
weltliche. Regierung in ein ‚geiftliche Gegenſtaͤnde des 


\ 
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Gewiſſens und der Religionslehre ſich nicht einmiſchen 
ſolle, als in ſoweit das koͤnigliche oberſte Schutz oder 
Aufſichtsrecht dabei eintritt. Die koͤniglichen Landesſtel⸗ 
len werden wiederholt zur genauen Befolgung derſelben 
angewieſen. | 

$. 51. So lange demnach die Kirchengewalt die Gren⸗ 
zen ihres eigentlihen Wirkungskreiſes nicht Äberfchreitet, 
fan diefelbe gegen jede Verlegung ifrer Rechte und 
Geſetze den Schug der Staatsgewalt anrufen, der ihe 
von den koͤniglichen einſchlaͤgigen Landesſtellen nicht vers 
fagt werden darf. — | ne 

$. 52. Es fteht aber auch den Genoſſen einer, Kir: 
hengefellfhaft, welhe durch Handlungen der geifflichen 
Gewalt gegen die feftgefegte Drdnung befchwert werden, 


\ 


die Befugniß zu, dagegen den £öniglichen Landesfürftlii - 


hen Schuß anzurufen. | 

$. 53. Ein folcher Recurs gegen einen Mißbrauch 
der geiftlihen Gewalt kann entweder bei der einichlägi: 
gen Regierungsbehörde, welche darüber alsbald Bericht 
an das königlihe Staatsminifterium des Innern zu er⸗— 
fatten hat, oder bei Seiner Majeftät dem Könige 
Anmittelbar angebracht werden. E ul 

$. 54. Die angebrachten Beſchwerden wird das fd: 
niglihe Staatsminifterium des Innern unterfuchen lafz 
fen, und, eilige Fälle ausgenommen, nur nah Verneh— 
mung der betreffenden geiftlihen Behörde das Geeignete 
darauf verfügen. — 


$4 55. Der Regent kann bei feierlichen Anlaͤſſen in 
den verjchiedenen Kirchen Seines Staates durch die geiſt— 
lihen Behörden öffentliche Gebete und Dankfeſte an: 
ordnen. 


$. 56. Auch ift Derfelbe befugt, wenn Er mwahrz 
nimmt, daß bei einer Kirchengefellfihaft Spaltungen, 
Unordnungen oder Mißbraͤuche eingeriffen find, zur Wicz 
derherftellung der Einigkeit und Firhlihen Ordnung uns 
ter Seinem Schuge Kirchenverfammlungen zu veranlafs 
ſen, ohne jedoch in Gegenftände der Religionsiehre Sich 
ſelbſt einzumifchen. | 


\ 


8. 57. Da die Hoheitlihe Oberaufſicht Aber alle in? 
nerhalb der Grenzen des Staats vörfallende Handlunz 
sen, Ereigniffe und Verhältniffe ſich erſtreckt; fo ift die 
Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den 
Verſammlungen der Kirchengefellfchaften gelehrt und vers 
Handelt wird, Kenneniß einzuzichen. — 


G. 58. Hiernach duͤrfen keine Geſetze, Verordnungen 
oder ſonſtige Anorduungen der Kirchengewalt nad den 
bierüber in den Föniglihen Landen fchon. längft beſtehen— 
den Generalmandaten ohne Allerhoͤchſte Einfihe und Ges 
nehmigung publicirt und, vollzogen werden. Die geiſtli⸗ 
hen Obrigkeiten find gehalten, nachdem fie die königliche 
Senehmigung zur Publication (Placet) erhalten haben, 
im Eingange der Ausschreibungen ihrer Verordnungen 
don derfelben jederzeit ausdruͤcklich Erwähnung zu thun. 


$. 59. Ausſchreiben der Yeiftlihen Behörden, die 
fi blos auf die ihnen untergeordnete Geiſtlichkeit bezies 
ben, und aus: genehmigten . allgemeinen Verordnungen 
hervorgehen; bedürfen feiner neuen Genchmigung. 


| $. 60. Die Ausuͤbung der geiftlihen Gerichtsbarkeit 
koͤmmt zwar nach .$..38. bit. h. der Kirchengewalt zu; 
die dafür angeordneten Gerichte, fo wie ihre Verfaſſung 
muͤſſen aber,,‚vor ‚ihrer Einführung. von dem Könige bes 
ftätiget werden. Auch -follen die einfchlägigen koͤniglichen 
Landesftellen aufmertfam feyn, damit die koͤniglichen Uns 
terthanen von den geiftlihen Stellen nicht mit geſetzwi⸗ 
drigen. Gebühren befhwert, oder in ihren Angelegenheis 
sen auf eine für fie läftige Art aufgehalten werden. 


$. 61. Die vorgefchriebenen. Genehmigungen können 
nur von dem Könige ſelbſt, mitteljt des königlichen Staats; 
miniſteriums des Innern ertheilt werden, an weldes die 
‚zu publieivenden Firchlichen Gefeße und Verordnungen 
eingefender, und fonftige Anordnungen ausführlich anges 
zeige werden muͤſſen. 
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Zweites Kapitel. | 


In ihren bärgerlihen Handlungen und Be 
ziehungen. 


$. 62. Die Religions s und Kirchengefellfhaften mifs 
fen fih in Angelegenheiten, „die fie mit andern Bürgers 
lihen Gefellfchaften gemein N: nach den Gelesen 
des Staats richten. 

$. 63. Diefen Gefegen find in ihren bürgerlichen 
Beziehungen fowohl:die Obern der Kirche, als einzelne 
Mitglieder derjelben .auf gleiche Art unterworfen. 

$. 64. Zur Befeitigung aller künftigen Anftände mwers 
— ſolchen Beziehungen als weltliche Gegenſtaͤnde 
erklaͤrt: 


a) alle Verträge und letztwillige Dispoſi tionen dee 
Geiftlichen ; 

d) alle Beſtimmungen über liegende Güter ꝛc. fah⸗ 
rende Habe, Nutzung, Renten, Rechte der Kir— 
hen und kirchlichen Perſonen; 

€) Verordnungen und Erkenntniſſe über Verbrechen 
und Strafen der Geiſtlichen, welche auf ihre buͤr⸗ 
gerlichen Rechte einen Einfluß haben; 

d) Ehegeſetze, in ſoferne fie den buͤrgerlichen Vertrag 

" und defien Wirkungen betreffen; 

e) Privilegien, Dispenfationen, Jmmimitäten, Erems 
tionen, zum Beften ganzer Kirchengeſellſchaften, 
einzelner Gemeinden oder Gefellfehaftsgenoffen, oder 
der dem Neligionsdienfte gewidmeten Orte und 
Guͤter, in foferne fie politifche oder härpeiiige 
Berhältniffe berühren; 

f) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zue 
Erbauung und Erhaltung der Kirchen und geiftlis 
hen Gebaͤude; 

g) Bellimmungen über die Zulaffung von. Kirchen⸗ 
Pfründenz« 

5) Vorfchriften uͤber die Einrichtung der Kirchenliften, 
als Quellen der Bevoͤlkerungs-Verzeichniſſe, als 
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Regiſter des Kivilftandes und über die Legalität 
der pfarrlihen Documente. 

6. 65. In allen diefen Gegenftänden koͤmmt der 

Staatsgewalt allein, die Gefeggebung und Gerichtsbar⸗ 
keit zu. 
8. 66. Hiernach find alle Geiftlihen in bürgerlichen 
Derfonal;: Klagfachen, in allen aus bürgerlihen Contrac⸗ 
een hervorgehenden Streitfahen, in den Verhandlungen 
über ihre Verlaffenfchaften ꝛc. einzig ‚den weltlihen Ge⸗ 
richten untergeben. 

$. 67. Sie genießen nach Titel v. F. 5. der Ber; 
faffungsurfunde in bärgerlihen und ſtraftechtlichen Faͤl⸗ 
len den befreiten Gerichtsſtand. 

$. 68. Bei Sterbefaͤllen der Geiſtlichen ſoll darauf 
Nückfiht genommen werden, daß die geiftlihen Verrich— 
tungen, wenn der Verftorbene dergleichen verfehen * 
nicht gehemmt werden; alles, was darauf Bezug hat, 
und zum Gottesdienſte gehoͤrt, als heilige Gefaͤße ꝛc. 
ſoll von der Sperre ausgenommen, und mittelſt Ver— 
zeichniſſes entweder dem Nachfolger im Beneficium ſo— 
gleich verabfolgt oder andern ſichern Haͤnden einſtweilen 
uͤbergeben werden, wenn nicht zu ihrer Uebernahme ein 
Abgeordneter der geiſtlichen Behörde ſich einfindet, wels 
che zu dieſem Ende von dem weltlihen Richter bei jes 
dem ÖSterbefalle eines im Benefirium ftehenden Geiftlis 
den davon in Kenntniß zu ſetzen iſt. | 
S. 69. Die KeiminalsGerichtsbarkeit auch über Geiſt⸗ 
liche koͤmmt nur den einſchlaͤgigen Löniglichen weltlichen. 
Gerichien zu. 

$. 70. Diefe follen aber die einfchlägige geiftliche 
Behörde jederzeit von dem Erfolge der Unterſuchung in 
. Kenntniß jegen, um auch von ihrer Seite gegen die Per: 
fon des Verbrechers in Beziehung auf feine geiftlihen 
Berhältniffe das Geeignete darnach verfügen zu koͤnnen. 


$. "4. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend 
ein Einfluß auf das gefellfchaftlihe Leben und die bürz 
gerlichen Verhältniffe, ohne Einwilligung der Staatsge⸗ 
walt im Staate geftatteh, 


— 


_ 
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F. 72. Das Verfahren der weltlichen Gerichte in 
Gegenſtaͤnden, welche nach den obigen Beſtimmungen zu 
ihrer Gerichtsbarkeit gehoͤren, darf durch die Einſchrei— 
zungen geiſtlicher Stellen weder unterbrochen noch aufs 
sehoben werden. 

$. 73. Die Kirhen und Geiſtlichen Eintien in Anz: 
fehung des- ihnen zuftehenden Vermögens weder von Lans 
desunterthänigkeit, weder von Gerichtsbarkeit noch von 
oͤffentlichen Staatslaften irgend eine Befreiung ans 
fprechen. 

$. 74. Alle älteren Befreiungen, die hierüber mögen 
verlichen worden feyn, werden als nichtig erklärt, 

$. 75. Die Verwaltung des Kirchenvermögens ſtehet 
nad den hierüber gegebenen Gefegen unter dem koͤnigli⸗ 
chen oberften UM und Auffidt. 


Drittes Kapitel 
Sei Segenftänden gemifchter Natur. 


6. 76. Unter Gegenftänden gemifchter Natur werden 
diejenigen verftanden, welde zwar geiftlih find, aber 
Die Religion nicht wefentlih betreffen, und zugleich ivs 
gend «ine Beziehung auf den Staat und das weltliche 
Wohl der Einwohner deffelben haben. 

Dahin gehören: | 
a) alle Anordnungen über den — Gottesdienſt, 
deſſen Ort, Zeit, Zahl ꝛc. | 
b) Beſchraͤnkung oder Aufhebung der nicht zu den 
wefentlichen Theilen des Cultus gehörigen Feicrz 
lichkeiten, Proceffionen, Nebenandadten, Ceremos 
nien, Kreuggänge und Bruderfchaften; 
c) Errichtung geiftliher Geſellſchaften und fonftiger 
Inſtitute und Beftimmung ihrer Gelübde; 
d) srganifhe Beftünmungen über geiftlihe Bildungss, 
Verpflegs- und Strafanftalten ; 
e) Eintheilung der Didröfen, Decanats⸗ und Pfarr⸗ 
Sprengel; 
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) alfe Segenftände der Gefundheitspofigei, in foweit 
dieſe kirchliche Anftalten mit berühren. | 
$. 77. Bei: diefen Gegenftänden dürfen von der Kies 
chengewalt ohne Mitwirkung der weltlihen Obrigkeit 
Teine einfeitigen Anordnungen gefchehen. 
$. 78. Der Staatsgewalt ficht die VBefugniß zu, 
nicht nur von allen Anordnungen über diefe Gegenftände 
Einfiht zu nehmen, jondern auch durch eigene Verord⸗ 
nungen dabei alles dasjenige zu’ hindern, was dem öfs 
fentlihen Wohle nachtheilig feyn Eönnte. | 
$. 79. Zu außerordentlihen kirchlichen Feierlichkeiten, 
befonders wenn diefelben an Werktagen gehalten werden 
follen, muß allezeit die fpecielle töniglihe Bewilligung 
erholt werden. 


Vierter Abfchnitt. 


Don dem Berhältniffe verfhiedener Reli— 
gionsgefellfhaften-gegen einander, 


Erftes Kapitel. 


Allgemeine Staatspflidten der Kirchen 
gegen einander, 

$. 80. Die im Staate beftehenden Religionsgefells . 
ſchaften find ſich wechfelfeitig gleihe Achtung ſchuldig; 
gegen deren Verſagung kann der obrigkeitliche Schuß 
aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; 
dagegen iſt aber auch keiner eine Selbſthuͤlfe erlaubt. 

$: 81. Jede Kirche kann für ihre Religionshandlun⸗ 
gen von den Gliedern aller Übrigen Religionspartheicen 
volltommene Sicherheit gegen Störungen aller Are ver: 
langen, | 

$. 82. Keine Kirchengefellfchaft kann verbindlich ger 
maht werden, an dem Außern Gottesdienfte der andern 
Antheil zu nehmen. Kein Religionstheil if demnach) 
Schuldig, die befondern Feiertage des andern zu feiern, 
fondern es fol ihm frei ftehen, an folhen Tagen fein 
Gewerbe und feine Kandthierung auszuüben, jedoch ohne 
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Störung des Gottesdienfted des andern Theiles, und 
ohne, daß die Achtung dabei verlegt werde, welde nach 


8. 80. jede Religionsgefellfichaft der andern bei Ausuͤbung 


ihrer religiöfen Handlungen und Gebrauche ſchuldig ijt. 
883. Der weltlihen Staatspolizey koͤmmt es zu, 
in fo weit, als die Erhaltung der Öffentlihen Ruhe und 
Ordnung zwilchen verfchiedenen Religionspartheien es er/ 
fordert, Vorſchriften für Außere Handlungen, die nur 
zufälligen Bezug zum kirchlichen Zwede haben, zu geben. 
$. 84. Reiigionsverwardte einer Öffentlih aufgenomz 
menen Kirche, welche feine eigene Gemeinde bilden, köns 
‚nen fih zu einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens 
innerhalb der Grenzen des Weiche halten, - 
| $. 85. Auch ift ihnen freigeftellt, von dem Pfarrer 
sder Prediger einer andern Konfeffion an ihrem Wohrs 
orte jene Dienfte und Amts; Functionen nachzufuchen, 
welche fie mit ihren eigenen Religiohsgrundfägen vereins 
barlich glauben, und jene nach ihren Religionsgrundfäzs 
zen leiften können, | 
$. 86. In dergleichen Fällen follen dem Pfarrer 
oder Seiftlihen der fremden Eonfelfion für die geleifteten 
Dienfte die feftgefegten Stolgebähren entrichtet werden. 


$. 87. Diefen auf folhe Art der. DOrtspfarrei ein 
verleibten fremden Religionsverwandten darf jedoch nichts 
aufgelegt werden, was ihrem Gewiffen oder der jedem 
Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen if. 

$. 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommez 
nen Kirchengefellfchaften fteht die Bildung einer eigenen 
Gemeinde aller Orten frei, wenn fie das erforderliche 
Vermögen zum Unterhalt der Kircyendiener, zu den Auss 
Haben für den Gortesdienft, dann zur Errichtung und 


Erhaltung der nörhigen Gebäude befigen, oder wenn fie 


die Mittel hiezu auf gefeglich geftattetem Wege aufzus 
bringen vermögen. Ä 

$. 89. Das Verhaͤltniß der Staatseinwohner, welche 
einer Religion’ angehören, deren Mitgliedern nur eine 
Hausandacht oder nur ein Privatgottesdienft geftatter iſt, 
. muß aus dem Inhalte der Eonceffionsurtunde beurtheile 


\ 


\ 
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werden. Sie duͤrfen von den Dienern der Kirchenge⸗ 
walt des Ortes, wo ſie wohnen, gegen den Sinn und 
Zweck der Conceſſion weder beſchraͤnkt noch beeinträchtis 
get werden. Da fie mit der Ortskirche in keiner Ver— 
bindung ſtehen, fo können von derfelben feine pfarrli⸗ 
hen Rechte gegen fie ausgeübt werden; dagegen haben 
» fie aber auch Feinen Antheil an den Rechten und bei 
Eigenthume der Kirche. 


Zweites Kapitel 
Vom Simultan: Gebrauche der Kirchen. ” 


$. 90. Wenn zwei Gemeinden verfchiedener Reli⸗ 
gionspartheien zu einer Kirche berechtigt ſind; ſo muͤſſen 
die Rechte einer jeden hauptfaͤchlich nach den vorhande— 
nen befondern Gefegen oder Verträgen beurtheilt werden, 


$. 91. Mangelt es an folhen Beftimmungen; To 
wird vermuthet, daß eine jede diefer Semcinuen mit der 
andern gleiche Rechte habe. 


8. 92. Die Entſcheidung der uͤber Ausuͤbung biefer 
Rechte entfichenden Streitigkeiten, wenn die Berheiligs 
ten fie duch gemeinfchaftlihes Einverftändnig nicht beiz 
- zulegen ‚vermögen, gehört an das Staatsminifterium des 
Sinnern, welches die Sache nah Verhältniß der Um— 
fände vor den. Staatsrath bringen wird. 


$. 93. Wird aber darüber geftritter, ob eine oder 
die andere Gemeinde zu / der Kirche wirklich berechtiget 
fey; fo gehört die Entſcheidung vor den orden tlichen 
Richter. 


$. 94. Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu 
der Kirche wirklich berechtiget find‘; fo wird angenoms 
men, daß diejenige, welche zu dem gegenwärtigen Mits 
gebraudye am fpäteften gelangt ift, denfelben als eine 
widerruflihe Gefaͤlligkeit erhalten habe. Ä 

. 8 95. Selbſt ein vieljähriger Mirgebrauh kann für 
fih allein die Erwerbung eines wirklichen re * 
Verjährung künftig nicht begründen. 
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26,56. Wenn jedoch außer dieſem Mitgebrauche auch 
die Unterhaltung der Kirche ‘won beiden Gemeinden ber 
ſtritten worden; fo begruͤndet dies die Vermuthung, daß 
auch der fpäter zum Mitgebrauch gefümmenen Gemeinde 
ein wirkliches Recht darauf zuftehe. | 
$. 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch 
nur bittweife hat, muß fie bei jedesmaliger Ausübung 
einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienitlihen Hand: 
hung die Erlaubniß der Vorftcher dazu nachfüchen. 
$..98. Den im Mitgebrauche. einer Kirche begriffes . 
hen Gemeinden ſteht es jederzeit frei, durch. freiwillige 
Ucbereinfunft denſelben aufzuheben, und das gemein? 
ſchaftliche Kirhenvermögen unter koͤniglicher Genchmi⸗ 
gung, welche durch das Staatsminiſterium des Innern 
eingeholt werden muß, abzutheilen, und für jede eine 
gefonderte gottesdienftlihe Anftale zu bilden. 
$. 99. Auch Fann eine ſolche Abtheilung von der 
Staatsgewalt. aus polizeilihen oder adminiftrativen Er: 
wägungen, oder auf Anfuchen der Berheiligten verfüge 
werden; ts ) er — .> 
$. 100. Wenn ein Religionstheil Eeinen eigenen 
ern befißt, gder nicht bei der Theilung des gemeins 
ſchaftlichen Kirchenvermoͤgens einen für fid) anleät; ſo 
ift der im Orte befindlihe als ein gemeinfchaftlicher Be: 
gräbnißplas für ſaͤmmtliche Einwohner des Orts zu be: 
achten, zu deſſen Anlage und Unterhaltung aber auch, 
ſaͤmmtliche Religionsverwandte verhaͤltnißmaͤßig beitiaz 
gen mäÄffen. , | Bo Ber 
$. 104. Kein Geiftliher kann gezwungen werden, 
das Begraͤbniß eines, fremden Religionsverwandten nad) 
den Feierlichkeiten feiner Kirche zu verrichten. f 
$. 102. Wird derjelbe darum erſucht, und er findet 
feinen Anftand, dem Begräbniffe beizumohnen; fo müf: 
fen ihm aud) die dafür hergebrachten Gebühren enerich: 
tet werden. .. 
$. 103. Der Glocken auf den Kirchhoͤfen Fann jede ‘ 
Öffentlich aufgenommene Kirchengemeinde Bei ihren Lei? 
erenfeieilig eiten, gegen Bezahlung der Gebühr, ſich bez 
enen. .. N st’, -_ Pa. ’ } Peer ‚+ u a — 


18. Bayern, 


Diefed allgemeine Staatsgrundgefeg beſtimmt, in 
Anfehung der Religiongnerhältniffe der verfchicdenen Kirz 
hengefelfchaften, ihre Rechte und Verbindlichkeiten gez 
gen den Staat, die unveräußerlichen Majeftätörechte des 
Regenten, und die jedem Unterthan zugeficherte Gewifz 
fensfreiheit und Religionsausübung. 

In Anfehung der übrigen inneen Kirchenangelegenz 
heiten find die weitern Bejtimmungen, in Beziehung auf 
die katholiſche Kirche, ir. dem mit dem päpftlichen Stuhle 
abgefchloffenen Koncordat vom 5. Sunius 1817, und in 
Beziehung auf die proteſtantiſche Kirche in dem hierüber 
unterm heutigen Tage erlaffenen eigenen Edirte enthalten. 


München den 26. May 1818. a 2 
| CL. 5.) | 
. Sur Beglaubigung: u 


Eid von Kobell, — 
Königl. Staatsrath und General: Sekretär. ., 


C) Edict über die Freiheit der Preffe und des 
| Buhbandels, —- - 


$. 4. Den offenen Buchhandlungen, und denjenigen, 
welche zu diefem Gewerbe obrigkeitlih berechtiget find, 
ift in Anfehung der bereits gedruckten Schriften freier 
Verkehr, fo wie den Verfaffern, Verlegern und berech—⸗ 
tigten Buchdruckern im Königreihe in Anfehung der 
Bücher und Schriften, welche fie in Drucd geben wol? 
Ien, vollfommene Preßfreiheit geftattet. Sie 
find hiernach nicht verbunden, ſolche Schriften einer Cenz 
fur oder obrigkeitlihen Genehmigung zu unterwerfen, 
wenn fie nicht allenfalls bei Eoftbaren Werken, zur Sir 
cherung ihrer bedeutenden Auslagen, felbft. darum nad 
ſuchen wollen. | j | f 

$. 2. Ausgenommen von. diefer Freiheit find ale po⸗ 
Keifche Zeitungen und periodifhen Schriften politischen 
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oder ſtatiſtiſchen Inhalts. Dieſelben unterliegen der das 
für angeordneten Kenfur. 


5. 3. Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge und 
fonftigen Arbeiten über Gegenjtände, die ihnen in ihrem 
Geſchaͤftskreiſe Übertragen jind; ferner. ftatiftifche Notiz 
zen, Verhandlungen, Urkunden und fonftige Nachrichten, 
au. deren Kenntniß fie nur durch ihre Dienftverhältniffe 
ommen £onnten, ohne befondere koͤnigliche Erlaubniß 
nie dem Drucke übergeben. Eben‘ fo bleibt ihnen. unters 
Sagt, Nachrichten politifchen oder flatiftifchen Inhalts 
über die Eöniglihen Staaten in ausländifchen Zeitichrifs 
ten einzuräden oder an dergleihen Auffägen Theil. zu 
nehmen, wenn fie nicht zuvor dem einfchlägigen Staats; 
minifterium vorgelegt waren. 

5. 4. Damit die Freiheit der Preſſe und des Buch⸗ 
handels ($. 1.) nicht mißbraucht werde, wird den Pos 
ligeiobrigkeiten jeden Orts über die allda befindlichen 
Buchhandlungen, Antiquarien, Leihbibliothekinhaber, Lefes 
inſtitute, Buchdrudereyen und lithographiſche Anſtalten 
eine allgemeine Aufſicht übertragen, fo wie die geſetzliche 
Beftrafung der durch Schriften begangenen Verbrechen 
und Vergehen den ordentlihen Gerichten vorbehalten 
bleibt. 

$. 5. Dem zufolge find ale Buchhandlungen, Anti⸗ 
quarien, Leihbibliorhekinhaber, die Vorſteher der Leſein⸗ 
ſtitute und lithographiſchen Anſtalten, die Kupferſtich⸗ 
Bilders und Kartenhaͤndler verpflichtet, unter einer 
Strafe von hundert Thalern, ihre Cataloge der Polis 
jeyobrigfeit zu übergeben. 


6. 6. Wenn die Poligey in den ihr Äbergebenen Car 
talegen Schriften, Gemälde oder andere finnlihe Dar— 
ftellungen wahrnimmt; oder wenn die Verbreitung von 
Schriften oder finnlihen Darftellungen bei ihr angezeigt 
wird, wodurch ein im Königreiche beftehendes Strafges 
feß uͤbertreten wurde, fey es als Verbrechen, Vergehen 
oder Polizeyübertresung; fo hat fie alsdann dem eins 
Shlagenden Uiterfuchungsgerichte davon die amtliche Anz 
zeige zu machen, und nad Unterfchied ſelbſt der er. 
fung wegen geeignet zu verfahren, 
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6. 7. Betreffen jene Geſetzuͤbertretungen den Mo— 
narchen, den Staat und deſſen Verfaſſung, oder die im 
Konigreiche beſtehenden Kirchen⸗ und religioͤſen Geſell⸗ 
ſchaften, oder ſind Schriften oder ſinnliche Darſtellun⸗ 
gen der oͤffentlichen Ruhe und Ordnung durch Aufmuns 
gertung zum Aufruhr oder der Sittlichkeit durch Reiz 
und Verführung zu Wolluft und Lafter gefährlih; fo 
fol die ** die Verbreitung einer ſolchen Schrift 
oder ſinnlichen Darſtellung hemmen, und ein Exemplar 
derfelben an die ihr vorgeſetzte Polizeybehoͤrde ohne Ver⸗ 
zug einſenden, welche laͤngſtens in acht Tagen in einer 
collegialen. Berathung die Charaktere der Geſetzwidrig⸗ 
keit oder Gefährlichkeit ſorgfaͤltig zu unterſuchen, und 
nach Befinden den Beſchlag aufzuheben oder fortzw 
fegen hat: % RAR 
98 Im legten Falle, wenn nämlich die obere 
Polizeybehorde den Beſchlag fortzufegen beſchließt fol 
fie die Schrift oder bildliche Darjtelung mit dem Colle⸗ 
gialbeſchluß an das Staatsminifterium des Innern auf 
der Stelle einfchiefens und dieſes erfennt ohne Aufentz 
alt über die Aufhebung oder Betätigung des Beſchlags. 
it der Beſtaͤtigung wird die Schrift oͤffentlich verbos 
ten, und nad) Umftänden confiscitt. J 
$. 9. Wer fih durd die Verfügung des Staatsmis 
nifteriums des Innern beſchwert findet, dem iſt dagegen 
die Berufung an den föniglichen Staatsrat geſtattet, 
elcher darüber, und zwar immer in einer lenars Ber; 
—* zu erkennen hat. 
$. 40. Privatperſonen, gegen welche in Schriften 
oder finnlichen Darſtellungen ein rechtswidriger Angriff 
gemacht worden, bleibt es überlaffen, den Verfaſſer, und 
wenn diefer nicht genannt oder falſch angegeben ift, den 
Verleger, und aushälfsweife den Druder oder jeden 
Berbreiter, wegen. der ihnen. geichehenen Unbill vor der 
zuftändigen Gerichtsbehdrde zu verfolgen. 
Diefe können über zu ihrer Sicherheit von der Pos 

figey verlangen, daß fie die Schrift, wegen welcher fie 
Elagen wollen, in Beſchlag nehme; jedoch find fie vers 
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Bunden, in acht Tagen die Befcheinigung beizubringen, 
daß die Klage wirklich beim Richter angebracht worden, 
widrigenfalls der Beſchlag nach Ablauf diefer Zeit wies 
der aufgehoben. werden fol. 

$. 4141. Staatsdiener, welche fih im Falle des $. 10. 
befinden, und im Dienfte außer dem Königreihe abwes 
fend find, follen durch die Polizey von dem Dafeyn eis 
ner folhen Schrift ꝛc. benachrichtiget werden; auch ift 
die proviforiihe Beſchlagnahme der Schrift bis zur einz 
langenden Erklaͤrung von Amtswegen zu verfuͤgen. 

$. 12. Fuͤr eine Schrift oder ſinnliche Darſtellung 
haftet jederzeit zunächft der DVerfaffer, und wenn diefer 
nicht bekannt ift, der Verleger, und fubfi diariſch der 
Drucker und jeder Verbreiter.’ 


München, den 36. Mai 1818. 
<(L 8) 
Zur Beglaubigung: » 


Egid von Kobell, 
Königl. Staatsraty und Generals Sefretär. 





/ 
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2) Wirtemberg. 
K Vergl. Th. 2, ©. 191 — 232.) 


In dem zweiten Theile wurde zuerft dad Organis 
fationsdecret vom 18. März 1806 mitgetheilt, 
welches der König Friedrich 1. von Wirtemberg, 
wenige Wochen nach angenommener Königswürbe, ers 
ließ. Darauf folgten die Verfügungen des Königs feit 
dem Sahre 1815, feinem Staate eine Berfaffung 
zu geben. Allein die Verhandlungen mit den Ständen 
führten, wie dort gefchichtlich gezeigt 'ward, bis zum 
Tode des Königs (30. Oct. 1816.) zu feinem Reſultate. 

Sein Sohn und Nachfolger, der König Wils 
helm 1., erließ fogleih nah feinem Regierungsan- 
tritte (S. Nov. 1816) eine Verordnung, die Or 
ganifation des geheimen Rathes betreffend. 
(Sie fteht: Th. 2, S. 227 ff.) Die Stände des Kös 
nigreicheö waren noch bei Sriedrihs 1. Tode verfamm» 
let. Sie erliegen an den neuen König ein Condolenz⸗ 
fohreiben, in welchem fie ihre Erwartung ausfprachen, 
„Daß er die Wiederherfiellung der alten Verfaffung 
vollenden und das Wohl Fünftiger Gefchlechter aufs 
Neue dauerhaft begründen werde. Der König hinges 
gen deutete in feiner Antwort an, daß er eine zeits 
gemäße Verfaflung beabfihtige. „Was unter veräns 
derten Verhältnifjen nur die Kraft der Regierung 
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Fähmen, und zugleich die Gründung und Ent: 
widelung der wahren bürgerlichen Freiheit 
hemmen wirde; das müffe der Kraft befferer Einficht, 
und der Macht der gegenwärtigen Bedürfniffe weis 
hen. Je ruhiger und unbefangener man in dieſem 
Sinne an dem gemeinfchaftlich begonnenen Werke forte 
arbeiten werde; deſto ficherer werde man fich auch dem 
urfprünglichen Geifte jener alten Verfaffung, wie 
ihn ber Zübinger Vertrag zeitgemäß ausgefprochen 
habe, wieder nähern. ' 


Weil aber der Partheigeift fortdauernd in ber flänz 
diſchen Verfammlung vorherrfhte, und fogar des Koͤ—⸗ 
nigs Bruder, der Prinz Paul, für die Herftellung 
der alten Verfaſſung fich erklärte, und gegen bie 
neue bei dem teutſchen Bundestage zu Frankfurt pro: 
teftirte; fo vertagte der König die fländifhe Verſamm⸗ 
lung (6. Dec. 1816) bis zum 15. San. 1817 mit der 
Erklärung, daß er feinem geheimen Rathe die Prü- 
fung des Entwurfes einer Verfaſſungsurkunde aufger 
tragen habe. 

Der neuen Verfafjung ging voraus; 


.a) Das s Gef über die Preßfreiheit vom 30. 
Jan. 1817. 


Bibeln 10. . Wir haben, um der freien Mittheis 
Jung der Gedanken und Einfichten durd) den Druck feine 
andere Schranten, als die duch das Verbot der Gefege 
bedingten, entgegen: zu ſetzen, und dadurch Unſern Uns 
terthanen einen Beweis Unſrer Gefinnungen und Unſers 
Vertrauens, daß dieje Freiheit nicht werde mißbraucht 
werden, zu geben, nad Anhörung Unſers Se Rathe 
beſchloſſen, und verordnen hierdurch: — 

14 
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$, 4. Alte bisher erlaffenen Gefege und Verordnun⸗ 
gen, welche die Druck- und Lefefreiheit, uͤberhaupt die 
Ausübung des Polizeyrehts über Bücher, Zeitichriften 
und Zeitungen betreffen, find durch gegenwärtige Ver? 
ordnung aufgehoben. 


$. 2. Es ift daher erlaubt, alles ohne Cenſur 
drucen zu laſſen und alles Gedrudte zu vers 
breiten, deffen Inhalt nicht durch gegenwärs 
tiges Geſetz oder fünftig im verfalfungsmäs - 
ßigen Wege errichtete is für ein Verbre— 
hen oder Vergehen erklärt wird. 
93 Das Verbot der Verbreitung vow 
Drudidhriften wird durch Ruͤckſichten auf Re 
kigion, Kirhe und Sittlichkeit, auf die Si— 
herheit der Staaten, auf die Ehre des Res 
genten, auswärtiger Regierungen und der 
Privaten bejtimmt. 

$. 4. Es darf zwar Jeder feine Anfichten und Uebers 

ugungen im Gebiete der Religion dur den Druck bes 

annt machen, jedoch nur in dem ernften Tone, der dem. 
Forſcher nach) Wahrheit geziemt, mit Beobachtung der, 
der Gottheit fchuldigen, Ehrfurcht, und mit forgfältiger 
Vermeidung alles deffen, woraus fih auf die Abfiche - 
ſchließen läßt, Subjekte und Gegenftände, die für hei— 
lig gehalten werden, den Lehrbegriff oder einzelne Glaus 
bensichren einer im Staate anerkannten Kirche, der Vers 
achtung oder Lächerlichkeit ausfegen zu wollen. Auch 
bleiben Überdies Kirchendiener wegen ihres Vortrages in 
Druckſchriften, in Hinſicht auf den beftehenden Lehrbegriff 
ihrer Kirche, den ihnen vorgefeßten kirchlichen Behörden 
verantwortlich. N 

$. 5. Zur Aufrechthaltung der Sittlichkeit wird jede 
Form des, gedruckten Vortrags Über moralifhe Gegen 
fände, welche eine böstiche Abſicht des Schriftſteüers 
verräch, andre zu Verbrechen nnd Laftern, welche als 
ſolche vom Staat und Kirche anerfanne werden, anzur 
veigen, für eine unerlaubte Handlung erklärt. Auch ift 
das Öffentliche Aufftellen von unzüchtigen Schriften und‘ 
Bildern verboten. Sa | 


« 
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$. 6. So wenig der Druck und die Bekanntmachung 
der in einem ruhigen Tone angeſtellten Betrachtungen 
sind Erdrterungen über Staatsverfaffungen überhaupt, 
und die Landesverfaffung insbelondre, fo wie der Wüns 
ſche für Verbefferungen und für. die Abhülfe der Bes 
ſchwerden jeder Art, verboten find; fo fehr gehört doch 
der Aufruf in Druefchriften zur Widerfeglichkeit gegen 
die Obrigkeit, zu Aufruhr und Empörung, überhaupt zu 
jeder gewaltfamen Aenderung der Berfaffung, unter bie 
ſchweren Verbrechen; eben fo | 
6. 7. Zeder Angriff auf die Ehre des Staatsober⸗ 
haupts, feiner Gemahlin und Familie, in Büchern, 
Schriften und Bildern. | 

$. 8. Die Ehre und der gute Name von Privaten 
darf weder mittelbar noch unmittelbar in Druckſchriften 
angetaftet werden. Unter dem bejondern Schuge der 
Regierung ſtehen diesfalls die Staatsdiener, fo wie. die 
Berfammlung der Landftände. Schon jede wahrheitswi⸗ 
drige Erzählung von Tharfahen, welche die Amtsfühs 
ir von beiden betreffen, ift ein ahndungswerches Vers 
gehen. 

$.9. Auch darf, bei ſcharfer Ahndung, die Ehre auss 
waͤrtiger Negenten und Regierungen in gedruckten Bläts 
tern, Schriften und Büchern nicht gekraͤnkt werden. 


$. 10. Kein Staatsdiener darf die Notizen, die er 
amtlich erhalten hat, und die er nicht, ermweislichermans ' 
Gen, aud aus nicht amtlichen Quellen fchöpfen kann, _ 
ohne Erlaubnig feines Vorgefesten durd den Drud bes 
kannt machen. Ä 

$. 41. Obgleich, unter vorausgefegter Beobachtung 
diefer Verordnung, auch Zeitungen. und politische Zeitz 
fchriften ohne Kenfur gedrudt werden können; fo behält 
fih die Landesregierung doc) bevor, in außerordentlichen. 
namentlich in Kriegsgeiten, eine Cenfur, jedod nur auf. 
die Dauer der auferordentlihen Umftände, und nur für 
Zeitungen und für diefe Art von Zeitfchriften anzuordnen. 


$. 12. Die von den Landftänden veranſtalteten oder 
in ihrem Namen und mit ihrer Genehmigung herauss 
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gegebenen Druckſchriften, es moͤgen landſtaͤndiſche Ver⸗ 
handlungen oder Deductionen von Rechten ſeyn, ſind 
keiner Cenſur, wohl aber obigen, die. Preßfreiheit be⸗ 
ſchrankenden Verordnungen unterworfen. 


65. 13. Die Uebertretungen der obigen Verordnungen 
von $. 3. bis 9. find als Verbrechen und Vergehen an? 
zufehen. Sie werden nah Maaßgabe fowohl der ger 
meinrechtlihen Verordnungen, als der. vaterländifchen 
Geſetze über Blasphemie, Profanation-des Heiligen, Hochz 
verrath, Landesverrath, Verbrechen der belcidigten Mar 
jeſtaͤt, Widerfeglichkeit gegen die Obrigkeit und Injurien, 
nach dem Verhaͤltniſſe der hoͤhern oder niedern Schaͤd⸗ 
lichkeit, des guößern oder geringern Grades von Vorfag 
oder Schuld, und dem hiernach ſich beftimmenden Ers 
meſſen des Richters beſtraft. 1 

$. 14. Staatsdiener, welche gegen das Verbot $. 10. 
Handeln, werden mit Verweiſen, Geldarreft, Feftungss 
firafen, die nah Beichaffenheit des Vergehens bis zur 
Dienftentfesung gefteigert werden können, beftraft. 


$. 15. Für jede Druckſchrift ift der Verfaſſer zuerſt 
verantwortlich. und firafbar, auch Andere find es nad 
dem Grade ihrer TIheilnehmung. - 

$. 16. Der Verfaſſer hat feine Verbindlichfeit, fich 
auf dem Titelblatte feiner Schrift zu nennen. Um je: 
doch diefen entdecken zu koͤnnen, iſt der -Verleger vers 
bunden, jeder Schrift, welche er verlegt, feinen Namen 
oder KHandelsfirma und Wohnort nebft dem 57— in 
welchem fie gedruckt worden, bei Strafe von 30 Reiche; 
thalern, vorzufegen. Iſt aber fein befondrer Verleger 
vorhanden, oder. iſt diefer .cin Ausländer; fo har der 
Buchdrucker bei gleicher Strafe gleiche Berbindlichkeit. 
Ueberdies ift die Poligeybehörde verpflichtet, eine ſolche 
Schrift, bei der diefe. Borfchrift nicht beobachtet worden, 
in Befchlag zu nehmen, und der für Regiminalgegens 
fände niedergefegten Behörde hiervon die. Anzeige zu 
machen. Bi. eig „ 
$. 417. Jeder Buchdrucer ift. verbunden, von jeder 
von ihm gedruckten Schrift der für, das Studienweſen 


» 
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niedergeſetzten Eentralftelfe ein, von diefer der öffentlis 
hen‘ Bibliothek nachher zuzuftellendes, FreisEremplar zu 
‚übergeben, auch beftändig ein fortlaufendes Verzeichniß 
der von ihm gedruckten Schriften zu halten, beides bei 
‚Vermeidung einer Strafe von 5 Reichsthalern. 


$. 18. Jeder Verleger, und, wenn die Schrift kei— 
nen von dem Druder zu benennenden inländifdyen Vers 
keger hat, der Drucker der Schrift, ift verbunden, auf 
jede Aufforderung der Yuftigbehörde den Verfaffer zu nens 
nen; daher fie fih, Bei Uebernahme des Verlags oder 
Druds, dies thun zu können in den Stand ſetzen müfs 
fen. Können oder wollen fie den Verfaffer nicht nenz 
nen; fo werden fie fo behandelt, als wären fie Urheber 
der Schrift. x | 
| $. 19. Außerdem werden die Buchdrucker für den 
Inhalt der Schriften, welche fie druden, nicht verants 
wortlich gemacht, es wäre denn, daß eine boshafte Kols 
lufion mit dem Verfaffer oder Verleger gegen fie erweis— 
lich gemacht würde. Sm Falle eines erwieſenen böfen 
Vorfages find die Druder als Miturheber, jedoch im 
mer geringer, als die Verfaffer felbft, zu beftrafen. 


$. 20. Die Verleger hingegen, welche die Pflicht 
haben, den Inhalt des, Werks, das fie verlegen, vor 
deffen Uebernahme zu prüfen oder prüfen zu laffen, find 
nicht nur wegen böfen Vorfages, fondern auch wegen 
Nachlaͤßigkeit, nah Worliegenheit der Umftände, doch 
aud im erften Fall immer geringer als die Verfaſſer, 
zu beftrafen. 

$, 21. Die Herausgeber fremder Auffäge, nament: 
ih die Redacteurs von Zeitfchriften, werden wegen Gez. 
eswidrigkeiten, welche ſolche Aufläge ‚enthalten, nad 

efhaffenheit als dolofe oder culpoſe Theilnchmer und 
Beförderer des Vergehens des Verfaffers verantwortlich. 


$. 22. Die Verfaffer, und unter obigen Vorausfez: 
zungen auch die Verleger und Drucker, find neben der 
Strafe, den durch den Druck Befchädigten zum Schar 
denerfage und zur Genugthuung, welche vor dem Eivils 
richter auszuführen iff, verbunden.  _ : Er 
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$. 23. Die Buchhändler find berechtigt, alle Drucks 
ſchriften, welche fie auf dem Wege des ordentlichen Buchs 
handels bezichen, zu verkaufen, ohne daß fie bei einem 
etwa gefeßmwidrigen Inhalte derfelben als fchuldhafte 
Theilnehiner an der Verbreitung angefehen, und deshalb 
zur Verantwortung gezogen werden können, fo lange ih— 
nen nicht | 4 
a) von der vorgefesten Behörde der Verkauf auss 
druͤcklich unterſagt worden, oder 
b) eine dolofe Verbreitung von Schriften gefekwidrir 
gen Inhalts gegen fie erwiefen ift. 


Sie find jedoch verbunden, diejenigen Schriften, auf des 
nen weder der Verfaffer nod der Verleger, noch ein 
inländifcher Buchdrucker genannt ift, wenn diefelben fich 
ganz oder zum Theil auf die inländifhen Staatsverhälts 
niffe beziehen, obgleich fie ihnen auf dem ordentlichen 
Wege des Buchhandels zugefommen -find, jo wie alle 
ihnen außer diefem Wege zutommenden Schriften, vor 
dem Debit der Regiminalbehödrde vorzulegen. 

$. 24. Ale Perfonen, welche, ohne dazu berechtigt 
zu feyn, fih mit dem Buͤcherhandel abgeben, haben nes 
ben der Polizeyftrafe für ihr unbefugtes Gewerbe, für 
den etiwa gejegmwidrigen Inhalt der bi ihnen verbreites 
ten Schriften zu haften. 
. 25. Landfrämer und Hauſierer dürfen bei Strafe 
von 5 NReichsthalern mit keinen Büchern und Schriften 
Handeln, wozu fie nicht die Erlaubnig von Ortsbeamten 
erhalten haben. ‚ 

$. 26. Der Abfag von Büchern und Schriften, des 
ren Inhalt von der Juſtizbehoͤrde als geſetzwidrig erklärt 
wird, fie mögen im Lande gedruct oder vom Auslande 
Hereingefommen feyn, ift zu unterdrücken, und der Vers 
kauf eines jeden Eremplars in das Sins und Ausland, 
iſt zum erftenmal mit 50 Neichsthalern, und im Wies 
derholungsfalle mie noch fchärferer Ahndung zu beſtra⸗ 
fen. Die den Buchhändlern vom Auslande zugefendes 
.ten, für gefeßwidrig erkannten Schriften find dahin, wos 
her fie eingejendet worden, zuruͤckzuſenden. Der inläns 
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diſche Verlag wird vernichtet. Haben nur einzelne Stel⸗ 
len ſich die Mißbilligung der Juſtizbehoͤrde zugezogen; 
fo kann durch Weglaſſung derſelben und Umdruck einzel⸗ 
ner Bogen geholfen werden. 
$. 27. Die Unterſuchung der in Druckſchriften began⸗ 
genen Vergehen und das Straferkenntniß kann, die oben 
$. 11. bemerkten außerordentlichen Fälle ausgenommen, 
nicht von der Polizey, ſondern allein von den Kriminal⸗ 
behörden erfolgen; hingegen hat jede Ober: Polizeybehörde 
die Pfliht, die Ausftellung und den Debit :ärgerlicher 
Bilder zu hindern; fo wie den Debit folder Schriften, 
die in gegenwärtigem Gefege verboten find, vorläufig 
zu unterfagen, auch disjelben nach Umjtänden in Bes 
Schlag zu nehmen, jedody hiervon der geeigneten Regimis 
halbehörde innerhalb 24 Stunden die Anzeige zu machen. 
6. 28. Das Ober; Cenfurkollegium und die Anftalt 
der Buͤcherfiscale ift aufgehoben. | 
$. 29. Die polizeiliche Centralauffiht über das ges 
fammte Buͤcherweſen fällt der für Regiminalſachen ber 
fichenden Behörde anheim, namentlic) on 
a) alle allgemeine, den Bücherhandel und den Büchers 
nachdruck betreffenden Gegenftände ; | 
b) die Aufficht Über die Beobachtung der, die Büchers 
eirkulation betreffenden Geſetze; 
cy) die Eonceffionsertheilung zu Errichtung von Buch⸗ 
* Handlungen, Buchdrudereien, Lefebibliotheten ꝛc.; 
d) Privilegien gegen den Buͤchernachdruck ꝛc. 
$. 30. Dennoch ift auch die für das Studienweſen 
niedergefetzte Centralbehörde, welche in dieſem Punct 
an die Stelle des koͤnigiichen Ober-Cenſurkollegiums tritt, 
eine Behörde, deren Gutachten fowohl von der Regimis 
nalbehörde, als von dem koͤniglichen Kriminaltribunal, 
in den dazu geeigneten Fällen eingeholt wird, 


Gegeben Stuttgart, den 30. Jan. 1817« 
Auf Befehl des Könige. 
Königlicher geheimer Rath, 


« 
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Dieſem Geſetze uͤber die Preßfreiheit, welches auch 


als erſte Beilage unter die vier Beilagen zur neuen 
Verfaſſung aufgenommen ward, folgte: 


b) Der. Entwurf der Verfaffung, vom Könige 
- . ber Ständeverfammlung mitgetheilt, vom 
3. März 1817. | | 


Erſtes Kapitel. 


Don dem Koͤnigreiche und deffen Beſtand⸗ 
theilch# Ä | 


54. Sämmtlihe Theile des Königreichs Wirtems 
berg, die urfpränglihen Erb: und die neuerworbenen 
Lande, find in der Maafe zu einem unzertrennbaren 
Ganzen vereinigt, daß alle Staatsangehörigen, ohne Rück 
ſicht auf die Verfchiedenheit ihrer früheren Verhältniffe | 
und auf ihre vormalige Verbindung mit andern Gebies 
ten, gleiche ſtaatsbuͤrgerliche Rechte und Pflihten has 
Ken, und Alle an den Wohlthaten. der Verfaſſung und 
der darauf gegründeten Staatsverwaltung gleihen Ans 


heil nehmen. 
$. 2. Kein Beftandtheil des Königreihs kann außer 


‚dem. Falle einer, durch Außere Verhältniffe herbeigeführz 


ten, unabwendbaren, aud) von den Landftänden aners 
Eannten Nochwendigkeit, von demfelben getrennt und 
auf irgend eine Weife veräußert werden. 

Sollte ein folher Nothfall wirklich eintreten; fo iſt 


wenigſtens dafür ‚zu .forgen, daß den Eingefeffenen der 


getrennten Landestheile eine hinlängliche Zeitfrift gejtatz 
tct wird, um fih anderwärts im Königreihe mit ihrem 
Eigenthume niederlaffen zu koͤnnen, ohne in Veräußer . 
eung ihrer Liegenfchaften übereilt, oder durch eine auf 
Bas mitzunehmende Bermögen gelegte Abgabe, oder fonft 
auf andere Weife beläftiget zu werden. 

$. 3. Würde. in der Folgezeit das Königreich einen 
neuen Landeszuwachs erhalten; To wird das neue Land 
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in die Gemeinſchaft der Verfaſſung und Verwaltung des 
Königreichs aufgenommen, und die neuen Staatsangehös 
rigen werden. den Altern in Anfehung aller ftaatsbärger; 
lihen Berhältniffe gleichgeftellt werden. 

Als eine zum Königreiche gehörige : Erwerbung foll 
diejenige .angefchen werden,.die der König nicht--bloß für 
feine Perfon, jondern durch Anwendung Wirtembergis 
ſcher Staatskräfte, oder ausdrüdlid, als Zuwachs zu dem 
mel Staate erwirht.. 


Zweites. Kapitel, EI, 


Bon dem Könige; den föniglihen Segierung® 
Rechten, der Thronfolge und der Regent 
ſchaft. | 

8. 4. Der König ift das Haupt des Staats, vereis 
nigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie 
unter den, durch die Verfaffung feftgefekten, Beſtimmun⸗ | 
sen aus, 

$. 5. Er vertritt in diefer Hinficht nicht nur den 

Staat in allen feinen auswärtigen Verhältniffen, fons 

dern es ſteht auch die gelammte innere Staatsvermwal: 

tung unter feiner verfaflfungsmäßigen Aufjiht, Leitung 
und Einmwirfung. Er fanctionirt, verkündet und volls 
zieht die Geſetze; er ertheilt Privilegien und Dispenfas 
tionen. Unter feinem Namen und feiner Oberaufficht 
wird die Gerechtigkeitspflege verwaltet; alle Verrichtun— 
gen der vollziehenden Gewalt find von feiner Autorität 
abhängig; die bewaffnete Macht, ſowohl im Kriege als 

im Frieden, ftcht ausschließlich unter feinem Befehl. 

-Er allein hat das Recht, Standeserhöhungen vorzunchz 

men, Orden zu errichten, Ehrentitel und andere Gnar 

denbezeugungen zu ertheilen. 

$. 6. Die Perfon bed Königs iſt heilig und unvers 
letzlich. 

$.7. Der König darf jeder chriſtlichen Kirche ange⸗ 
hoͤren. 

. 6. 8. Der Sitz der Regierung Kann in keinem Falle 

außerhalb des Königreichs verlegt werden, 
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$. 9. Das Recht der Thronfolge gebührt, fo lange 
Mannsftamm in dem Föniglihen Kaufe vorhanden iſt, 
diejem allein mit Ausfchließung des weiblihen Geſchlechts; 
die Ordnung der Thronfolge aber zwifchen den Gliedern 
des Mannsſtamms wird durd das Erſtgeburtsrecht und 
die darauf gegrändete Lineals Erbfolge beftimmt. 


6. 10. Benn der Mannsftamm des königlihen Haus 
ſes erköfcht, geht die Thronfolge auf die weiblihe Nachs 
fommenfchaft, nady eben der Erbfolgeordnung, die für 
jenen feitgefeßt ift, ‚über, fo daß die, zur Zeit ded Tos 
des des legtregierenden Königs aus dem Wirtembergifchen 


WMannsſtamme, lebenden Wirtembergifhen Prinzeffinnen 


oder Abkoͤmmlinge von: ſolchen, ohne Unterfchied des Ges 
ſchlechts, gleich als wären fie Prinzen des Wirtembergis 
fhen Haufes, nad dem Erſtgeburtsrecht und der Lincalz 
Erbfolgeordnung, ohne Ruͤckſicht auf die Nähe des Gras 
des mit dem zulcht regierenden Könige, zur Thronfolge 
Berufen werden. | | 


Sobald jedoh in dem fodann regierenden Eöniglichen 
Haufe wieder Descendenten des erften Grades von beis 
derlei Sefchleht geboren werden, tritt der Vorzug des 
männlichen Geſchlechtes vor dem weiblichen wieder ein. 


$. 141. Weder die zur Zeit des Abfterbens eines res 
gierenden Königs verfallenen Einkünfte der Krone, noch 
die zu den Krondomainen gehörigen Vorräthe aller Art, 
tönnen als Privatverlaffenfchaft in Anfpruh genommen 
werden. Hingegen it dasjenige, was von den Einkuͤnf⸗ 
ten des Familien; Fideicommiffes im engern Sinne (Hof: 
und Domainenfammer) und der für den König ausge: 
festen Eivillifte, Bid auf den Tag des Ablebens verfal: 
len ift, fo wie Alled, was derfelbe anderwärts, unab— 
hängig von den Verhältniffen eines Staatsoberhaupts 
und von der Ihm zuftehenden. Verwaltung der Krondos 
mainen, erworben hat, als Privateigenthum - deffelben 
anzuſehen. 

$. 12. Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt 
dann abgelegt, wenn er in einer den Ständen des Ks 
nigreichs zuzuſtellenden feierlihen Urkunde die unvers 
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bruͤchliche Feithaltung der Landesverfaffung bei feinem 
koͤniglichen Worte zugefichert ‚hat. 


$. 13. Sollte der Fall ſich ereignen, daß die Erb⸗ 
“folge an einem Familiengkiede fände, deffen Seiftes: oder 
koͤrperliche Beſchaffenheit nach gemeinrechtlichen 
Grundfaͤtzen die Anordnung *iner Vormundſchaft noth⸗ 
wendig, mithin auch daſſelbe zur Selbſtregierung unfähig 
macht; fo iſt noch unter der Regierung des Königs, auf 
welchen es folgen würde, diefe Geijtess oder körperliche, 
Beſchaffenheit auf eine vechtlihe Weife außer Zweifel 
zu ſetzen, fofort aber in einer, vom Könige zu berufens 
den und unter deſſen Vorfige abzuhaltenden, Verſamm— 
lung fämmtlicher im Königreiche anmwefenden, voljähris 
gen und nicht mehr unter väterliher Gewalt ftchenden 
Prinzen des königlichen Haufes und des Geheimenrarhd,“ 
der Krankheitszuftand noch einmal zu bewahrheiten, fos 
fort, wenn dieſelbe unheilbar befunden wird, durch ein 
foͤrmliches Staatsgefes die Ausfchliefung diefes Fami— 
liengliedes von der Thronfolge fefizufegen. 


Wird die Geiftess oder Koͤrperkrankheit niche für. 
unheilbar, aber doch von der Beichaffenheit erfunden, 
daf fie, fo lange fie nicht gehoben ift, das Familienglied 
zue Selbjtregierung unfähig macht; jo tritt dann, wann 
die Erbfolge dafjelbe dazu beruft,.eine Regentfchaft ein. 


Eben fo tritt eine Regentſchaft ein, wenn der Thron⸗ 
erbe, auch bei einer unheilbaren Krankheitsbefchaffenheit, 
unter der Regierung des vorhergehenden Könige nicht 
auf vorftehende Weife durh ein Staatsgeſetz von der 
Thronfolge ausgefchloffen ſeyn, oder auch, wenn ein Koͤ⸗ 
nig während feiner Regierung in eine folhe Geiftess. 

oder Eörperliche Krankheit, die ihn zur Selbftregierung 
“unfähig macht, verfallen follte. | i 

In einem folhen Falle foll der Geheimerath bie 
oben beftimmten. Mitglieder des Löniglihen Haufes, je: 
doch mit Ausjchluß des zunaͤchſt zur Thronfolge berufe⸗ 
nen Agnaten, zu einem Zufammentritte einladen, die 
vollftändig zu bewahrheitende Thatſache vortragen, den 
duch abſolute Stimmenmehrheit fi ergebenden Beſchluf 
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der Familienglieder aufnehmen, und denſelben, wenn er 
auf die Ausſchließung von der Thronfolge gerichtet iſt, 
an die allgemeine Landesverſammlung bringen, durch der 
ven Zuffimmung derfelbe erft zu einem Staatsgejege er— 
hoben werden kann. 

Der König, oder wenn es den König. ſelbſt betrifft, 
der an Jahren Altefte Prinz des koͤniglichen Haufes hat 
dabei den Vorfig, und neben einer mitzuzählenden, im 
Falle der Stimmengleichheit, eine entfcheidende Stimme. 
Die Stimmordnung ift durch das natürliche. Alter ger 
geben. 


$. 14. Während der Minderjährigfeit des Königs, 
und in den im vorhergehenden $. 13. beſtimmten Fäls 
len führe die Reichsverwefung der nach der Erbfolgeord; 
nung nächfte Agnat, nebſt einem aus den fämmtlichen 
im Königreihe anmwefenden, volljährigen und nicht mehr 
unter väterliher Gewalt ſtehenden Prinzen des Föniglis 
hen Haufes, und den ſaͤmmtlichen Mitgliedern des för 
niglihen Geheimenraths, welcher übrigens als oberfte 
Staatsbehörde feine verfaffungsmäßige Wirkſamkeit uns 
verrückt. fortzufegen hat, beftehenden Vormundſchafts⸗ 
rathe. 

Sollte kein zur Uebernahme der Reichsverweſung 
tuͤchtiger Agnat vorhanden ſeyn; ſo wird dieſe von der 
Mutter, oder, wenn dieſe nicht mehr leben ſollte, von 
der Großmutter des Koͤnigs von vaͤterlicher Seite, und 
wenn auch dieſe mit Tode abgegangen, vom Geheimen⸗ 
sathe geführt. 

Hebt fih in der Folge dag Hinderniß; ſo tritt die 
ordentliche agnatiiche Vormundſchaft ein. 


$. 15. Der Reichsverweſer hat eben fo, mie der 
König, den Ständen die Beobachtung der Landesverfafs 
fung feierlich zuzufihern, und ‚auf diefelbe dicjenigen 
Mitglieder des Löniglihen Haufes,: welche durch das Ges: 
feg zum Vormundfchaftsrathe berufen find, feierlic) : zu, 
verpflichten. 

$. 16. Alle von der Entfchliefung des Staatsober⸗ 
haupts abhaͤngenden Staats⸗Verwaltungsgegenſtaͤnde und 
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Gnadenſachen werden in dem Vormundfchaftsrathe unter 
dem Vorfige des Reichsverweſers, welcher nicht nur eine 
mitzuzählende , fondern auch im Falle der Stimmengleich⸗ 
heit den Vorzug einer enefcheidenden Stimme hat, vers 
bandelt und erledigt. 

$ 17. In Ermanglung einer vom Könige getroffes 
sen, dem Geheimenrathe zur Kenntniß gebrachten und 
von diefem ins Haus: Archiv niedergelegten, Anordnung 
hat die Mutter, oder wenn diefe nicht mehr lebt, vie 
Großmutter von vÄterliher Seite, unter Ruͤckſprache 
mit dem Neichsverwefer und dem Vormundſchaftsrathe, 
die Erzieher, Auffeher und Lehrer des minderjährigen 
Königs zu ernennen, und den Erzichungsplan zu bejtims | 
men. Sm Falle einer Verfchiedenheit der Anfichten, hat 
der Reichsverwefer und der Vormundfchaftsrach die Ent: 
Iheidvung, auch wenn die Mutter und die väterliche 
ee nicht mehr leben, allein die Beflimmung zu 
geben. — 

Sollte der minderjaͤhrige König fein Sohn des ver— 
forbenen Königs, fondern eines Agnaten feyn, und der 
Bater deffelben eine Anordnung wegen der Erziehung 
getroffen haben; fo wird die vÄterlihe Anordnung, nad) 
dem Eintrirte des Sohnes in die Thronfolge, der Prür 
fung und Beftimmung der Regentjchaft unterworfen. 

$. 18. Die Reichsverwefung Hört auf, fobald der 
minderjährige König mit Zurücklegung des 18ten Jahre 
feines Alters die Volljährigkeit erreicht hat. 

$. 19. Die Verhältniffe der Mitglieder des koͤnigli— 
Gen Haufes zum Könige, als Dberhaupte der Familie, 
and unter fih, werden in einem eigenen Hausgeſetze 
beſtimmt. 


Drittes Kapitel. | 
Von den Staatsdienern. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 20. Alle Staatsdiener, durch welche die koͤnigliche 
Staatsgewalt ausgeübt wird, werden in der Regel durch 
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den König auf Vorfchläge der dazu gecigneten. Central: 
Behörden ernanne. ; 

$. 21. Diefe' find verpflichtet, bei ihren Vorfchlägen 
alle Bewerber aufzuzählen und vor allem Andern auf 
den Grad ber moralifchen und. intellectuellen Tüchtigkeit 
zu dem Amte, dann aber auch auf den Vorzug des Als 
ters und auf fchon erworbene Verdienſte Ruͤckſicht zu 
nehmen. 

$. 22. Niemand kann ein folhes Amt erhalten, der 
nicht früher von der geeigneten Behörde für tüchtig ers 
klaͤrt worden iſt. | 

$. 23. Landeseingeborne find, wenn fie die erforderz 
liche Tüchtigkeit haben, vorzugsweife vor den Fremden 
zu berüdlichtigen. | | B 

$. 24. Sin den Dienfteid, welchen fämmtliche Staatss 
diener dem Könige abzulegen haben, ift ausdrücklich auch 
die Verpflichtung aufzunehmen, die Berfaffung fammt den 
auf diefelbe fih gründenden oder dadurch beftätigten Lans 
desfreiheiten gemwiffenhaft zu wahren. 


$. 25. Ein Staatsdiener kann ohne feine Zuftime 
mung, nur wegen Unbrauchbarkeit und Unfähigkeit zur 
Verſehung feines Amts, oder wegen Vergehen, nach 
vorhergegangener Unterfuhung, auf eine geringere Stelle 
zurücgejegt, oder mit Verluft feines Dienftgchalts aus 
dem Eöniglichen Dienfte entfernt werden. 


Dienftentfegungen — Caffationen — werden aus? 
fchließlih von der Krimmal -Juſtizſtelle erkannt. 


Bloße Entlaffung und Zuruͤckſetzung auf eine gerinz 
gere Stelle kann, wenn fie wegen leichterer gemeiner 
Vergehen oder wegen Dienfiverfehlungen gefchieht, auch: 
auf den Collegials Antrag der Regierungsbehörde, oder, 
falls der Diener zum Sufligs Departement gehört, des 
betreffenden oberen Suftizs Collegii als Strafe erkannt 
werden. Gefchieht fie aber blos wegen Unfähigkeit und 
Unbrauhbarkeit; fo kann fie auf den Collegial: Antrag 
der. Stelle, weldhe dem Diener vorgefeßt iſt, oder zu 
weicher er gehört, Statt finden. | 
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Die Collegialanträge auf Entlaffung oder Zuruͤckſetzung 
eines Staatsdieners ſind dem Koͤniglichen Geheimenrathe 
vorzulegen. 


$. 26. Die naͤmlichen Beſtimmungen treten bei Sus— 
penfionen ein, welche mit Verluft des Amtsgehalts vers 
bunden find. 

$. 27. Die Fälle, welde die Zuruͤckſetzung eines 
Staatsdieners oder deffen Entfernung vom Amte, oder — 
eine das Eoertitionsrecht der Berwaltungsbehörden übers 
Reigende Strafe nach ſich ziehen, werden durch ein Ger 
feg genau. beftimme werden, wobei im Allgemeinen der 
Grundfag beruͤckſichtigt werden wird, daß Staatsdiener, 
welche durch vorjägliche Uebertretung der ihnen ertheils 
sen Amtsvorſchriften oder auch durch grobe Nachlaſſigkeit 
oder Unwiſſenheit, das gemeine Weſen oder die ihrer 
amtlichen Fuͤrſorge anvertrauten Privatperſonen in bes 
deutenden Schaden verſetzt, oder ſonſt durch abjichtliche 
Verlegung wefentlicher Amtspflihten fih des zu Verwals 
tung ihves Amis erforderlihen Vertrauens und Anſehens 
beraubt, oder auch nach erhaltenen Warnungen durch 
fortgeſetzte, wenn gleich an ſich geringere, Amtsfehler 
eine ſchwerere Verſchuldung auf fich geladen haben, der 
auf ihre Dienftanftellung ſich grändenden Rechte hierdurch 
berluftig werden. 

$. 28. Berfegungen der Staatsdiener follen nicht ohne -' 
vorheriges Gutachten derjenigen Behörden, auf deren 
Vorichläge die Ernennung erfolge iſt, und überhaupt nicht 
ohne erheblihe Gründe vorgenommen werden, 


Staatsdiener, welche nicht auf (hr Anfuchen und nicht - 
wegen Vergehen oder Unfähigkeit verſetzt werden, erhals 
ten für die Umzugskoſten eine Enefhädigung. 


$. 29. Wer aus eigener Enefchließung ein Staats amt 
aufgibt, kann ohne Einwilligung des Königs nicht vor 
Ablauf eines Vierteljahrs nach gefchehener Dienſtaufkuͤn⸗ 
digung ſeine Stelle verlaſſen. 
$. 30. Kein Staatsdiener, er mag fein Amt freiwils 
lig niedergelegt haben, oder davon entlaffen worden jeyn, 
darf ſich aus dem Königreiche früher entfernen, als bie 
Dritter Band, | . 42 
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er wegen feiner Amtsverwaltung Nechenfchaft abgelegt, 
oder wenn feine. perfönlihe Gegenwart nicht mehr noth— 
wendig wäre, bis er wegen der innerhalb eines Jahrs 
nad) feiner Refignation oder Entlafung etwa gegen ihn 
vorkommenden Anſpruͤche hinlängliche Sicherheit geleiſtet 
hat. Nach Bejtellung diefer Sicherheit kann ohne cin 
Erkenntniß der betreffenden ujtizftelle weder die. Aus; 
mwanderung gehemmt, noch auch im Widerfpruchsfalle 
eine Fängere Dauer der Sicherheitslviftung als auf ein 
Jahr, von dem ÖStaatsdiener gefordert werden. >” 


$. 31. Für die Staatsdiener, welche durch Krankheit 
oder Alter zu Führung ihres Amts unfähig geworden 
find, ſo wie für die Hinterbliebenen der Staatsdiener 
foll geforgt werden. 

$. 32. Die Staatsdiener und die Behoͤrden find für 
die von ihnen ertheilten Befehle verantwortlih, und har 
ben bei eigener Verantwortlichkeit nur die ihnen von den 
geeigneten Stellen in der orönungsmäßigen Form zutoms 
menden Anweilungen zu beobachten. | 


Sind fie in Zweifel, ob die Stelle, welhe ihnen 
einen Aüftrag ertheilte, dazu competent fey; To haben 
fie darüber bei ihrer vorgejeßten Behörde anzufragen, 
fo wie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Inhalt eis 
ner höheren Verfügung erhebliche Anstande finden, ſolche 
unter Beobachtung der geziemenden Formen und Vermeis 
dung jeder nachtheiligen Verzögerung, der verfügenden 
Stelle vorzutragen. ; 


B. Don dem Geheimenrathe. 


6. 33. Der Königlihe Geheimerath ift die zunaͤchſt 
unter dem Könige ſtehende oberſte Staatsbehörde, wels 
cher alle übrigen Staatsverwaltungsftellen untergeordnet 
find. Er beficht wenigſtens aus 7 und höchftens aus 14 
Mitgliedern. ; | 

$. 34. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder 
des Geheimenraths nah eigener freier Entichliefung. 
Er wird bei der Ernennung vorzuͤglichen Bedacht auf 
Eingeborne nehmen, und jeden auf die Geburt oder das 
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chriſtliche Glaubensbekenntniß fih gründenden Unter 

ſchied ausfchließen. 

Wird ein Mitglied des Geheimenraths entlaffen, ohne 
daß Dienftentjegung gegen daffelbe anerkannt worden waͤre; 
fo behält ein Miniſter 4000 fl. als Penjion, und ein 
anderes Mitglied des Geheimenraths die Hälfte: feiner 
Befoldung, infoferne dem einen oder dem andern nicht 
durch Vertrag eine andere Summe zugefichert worden ift, 

$. 35. Der Geheimerarh ift vorzugsweile dazu vers . 
pflichtet, für die Aufrechthaltung der Landesverfaffung 
und für die Hebung aller duch die Verlegung derfelben 
entfichenden Mißverhältniffe Sorge zu tragen, indem er 
die deshalb einfommendeu Vorjichungen mir feinen vers 
faffungsmäßigen Anträgen unterftügt, und nöthigenfalls 
auch von Amtswegen einfchreitet. Er ift demnad für 
ale, von ihm ausgehenden, Verfügungen allein verants 
wortlich. | 
$. 36. In Hinſicht auf die Berhältniffe zwifchen dem 
Königlichen Geheimenrathe und den einzelnen Departes 
Mentsminiftern, welde darin Sitz und Stimme haben, 
wird hiermit fefigejegt, daß in dem Geheimenrathe noth⸗ 
Mendig vorzuttagen und zu verhandeln find: 

4) alle allgemeinen Staats, Landes und Kirchenans 

gelegenheiten; dahin iſt namentlich zu vechnen: 

a) alles was auf die Staats; und Landesverfaffung 
und die Drganilation der Staatsbehoͤrden und 
Randestheile, oder , 

b) auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und 
die Normen derfelben ſich bezieht, ferner 

c) alle Segenftände der Geſetzgebung und allgemeiner 
Verordnungen, fo wie die Anftände über die Ause 

| Iegung der Gejege und Verordnungen; endlich 

d) was überhaupt ein allgemeines Staatsintereffe hat; 

Y) alles was auf. die Verhaͤltniſſe mir den Landftänden 
Bezug bat; 

3) alle Vorfchläge zu Befegung der Höheren Staats: 
und Kirchenämter mit Einfluß der Obers und 
Kameralbeamtungen und der Defanate ; 

sa | ;' 42* 
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4) alle Angelegenheiten, welche in die Gefchäftskreife 
verfchiedener Minifterialdepartements einfchlagen,, 
injoferne die Departementächefs fich. darüber nicht 
vereinigen fünnen ; | 

5) Tompetenzftreitigkeiten verfchiedener Departements, 
insbefondere auch zwiſchen den Verwaltungs und 
gerichtlichen Stellen; | 

6) Verhaͤltniſſe der Kirche zum State, infofern nene 

Beſtimmungen nothwendig find, oder ‚einzelner 


Kirchen zu einander, wenn die Königlihen Cen- 


tralftelfen diefer Confeſſionen ſich nicht vereinigen ; 

9) Recurſe an den Geheimenrath von Verfügungen 
einzelner Minifterien oder Departementschefs, duch 

die ein dritter befchwert zu feyn glaubt; 

8) Vorſtellungen, welche von Centralſtellen bei den 
ihnen vorgefegten Miniftern gegen einzelne Mint: 
fterialverfügungen eingereicht werden, deren Erdrs 
terung der Minifter, wenn er nicht felöft zu Bez 
rückfichtigung derjelben ſich bewogen findet, auf die 
Eutjcheidung des Geheimenraths auszujeßen hat; 

9) Anftände, welche ſich bei Vollziehung der von dem 
Geheimenrathe an einzelne Minifterialdepartements 
erlaffenen Verordnungen und Verfügungen ergeben, 

| und endlich 

10) alles, was dem Geheimenrathe von dem Könige 
zur Berathung oder Ausführung befonders aufs 
getragen wird. 

6. 37. Kein Mitglied des Geheimenraths fann, aus 
Ger dem Falle, wenn der Gegenftand ihn perſoͤnlich ans 
geht, von den collesialifhen Berathichlagungen diefes 
Collegiums ausgefchloffen werden, 

$. 38. Die Gefchäfte werden in verfchiedenen Der 
Rn bearbeitet; diefe find: 

4) Minijterium der Juſtiz; 

9) Minifterium der auswärtigen Angelegeneiten; 

3) Minijterium des Innern ; 

4) Minifterium des Kriegswefens: 

5) Minijterium der Finanzen, und 

6) Minifterium des Kirchen; und Schulweſens. 
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5. 39. Jeder Departementsminiſter iſt für dasjenige, 
was er einzeln verfuͤgt, oder was ihm vermoͤge des ihm 
zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes zu thun oder zu verfuͤgen 
obliegt, perſonlich verantwortlich. 


C. Von den Centralſtellen. 


$. 40. Bei der Geſchaͤftsfuͤhrung der den Koͤniglichen 
Minifterien unmittelbar untergeordneten Eentralftellen werz 
den folgende Gegenſtaͤnde collegialiich behandelt; 

1) was fih auf die Geſetzgebung, auf Erlaffung, Ers 
läuterung oder Abänderung allgemeiner Anordnuns 
sen, Einrichtungen und Amtsinftruktionen, auf 
Seftfesung oder Abänderung allgemeiner Berwals 
tungegrundfäge bezieht; 

2) Anträge oder Verfügungen, welche die Anftellung, 
Verfeßung oder Entlafung Königliher oder Com⸗ 
mundiener berveffen; die. Beurtheilung der mit den 
Dienjtcandidaten vorgenommenen Prüfungen; die 
Anordnung, Leitung, und Prüfung der Unterfu; 
dungen gegen Beamte und andre Angeitellte; die 
Erledigung der Relationen: über Rechnungsrevifio; 
nen und ‚Rechnungsrefte; wobei jedoch in den beiz 
den. Iekten Beziehungen dem Departementschef, 
wie bisher, die Befugnip zufommt, in dringenden 
Fällen und wo eine gegründete Veranlaffung zu 
unmittelbarer Einfchreitung von feiner Seite vor; 
liegt, diejenigen Verfügungen, die ihm angemeffen 
erfcheinen könnten, unter Beachtung dev allgemeis 
nen Gefeße für fih zu treffen; 

3 Straffille, mo entmeder wegen der Größe der auf 
das Vergehen gefesten Strafe oder wegen der 
fchwierigen Anwendung des Geſetzes auf das uns 
terliegende Fartum die Entfcheidung auf das Er— 
fenntniß der Eentralitelle ausgefeßt, oder genen 
die Strafverfügung. einer Unterbehoͤrde der Recurs 
an die höhere Stelle genommen worden ift; 

Ma. Beurtheilung und Erledigung der Befchwerden Äber 
Verfügungen fowohl der Centralſtellen als der uns 
tergeordneten Behoͤrden; 
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5) Faͤlle, wo uͤber ſtreitige Rechtsverhaͤltniſſe oder über 

andere Einwendungen und Anſtaͤnde, welche einem 

Geſuche oder einer Verwaltungsmaßregel —— 
ſtehen, entſchieden werden muß; 


6) Verfuͤgungen, welche wegen ihrer Folgen in Ber 
icehung auf den Wohlſtand, die perfönliche Sreis 
* und die Eigenthumsrechte einzelner Staats⸗ 
angehoͤrigen, oder wegen ihres Einfluſſes auf das 
Wohl des Ganzen oder einzelner Gemeinden oder 
Koͤrperſchaften eine reiflichere Ueberlegung erfordern. 


N) Fälle, wo, ohne daß hieräber bereits Vorfchriften 
feftgefegt wären, ein zu den Öffentlichen Fonds 
gehoͤriger Gegenſtand veraͤußert oder weſentlich ver⸗ 
ändert, oder auf eine Öffentliche Caſſe eine neue 
Ausgabe, namentlich eine neue Bejoldung, eine 
Befoldungszulage "oder Penfion uͤbernommen, oder 
eine zu den’ Einfänften einer öffentlichen Eaffe ges 
; börige Forderung‘ ganz oder zum Theil nachgelafs 
fen „, oder auch uͤber einen bedeutenden Verwaltungs⸗ 
gegenftand Fin’ Wiethvertrag oder anderer Contract 
abgeſchloſſen wird; 

8) alte hoͤheren Verfügungen, welche zwar, wenn niche 
bejondere Anftände hierbei eintreten, von dem Vorz 
ftande des Colleglums zu vollziehen, zugleich aber 
auch jedesmal dem verfammelten rn zur 
Kenntniß zu bringen ſind. 


In Anſehung derjenigen Gegenſtaͤnde, — in den 
vorſtehenden Punkten nicht bezeichnet, noch vermoͤge der 
Analogie darunter zu rechnen ſind, noch uͤberhaupt ihrer 
Natur nach unter die der, SUR. Dans zu unters 
werfenden Geſchaͤfte sehören, leibt es dem Borftande 
des Collegiumg uͤberlaſſen, diefelbe für ſich zu behandeln. 


Bei den zum Auftizdepartement gehörigen Collegials 
fiellen werden, wie, bisher, alle Gehäfeägenenftäbe cols 
legialifch behandelt. 

6. 41. Der für Megierungeſachen⸗ angeordneten Cen⸗ 
tralſtelle iſt insbeſondre auch die außergerichtliche recht⸗ 
liche Beurtheilung alles desjenigen übertragen „» was bei 


Der Entwurfd. Verf. v. 2März1817. 183. 


der Staatsverwaltung in Hinſicht auf innere ſowohl, als 

aͤußere Verhaͤltniſſe zum Streit kommt, fo wie die Erz’ 

ledigung der zur höheren Erkenntniß fich eignenden Strafs 

ſachen, infoweit fie weder der Criminaljuſtizbehoͤrde zus 

getheilt find, noch zu dem Straftecht der höheren Eivils 

juftizftellen oder einzelner Centralverwaltungsftellen ges 
ren. 

$. 42. Die Grängen der Strafbefugnif der verfchier 
denen Centralbehörden Sowohl, als der ihnen untergeord⸗ 
neten Beamten und Stellen werden durd cin Gefek naͤ⸗ 
ber beftimmt werden. 

Immittelſt wird vorläufig feſtgeſetzt, daß die Erimis 
nalgerichte nicht nur über alle, die Strafgewalt der Obers, 
Beamten Äberfchreitenden gemeinen Vergehen und Ver⸗ 
brechen, mit Einſchluß der zur höheren Erkenntniß ſich 
eignenden Sinjurienftraffälle, ausſchließlich zu erkennen ha; 
ben, fondern auch die Beſtrafung amtlicher Vergehen: 
der Staats; und Commundiener, fo wie der Webertretung 
Königlidyer Adminiftrationsverordnungen, namentlich der 
Polizey⸗, Tax⸗, Zoll, Umgelds;, Aceifes, Forft:, Hands 
werfs: und anderer Yrdnungen, infoweit zu dem Ge⸗ 
ſchaͤftskreiſe derjelben gehört, als in dem gegebenen Falle 
auf Dienftentfegung, auf eine nicht bereits geſetzlich be: 
ftimmte Geldſtrafe, welde die Summe von 50 Thalern 
überfteigt, oder auf eine känger als 4 Wochen dauernde. 
— oder Feſtungsſtrafe erkannt, oder ein in das 

rbeitshaus geſprochener Correctionaͤr laͤnger als ein 
halbes Jahr unter den — — beibehalten wer⸗ 
den muͤfte. 

$. 43. Bei — eines der Regierungs: 
behörde untergeordneten. Beamten hat dieſelbe in allen 
Fallen die Unterfuhung bis zum Schluffe zu leiten, und 
wenn das Relultar fih zum Erfenneniffe der Juſtizbe— 
hörde eignet, die Akten der letztern zu übergeben, 


D. Ron dem Gefeßgebungscollegium. 
44. Theils zur Revifion der Gefeße, theils zu 
deren Ergänzung und forefchreitenden Ausbildung wird 
ein befonderes Geſetzgebungscollegium errichtet. ... 
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$. 45. Ohne bie vorgaͤngige Pruͤfung dieſer Behörde, 
welche jedesmal vorher die Acußerung der für den Gas 
genftand ſich eignenden befondern Stelle einzuholen hat, 
kann, fobald fie in Wirffamkeit getreten jeyn wird, wes 
der an den König, noch an die Stände ein Geſetzesvor—⸗ 
fchlag gebracht werden, 
$. 46. Den Chefs der einzelnen Departements, in 
deren Fach das neue Geſetz einſchlaͤgt, ſteht es frei, an 
ben Berathfchlagungen des Gejeßgebungscollegiums gleich, 
falls Antheil zu nehmen. 


Viertes Gapitel. 


Bon den Sffentlihen Rehtsverhältniffen dev 
Wirtembergifhen Staatsbürger. 


$. 47. Die Rechte eines. Wirtembergifhen Staates: 
bürgers werden theils durch die Geburt, wenn bei ches 
lidy Geborenen der Vater, oder bei unchelichen die Muts 
ter das Stanssbärgerrecht bat, theild durch beiondere, 
von dem Erkenntniffe der Regierungsbehörde abhängende, 
Aufnahme erworben. Leßtere jegt voraus, daß der Aufs 
zunehmende von einer beftimmten Gemeinde die vorläus 
fige Zufiherung der Aufnahme in das Bürgerrecht oder 
nn erhalten hat, oder einen Staatsdienft bes 

eidet. 

$. 48. Staatsdiener, welhe das Staatebärgerrecht 
weder vermöge ihrer Geburt, noch kraft befonderer Aufs 
nahme anzufprechen haben, find gleichwohl während ihrer 
Dienftzeit als wirkliche Staatsbürger zu behandeln, und 
ihre in diefem Zeitraum geborenen Kinder treten in die 
Rechte und Pflichten geborener Staatsbürger ein. 

Nach zehnjähriger Dienftleiftung können die Traatds 
diener verlangen, nebit ihren vorher im Auslande gebos 
renen Kindern ,„ für immer in das Staatsbürgerrecht aufs 
genommen zu werden, 

$. 49. Jeder Staatsbürger iſt zu verfafli'ngsmäßigem 
Gchorfam verpflichtet. | 

$. 50, Außer dem Falle einer Regierungsveränderung 
Hat jeder geborene Staatsbürger, welcher das 46te Jahr 
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feines Alters zuruͤckgelegt hat, und jeder Neuaufgenoms 
mene den Erbhuldigungseid nad Vorſchrift der Verfaſ⸗ 
ſung abzulegen. Auch iſt der Erbhuldigungseid jedem 
Dienfteide einzuverleiben. 

$. 51. Alle Staatsbürger Haben in Hinſicht auf ihre 
ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe gleiche Rechte, inſofern 
nicht die Verfaſſung ausdruͤcklich eine Ausnahme ‘ber 
gründet. 

$. 52. Kein Staatsbarget darf in feinet 
Slaͤubensfreiheit beſchraͤnkt werden. — 


$. 53, Durch die Verſchiedenheit der drei chriſtlichen 
Glaubensbekenntniſſe kann keine Verſchiedenheit der buͤr—⸗ 
gerlichen Rechte und Pflichten begruͤndet werden. 


$. 54. Die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe derjenigen, 
welche einer chriſtlichen Secte, oder einem nicht chriſtli⸗ 
hen Glaubensbekenntniſſe zugethan find, werden durch 
ein Geſetz beſtimmt werden. 

5. 55. Kein Staatsbürger kann wegen fer 
ner Gehurt von irgend einem Staatsamte 
ausgefhloflen werden. 


$. 56. Jeder hat die Freiheit, feinen Stand 
und fein Bewerbe nach eigener Neigung zu 
wählen, und fid dazu im In: oder Auslande 
auszubilden, 

6. 57. Insbefondere hat jeder das Recht, auswärtige 
Behranftaiten zu befuchen, bei auswärtigen Handwerks— 
meiftern, KHandelöleuten und Sabrifanten in die Lehre 
zu treien, als Handwerfögefell ins Ausland zu andern, 
und als Dienftbote auswärts zu. dienen, 


$. 58. Wer jedoch auf einen Staatsdicnft, weiger 
befondere wiſſenſchaftliche Ausbildung vorausſetzt, Ans 
fpruh machen will, har wenigftens Ein Jahr auf der 
Landesuniverſitaͤt zu ſtudiren. 

$. 59. Kein Staatsbürger kann in dem Su 
nuffe feiner perfönlihen Freiheit, und in der 
Benusung feines Eigenthbums anders, als 
Durch das Rue oder vermöge befonderer 9% 
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ſetzlich ſanktionirter Rechtsverhältniſſe Bes. 
ſchraͤnkt werden, — | 
— 8. 60. Ausfchließlihe Handels: und Gemwerbspriviles 
sien können nur zufolge eines für gewiffe Fälle gegebes 
nen Geſetzes, oder ‚mit befonderer, für den individuels 
len Fall erklärten Beiftimmung der Landftände ertheilt 
werden. | 
Hingegen wird dem Ermeffen, der Regierung Aberlafs 
ſen, dem Erfinder eines neuen Kunftwerts oder Maas 
renartitels, oder demjenigen, welcher auf die,erfte Eins 
führung eines neuen Gewerbszweigs bedeutende Koften 
verwendet, für die ausſchließliche Benuͤtzung der neuen 
‚Erfindung oder des neu eingeführten Gewerbs bis auf. 
die Dauer von 10 Yahren ein Privilegium zu bewilligen. 
‚961. Die Beftimmungen, unter weldhen die auf 
befondere Rechtstitel ſich sründenden perfönlichen Dienfte ' 
und.» Abgaben, ‚auch andere Neallaften Iosgefauft und 
verwandelt werden können, beruhen zwar im Allgemeis 
nen auf einer gütlichen Uebereinkunft, oder auf einer von 
dem Grundſatze der Entfchädigung ausgehenden’ richters 
lichen Beftimmung; wegen der Bauerlehen und Leibz 
eigenichaft wird jedoch zum voraus feftgefeßt : 
4) Dem Falllehenvertrage kann unter den jeßt beftes 
henden ſtaatsbuͤrgerlichen Verhältniffen die Folge 
nicht gegeben werden, daß der — den im 
Beſitze dieſer Guͤter befindlichen Familien ſolche 
entziehen, oder die Bedingungen und Abgaben laͤ— 
fliger, als die zuleßt beftandenen machen dürfe; 
vielmehr wird zum Beften der Landescultur jedem 
FSalllebenbefiser das Recht verliehen, gegen eine 
vollitändige Entfchädigung des Var für den 
aus feinen Rechten fließenden Ertrag, das Lehen 
in Eigenthum zu verwandeln. | 
- 9) Erblehengüter und andere gefchloffene nicht fallles 
henbare Bauernhöfe dürfen ſowohl durch Erbſchaft, 
als auf andere Art, nach vorheriger Anzeige bei 
dem gutsherrlichen Beamten, getrennt werden. 
3) Da mit der Gleichheit der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte: 
das Leibeigenfchaftsverhältniß nicht verträglich, iſt; 


* 
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fo wird’ daffelbe, wo ſolches noch befteht, mit feis 
nen Wirkungen in der Maße aufgehoben, daß die 
Berechtigten. für die damit verbunden geweſenen 
Nusungen eine, von den bisherigen Leibeigenen: zu 
leiftende: billige, Entfchädigung erhalten. * 

Auswandernde hingegen find von Bezahlung dee 
Manumiſſi onsgeldes frei. 


6. 62. Das Eigenthum des — kann zu allge⸗ 
meinen Staatszwecken nur gegen dolle Entſchaͤdigung und 
mit Einwilligung des Eigenthämers, im Widerſpruchs⸗ 
falle aber nicht anders, als wenn die für die Regimiz 
nalfahen verordnete Eentralftelle über die Nochwendis/ 
keit entſchieden hat, verwendet werden. 
Wenn uͤber die Summe der Euſchadigung Streit 
entſteht, und der Eigenthuͤmer bei der Eutſcheidung der 
Kegierungsbehörde fi ſich nicht beruhigen will; jo ift die 
Sache im ordenslihen Rechtswege gerichtlich zu erledigen, 
einfiweilen aber die von jener Stelle feftgejeste Summe 
ohne Verzug auszubezahlen. 

$. 63. Feder. waffenfähige ‚Staatsbürger 
iſt verpflichtet, nad den Beffimmungen der 
Verfaffung und der darauf ſich gründenden 
Gefeße, zur Bertheidigung des Warerlanper 
die Waffen zu tragen. 

Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Gefeg 
die nähere Beftimmung geben, 


$. 64. Gegen Niemand kann anders, ale in de 
Such die Verfaffung vorgefchriebenen Wegen eine Ber? 
haftung oder Strafe erkannt, oder font ein Verfahren 
in einer bärgerlichen oder peinlihen Rechtsfache einge⸗ 
leitet werden. 

6. 65, Jeder Staatsbürger und jede Ges 
meinheit hat das Recht, ſowohl bei der Höchz 
fen Staatsbehörde als bei der Staͤndever— 
ſammlung begründete Anträge zu Abfchaffung 
oder Abänderung beſtehender Geſetze und 
Verordnungen, fo wie zu Einführung neuer 
einzureichen. | 
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8. 66. Ferner hat jeder das Recht, das Verfa h⸗ 
ren einer Staatsbehörde, welches ihm gefehs 
and ordnungswidrig erfcheint, bei dee unmittelz 
bat: vorgefegten Behörde anzuzeigen, und wenn er 
ſelbſt dadurch gefährdet worden, Befhwerde dagegen 
zu erheben, dieſe auch nöchigenfalls ſtufenweiſe bis zur 


\ 


hoͤchſten Stelle zu verfolgen, | 
... 9 67. Finder im letztern Falle, die vorgefehte Bes 
hoͤrde das Verfahren der angeklagten gerechtfertigt; fo 
at fie die Pfliht, den Befchwerdeführer Aber die Gründe 
hres Urtheils zu belchren. | | 
9. 68. Glaubt der Befchwerdeführer ſich auch bei 
der Entfheidung ‚der oberſten Staatsbehörde nicht beru⸗ 
digen zu koͤnnen; fo — die Beſchwerde der Stäns 
devcrfammlung mit. der Bitte um Verwendung vortra— 
gen. Wenn dieſelbe ſich fodann überzeugt hat, daß jene 
Stufenfolge beobachtet worden, und die Beſchwerde eine 
Beruͤckſichtigung verdient; fo iſt Ihr auf ihre Bitte von. 
dem Königlihen Geheimenrathe die nöthige Auskunft 
über den Gegenftand zu ertheilen. 

85. 69. Das nämliche gilt von Beſchwerden Äber Vers 
zögerung der Entſcheidung. 2 

e.$. 70. Die Freiheit der Preffe und des Ver— 
kaufs ausländifher Bücher finden nach dem in der Beiz 
lage Ziffer 4. ‚beifolgendem Geſetze allgemein flatt. 


.$. 71. Jeder Staatsbärger hat das Recht, 
us dem Königreihe auszuwandern, fobald er 
E ihm vorgefegten Beamten von feinem Vorſatze die 
Anzeige gemacht,, feine Schulden und andere Dbliegens 
. heiten berichtigt, und hinreichende Verfiherung ausgeftelle 
hat, daß er innerhalb Kahresfrift gegen König und Da 
gerland nicht dienen, nnd eben fo lange in Hinficht auf 
die vor feinem Wegzuge erwachfenen Anfpräcde vor den 
Gerichten des Königreichs Necht geben wolle, | 
- $. 72. Der auswandernde Unterthan hat bei feinem 
Wegzuge keine Nachftener zu bezahlen. | 
$. 73. Dur den Wegzug verliere der Auswandernde 
fein Staatsbuͤrgerrecht für fih und feine mit ihm weg⸗ 


> 
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giehenden Kinder, welche ohne beſondere Wiederaufnahme 
in das Koͤnigreich nicht mehr zurückkehren koͤnnen. 

Das Vermögen derjenigen Kinder, welche nicht mit 
den Eltern auswandern, wird in jedem Falle im Lande 
zurüdbehalten. 

$. 74. Wenn jemand ohne Landesherrlihe Erlaubniß 
und ohne einen ihm zugeftandenen Vorbehalt ſeines 
Staatsbuͤrgerrechts, in auswärtige Dienfte tritt; jo wird 
derſelbe hierdurch feines Staatsbürgerrechts verluſtig. 

$. 75. Eben jo kann auch derjenige; der in einem 
fremden Staate feine "bleibende Wohnung nimmt, fein 
Staatsbuͤrgerrecht nicht anders, als mit Landesherrlicher 
Bewilligung und in der Worausjegung beibehalten, daß 
er den ihm. obliegenden ftaatsbärgerlichen Pflichten in 
jeder Hinſicht Genüge leiſtet. 

$. 76. Die befonderen Rechtsverhältniffe des 
Adels erhalten in dem der Beilage Ziffer 2. — 
den Adelsſtatute ihre Beſtimmung. 


Fuͤnftes Capitel. 
Bon den Gemeinden und Amtskörperſchaften. 


A. Bon den Rechten und Pflichten derfelben im 
Allgemeinen. 


$. 77. Das vr der Gemeinden und Amtsr 
koͤrperſchaften ift eben jo unverletzlich, als jedes andere 
Privateigenthum. | 

$. 78. Die Verwaltung deſſelben iſt den Ortsmagie 
firaten und Amtsverfammlungen unter der Oberauffict 
der Königlichen Behörden, nad) den Beftimmungen der 
Communordnung und anderer verfaffungsmäßigen Gefeße 
anvertraut. Diefe Behörden find auf Feine Weile be; 
fuge, mit Kintanfegung der Gemeinden oder Amtsvors 
fieher einfeitig darüber zu verfügen. - | | 

$. 79. Inſoweit die ordentlichen Einkünfte einer Ges 
meinde zu Beftreitung der ihr obliegenden Ausgaben 
nicht zureichen, ee die Gemeinbevorfieher in unter 
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Beobachtung der gefeglichen Lorfchriften das Erforder⸗ 
liche auf den Drtsfteuerfond umzulegen. 

$. 80. Auf gleihe Weife werden auch die Bebärfz 
niſſe der Amtskoͤrperſchaft durch die Amtsvorſteher auf. 
den Amtsſteuerfond umgelegt. 

$. 81. Weder die Amtskoͤrperſchaſten, noch einzelne 
Gemeinden follen mit Leijtungen und Ausgaben beſchwert 
werden, wozu fie nicht, vermöge der allgemeinen Ges 
fege, oder kraft der Lagerbuͤcher, oder anderer befonder 
zer Rechtstitel verbunden find. | 
. 82. Was nicht dr Aufwand auf Örtliche Bedürfz 
niſſe oder auf Bedürfniffe der Oberamtskoͤrperſchaft, ſon⸗ 
dern die allgemeinen Landesanftalten erfordern, kann nur, 
wie andere allgemeine Landesanlagen, auf das gefammte 
Land vertheilt werden, 


B. Son den Gemeinden, 


$. 83. Bei der Bildung der zu einem Oberamisdie 
ftritte gehörigen Gemeindebezirke iſt darauf zu jehen, 
daß, wo es irgend möglich, kein Grundftück in dem Obere 
amte fich befinde, welches nicht einem Gemeindebezirke 
zugetheilt wäre, Bye 

$. 84. Wo bei einer Gemeinde, die Municipalverfafz 
fung noch nicht beficht, iſt diefelbe einzuführen, und auf 
den ganzen Gemeindebezirk auszudchnen. Einzelne Höfe 
und Weiler fchließen fid) an größere Gemeinden an, oder 
vereinigen fich zu. einer befondern! - 

$. 85. Die Mitglieder einer Gemeinde find entweder. 
Bürger oder, Beifiger. | , 

Die an einem Orte angeftellten Staatsdiener, Amtes 
und Communoffizialen fammt ihren Familien, genießen 
während ihrer Anftellung die Rechte der Ortsbuͤrger. 

Ehen diefes finder in Anfehung der in Ruheſtand 
verfeßten Diener und ihrer Familien ftatt, fo lange fie 
— durch die Anſtellung erhaltenen Wohnort nicht ver⸗ 
udern. 
Die Rechtsverhaͤltniſſe dieſer verſchiedenen Arten von 
Gemeindemitgliedern, namentlich ihr Antheil an ben buͤr⸗ 
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gerlihen Nukungen und. an. den Semeindelaften, werden 
durch ein Geſetz beſtimmt werden. 


$. 86. Das Bürgers und Beiſitzrecht wird. entweder 
durch die Geburt oder durch befondere Aufnahme in die 
Gemeindegenoſſenſchaft erworben. | j | 
$. 87. Die rechtmaͤßigen Kinder eines Staatsbürgerg 
find, ohne bejfondere Aufnahme, geborene Bürger oder 
Beiliger, wo der Vater, zur Zeit ihrer Geburt, oder 
wenn diefe erit nach dem Tode des Waters erfolge 
wäre, wo bderjelbe zur Zeit feines Todes Bürger oder 
Beifiger war. ; 
Sie haben, wenn fie in die wirkliche Ausuͤbung der 
Rechte eines activen Gemeindemitglteds eintreten, neben 
demjenigen, was die Geſetze jedem Neueintretenden alls 
gemein auferlegen, weder an. die Königlihe Samerals 
eaffe, noch an die Gemeinde, noch an die Grundherrs 
haft eine Aufnahmsgebühr zu entrichten. 
$. 88, Unehelihe Kinder treten in die Rechte ihrer 
verbuͤrgerten oder den Beiji- genießenden Mutter ein. 


$. 89. Die Aufnahme neuer Bürger oder Beifiser 
geſchieht, wenn vorher, nad, Vorfchrift des $. 47. des. 
Aten Kapitels, der Aufzunchmende das Staatsbürgerrcht 
erlangt hat, durch die Gemeindevorſteher, nad den bes. 
fchenden gefeglihen Vorſchriften, mit Vorbehalt obers 
amtliher Genehmigung und höherer Entfcheidung in fereis 
tigen Fällen. In vormaligen Patrionalorten it jedes⸗ 
mal auch mit der Gutsherrſchaft Ruͤckſprache zu nehmen. 


$. 90. Wer weder die Rechte eines Bürgers oder 
Beifigers bei einer Gemeinde hat, noch eine eigne Wohs 
nung innerhalb des Gemeindebezirks befißt, noch als 
heimathlos, vermöge der Geſetze der Gemeinde zugetheilt 
it, kann bei derjelben nur mit Bewilligung der hoͤhern 
Regierungsbehörde feinen Wohnfig nehmen. 

$. 91. Um theils die Gemeinde in allen ihren Angelegens 
heiten zu vertreten, theild alles, was in die Municipal; 
verwaltung einjchlägt, zu beforgen, ift jeder Gemeinde, 
neben dem Drtsbeamten oder Schultheißen, ein Magis 
ſtrat vorgefent, welchem für einzelne Gefchäftszweige eis 


— 
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gene Deputationen und Communofficialen betgegeben und 
untergeordnet ſind. 

$. 92. Saͤmmtliche er a und mit der oͤffent⸗ 
lichen Verwaltung bejchäftigten Communofficialen find 
eben jo wie die Staatsdiener, auf die Feithaltung der 
Randesverfafung ausdruͤcklich zu verpflichten. 
- 6.93. Wo die Stelle des erften Ortsvorftchers niche 
von dem im Orte mwohnenden DOberbeamten oder einem 
aus der Staatscaffe befoldeten Unteramtmanne bekleis 
der wird, iſt derfelbe unter oberamtlicher Leitung durch 
die Gemeinde zu wählen , und von dem Dberamte zu 


beftätigen. 


$. 94. Der Magiitrat, welcher in Städten wenigs 
fiens aus zwei Bürgermeiftern und zwölf andern Mits 
gliedern,’ und auf Dörfern wenigftens aus acht Mitglies 
dern mit Einfchluß der Bürgermeifter beſteht, gerfälle in 
zwei Abtheilungen. 

Durch die eine, welche die Hälfte der Magiftratss 
glieder, und in Städten außerdem noch die zwei Bürs 
germeifter in ſich begreift, wird das Gericht, durch die 
andere aber, der Rath genannt, in Verbindung mit der 
erſten der Magiftrat gebildet. 

$ 95. Sowohl die Mitglieder des Gerichts, als die 
des Raths, werden von der Buͤrgerſchaft gewählt und 
oberamtlich beftätigt, 

Bei Erledigungsfällen, welche fih im Gerichte crges 
ben, bat zwar der Magiftrat, went nur eine. einzige 
Stelle offen ift, wenigftens 4 Candidaten, bei mehreren 
gleichzeitig zu erjegenden Stellen aber wenigſtens noch 
fo viel Individuen, als Stellen: zu befeßen find, der 
Gemeinde vorzufchlagen; dieſe ift jedoch nicht an die 
Vorſchlaͤge gebunden. 

$. 96. Die Mitglieder des Gerichts werden auf Ihre 
Lebenszeit ernannt, Von den Rathsverwandten aber 
tritt jährlid) die Hälfte nach dem Amtsalter, oder bet 
mehreren gleichzeitig gewählten, nach der Entfcheidung 
des Looſes aus, 

Die Austretenden koͤnnen jedoch gleich wieder gewählt 
werden. 


\ 
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€. 97. Die‘ Entlafung der gewählten Ortsvorſteher 
wegen Amtsverfehlungen. oder Untuͤchtigkeit, hängr von 
dem Erfenntniffe der Regierungsbehörde ab, deren pflichts 
mäßiger Beurtheilung auch freigefiellt wird, einem Mas 
giftratsmitgliede, welches durch einen, wiewohl unvers 
fchuldeten Vermögensverfal das erforderlihe Anſehen 
und Vertrauen verloren hat, das Amt mit Vorbehalt. 
ſeiner Ehre abzunehmen. 

$. 98. Der Magiſtrat beſorgt alle Angelegenheiten’ 
der Gemeinde, namentlich die Annahme der Bürger und 
Beifiger, die- Verwaltung ber Commun + Defonomie , die" 
Local; Polizey. Bo 
: Er ernennt, Mit: Vorbehalt der oberamtlichen Beſtaͤ⸗ 
tigung, die Mitglieder der für beſtimmte Geſchaͤftszweige 
verordneten Deputationen, fo wie die einzeinen Commun⸗ 
Officialen und Officianten. 4 

Auch werden Landes⸗ und Ansestörperfihafts s Anger 
legenheiten, in foweit fie fih zu einem Gegentande maz 
giſtratiſcher Duißerätihen eighen, in dem Magiſtrate 
verhandelt. 
alle den nen überlaffenen —— der en 
tigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit, fammt der Aufs 
ficht über das Vormundſchaftsweſen. 

Für den. Fall der Verhinderung - einzelner Gerichts⸗ 
verwandten treten Stellvertreter ei, welche von dem“ 
Magiftrate ein für allemal mit Beftimmung der‘ Ords 
nung, nad) welcher: fie eintreten ‚follen, zu wählen find. 

$. 100. Weder der Magiftrat: noch das Gericht allein, 
darf fih. anders, als mit Einwilligung und. in Beifeyn 
des .erften DR oder _ — ver 
fammeln. 

$. 101. Dieſer hat. jedoch die MBerfammlungen Be 
‘gu erfchweren, und dann, wann ein Magiftiat, um Bits ' 
ten und Befchwerden vorzubereiten und zu berathen, aus J 
ſammenkommen will, ſie nie zu verhindern. 
$. 102. Die bei den Magiſtratsſitzungen das Prär 
fidium führenden Beamten und ED haben fi) * 
Dritter Land. 
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auf, die ihnen geſetzlich zuſtehende Leitung. der Werhands 
lungen zu befchränten, und die Stimmfreiheit der Mas, 
giſtratsglieder auf Eeine Weife zu beeinträchtigen, auch 
außer dem, Falle der Stimmengleichheit, wo ihnen die 
Entſcheidung zukommt, fih der Ausübung eines Stimms. 
rechts zu enthalten. = 
. 108. Die Verſammlung einer ganzen Gemeinde 
ann nur auf befondere Zufammenberufung von. Seite; 
des Oberbeamten oder erſten Ortsvorſtehers Statt finden. 
- Die Fälle, wo die.einzelnen Mitglieder der Gemeinde; 
um ihre. Meinung zu befragen: find, werden durch ein’ 
Geſetz näher beſtimmt werden. — — 
9. 104. Die. ‚Gemeinde hat die, Befugniß, einige 
Stellvertreter zu Wahrnehmung; ihres: Intereſfes dem: 
Magiſtrate gegenuͤber zu waͤhlen, und wird uͤber die 
Wirkſamteit derſelben ein Geſetz gegeben werden. ;C 


C. Bon den Amtskoͤrperſchaften. 


5. 105. Saͤmmtliche zu ‚einem Oberamte gehörigen 
Gemeinden bilden eine Amtskörperfchaft, und ſtehen mir 
einander. in, Hinſicht auf ihre gemeinfhaftlihen Bedürfz 
niffe und Laften, und andere durch dic Geſetze beſtimm⸗ 
ten Angelegenheiten in einer gefellfchaftlihen. Verbindung. 


$: 106. Die Veränderung der Oberamts + Diftricte, ! 
auf melden die Amtskörperfhafts +» Verfaflung beruft, 
iſt ein Gegenftand der Gefegßgebung. r ' 
 $. 4107. Zu Beſorgung der die Amtskoͤrperſchaft anz 
gehenden Angelegenheiten Hefteht in jedem Oberamte, ne⸗ 
ben dem DOberbeamten, :ein aus Abgeordneten einzelner 
Amssorte zufammengefegtes Collegium, unter dem Nas‘ 
men der Amtsverfammiung, fammt den für einzelne Ge⸗ 


ſchaͤftszweige beſtellten Amts-Officialen. 
$. 108. In Hinſicht auf die Anzahl der von den ein 
zelnen Gemeinden eines Oberamts zu den Amtsverſamm⸗ 
lungen abzuordnenden Mitglieder. verbleibt es vor der. 
Hand bei dem bisher. beitandenen Verhältniffe, bis des⸗ 
Halb durch ein Gejeg eine ins Ganze gehende Einrichz 
sung getroffen werden wird. _ — ER 


.n% 
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6. 109. In jedem Amtsorte, welches einen eigenen 
Deputirten zur Amtsverſammlung abzuortnen hat, vers 
tritt der erſte Drtsvorjteher vermöge feines ‚Amts die 
Stelle des: Amtsdeputirten. Sn der Oberamtsſtadt wers 
den die Deputirten von dem Ortsmagiſtrate jährlich aus 
feiner Mitte gewählt. 

$. 110. Die Amtsdeputirten find in Allem, was fie 
als Amtsvorjicher verhandeln, von den einzelnen Ges 
meinden unabhängig und an Feine Inſtruction gebunden, 


Wenn e8 fi hingegen von dem Rechte einzelner Ges - 
meinden gegenüber von dem gefammten Dberamte hans 
delt, und fie in folhen Fällen als Bevollmächtigte der 
erfteren erfcheinen; fo liege ihnen ob, die ihnen deshalb 
ersheilten Aufträge und Anmeilungen zu befolgen. 


- $ 414. Zu Erledigung minder wichtiger: Amtsangez 
legenheiten fönnen die Amtsverfammlungen auch Aue 
ſchuͤſſe erwahlen, worüber durh ein bejonderes Seſetz 
nähere Vorfchriften werden ertheilt werden. 

$. 112. Sowohl bei den Amtsverfammlungen , als 
bei den Ausfhußtägen, hat der Oberamımann oder. deffen 
Amtsverwefer den Vorfiß. * 
.. Ohne feine Beiſtimmung und Anweſenheit kann feine 
Sigung abgehalten werden. zum: 

In Iandfchaftlihen Angelegenheiuens- welche ſich aber 
bloß auf Berathung Über etwaige Beſchwerden oder 
Bitten befchränten müffen, hat. der erſte Buͤrgermeiſter 
der Oberamisjiadt die Leitung. Er hat dem Oberamt— 
Manne jedesmal. zuvor den egenftand der Berathung 
anzuzeigen, und dieſer iſt bei der Verhandlung gegens 
wärtig, hat aber nur das Recht und die Verpflichtung, 
die Amtsverfammlung, da wo es nöthig, zu belehren, 
und ‘die etwa erforderlichen Auftlärungen zu geben. Er 
tritt unmittelbar vor der wirklichen Abftimmung und Zies 
hung des Beichluffes ab. Die Amtsverfammlung darf 
fih nach feinem Abtritt mit einem andern, als dem 
angezeigten Gegenftande beichäftigen, und der Befchluß 
muß wieder in ſeiner Gegenwart verlefen und von ihm. 
beglaubiget werden. ' 


u ., 


ä 
— 
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6. 413. Semeinfchaftlihe Zufammentänfte und Ber 
sathungen von Amtsdeputirten verfchiedener Oberämter 
Aber landſtaͤndiſche Angelegenheiten, finden nicht Statt. 


$. 114. Die Stelle des Actuars bei den Amts: und 
Ausihußverfammlungen wird durch den Stadifchreiber 
serfehen. 


Der Amtspfleger hat, wenn er einer Amitsverfamms 
lung anwohnt ohne zugleich Amtsdeputirter zu feyn, nur 
eine berathende Stimme. Pu ” 


- 6. 115. Bei den zum Gefchäftskreife der Amtsvers 
‘ fammlungen gehörigen Gegenftänden findet durchgängig 
die collegialifche Behandlung Statt. Auch darf in kei: 
nem alle, wenn ed nicht die dringendfte Noth erforz 
dert, die Beiftimmung der einzelnen Amtsdeputirten, 
ohne daß dieſelben collegialifch verfammelt wären, zu 
—Eecwirkung eines Amts: Verfammlungsfchluffes eingeholt 
= Werden. ur 
$. 116. Die Dffirialen der Amtstörperfhaften, wo⸗ 
2 namentlih die Stadts und Amtsfchreiber und. die 
mtspfleger zu zechnen find, werden, fo wie die Oberz 
accijer, von der Amtsverfammlung erwählt, 


Das Reſultat der Wahl ift dehenigen Centralſtelle, — 
deren Oberaufſicht der Gewaͤhlte untergeordnet iſt, zur 
Beſtaͤtigung vorzulegen, wobei in Hinſicht auf die Stadts 
und Amtsfchreiber und Amtspfleger vorausgefekt wird, 
dag der Gewählte eine Präfung, wie fie bei den Staates 
dienern vorgefchrieben iſt, erftanden hat, und von der 
Prüfungsbehörde für dienfttächtig erklärt worden ift. 


$. 117. Wo neben dem Centrals Amtsfchreiber noch 
befondere Amtsfchreiber für einzelne Bezirke eines Ober— 
amts aufgertelle find, hängt die Befegung der Bezirks; 
Amtsfchreibereien eben fo, wie ‚die der Central: Amts; 
Schreibereien von der Wahl der gefammten Amtsverz 
fammlung, "und von der Beftätigung ber böhern Regie⸗ 
rungsbehörde ab. 

$. 118. Uebrigens ift die gefammte: Einrichtung des. 
Schreibereiweſens Gegenftand der Geſetzreviſion. 
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Sechſtes Kapitel. 


Von den rechtlichen Verhaͤltniſſen der Kir— 
chengemeinden. 


A. Von der kirchlichen Einrichtung im Allgemeinen. 


$. 119. Jede chriſtliche Kirche, ſie gehöre zu der pros 
teftantifchen oder zu der katholiſchen Confeffion, hat am 
den Schuß ded Staats gleiche Anfprüche. 

6. 120. Jeder wird die freye Religionsübung und der 
volle Genuß ihrer Kichen:, Schuls und Armenfonds zus 
gefichert. : 

$. 121. Kein Religionstheil darf fih in den Mitge⸗ 
brauch und Mitgenuß der Güter, Einkünfte und Stifr 
tungen der Kirche eines andern Neligionscheils unter ir⸗ 
gend einem Vorwande eindringen. 

Doch wird hierdurch in Fällen, wo auf ſolchen Fonds 
befondere Abgaben für allgemeine Staatszwecke und Staats: 
anftalten, oder für Gemeindebedürfniffe, vermöge befons 
derer Rechtstitel haften, die, den Staats; oder Gemein: 
deangehdrigen ohne Unterſchied des Religionsbekenntnifr. 
ſes gebührende .. an den hieraus ewiftcehenden 
Vortheilen nicht ausgejchloffen; fo wie auch einzelnen 
armen Gemeindemitgliedern, welche einem von der herr⸗ 
Schenden Eonfeffion des Drts abweichenden Glaubensbes 
tenntniffe zugethan find, die erforderliche nörhdürftige 
Unterſtuͤtzung aus den Armenfonds der Drtsgemeinde um 
der Religionsverfhiedenheit willen nicht verfage werden 
fann. | | 
$. 122. Wenn in dem Bezirke einer Pfarrei, wo 
bisher nur eine der verfchiedenen chriſtlichen Eonfefjionen 
einen Öffentlichen Sottesdienft gchabt hatte, die Genoffen 
einer andern hrifttichen Confefjion ſich fo fehr vermehren, 
daß fie eine eigene kirchliche Gemeinde bilden koͤnnen; fo 
wird ihnen die freie Religionsuͤbung nach ihren kirchlichen 
Borfchriften in dem Innern eines Kirchengebäudes, famt 
den Vorrechten einer eigenen Parodie, in der Maaße ger 
ftattet werden, daß fie den dazu erforderlihen Aufwand, 
ohne Koften und Befchwerde der zu einer andern Confeſ⸗ 
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fion gehörigen Semeindemitglieder und ihrer Sundationeu, 
‚aufzubringen verpflichtet find. 

$. 123. Die Berhältniffe der zur Ortsreligion fi 
nicht befennenden chriſtlichen Einwohner, welche feine 
eigene Kirchengemeinde bilden, werden durch ein Geſetz 
näher beitimme werden. 

$. 124. Die genauere Prüfung der Beſtimmungen 
in Anſehung der Eheverbindungen zwifchen zwei Perjo: 
nen vor verfchiedenen chrütlichen Confeſſionen, und der 
religiöfen Erziehung der in folhen Ehen erzeugten Kin 
der, bleibt der bevorftehenden Gefegrevifion vorbehalten. 


B. Von der evangelifch s lutherifchen Kirche. 


6. 125. Das Kirchenregiment der evangelifch sTuther 
riſchen Kiche wird durch das föniglihe Oberconſiſtorium 
und den Synodus, unter der oberften Leitung der höher 
ven Staatsbehörden, nah Maaßgabe der großen Kits 
henordnung und anderer verfaflungsmäßigen Geſetze 
verwaltet. 

$. 126. Sollte in fünftigen Zeiten fih der Fall er⸗ 
eignen, dab der König einer andern als der cvangelis 
ſchen Confeſſion zugethan wäre; fo treten alsdann in 
Hinfiht auf deffen Episcopal;Rechte die Beftimmungen 
der früheren Religions sReverfalien ein. 

$. 127. Die zu diefer Kirche gehörigen Pfarrer und 
Diaronen, mit Ausnahme derienigen, in Anfehung wels 
her das Ernennungsrecht andern Kirchenpatronen verz 
möge befonderer Rechstitel zufteht, werden auf Vorſchlaͤge 
des Oberconſiſtoriums von dem Könige ernannt. 

Eben diefes findet in Hinfiht auf die General⸗ und 
Special: Superintendenten Statt, 

$. 428. Bei den Patronats: Pfarreien und Diacos 
naten hängt das Ernennungsrecht "von der Confirmation 
des Oberconfiftoriums ab, melde jedoh, wenn der Er: 
nannte die gefeglichen Erforderniffe hat, nicht verweigert 
werden kann. | 

$. 129. Wenn Kirchendiener fich einer amtlichen Vers 
fehlung oder einer mit ihrer Amtswärde nicht verträgs 
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lihen Lebensweife fhuldig machen; fo ift das Obercons 
fitorium die kirchliche Jurisdictionsbehoͤrde, welche die 
gegen fie eintretende correctionelle Strafe zu erkennen 
hat, 


Mache fih ein Beiftliher durch einen ärgerlichen 
Bandel oder durch gröbere Verlegung feiner Amtspflich⸗ 
ten zu fernerer Bekleidung feines Kirchenamts unfähig; 
fo ann derfelbe nach einem der allerhoͤchſten Stelle zur 
Genchmigung vorzulegenden Antrage des Dberconfiftos 
riums von feinem Amte ganz efitfernt werden. 


$. 130. Kirchendiener, welche duch Alterfhwäde 
oder eine ohne Hoffnung der Wiedergenefung andauernde 
Kränklichkeit, zu Verfehung ihres Amts unfähig werden, 
haben Anfprud darauf, mit einem angemeffenen lebens⸗ 
länglihen Gnadengehalte zur Ruhe gefegt zu werden. 


$. 131. Die den Kirchendienern und ihren Angehoͤ⸗ 
tigen vermöge der Geſetze, namentlich der großen Kits 
denordnung und der Kommunordnung, zufichenden per⸗ 
fönlihen Vorrechte follen denſelben auch für die Zukunft 
ungefränkt verbleiben. Be en 


$. 132. In Hinfihe auf die geiftlihe Witwencaſſe 
wird alle Sorgfalt angewendet werden, um diefed wohl⸗ 
ehätige Inſtitut nicht nur zu erhalten, fondern auch in 
größere Aufnahme zu bringen. N 


$. 133. Sn Beziehung auf die Theilnahme der De: 
eane und Pfarrer an der Behandlung der fogenannten 
gemifhten Sachen, fo wie in Anſehung der zweckmaͤßi⸗ 
gen Einrichtung der Kirchen; Convente, bleibt die nähere 
Beſtimmung auf eine künftige Geſetzgebung ausgelekt. 


$. 134. Die nähern Beftimmungen in Betreff der 

Sicherftellung, abgefonderten Verwaltung und fundationss 
mäßigen Verwendung des evangelifhen Kirchenguts, und 
des Vermögens der milden Stiftungen, find in einem 
befondern organifhen Statute, ‚unter den Beilagen Zifs 
fer III., zuſammen gefaßt, weldes einen integrirenden 
Theil der Verfaffungsurtunde ausmacht, und mit derſel⸗ 
ben gleiche verbindende” Kraft hat. 
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Von der katholiſchen Kirche. 


FG. 135. Die Grenzen zwiſchen der geiſtlichen Gewalt 
und den Staats: Hoheitsrechten über die katholiſche Kivs 
che werden durch eine, die katholiſche Kirchenfreiheit mit 
der. Staatswohlfahrt vereinigende, Webereintunft näher 
beſtimmt werden, Ä 

$.-136. Die mit der Staatsgewalt verbundenen Rechte 
‚Aber die katholiſche Kirhe werden von dem Könige durch 
einen aus katholiſchen Mitgliedern beftcheuden Kirchens 
rath ausgeübt, welcher auch bei Befekung geiftliher Aem⸗ 
ter, die von dem Könige abhängen, jedesmal um feine 
Vorſchlaͤge vernommen wird. | 
»+' 6.137. Die Patholifhen Geiftlihen genießen eben 
die perfönlichen Vorrechte, welche den Geiftlichen‘ der 
proteſtantiſchen Kirche eingeräumt find. | 

-$. 138. Zu Unterftägung der Geiftlihen, welche aus 

Altersfhwäche oder wegen andauernder Kraͤnklichkeit eis 
nes Amtsgchälfen bedürfen, den fie von ihren Amtseins 
kuͤnften ohne Abbruch ihres eigenen, Unterhalts nicht bes 
lohnen können, wird. eine angemeffene Einrichtung ges 
sroffen werden, 
-...$, 439. Auch, wird darauf Nädfiht genommen wer⸗ 
den, daß Seiftlihe, welche fih durch irgend ein Verge— 
‚ben die Entſetzung vom Amte zugezogen baben, ohne 
zugleich ihrer geiftlihen Würde verluffig geworden zu 
ſeyn/ ihre norhdürftige Unterkunft finden. | 

$. 140. Für die, Herftellung und abgefonderte Vers 
waltung eines katholiſchen Kirchenguts, und des Ver⸗ 
mögens der milden Stiftungen diefer Konfefjion, iſt 
durch ein eigenes Statut (Beilage Ziffer III), meldes 
mit diefer Staatsverfaſſungs⸗-Urkunde gleihe Gültigkeit 
Haben fol, Fuͤrſorge gefchchen. BEER 


D. Xon der reformirten Kirche. 


S. 141. In Hinſicht auf die in dem Konigreiche bes 
findlichen Kirchengemeinden der evangelifch sveformirten 
Confeffion verbleibt es bet der durch ihre Spnodal ⸗Ar⸗ 


tifel beftimmten Kirhenverfaffung. 


} 
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6. 142. Es foll aber nicht nur mit Beijiehung ihrer 
Kicchenvorfteher genauer unterfucht werden, wie fowohl 
ihre kirchliche Einrichtung als befonders ihre Sculanzs 
falten verbeffere werden können, fondern cd wird auch 
Das Augenmerk darauf gerichter werden, zum Unterhalte 
ihrer Seiftlihen und Schullehrer, und in Beftreitung 
der übrigen kirchlichen Beduͤrfniſſe hinlängliche Fonds 
auszumitteln. Ä u 


Siebentes Kapitel. 
Son ber Regierungsgewalt 


Erfie Abtheilung. 


Ueber die Negierungsgewalt in Bezichung 
auf auswärtige Verhältniffe. 


6. 143. Der König vertritt den Staat in allen feis 
nen Verhältniffen gegen auswärtige Staaten. 


$. 144. Er hat in diefer Hinſicht das Recht, Ge: 
fandte an auswärtige Regierungen abzufenden und das 
felbft zu unterhalten, fremde Geſandſchaften anzuneh— 
men, über alles, was fih auf die wechlelfeitisen Vers 
bälthiffe des Königreihs und feiner Angehörigen gegen 
fremde Staaten bezieht, fi in Unterhandlungen ceinzus 
loffen und Verträge darüber abzufchließen, zur Sicher: 
heit des Königreichs Bündhiffe mit andern Staaten ein: 
zugchen, zur Vertheidigung deffelben und der zur ger 
meinfchaftlihen Sicherheit mit ihm vereinigten Bundes: 
genoffen Krieg zu führen und Frieden zu fchließen. 


$. 145. Durch Verträge mit Auswärtigen kann nichts 
von dem Staatsgebiete und Staatseigenthume veräufs 
fert, keine neue Laft auf das Königreich und deffen Ans 
gehörige übernommen, Lein Landesgefek abgeändert oder 
aufgehoben, Kein Staatsbürger in feinen Rechten beeins 
trächtiget werden, ohne daß die für dergleihen Fälle 
durch die Verfaffung beſtimmten Erforderniffe eingetres 
ten, und die verfaffungsmäßigen Formen beobachtet wor⸗ 
den wärch. Ä 
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Namentlich kann kein Landestauſch, Fein Handels⸗ 
vertrag, wenn er cine neue geſetzliche Einrichtung 3 
Folge hat, und kein Subſidien⸗Vertrag zu Verwendung 
der koͤniglichen Truppen in einem Teutſchland nicht be⸗ 
treffenden Kriege, ohne Einwilligung der Stände ceinges 
gangen werden. " 


$. 146. Der König wird ſich in keine Verbindungen 
einlaſſen, welche die Sicherheit und Integritaͤt des Staats 
gefahrden koͤnnten. Er wird von den Tractaten und 
Bündnifen, die er mit auswärtigen Mächten anknüpfen 
wird; die Stände in Kenntniß fegen, fobald es die Um: 
ftände erlauben. 


$. 147. Sollte die. Vertheidigung des Waterlandes, 
oder die in Semäßheit des $. 144. Äbernommenen Pflichs 
ten ci m Krieg unvermeidlid machen; fo wird der Rös 
nig in Zeiten die Lage der Umftände den Landftänden 
eröffnen, und ſich gemeinfchaftlid,) mit: ihnen über die zur 
Führung deffelben erforderlichen Huͤlfsmittel berathen. 


F. 148. Diejenigen Berbindlichfeiten, melche dem Kb: 
nigreich Wirtemberg, ale einem Gliede des teutfchen 
Bundes, vermöge der Bundesgefege oder Bundestages 
befchlaſſe obliegen, find von der landesftändifchen Eins 
willigung unabhängig; dagegen tritt, wenn die Erfüllung 
dieſer Verbindlichkeiten die Anwendung von Staatsträf: 
zen erfordert, die verfaffungsmäfige Mitwirkung der Land: 
fände in Hinſicht auf die Art der Herbeifhaffung der 
Mittel ein. Ä 


$. 149. Subfidien, welche der König von einem vers 
buͤndeten Staate bezicht, und Eontributionen oder andere 
ähnlihe Entſchaͤdigungsgelder, welche ein fremder Staat 
wicht unmittelbar an das Militär, fondern zufolge befons 
derer Verträge an die Regierungsbehoͤrde entrichtet, wers 
den jederzeit zum Velten des Landes, und zwar zunächft 
zu Beftveirung der Kriegskoften und ————— des 
Militaͤrs verwendet werden. 
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Zweite Abtheilung. 


Bon der Gefepgebung und den damit verbun 
denen Regierungsredten. 


8.150. Ohne die Beiftimmung der Landftän: 
de kann fein neues Geſetz, weldhes die Lan; 
desverfaffung ſelbſt betrifft, oder die Freie 
beit der Perſon und des Eigenthums der 
Staatsangehärigen zum Segenftande hat, 9 
schen, noch ein mit landſtaͤndiſcher Mitwir— 
tung gegebenes aufgehoben, abgeändert oder 
authentiſch erlaͤutert werden. 


$. 151. Der König hat aber das Recht, die zur 
Vorbereitung und Vollſtreckung der Gefege nothwendis 
gen Verordnungen zu erlaffen, und die zu gleicher Ab⸗ 
ſicht erforderlichen Anftalten zu treffen. 


Jede Verordnung, welche blos zur Vorbereitung und 
zu Handhabung der Geſetze dient, oder aus der Natur 
des Verwaltungss und Aufſichtsrechts fließt, Hat fogleich 
nad) ihrer Bekanntmachung verbindlihe Kraft. Eine 
folbe Verordnung kann, wenn durch fie weder ein verz 
fafungsmäßiges Volksrecht, noch ein beftchendes Geſetz 
gekraͤnkt wird, wohl Gegenftand der ‚Bitte um Abändes 
' tung oder Zurdeknahme, nie aber Segenftand einer rechts 

lihen Beichwerde werden. 


Sede Verordnung aber, welche ein verfaffungemäßts 
ges Volksrecht oder ein noch beſtehendes Geſetz kraͤnkt, 
iſt von der Regierung, nach einer von der Staͤndever— 
ſammlung erhobenen Beſchwerde, zuruͤckzunehmen. 


F. 45% Ale Geſetze und Verordnungen, welche mit 
einer ausdruͤcklichen Beftimmung dieſer Berfaffungsur; 
kunde im Widerfpruche ftehen, find hierdurch aufgehoben. 

Um jedem Mißbrauche in der Anwendung vorzubeus 
gen, werden nähere Verordnungen erlaffen werden. 

Es wird auch das Löniglihe Geſetzgebungs⸗Collegium 
unverzüglich in Ihätigkeit gefeßt werden, um die übris 
gen, feit dem Jahre 1806 gegebenen Gefeke, melde 
vor der Hand ihre verbindende Kraft behalten, infoweit 
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ſie nicht von der Regierung ſelbſt aufgehoben werden, 
einer genauern Prüfung zu unterwerfen, und die Res 
fultate mit Gutachten vorzulegen; worauf, nachdem die 
Sandesverfammlung oder eine von ihe zur Revifion der 
Gefege niedergefegte Commiffion darüber gehört worden 
feyn wird, jeder auf Wicderaufhebung, Abänderung oder 
nähere Beſtimmung einer gefeglihen Verordnung gerich 
tete gegründete Antrag gehörig beruͤckſichtiget werden 
wird. | 


$. 153. Landesherrliche Conceſſionen, welche nach 
den Geſetzen zu Ausübung eines Rechts erforderlich find, 
koͤnnen ohne Mitwirkung der Landftände ertheilt werden. 


Es darf aber weder den allgemeinen Landeszefegen 
und Landesfreiheiten, namentlich der geſetzlichen Gewer⸗ 
befreiheit der Staatsbuͤrger, noch den wohlerworbenen 
Rechten eines Dritten dadurch Eintrag geſchehen. 


$. 154. Auf gleiche Weiſe ſteht auch den koͤniglichen 
Behoͤrden das Recht der Dispenſations-Ertheilung zu, 
in ſoferne ſolche in dem gegebenen Falle weder von dem 
Sefege ausdruͤcklich ausgeſchloſſen, noch mit dem Zwecke 
des Geſetzes unvereinbarlich iſt, noch ein erworbenes 
Recht eines Dritten dadurch verlegt wird. 


$. 155. In Hinficht auf Rirchengefege tritt die Bir 
niglihe Sefeßgebungsgewalt fammt den landftändifchen 
Mitwirkungsrecht nur in foweit ein, als bie Verhälte 
niffe der verfhiedenen Kirchen gegen den Staat dadurch 
beſtimmt werden. 


Die Anordnungen in Betreff der innern kirchlichen 
Angelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen Autono⸗ 
mie einer jeden Kirche uͤberlaſſen. 


$. 156. Bei der evangelifchz Iutherifchen Kirche ift 
der aus dem koͤniglichen Oberconfiftorium und den evanz 
selifhen General; Superintendenten beftehende Synodus 
die gefeßlihe Stelle; auf. deren Antrag der König, oder 
wenn diefer einer andern Confeffion zugethan wäre, Die 
für ſolchen Fall gefeglich beauftragten evangelifch  luther 
riſchen Mitgliedee des Geheimenraths, kirchliche Gefege 


» 
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im engern Sinne zu fanstioniven haben; jedoch unter 
Vorbehalt des juris circa sacra des Könige. 

$. 157. Wegen der Firchlichen Sefeßgebung der Pa; 
eholifchen Kirche werden die näheren Beltimmungen ders 
malen noch ausgefekt. 

$. 158. Was die Geſetzgebung bei den veformirten 
Kirchengemeinden anlangt; fo. verbleibt es bei der big; 
berigen, auf ihre befonderen Privilegien fih gruͤndenden 
Einrichtung. — | 





Dritte Abtheilung. 
Bon der bärgerlihen Gerechtigfeitspflege, 


$. 159. Die bürgerliche Gerichtsbarkeit wird, im Nas 
men des Königs und unter deſſen Oberaufficht, ducch 
eollegialifh gebildere Gerichte in dreißacher 
Inſtanzen-Ordnung verwaltet. 

$. 160. Die Gerichte find innerhalb der Grenz 
zen ihrer amtlichen Befugniffe unabhängig. 

6. 161. Streitigkeiten über privatrechtliche Verhaͤlt⸗ 
niſſe zwiſchen einzelnen Staatsangehoͤrigen oder Körpers 
ſchaften, und den koͤniglichen Verwaltungsſtellen, ſie 
moͤgen ſich auf das koͤnigliche Privateigenthum, oder das 
Kammergut und die dazu gehörigen nugbaren Rechte des 
Fiscus beziehen, find, wenn die Sache nicht guͤtlich ver: 
glihen wird, durd die verfgffungsmäßigen Gerichtsftels 
len im Rechtswege zu entfcheiden. , - 

$. 162. Wenn Staatsangehörige von untergeordnez' 
zen Verwaltungsbehoͤrden durd) untichtige Anwendung, 
ftaatsrechtliher Normen in ihren Rechten verlegt zu 
feyn glauben; fo werden bie fich hierauf beziehenden Bez 
ſchwerden, welche nicht, wie die in dem $. 161. bezeich⸗ 
neten Streitigkeiten zu den eigentlichen buͤrgerlichen 
Rechtsſachen gehoͤren, zundchit Bei der vorgeſetzten Cen⸗ 
tralſtelle angebracht. | | 

Wird von diefer die Beſchwerde nicht gehoben, oder 
sit fie von en jelbft unmittelbar veranlaßt; fo wird die 
Sache der für Regiminal⸗Sachen verordneten Central⸗ 
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Behörde zur Unterfuhung und Entſcheidung übergeben, 
‚wobei wenigſtens 6 vechtsgelehrte Raͤthe zugegen ſeyn 
muͤſſen. Diefer Stelle bleibt es überlaffen, die Sache, 
wenn fie Verzug leidet, und bejonders verwidelt ift, an 
das königliche Ober sZuftizs Collegium zu verweifen, an 
welches auch von dem Ausfpruche der Regiminals Be: 
hörde ein Recurs Statt findet, wenn der Gegenſtand 
nach den für eigentliche buͤrgerliche Rechtsſachen gegebe— 
nen Vorfchriften appellabel wäre. 

Gegen das Erkenntniß diefer Gerihtsftelle wird aber 
ein weiterer Recurs geftattet. 

$. 163. An den $. 162. bezeichneten Fällen hat das 
Dber : Zufkiz: Collegium nicht die gewöhnliche Verband; 
Jungs : Maxime, fondern das Unterfuchungsverfahren zu 
beobachten, und die Schnelle Erledigung der Beſchwerden 
durch Einſchreitung von Amtswegen herbeizuführen. 
6. 164. Iſt die angeblihe Rechtsverletzung von der 
Regierungsbehörde felbit zugefügt; fo wird die Beſchwerde 
ohne eine anderwärtige Mittelbehärde bei dem Geheir 
menrathe anhängig gemacht, gegen deffen Erkennt niß 
keine weitere Berufung Statt findet. 


Vierte Abtheilung. 
Bon der Strafrechtsverwaltung. 


6. 465. Die königlihe Strafgewalt wird theils durch 
die königlichen Beamten, DOrtsvorficher und Masiftrate, 
theils in höherer Inftang durch die königlihen Criminal: 
Gerichtsſtellen, die für Negiminal » Sahen . verordnete 
Behörde und andere königliche CentralsStellen, in Ge⸗ 
maͤßheit der Geſetze ausgeuͤbt. | ' 

F6. 166. Fälle, welhe ſich zu Strafverfuͤgungen der 
Oberbeamten oder der höheren Stellen eignen, werden 
in der Regel durch den Oberbeamsen, zu deffen Gerichts; 
zwang der Straffall gehört, unterfucht. | | 

6. 467. Eine Unterfuhung duch Commiffarien kann, 
wenn fie eine die Strafgewalt bloßer Verwaltungebehör: 
den Äberfteigende Strafe begkänden fol, nur durch cine. 
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Erimimals Gerichtsſtelle oder durch die für Regiminal⸗ 
fadhen verordnete Behörde erfannt werden. 

$. 168. Die auf das Forts und Jagdweſen ſich ‚bes 
ziehenden Vergehen werden, mit Ausnahme der den ades 
lichen Gutsbeſihern und den Gemeinden vorbehaltenen 
Straffaͤlle, von den Oberforſtaͤmtern unterfucht, uni in 
foweit die Strafe ſich nicht zur Höheren Cognition eis⸗ 
net, von denſelben auch abgeruͤgt. 

$. 169. So oft. ein Straffall von der — 
heit iſt, daß er eine Verhaftung oder eine der Cogni—⸗ 
tion des Eriminalgerichts vorbehaltene Strafe nach ſich 
giebt; To har das Oberforftamt. weder die Verhaftung, 
es wäre denn ein Wilderer oder ein ausländifcher Unbe⸗ 
fannter, oder fonft der Flucht verdächtiger Frenler über, 
der That ergriffen worden, noch die Unterfuhung eins 
feitig vorzunehmen, - fondern init ‚dem Dberamte gemeing, 
Shaftlih zu handeln, 

$. 170. Für die gerichtliche Strafrechtsverwaltung 
werden zwei Criminal⸗Gerichte, und zwar das eine fuͤr 
die erſte, das” andere aber fuͤr die zweite Inſtanz ans, 
geordnet. 


$. 171. Niemand kann ſeinem ordentlichen Richter; 
es ſtehe ihm folcher nach den allgemeinen Geſetzen des 

Lälides,; oder vermoͤge eines befondern Privilegiums zu, 
entzogen werden. | 


$. 172: Kein Staatsbürger kann anders, als nach 
Vorfchrift der Geſetze verhaftet werden. 

Die Staatsbeamten und andere obrigkeitliche Perſo⸗ 
nen find für. jede von ihnen veranſtaltete umbefugte oder; 
gefegwidrige Verhaftung verantwortlich. . 

$. 173. Es darf Niemand länger als dreimal 20 
Stunden über die Urſache ſeines Verhafts in Ungewiß⸗ 
heit bleiben. Das Verhoͤr ſelbſt muß aber, ſobald die 
unumgänglich noͤthigen Vorbereitungen es geftatten, feis 
nen Anfang nehmen. 

$. 174. Zwangsmittel koͤnnen bei Unterfuhung eins 
Straffalls nicht anders, als unter genauer Beobachtung 
der — eſgate⸗n angewendet werden. 


208 Wirtemberg. 


= Tortur bleibt für immer aufgehoben. 


. 175. Jedem Beichuldigten ſteht der Weg der ſchrift⸗ 
— Vertheidigung durch einen gepruͤften Rechtsgelehr⸗ 
ten offen. Wenn die Erkennung einer Todesſtrafe oder 
einer fünfs oder mehrjährigen Gefaͤngniß⸗ Zuchthaus⸗ 
‚oder Feftungsjtrafe zu erwarten iſt; fo hat das Krimis 
"nalgericht diefe Vertheidigung, obgleich der Befchuldigte 
fic felbft nicht verlangt, von Amtswegen anzuordnen. | 

$. 176. Die Wahl des Vertheidigers ift dem Ange 
fehuldigten freigeſtellt. Wähle diefer nicht; fo wird der 
Vertheidiger durch das Kriminalgericht beftellt. Ei 
= 8.477. Keine Strafverfügung kann ohne ein. Er⸗ 
fenntniß der für den gegebenen Fall geſetzlich verordne⸗ 
ten Strafbehörde Start finden. 

$. 178. Die Erfenntniffe der Kriminalgerichte fi nd, 
wie die der Civilgerichte, von jedem äußeren Einflufe, 
unabhängig, und bedürfen, um in Rechtskraft —— 
hen, keiner weitern Beſtaͤtigung. 

Auch darf bei ſolchen Straffällen von feiner Seite 
eine Einſchreitung geſchehen, wodurch der ruhige geſetz⸗ 
liche Gang der Unterſuchung und die Unbefangenheit der 
Urtheilsſprecher auf irgend eine Weiſe geſtoͤrt wuͤrde. | 

$. 179. Dagegen ftcht dem Könige zu,. die Krimis, 
nalurtheile eben fo, wie die Straferkenntniffe der Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden und Civilgerichte, vermoͤge ſeines Bu 
guadigungsrechted, aufzuheben und zu mildern. Es find, 
daher die Criminalgerichte nicht nur verbunden, in fchwer 
ren, durd ein Geſetz näher zu beſtimmenden Fallen, 
die Arten ſammt ihrem Erfenntniffe, vor der Publica⸗ 
tion deffelben, durch das koͤnigliche Juſtiz ⸗ Miniſterium 
dem Könige zum Behufe einer etwaigen Begnadigung 
vorzulegen; fondern es kann aud nad. Eröffnung des 
Erfenneniffes der, Verurtheilte fih an die ®nade des Lan⸗ 
desheren wenden, welche diefer, auch ohne feine Bitte, : 
auf erforderten und erftatteten Bericht des erfennenden: ‘ 
Gerichts ihm gewähren kann. | 

Auf gleihe Weife kann auch, 5 nach dem Gut⸗ 
achten des koͤniglichen Juſtiz-Miniſteriums hinlaͤngliche 
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Gruͤnde dazu vorhanden ſind, vermoͤge des dem Koͤnige 
zuſtehenden Abolitionsrechts, noch ehe das Vergehen oder 
Verbrechen unterſucht, oder uͤber die Beſtrafung erkannt 
worden iſt, alles Verfahren gegen den Beſchuldigten eins 
geftelle und nicdergefchlagen werden. 

Der König wird jedoch bei Ausübung ſowohl des eis 
nen als des andern Rechts darauf Ruͤckſicht nehmen, daß 
dem Anfehen und der Wirkfamkeit der Strafgefege das 
durch nicht zu nahe getreten werde. 

$. 180. Segen jede Strafverfügung kann der Vers 
urtheilte Befchwerde führen. Iſt die Strafe von dem 
SKriminalgerichte erfter Inſtanz erkannt; fo wird die Ber 
ſchwerde bei dem Kriminalgerichte zweiter Inſtanz ans 
gebracht. 

Für die übrigen Fälle wird die Kompetenz der verr 
fhiedenen Juſtiz- und Regierungsbehörden, die über ders 
gleihen Beſchwerden ausfhließlih zu erkennen haben, 
duch ein Geſetz beftimmt werden. 

Auf gleiche Weile wird auch die Form der verfchier 
denen, zu ergreifenden Rechtsmittel, fo wie die Wirs 
fung, mit welcher diejelben verbunden find, feftgefegs 
werden. Ä 

$. 181: Bei dem Verbrechen des Hochverraths fins 
det fein anderes, als das im Allgemeinen gejeglich vors 
gefchriebene. peinlihe Verfahren vor den gewöhnlichen 
Kriminal s Serichtsftellen Statt. 

‚ Nur für den Fall, wenn Jemand im offenen Aufs 
ruhr durch die, zu deffen Unterdrückung im geſetzlichen 
Wege herbeigerufene, militärifhe Macht bewaffnet ergrifs 
fen wird, fol ein befonderes Verfahren gefeslich fanctior 
nirt werden. | 

$. 182. Die Strafe der Vermögens; Confiscation iſt 
allgemein aufgehoben. 


Fünfte Abtheilung. 
Bon der Regierungsgemwalt in Polizeyſachen. 


$. 183. Bei den Gefegen, Verordnungen und Anz, 
Dritter Bank, 14 


210 Wirtemberg. 


ſtalten im Landes⸗Polizeyweſen finden eben die Beſtim⸗ 
mungen Statt, welche die Berfaffung für die Wirkſam— 
keit der Regierungsgewalt in Bezichung auf die Staats; 
verwaltung im Allgemeinen feitfest. 

$. 184. Die Polizey kann nur duch öffentlich ans 
geftellte Beamte und Diener, und nad) Öffentlid ertheils 
sen Dienftvorfchriften verwaltet werden. 

$. 185. Die Handhabung der Ortspolizey und die 
Anwendung der allgemeinen Polizengefege und Verord⸗ 
nungen auf die örtlichen Verhältniffe der einzelnen Ges 
meinden, find Gegenjtände der den Ortsmagiſtraten, un: 
ter der Auffihe und Leitung der koͤniglichen Beamten 
und Höheren Stellen, überlaffenen Deunicipals Verwal: 
sung. Die Vollſtreckung im Einzelnen gefhicht theils 
durch hierzu befonders verordnete Depntationen, theils 
duch Communs Dffieianten, wohin auch die in einzelnen 
Oberamtsftädten befindlichen Polizey sCommiffarien un 
Polizey⸗Inſpectoren zu vechnen find. = 

In Hinfihe auf die Refidenzftädte finden, nah Ers 
forderniß der hier eintretenden befonderen Verhältniffe, 
befondere Einrichtungen Statt. 

$. 186. Die Ausübung der „aber das gefammte Kö; 
nigreich fich erſtreckenden Forſt- und Jagd⸗Polizeygewalt 
ift den koͤniglichen Oberforftämtern anvertraut, welche der 
Höheren Auffihe und Zeitung der für diefen Adminiftrar 
tionszweig befonders verordneten Central » Finanzftelle, 
und wenn es auf rechtlihe Beurtheilung eines Gegens 
ſtandes ankommt, fo wie in Straflahen, welche fi 
nit für. die Adminiſtrations- oder Kriminals Behörde 
eignen, der Regiminal; Behörde untergeordnet find. 


Sedfe Abtheilung.. 
Bon den Unterrihtsanftalten. | 
6. 187. Die Unterrichtsanftalten des Königreichs und 
die Herbeifchaffung der für diefelben erforderlichen Fonds 
Sollen immer ein Gegenjtand bejonderer. Sürforge ſeyn. 
$. 188. Die — der Univerſitaͤt zu Tübins 
gen find in einem beſondern Statute,, Ziffer IV. welches. 
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einen ergänzenden Theil der Verfaſſungsurkunde aus; 
macht, näher beftimmt. 


$: 189. Die Erhaltung und fortfehreitende‘ Verbeſ⸗ 
ſerung der mit der Univerſitaͤt Tuͤbingen verbundenen 
Anſtalten, namentlich die des Klinicums, der für die 
Bildung evangeliſcher Geiſtlichen beſtimmten Seminarien, 
der katholiſch stheologifchen Lehranſtalt und des Prieſter⸗ 
Scminariums, fo wie der an verfchiedenen Orten des 
Königreichs befindlichen Gymnafien, ift unter den befons 
dern Schuß der Verfaſſung geftellt. 
5 190. Für die Bildung tüchtiger Schullehrer, for 
wohl proteftantifcher, als katholiſcher Confeſſion, wird 
heil durch Anlegung der erforderlichen Schullehrer⸗Se⸗ 
minarien, theils durch Vervollkommnung der bereits vor⸗ 
handenen, hinreichend geſorgt werden. 


Siebente Abtheilung. 
Von der Militaͤrverfaſſung. 


6. 191. Die zu Ergaͤnzung oder Vermehrung des 
koͤniglichen Militaͤrs erforderliche Mannſchaft wird, in 
ſoweit ſie nicht durch freiwillig ſich ſtellende inlaͤndiſche 
Rekruten entbehrlich gemacht wird, auf dem Wege der 
Auswahl ausgehoben, welche bis über eine für den ger 
wöhnlihen Friedenszuftand berechnete jährliche Rekrutiz 
rung, durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft des Koͤnigs 
und der Staͤnde, ein nach beſtimmten Zeitperioden zu 
erneuerndes Regulativ zu Stande kommt, jedesmal eine 
gemeinſchaftliche Verabſchiedung ſowohl uͤber die Zahl 
der Auszuhebenden, als uͤber die Dauer ihrer Dienfts 
zeit vorausſetzt. 


$. 192. Die Auswahlordnung, die nähere Vejeich⸗ 
nung der übrigen Landes- Vertheidigungsanſtalten und 
der Verbindlichkeit der Staatsbürger, fih außerhalb des 
regulirten Militärs, zu dem Waffendienfte tüchtig zu 
machen, die ſtaatsbutgerüchen Verhaͤltniſſe der unter dem 
Militaͤr befindlichen Staatsangehoͤrigen, und beſonders 
die militaͤriſchen Strafgeſetze ſind Gegenſtaͤnde der Ge⸗ 
ſetzgebung und der Geſetz-Reviſion. 
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F. 193. Zur Grundlage der fuͤr das koͤnigliche Mili⸗ 
taͤr und andere Landes-Vertheidigungsbeduͤrfniſſe erfor⸗ 
derlichen Steuerbewilligungen, wird jedesmal ein voll 
fländiger Etat ſammt der fih darauf bezichenden Auf; 
mwandsberehnung und der früheren Militärrechnung den 
Sandftänden. mitgetheilt werden, von welchen infonder: 
heit audy die dem Staate obliegende Fürforge für ven 
anftändigen Unterhalt der Officiere und militärischen Yu: 
ſtiz- und Adminiftsationsbeamten, fo wie ihrer Wirwen 
und Waifen, und für die Unterftügung der im Dienfte 
des Vaterlandes verunglücten Militärperfonen und ihrer 
Hinterbliebenen berückjichtiget werden wird. 

$. 194. In Abſicht auf die Erfüllung der gegen den 
teutfhen Bund übernommenen und zu übernehmenden 
Berbindlichkeiten tritt die Beftimmung des $. 148. Kap. 
VI. Abth. I. ein. 

$. 195. Das föniglihe Militär wird, wo es in Gars 
nifon liegt, in die vorhandenen, oder auf Koften der 
Staatstaffe zu erbauenden und zu unterhaltenden Ca; 
fernen verlegt. 

Die Beſtimmung der Fälle, wo daffelbe ausnahms⸗ 
weife bei den Bürgern einquartire wird, ift ein Geſetz⸗ 
schungsgegenftand. 


Achte Abtheilung. 
Von der Finanzverwaltung. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon dem Hof⸗ und Domainen-Kammergute. 


6. 196. Das Hof⸗ und Domainen s Rammergut verz 
Gleise nach feinem gegenwärtigen Umfange ein Privatei- 
genthum des königlichen Hauſes. 

$. 197. Die Verwaltung und Benuͤtzung deffelben 
gebührt dem Könige, welcher in diefer Hinſicht gegen 


. die Übrigen Mitglieder des Föniglihen Hauſes in dem 


Verhaͤltniſſe eines durch die Hausgeſetze beſtimmten Fis 
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beicommiß-Befigers, und gegen den Staat in dem eines 
der privilegirteften Privargues s Inhaber fteht. 

$. 198. Er beftelle ſolchemnach nicht nur die zur Vers 
waltung erforderlihen höheren und niedern Diener und 
Adminiftrationsbehörden nach eigenem: Gefallen, fondern 
es hängt auch die Verwendung der Einkünfte, nach Abs 
jug desjenigen, was die Verwaltungstoften, und Die vers 
möge der bejonderen gutsherrlichen Verhältniffe und ans 
derer Rechtsmittel darauf haftenden Verbindlichkeiten ers 
fordern, von deffen alleiniger Entfchließung ab. | 

$. 199. Der Grundfto des Kof: und Domainen: 
Kammerguts darf weder durch eine nachtheilige Veräußes 
rung noch Verpfändung, oder fonft auf irgend eine Weife 
vermindert; auch dürfen die auf demfelben haftenden 
"Schulden nicht auf das Kammergut Übergetragen werden. 

$. 200. Zu den allgemeinen Landesfteuern 
wird von dem Hofs und DomainensKammers 
gute nah eben dem Verhältniffe beigetragen, 
welhes bei den Domainen der mitdem Ks 
nigreiche vereinigten vormaligen Reihe; und 
Kreisftände Seatt finder. 

$. 201. Sämmtlihe, zur Hofs und Domainenkam⸗ 
mer gehörigen Drte, Weiler und Höfe find dem König: 
reihe vollkommen einverleibt, und haben mit den übris 
gen Beftandtheilen deffelben gleiche Rechte und Verbind« 
lichkeiten. 

Sie entrichten alle directen und indirerten Steuern, 
Acciſe, Zoll und Umgeld an die dazu beftimmten Staats⸗ 
taflen, von welchen dagegen die Hof⸗ und Domainens 
kammer. für die ihr entgehenden Einfünfte aus jenen Kor 
heitsrechten, in ſoweit fie ſich im rechtlichen Genuffe der: 
jelben am 4. Januar 4806 befunden bat, vollftändige 
Entſchaͤdigung erhält. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Kammergute., 


$. 202. Sämmtlihe, zu dem vormaligen herzoglich 
Birtembergifchen Familien : Fideicommiſſe gehörigen, und 
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yon dem Könige neuerworbenen Grundſtacke, Gefaͤlle 
und nutzbaren Rechte bilden, mit Ausnahme des ſoge— 
nannten Hof: und Domainen-Kammerguts, das BniB: 
liche Kammergut. 


‘ 8. 203. Unter die Beftandeheile deffelben gehört na⸗ 
mentlic das Zollvegal, das Recht der Umgeldscrhebung, _ 
das Recht der Taren, das Salpeter s und Bergwerksre—⸗ 
gal, das Frohneccht ꝛc. ze. nach den Beilimmungen der 
bei jedem zu Grunde fliegenden befonderen Rechtstitel, 
und anderer verfaſſungsmaͤßigen Normen. 


Eine Ueberſchreitung dieſer Beſtimmungen kann nur 
auf beſondere Verwilligung der Landſtaͤnde Statt finden. 


ner R 

$. 204. Das Kammergut ift ein Eigenthum des Ed: 
niglihen Hauſes, und geht nach dem Erſtgeburtsrecht 
auf Sen jedesmaligen Kionerben über. Es hafter aber 
auf demfelben die Verbindlichkeit, neben den perjönlihen 
Bedärfniffen des Koͤnigs, als Staatsoberhauptes, und 
der Mitglieder des koͤniglichen Haufes, auch den mit der 
Staatsverwaltung verbundenen Aufwand, ſo weit es 
möglih tt, zu beftreiten; und in fofern hat es zugleich 
die Eigenihaft eines von dem Königreiche — — 
chen Staatsguts. 


$. 205. Für den Aufwand, ‘welchen die perfönfichen 
Beduͤrfniſſe des Königs und der Mitglieder des koͤnigli— 
chen Haufes, und der koͤnigliche Hofſtaat mit feinen ver? 
fchiedenen Zweigen erfordern, wird eine eigene Civil: 
liſte ausgefegt und auf das Kammergut fundirt. 


$. 206 Die Eivillifte zerfällt in zwei Abtheilungen: 


die eine für die Bedärfniffe des Königs und den 
ganzen Hofaufwand, welche theils in Geld, theils in 
Naturalien beſtimmt werden; 


die zweite für die, an die Mitglieder des koͤnigli⸗ 
hen Hauſes abzureichenden Appanagen und Witthume, 
Suftentationds und Nadelgelder, Heirathsguͤter und Auss 
fteuer der Prinzeffinnen. 


Diefe letzteren verändern fih nad den perfönlichen 
Verhaltniſſen des Regentenhauſes, und werden daher, 


- 
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nad) dem jedesmal eintretenden Bebürfniffen auf fo lange, 
als ed der Zweck erfordert, beftimmt. 

Für die erfte Klaffe wird eine noch zu regulirende 
Summe für die Regierungszeit eines jedesmaligen Kös 
nigs ausgefegt. Sollte aber zu Dedung außergewöhns 
licher Bedärfniffe eine wertere Beihuͤlfe noͤthig werden; 
fo ift hierzu eine beſondere Verabſchiedung mit ven Land⸗ 
ſtaͤnden erforderlich. 

Der Betrag der Civilliſte fuͤr den Koͤnig und den 
Hofſtaat wird i Einvierteljaͤhrigen Raten, an die von 
dem Koͤnige zu beſtimmende Verwaltungsſtelle abgegeben. 

Die Zahlungen an die Mitglieder der koͤniglichen Fa— 
milie werden von der Staatskaſſe an ‚die Einzelnen uns 
mittelbar entrichtet. 

$. 207. Das Kammergut ift in Gemahheit der Haus⸗ 
—— in ſeinem weſentlichen Beſtande zu erhalten. 

ußer den in dieſen Geſetzen beſtimmten Faͤllen, wenn 
nämlich zu einer vortheilhaften Erwerbung eine Geldan⸗ 
lehnung, oder zum Wortheile des Ganzen eine Veräußer 
vung oder Austaufchung einzelner minder bedeutender 
Beſtandtheile deffelben, von den verfaffungsmäßigen Ber 
Hörden für zuträglich erachtet wuͤrde, kann ohne Einwils 
kigung der Landftände nichts davon rechtsguͤltig veräußere - 
oder verpfändet werden. 

Wenn aber künftig ein heimfallendes Lehen vom Kös 

nige wieder vergeben wird; fo ſoll dieß nicht, für eine _ 
Veräußerung angefehen werden, 
6. 208. Die Befteurung der zum Kammergute gehoͤ—⸗ 
tigen Domainen, in foweit fie nicht ſchon bisher der 
Steuer unterworfen waren, hängt von den wegen eines 
allgemeinen Steuerfyftems feftzufeßenden Normen ab. 

$. 209; Die Verwaltung des Kammerguts ſteht dem 
Könige zu. Das damit beauftragte Sinanzminifterium, 
welhem in diefer Hinſicht fämmtliche, hieher gehörigen 
Verwaltungsftellen untergeordnet find, iſt für diefen Zweig 
der Staarsverwaltung befonders verantwortlich. 

$. 210. Es wird genau darüber gehalten werden, 
daß die Rechnungen der General; und Sperialkaffen der 


! 
J 
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Ober: Finanztammer zu rechter Zeit geftellt, probirt und 
abgehöret werden. | 


- 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Steuern und der Steuerbewilligung. 
6. 211. Die Bewilligung ordentliher und außerors 


dentlicher, directer oder indirecter Steuern wird den 


- Ständen weder in Friedenss noch in Kriegszeiten ange⸗ 
fonnen werden, wenn nicht die age 
der zu mahenden Ausgaben, die Mnzulaͤnglich— 
feit der Kammercinktänfte und die richtige 
Verwendung der fruͤhern Staatseinnahmen, 
wie fie theils aus dem Kammergute, theild aus den 
ren fih) ergeben haben, nahgemwiefen werden 
ann. | 


$. 212. Dem gemäß hat der Finanzminifter den Haupts 
ausgabe sEtat der Ständeverfammlung zur Prüfung 
vorzulegen, Werden dagegen Zweifel erhoben; fo 
Haben die einzelnen Minifter die Ausgaben für. ihre Mis 
niſterien zu erläutern und zu rechtfertigen. 
5. 213. Sf der HauptausgabesEtat, bei weldhem 
immer auf einen binlänglichen. Vorſchuß-Fond (Kaffens 
vorrach) Bedacht genommen werden muß, von der Ständes 
verfammlung anerfannt; fo hat der Finanzminifter die 
Unzulänglichkeit der Einkünfte vom Kammergute durch 
hinlänglih begründete Etats der fämmtliden Generals 
und Specialverwaltungen der Staatsceinfünfte zu beweifen. 

$. 214. Der Kauptetat wird durch die Etats der 
einzelnen Verwaltungen begründet, welche überall durch 
Documente und Rechnungsauszüge beglaubigte und fo einz 
gerichtet feyn müffen, dag fie durch Entgegenjegung der 
Einnahme, und der dafür gemachten Ausgabe, die reine 
Einnahme oder Ausgabe, in Hinſicht auf die wichtigeren 
einzelnen Etats : Rubriten, foweit cd ausführbar und 
zweckmaͤßig ift, angeben. 

$. 215. Die Etats ſaͤmmtlicher Staats s Berwaltungsr 
ftellen werden nach feftzufegenden Regeln von den fönigs 
lichen Verwaltern jährlich gefertige, gehörig begründen, 


5 
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sınd von einer gemeinfchaftlih aus königlichen und ftänz 
diichen Commiſſarien in gleicher Anzahl zufammengefeßr 
ten, bleibenden Behörde geprüft und berichtigt, die res 
Selmäfige Begründung derfelben aber durch die Unter: 
Schrift von den Mitgliedern der Behörde beglaubigt. 


$. 216. An diefe gemeinfchaftlihe Etats-Commiſſion 
werden von allen General: und Special: Berwaltern pes 
riodifche Berichte eingefendet, weldhe, nad) den Haupts 
fäen der Etats, über die wirklichen, rücftändigen, laus 
fenden und nicht laufenden Einnahmen und Ausgaben, 
= über die Liquidationspoften die gchörige Aufklärung 
geben. 

Diefe Berichte müffen das Mehr oder Weniger im 
Haben und Sollen in Beziehung auf die Zeitabfchnitte, 
über welche ſich die Berichte verbreiten, erläutern. 

$. 217. Diefe Berichte follen fo eingerichtet feyn, 
daß fie von dem Gange der Verwaltung immer eine 
klare Weberfiht geben, und zugleih auf fihere Weife 
die eventuellen Kafjenabfchläffe der Haupt: und Sperial: 
taffen vorbereiten, welche der Ständererfammlung durch 
die gemeinfchaftlihe Etats; Commiffion in jenem Zeitz 
puncte vorgelegt werden müffen, in welchem an diefelbe 
ein neues Steueranfinnen gemadt wird. 

$. 218. Die eventuellen Kaffenabichlüffe begreifen die 
wirklichen Ausgaben und Einnahmen der erften 8 Mo; 
nate des Rechnungsjahrs in fid. 

Ihnen wird cin Verzeihniß derjenigen Einnahmen 
angchängt, welche im Laufe der legten 4 Monate def: 
felben Sahres mit Wahrfcheinlichkeit noch erwartet wer: 
den können. * 

$. 219. Dem vorläufigen Caſſenabſchluſſe der Haupt⸗ 
ftaatscaffe wird ein von drei Mitgliedern des Geheimens 
vathes beglaubigtes Protokoll über den zu jener Zeit 
bei der gedachten Kaffe vorzunehmenden Kaffenfturz beis 
gelegt. \ 

$. 220. Sobald diefer durch die Abihlüffe der Spez 
eialcaffen controlirte vorläufige Rechnungsabſchluß der 
Hauptſtaatscaſſe von der gemeinfchaftlihen Etatscom⸗ 
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miſſſon revidirt, der Staͤndeverſammlung uͤbergeben, und 
von dem Finanzminifter gerechtfertigt worden iſt, kann 
fih die Standeverfammmiung, mit Vorbehalt einer künfz 
tigen genauen Prüfung, der neuen Steucrverwilligung 
nicht entziehen. | 
+. $ 221. Zum Beduͤrfniſſe dieſer genauern Prüfung 

wird die gemeinfchaftlihe Etatscommiljion znerſt und 
fpäteftens 6 Wochen nah Ablauf des. Rechnungsjahrs 
die wirklihen Nedynungsabfchläffe, dann aber, und zwar 
fpäteftens im Laufe des zweiten Jahrs nach dem Schiuffe 
des Rechnungsjahrs, die von der Finanzbehörde bereite 
revidirten Rechnungen fämmtlicher Staatsverwaltungss 
ftellen zur Oberrevifion erhalten, welche dann jede. will: 
kuͤrliche oder unmwillfürlihe Taͤuſchung in den Berichten 
oder Rehnungsabfchläffen aufhebt. 


. 6 292. Die Etatscommiffion geftattet dem ftändifchen 
Vorſtande felbft oder auch denen, welche jener dazu beauf⸗ 
tragt, die Einſicht in ihre Arten, fo wie auch die fänz 
difchen Mitglieder derfelben von der Ständeverfammlung 
oder dem Vorſtande zu Berichten und fonftigen Auftläs 
sungen aufgefordert werden können, und diefer Auffors 
derung pflihtmäßig zu folgen haben. 
6. 223. Alles, was dazu beitragen kann, die Etats - 
begrändeter, die periodifchen Berichte belehrender, die 
Caffenverwaltung fiherer, und die Rechnungen Blarer, 
einfacher und zugleich Äberzeugender zu machen, foll ein 
beſonderer Gegenftand der Amtsthätigkeit der gemeinschaft 
lihen Etatscommiffion feyn. 


$. 224. Die directen und indireceten Steus 
ern werden in der Regel alle Jahr neu ver: 
willigt. 

Steuern für beſondere, erft in einem gewiffen Zeits 
raum erreichbare Zwecke, Finnen jedoch für dielen ganz 
zen Zeitraum verwillige werden, in welchem Falle die 
Steuerentrihtung ohne neue DVerwilligung fortdauert; 
es wäre dann, daß dieſelbe von einer refolutiven Be— 
— abhaͤngig gemacht, und dieſe wirklich eingetreten 
waͤre. 
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6. 225. Die Verwilligung der Steuern darf nicht 
an Bedingungen geknuͤnft werden, welche die Verwens 
dung diefer Steuern nicht unmittelbar betreffen. 


$. 226. Wenn eine Steuer für einen beftimmten 
Zweck mit verwillige worden ift; fo erlöfcht die Verbinds 
dichEeit, diefelbe. abzuliefern, fobald diefer Zweck erreicht 
oder aufgegeben ift. 
Iſt von der. bewilligten Steuer mehr eingegangen, 
- als zu dem verabfhiedeten Zwecke verwendet wurde; fo 
ann der Brtrag bei andern Steuerentrichtungen in Aufs 
rechnung gebracht werden. 


Auf gleiche Weife kann die Verminderung einer bes 
reits verwilligten Steuer in: Antrag gebracht, oder das 
Abgelieferte anderwärts aufgerechnet werden, wenn nach⸗ 
her der Fall eintritt, daß der Siaatsaufwand, fuͤr wels 
hen ſolche Steuer nicht verwilligt wurde, zum Theil 
mit andern ordentlichen oder außerordentlichen Staats; 
einnahmen, tie z. B. der Aufwand für den Kriegsetat 
durch Subfidien beftritten werden kann. 

$. 227. Die in einem Jahre verwilligten Abgaben 
werden, nach dem nämlihen Maßftabe , auch im erften 
Dristel des folgenden Jahres auf Abrechnung der neuen 
Berwilligungen eingezogen. 

6. 238. So wie auf einer Seite die, Staatsgläubiz 
ger vollkommen gefichert, und die als nothwendig aner⸗ 
tannten Staatsausgaben gedeckt werden muͤſſen; fo wird 
auf der andern Seite alles angewendet werden, UM die 
Staatsangehörigen möglihft zu_ erleichtern, und es nad) 
‘und nach dahin zu bringen, daß die Abgaben, und zus 
nächft die indirerten, möglichft gemildert werden. 

5. 229. In Anfehung der Umlage und des Einzugs 
der, nach crfolgter landftändifcher Verwilligung durch den 
tönigl. Geheimenrath auszufhreibenden direeten Steuern, 
fo wie der Beitreibung der Steuerausftände, verbleibt es 
» Hei den Vorfchriften der Communordnung. 

$. 230. Insbeſondere follen diefe Steuern weder in 
den Steuerzetteln, noch in den Abrechnungsbuͤchern, noch 
ſonſt auf irgend eine Weiſe mit den Amts⸗ oder Com⸗ 
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munanlagen vermengt, und die eingehenden Steuergels 
der ſchlechthin zu keinem andern Zwede, ald wozu fie 
fraft der Vermwilligung beftimme find, verwendet werden. 


$. 231. Die auf das Land ausgefchriebenen Steuern 
werden in jedem Oberamte fowohl auf die einzelnen Ges 
meinden, als auf die in feinem Gemeindeverbande ftes 
henden Güterbefißer vertheilt. 2: 

$. 232. Der Einzug der von jeder. Gemeinde abzus 
tragenden Steuerſummen bleibt ausfchließlih den Buͤr⸗ 
germeiftern oder andern von den Drtsmagiftraten verord⸗ 
neten ÖSteuercinbringern überlaffen. Diefe haben die 
eingehenden Gelder an den Oberamtspfleger abzugeben, 
Tr fie ſodann, fammt den an fie unmittelbar zu be: 
zahländen Steuerantheilen der Gutsbefiger, an die alk 
gemeine Steuercaffe einzuliefern hat. 

$. 233. Wenn die auf ein Oberamt kraft der Ver: 
abfchiedung ausgejchrichene Steuerfumme an die allge: 
meine Öteuercaffe eingeliefert ift; fo kann letztere 
auf die etwa bei einzelnen Bürgermeifterämtern oder 
Steuercontribuenten haftenden Ausfiände feinen Ans 
fpruch machen. J 

$. 234. Sowohl den Ortsſteuereinbringern, als den 
Dberamtspflegern wird ausdrädlih zur Pflicht gemadt, 
bei eigener Verantwortlichfeit von den ihrer Verwaltung 
anvertrauten Steuergeldern unter feinem Vorwande an 
jemand anders, als an die verfaffungsmäßig beftimmte 
Steuerkaffe, oder auf eine von derfelben im gefeglichen 
Wege ausgeſtellte Anweififg, irgend eine Zahlung zu 
leiſten. 

$. 235. In Anſehung der zum Einzuge der indirek⸗ 
tcn Steuer zu beftellenden Ober⸗- und Lntereinbringer 
findet eben dasjenige ſtatt, was in Beziehung auf die 
Dbers und Untereinbringer der direeten Steuern durch 
die Verfaſſung feftgejegt ift. 

$. 236. Die höhere Leitung des Einzugs der directen 
und indireeten Steuern ift einer Centralbehörde übertras 
gen. Diefelbe hat die von den Amtsverfammlungen ge: 
troffenen Wahlen dev Steuereinbringer, fo weit fie eis 
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ner Beftätigung bedürfen, zu beftätigen, Accorde zu 
fließen, die Repartition der direeten Steuern zu ents 
werfen, für deren Beitreibung zu forgen, über Steuers 
nachlaͤſſe nach verabichiedeten Grundfägen Anträge zu 
machen, und diefe, fo wie die Steuerrepartition dem 
Sinanzminifterium vorzulegen, das diefelbe dem ftändiz 
ſchen Vorftande mitzutheilen verbunden ift. 


$. 237. Die allgemeine Steuercaffe ſteht unter der. 
Aufſicht und Leitung der Centralfteuerbehörde. 


Dahin Hat fie die monatlichen Eaffenrapporte, fo wie 
die Ausftandsverzeichniffe gedoppelt ausgefertigt zu über: 
geben, wovon das eine Eremplar für die Behörde feldft, 
das andere für den Vorſtand der Ständeverfammlung 
beftimme iſt. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Schuldentilgungscaſſe. 


5. 238. Die Schuldentilgungscaffe wird unter Auf: 
fiht und Leitung einer gemeinfchaftlihen, aus Königlir 
hen und ftändifhen Commiffarien beftchenden Behörde, 
und durch Beamte verwaltet, welche diefe Behörde ges 
meinfchaftlich vorfhläge; jedoch wird der erfte Caſſen⸗ 
beamte ausjchließlid von dem Könige, der zweite Caſſen⸗ 
Beamte aber ausfchließlih von der Ständeverfammlung 
ernannt. 

$. 239. Die der gemäinfhaftlihen Schuldenzahlungss 
saffe in dem Statute vom 6. Juny 1816 angewiejenen 
Fonds bleiben derfelben, und werden auf die allgemeine 
Steuercaffe verfichert. | | 

$. 240. Wenn für zweckdienlich erachtet werden follte 
die Zuflüffe diefer Kaffe auf beftimmte Abgaben und ge 
wife Amtspflegen und Dbereinbringereien zu fundirenz 
fo haben die Einnehmer diefe Abgaben unmittelbar an 
bie Caſſe einzuliefern. - 

$. 241. Diefelbe werden in folhem Falle darauf 
beeidist, an Niemand, als an die Schuldentilgungscaffe, 
oder auf derjelben Anweiſung, ihre Gelder zu liefern, 
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mit der allgemeinen Steuercaſſe aber auf die von der 


Schuldenzahlungscaſſe erhaltenen Quittungen abzurechnen. 


$. 242. Die Vorſteher und Beamten der Schulden: 
silgungscaffe werden bei ihren Beeivigung ausdrücklich 
dazu verpflichtet, das Beſte der Staatsgläubiger. zu wahr 
ren, und bejonders von dein Find; und Schuldentilgungs⸗ 
plane, ſo lange er als Geſet —— in keinem Stuͤcke 
abzuweichen. 


Achtes Kapitel. 
Von den Landſtaͤnden. 


$. 243. Antheil an der Landſtandſchaft des Königs 

reichs haben: 

4) der vormals reihsftändifhe und der rit 
terſchaftliche beguͤterte Adel des Koͤnig— 
reichs, 

2) die proteſtantiſche und tatholiſche Kirche, 

3) die gelehrten Anſtalten des Koͤnigreichs, 

4) die Städte Stuttgart, Tübingen, Lud⸗ 
wigsburg, Ellwangen, ulm, Keildeonn 
und Reutlingen, und 

5) faͤmmtliche Oberamtsbe zirke. 

$. 244. Saͤmmtliche Staͤnde bilden ein Gan— 
zes, welches die geſammten Staatsangehoͤrigen in ihren 
Verhaͤltniſſen zum Staatsoberhaupte vertritt. ‚Sie 
find in diefer Hinſicht berechtiget und verpflichtet, das 
auf die Verfaffung gegründete landftändifhe Mitwirkungs; 
recht bei einzelnen Theilen der Staatsverwaltung aufs 
zuöben, zu Beförderung des Gemeinwohls Bitten und 
Wünfhe dem Könige vorzulegen, gegen DVerleßungen 
ftaarsbürgerliher Rechte nicht nur im Namen des ge: 
fammten Landes, fondern auch ald Fürfprecher einzelner 
Körperfchaften und Staatsbuͤrger Beſchwerde zu führen, 
gegen Staatsdiener, welche fid) verfaffungswidrige Amts: 
handlungen erlauben, das landſtaͤndiſche Klagrecht gels 
tend zu machen, überhaupt zu allım, mas das unzer⸗ 
trennbare Wohl des Koͤnigs und Vaterlandes erfordert, 


Der Entrwurfd. Verf. v. 3. Maͤrz 1817. 223 


mit Rath und That behälflich zu feyn, und alle in der 
Verfaflung liegenden Mittel anzuwenden, um fowohl die 
allgemeinen Landesfreiheiten, ald die Gerechtfame der 
einzelnen Körperfchaften und Staatsangehörigen gegen 
jede Beeinträchtigung ſicher zu jtellen. 


$. 245. So wie die Stände weder ald Geſammtheit, 
noch einzeln, ſich erlauben werden, ihre Unterthangverr 
hältniffe gegen das Staatsoberhaupt außer Augen zu 
fegen; fo wird auch der König von denfelben keinen an: 
dern, als verfaffungsmäßigen Gehorſam verlangen, und 
ſie in freier Ausübung. der ihnen kraft der Verfaſſung 
zuſtehenden Brfugniffe erhalten. 


Drer Freiheit und Unbefangenheit der Tandftändifchen 
Berathſchlagungen wird Er von Feiner Seite zu nahe 
treten laffen. | 


Insbeſondere aber wird er bei Gegenftänden, welche 
die Einwilligung der Landftände erfordern, diefe niemals 
auf einem nicht durch die Verfaffung vorgefchriebenen 
Wege beizubringen fuchen. 


Es werden daher auch in keinem Falle Angelegenheir 
ten, welche vor die Sefammtheit der Stände gehören, 
weder von dem Könige ımd der Regierung, noch von 
den Landftänden und landftändifhen Behörden, an cin: 
zelne Ständeklaffen gebracht, oder die Erklärungen eins 
zelner ftändifcher Mitglieder, Städte oder Oberamtsbe⸗ 
zirke darüber eingefordert werden. | 


.$. 246. Ueber amtlihe Verhandlungen der Stände, 
welhe innerhalb der Gränzen der landftändifhen Ber 
fugniffe liegen, wird der König weder einzelne ftändifche 
Mitglieder, noch ftändifche Officialen zur Rede ſtellen. 


$. 247. Der Geheimerath ift zunächft die verfaſſungs⸗ 
maͤßige Behörde, durch welche fowohl der König feine 
Verordnungen, Anfinnen und Eröffnungen an die Scände 
erlaſſen wird, als auch diefe ihre Erklärungen, Bitten 
und Wuͤnſche an den König zu bringen haben. 


Der Geheimerarh hat diefelben jedesmal dem Könige - 
vorzulegen, wenn er nicht Anjtände dabei finder, welche 
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ihn veranlaffen, vor der Vorlegung an ben Koͤnig, mit 
den Landftänden Ruͤckſprache zu nehmen. = 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feinen, 
auf die Verfaffung gegründeten Berichten und Gutachten 
zu begleiten. 

Nur bei Anläffen, welche ſich nicht auf Geſchaͤfts⸗ 
gegenftände beziehen, jo wie bei Beſchwerden der Stände, 
welche gegen den Geheimenrath felbft gerichtet find, kön: 
nen landitändifhe Schreiben unmittelbar an den König 
‚eingegeben werden, Ä 


$. 248. Zu Unterhaltung des wechfelfeitigen freien 
Verkehrs mit dem Volke fteht den Landftänden das Rede 
der Deffentlichkeie ihrer Verhandlungen, und den. einzel: 
nen Landesabgeordneten der Weg des fchriftlichen Ver⸗ 
kehrs mit den Magiftraten und Amtsverfammlungen of; 
fen, wobei den königlihen Beamten ausdrücklich ar 
u ift, diefen Verkehr durch verfaffungswidrige Ein: 
chreitungen zu erfchweren. 


$. 249. Wenn landftändifchen Mitgliedern und Beam: 
ten, auch den Einbringern der directen und indirerten 
Steuern, fammt allen denjenigen, welche Amtspflegs oder 
Semeindegelder zu verwalten haben, ein ihrer Meinung 
nach verfaffungsmwidriges Anfinnen gemacht werden follte, 
welches fie durch geziemende Vorftellungen bei der Regie; 
rung nicht abzuwenden vermoͤchten; fo haben fie hiervon 
dem Ständevorftande die Anzeige zu machen. 


%. 250. Auch einzelne Staatsbürger können über all: 
scmeine Landesangelegenheiten ihre Anfichten den Stäns 
den vorlegen, und fih mit ihren Bejhwerden in den 
dazu geeigneten Fällen (viertes Capitel, $. 65. 68. 69.), 
unmittelbar an diefelben wenden. . 


$. 251. Eine Verfammlung der Stände kann nur 
- State finden, wenn der König fie hierzu einderuft. 


DOrdentliher Weife gefchieht dieß einmal in je 
dem Sahre. 

$. 252. Die Stände des Königreichs theilen fh in 
zwei Kammern, = 
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6, 253. Die er ſte Kammer befteht aus gewählten 
BVolksvertretern, von welchen wenigftens die Pälfte ein 
fchuldenfreics Vermögen von. 8000 fl. oder darüber bes 
ſitzen muß. — 
In die zweite Kammer gehoͤren: 
4) die Haͤupter der vormals reichsſtaͤndiſchen, fürftlis 
hen und geäflihen Familien, auf deren Beſitzun— 
gen im Königreiche Reiches oder Kreistagsjtinmen 
ruhten; 
2) 13 Mitglieder aus der immatrikulirten Ritterſchaft; 
8) aus beiden Klaffen des Adels alle jene, welche, 
ob fie gleich nicht Häupter einer füritlihen, graͤf— 
lichen oder ritterſchaftlichen Familie jind, dennoch 
eine reine Landrente von 5000 fl. jährlich aus Gi; 
teen in Wirtemberg beziehen; 
4) 6 proteftantiiche Prälaren ; 
5) der Bifhof und 2 katholiſche Geiftliche; 
6) 4 Gelehrte aus der Mitte der gelehrten Anftalten 
des Reichs. | 
- Diejenigen fürftlihen, gräflichen und ritterfchaftlichen 
Gutsbeſitzer, welche in der zweiten Kammer nicht Siß 
und Stimme haben, behalten für die erſte Kammer ak— 
tive und paffive Wahlfähigkeit, die Faͤhigkeit mit zuwaͤh⸗ 
len, und gewaͤhlt zu werden. 
5. 254. Um die Stelle eines Mitgliedes der Stäns 
deverjammlung bekleiden zu tönnen, wird im Allgemeis 
nen erfordert, daß jemand | 
4) ein im Koͤnigreich wohnhafter Staatsbuͤrger ift, und 
2) fih zur chriſtlichen Religion befenne, 
3) daß er weder unter perfönlicher Vormundſchaft | 
ſteht, noch in eine Kriminalunterfuchung verfloche 
ten, noch ihm wegen eines Verbrechens oder Werr 
gehens duch den Ausfpruch einer competenten 
Stelle eine Zuchthaus- oder Feftungsitrafe, over 
Dienftentlaffung zuerfannt worden ift. Ä 
$. 255. Wirtemberger, welche mit Vorbehalt ihres 
Staatsbürgerrechts. außer dem Königreiche gewohnt har 
‘ Dritter Band, 15 


226 Wirtemberg. 


ben, und wieder zuruͤckkehren, können nur nah Verfluß 
Eines Jahres von ihrer Nädkehr an, Mitglieder der 
Ständeverjammlung werden. 0 

Eben fo müffen auch adelihe Gutsbefißer, welche im 
Königreiche begütert find, das volle Staatsbuͤrgerrecht 
aber in einem andern Staate hatten, wenn fie in das 
Wirtembergifhe aufgenommen werden, Ein Jahr im Kös 
nigreiche gewohnt haben, ehe fie Mitglieder der Stände? 
verfammlung werden fünnen. 

$. 256. Was die Mitglieder der zweiten Kammer 
aus dem vormals reichsftändifchen und dem ritterfchaft: 
lichen Adel anlangt; jo kann 

4) nur ein männlicher Beſitztr eines in die landſtaͤn⸗ 
difhe Matrikel aufgenommenen fürftlihen, gräfz 
lichen oder adelichen Guts, in fofern er ald Staats⸗ 
böärger den Huldigungseid abgelegt, und die Voll: 
jährigfeit erreicht hat, das darauf haftende Recht 
der Landitandichaft ausüben. 

2) Bei denjenigen adelichen Gütern, welche an Nichts 
adeliche veräußert werden, ruht die Stimme, big 
ein Adelicher das Gut an fi bringt. 

8) Durch die Erkennung einer Debit ; Commiffion 

wird der Inhaber einer zur Landftandfchaft berechs 
tigenden Befisung von der Stimmführung nicht 
ausgefchloffen, wenn ihm eine Competenz von wer 
nigftens 2000 Gulden ausgefegt werden kann. 

4) Sollte der Beſitzer wegen perfönlicher Mängel zur 
un unfähig feynz; fo ruht das Stimm⸗ 
recht. Ä Ä 

$. 257. Die ans der immatriculirten Ritterfchaft zu 
wählenden 13 Mitglieder der zweiten Kammer werden 
zum erfienmal von der geſammten immatrienlirten Ritz 
serfchaft, duch abfolute Stimmenmehrheit, anf Lebens⸗ 
zeit gewählt, in der Zukunft aber von der Kammer felbft, 
aus der Mitte der immatrieulirten Nitterfchaft, ebenfalls 
durch abfolute Stimmenmehrheit ergänzt. 

9. 258. Bon der proteftantifchen Geiftlichkeit find 6 

Generals Superinsendenten,. von der. katholiſchen aber 
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ber Bifhof, umd ein von dem Domkapitel aus feiner 
Mitte, und ein von demjelben aus der Mitte der Eus 
rat; Seiftlichkeit, auf Lebenszeit zu wählendes Mitglied, 
‚zu Sis und Stimme in der Ständeverfammlung bes 
rechtiget. er Ä 

$. 259. Als Gelehrte, von den gelchrten Anftalten 
des Königreichs, erfcheinen in der zweiten Kammer: 


von der Univerſitaͤt zu Tübingen, der jeweilige Kanz⸗ 

‚ler derjelben; | 
Sodann werden . zur erftien Ständeverfammlung von der 
Univerfirät Tübingen gewählt und abgeordnet: - 

Ein Staats⸗Rechtsgelehrter, 

Ein Arzt, welcher entweder Beifiger des Collegii 
medici,. oder doch mit Medicinal ; Bifitationen 
beauftragt ift, umd Ä 

Ein ae vom Fache der Staatswirth: 
haft. Ä | 


Für die Zukunft wählt die zweite Kammer ſelbſt, 
anter Beruͤckſichtigung jener Eigenfchaften, durch abfor 
Iute Stimmenmehrheit, die 3 Mitglieder aus der 
Mitte der gelehrten Anftalten des König: 
reich s. Tee 
$. 260. In den Fällen, wo die zweite Kammer fich 

buch Wahl ſelbſt ergänzt, (ſ. 9. 257 und 259) hat 
dieſelbe dem Könige drei Perfonen vorzufchlagen, von 
welchen diefer Eine auf. Lebenszeit ernennt. — 
6. 2%61. Jede Stadt, welche ein beſonderes Lands 
ſtandsrecht hat, und jeder Oberamtsbezirk dts Königs 
‘reiche, Hat Für die erfte Kammer der Landesverfamms; 
fung einen Abgeoröneten und einen weitern Stellverttes 
ter zu wählen. - 

5. 262. Hm die Wahl eines Abgeordneten zu der 
erfien Kammer in den dazu berechrigten Städten und 
‚in den Oberamtsbezirken vorzunehmen, werden befondere 
Wahlcollegien gebildet. Won den Oberamtsbezirken vers 
einigen fih je zwei miteinander, um 


a) zwei Abgeordnete, wovon der Eine nothwendig 
446* 
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ein Vermoͤgen von 8000 fl. oder daruͤber Haben 
muß, und 


b) zwei Stellvertreter, welche gleiche Eigenſchaften 
mit den durch fie vertretenden Abgeordneten has 
ben muͤſſen, 

gemeinfhaftlih zu wählen. ’ 
Iſt die Zahl der Wahlcollegien ungleich; fo hat das 
einzeln mwählende Collegium fowohl den Abgeordneten, 
als deſſen Vertreter aus der Klaffe derjenigen, welde 
wenigſtens 8000 fl. Vermögen befigen, zu nehmen. 


$. 263. In jeder zu Abordnung eines Mitglieds in 
die erfie Kammer berechtigten Stade wird je auf 200 
Einwohner ein Wahlmann ernannt. | 

Sin den Oberamtsbezirfen wird das Wahlcollegium 
von Abgeordneten der einzelnen Gemeinden zuſammenge— 
feßt, wozu die Oberamtsfiadt 6, jeder Amtsort von 
mehr als 600 Einwohnern 3, jeder von 400 bis 600 
‚Einwohnern 2, und jede für fih beftehende Gemeinde 
mit einer geringeren Bevölkerung, 1 Wahlmann abordnet. 

Städte, welche eigene Wahlcollegien bilden, koͤnnen 
nicht wie andere Oberamtsftädte, an der Beſtellung des 
Wahlcollegiums für den Oberamtsbezirk, zu dem fie ges 
hören, Antheil nehmen. . 


$. 264. Das Recht, bei der Wahl eines Mitglieds 
des Wahlcollegiums eine Stimme zu geben, haben alle, 
an einem Ort ale Bürger angefeffene, oder ein. öffentlis 
ches Amt befleidende männlichen Drtseinwohner, welde 
das 25fte Jahr zurückgelegt haben, und unter Feiner 
Bevormundung ftchen, fie mögen dem Adel:, Bär 
gers oder Bauernftande gehören. 

Nur diejenigen, welche in der zweiten Kammer als 
edelihe Gutsbeſitzer Sis und Stimme. haben, find das 
von ausgefchloffen. 


$. 265. Um zu der Stelle eines Wahlmanns wähl: 
bar zu fepn, wird außer den, im nächftvorgehenden 
Artikel bezeichneten Eigenichaften, noch erfordert, daß 
der zu wählende ſich zu eines der drei ehriſtlichen Con 
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fefjionen befenne, an der Staatsſteuer wenigftens 15 fl. 
jaͤhrlich beitrage, und eben das Prädicat der Unbefchols 
senheit habe, welches bei einem Magiftrarsgliede voraus; 
geſetzt wird. 


$. 266. Die zu Beſetzung der Wahl -Collegien vor; 
we Wahlen gefhehen in jedem Drte unter der 
eitung des erften Ortsvorſtehers, und mit Beisichung 
desjenigen Actuars, der bei den Magiftratsfigungen dicfe 
Stelle verficht. | 


Die Wahlcollegien werden für jede zu einer neuen, 
Sandesverfammlung vorzunehmende Wahl erneuert. 


$. 267. Innerhalb 8 Tagen, nahdem die Wahlcofs 
legien der zu einer gemeinfchaftlichen Volksvertreterswahl 
vereinten Oberamtsbezirke beftelft find, hat der eine der 
benjelben vorgefeßten Dberbeamten, weldhe hierin mits 
einander abzuwechfeln haben, die Mitglieder beider Wahl: 
solkgien zufammen zu berufen. . Unter deſſen Vorſitze 
und in Gegenwart zweier als Urfundsperfonen beizuzies 
henden Magiftratsperfonen aus dem Orte, wo die Zus 
fammenfunft Statt finder, it fodann die Wahl der bea 
fiimmten 2 Abgeordneten und ihrer Stellvertreter, nad) 
einander, durch Einfammlung der von jedem Wahlmanne 
verfchloffen zu  übergebenden Wahlzettel, dergeftalt zu 
veranftalten, daß erft nach der Eröffnung der Wahlzerteh 
für den eriten Abgeordneten, und nah Belanntmahung 
der gewählten Perfon, zur Wahl der zweiten, und fo, 
‚fort zu der der Stellvertreter, nad einander geſchritten 


wird. 


Das Protocoll iſt durch den im Orte der Zufammenz 
ed angeftellten Stadt: oder Central: Amesfchreiber zu 
hren. 
$. 268. Bon der Stelle eines Mitglieds der erften 
Kammer find ausgefchloffen: 
. 4) alle diejenigen, denen die allgemeinen Erforderniſſe 
eines Mitgliedes der Ständeverfammlung abgehen ; 
2) die in der zweiten Kammer Sig und Stimme has 
benden adelihen Gutsbeſitzer; | 
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3) die königlichen Ober: und Cameralbeam— 
ten; | | 

4) die im activen Dienft angeftellten Milir 
tärperfonen; ; 

5) die Übrigen Staats: und Kirchendiener, in ſofern 
fie nicht einen tüchtigen Amtsverwefer auf ihre 
Koften aufitellen; 

- 6) diejenigen, denen eine verfchuldete Zahlungsunvers 
mögenheit zur Laft fällt, oder gegen weldhe ein 
Sant anhängig ift, oder denen fonft ein Vorwurf 
enigegen ſteht, der zu Bekleidung einer Magir 
ſtratsſtelle unfähig macht. | 


Außerdem wird zu Bekleidung einer ſolchen Stelle 
erfordert, daß der Abgeordnete das Zofte Jahr feines 

Alters zuruͤckgelegt hat, und feit 40 Jahren Wirtem⸗ 
bergifcher Staatsbürger ift. 


$. 269. Wird einem -Voltsabgeordneten, nachdem er 
als unbedienfter gewählt worden iſt, eine der im vorher⸗ 
gehenden Artikel genannten-Stellen Übertragen; fo kann 
derfelbe neben leßterer die Abgeordnetenftelle in der er⸗ 
ften Sammer nicht beibehalten. Bei einer neuen Wahl" 
iſt er jedod in den dazu geeigneten Fällen wählbar. 


$. 270. Werden Vater. und Sohn zugleich gewählt ; | 
fo wird, wenn der Vater nicht aus eigener Entſchließung 
zuruͤcktritt, der Sphn durch denfelben ausgeichloffen, 


2". $. 274. Die dem Wahlgefchäfte, zu deffen Deurkunz 
dung und zu Führung des Protocolls, anwohnenden Perz 
ſonen können zwar nicht ‚für die Staͤdte oder Dberamtss 
bezirke, auf welche ſich dieſes Geſchaͤft bezieht, gewaͤhlt 
werden; fie find aber, wenn fie ſonſt die nöthigen Eis 
senichaften haben, für jede andere, zu Abordnung eines 
Volkvertreters berechtigte Stadt oder Oberamtsbezirk 
wählbar. 2 

$. 272. Ob die Wahlmänner ihre Stimme einem- 
für die Stelle fih eignenden Einwohner der Städte oder 
Oberamtsbezirke, für melde ein Abgeordneter gewählt 
wird, oder einem anderswo im Königreiche wohnenden 


v 
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Staatsbuͤrger mit den erforderlichen Eigenſchaften, geben 
wollen, haͤngt gaͤnzlich von ihrem Vertrauen ab. 


$. 273. Iſt Jemand von mehreren Städten oder 
Oberamtsbezirken gewaͤhlt worden; ſo kann er nur fuͤr 
eine einzige Stelle die auf ihn gefallene Wahl annehmen. 


$. 274. Bei der Wahl eines Abgeordneten oder feis 
nes Stellvertreters enticheidet die relative Stimmenmehr: 
heit, umd unter mehreren, melde gleihe Stimmen har 
ben, daß Loos, wenn anders nicht im letztern Falle die 
Stelle Einem von denfelben, durch den freiwilligen Zu: 
ruͤcktritt der übrigen, verbleibt. | 


Iſt die Wahl auf einen Untuͤchtigen gefallen, oder 
nimmt der Gewaͤhlte die Stelle nicht an, oder kommt 
dieſe in der Folge in Erledigung; ſo tritt zunaͤchſt der 
erwaͤhlte Stellvertreter ein. ‚Bei dem Abgange des letz⸗ 
teren aber iſt eine neue Wahl. vorzunehmen, ohne daß 
eine Erneuerung des Wahl; Eollegiums nöthig wäre. 


$. 275. Kein’ Mitglied der Ständederfammlung kann 
feine Stimme einem andern aus der Verfammlung über: 
tragen, oder fonft jemand zur Ansäbung feines Stimm: 
— bevollmaͤchtigen. > 


6. 276. Die Mitglieder der Ständeverfammlung le; 
gitimiren ſich vor Eröffnung derfelben: bei einer hierzu . 
beſonders niedergefeßten koͤniglichen Commillton, welche 
jedesmal auch den Ständevorftand beiguziehen hat. Die 
zu eigner Stimmführung Berechtigten haben biebei die 
an fie erlafienen Einberufungsfchreiben, die gewählten 
Stimmberechtigten aber die ihre Wahl erweifenden Ur⸗ 
funden vorzulegen. | . 

Die Legitimation der etwa fpäter eintretenden Mitk 
glieder gefchieht bei der Verfammlung felbft, In beiden 
Bällen ift das Refultat dem koͤniglichen Geheimenrathe 
vorzulegen. Ergibt ſich bei einem ein Anſtand; ſo ruht 
die Stimme deffelben, bis die Entſcheidung erfolgt iſt. 


$. 277. Sämmtliche, zu Folge. der Einberufung vers 
ſchienenen, Mitglieder der Ständeverfammlung haben das 
Rede und die Verpflichtung, jeder Sitzung anzuwohnen, 
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in Verhinderungafaͤllen haben fie: ſich bei dem Vorſtande 
der Kammer zu entſchuidigen. | in: 


Findet cin Mitglied fich veranlaßt, den Ort der Vers 
ſammlung auf einige. Zeit zu, verlaffen: fo liegt ihm ob, 
die Bewilligung des Vorſtands der Kammer darüber ein⸗ 

holen, welcher bei einer laͤnger als 8 Tage dauernden 

rlaubszeit die Sache bei der Verſammlung in Vortrag 
- zu bringen hat, Dauert die Ahwefenheit-über 44 Tages 
> ift aud dem Geheimenrathe davon die Anzeige zu 
machen. \ | 


$. 278. In den Sitzungen der beiden Kammern bef 
obachten die einzelnen Mitglieder ‚die Ordnung des na? 
türlichen Alters, xX 


9 279. Der Vorſtand der Ständeverfammlung ber 
ficht aus dem Landmarfchalle, dem Landmarfchall : Amtss 
a dem Landſchaftsdirector und deffen - Amtsvers 
- wefer. Ä — — 

Die beiden erſteren bilden zugleich den beſonderen 
Vorſtand der Adelskammer, und die zwei letzteren 
ben der Kammer der Boltsabgeordneten, und neh— 
men die erften Pläge in den Sigungen ein. 


Jede Kammer wählt für jede der beiden Stellen des 
Vorſtands, mittelſt geheimen Stimmgebens, drei Mit⸗ 
glieder, aus denen der König Eines, und zwar deu Lands 
marſchall auf Lebenszeit, die andern aber auf die Dauer 
einer Landesverfammlung ernennt. | 


Bei diefen Wahlen der beiden Kammern entfcheidet 
Kur die abfolute Stimmenmehrheit, und wenn bei der 
erſten Abſtimmung feine folche Mehrheit ſich ergibt; fo 
muß die Stimmenfammlung erneuert werden. 


9.280. Der Landmarfchall und der Landfchaftsdirers 
tor haben die Zeit der Sigungen, jeder in feiner Kam— 
wer zu beftimmen, ſolche zu eröffnen und zu fchließen, 
den Gang der Verhandlungen zu leiten, und dafıır zu 
forgen, daß immer die dringendften und wichtigften Gez 
genftände zuerft zum Vortrag und zur Abftimmung ges 
draht werden. * nee Se 
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Ihnen liegt uͤberdieß ob, die Ordnung im Innern 
ihrer Kamm. ern zu handhaben, und jede Verlegung ders 
felben zur Rüge zu bringen. 


Sie haben in den Sigungen auf den Gang der Vers 
Handlungen ihre Aufmertfamkeit zu rihten, durch Ber 
flimmung und Fefthaltung des Punctes, worauf es bei 
jeder Verhandlung vorzäglid ankommt, den Gang ders 
ſelben zu leiten, und alle Abjchweifungen zu verhüten, 
die Fragen, über welche abzuftimmen ift, in umfaffende, 
jedoch. möglichtt einfache und beftimmte, Säge zu brins 
gen, und die Stimmen. zu ſammeln. 


In Berhinderungsfällen werden fie durch die Amts— 
verweſer vertreten, und wollen jene diefen einzelne Theile 
ihrer Amtsverrihtung Übertragen, fo haben letztere fols 
«he unweigerlich zu übernehmen. , 


$. 281. Die den Ständevorftand in den beiden Kam⸗ 
mern bildenden Ständemitglieder haben der Ständeverz 
fammlung mittels eines, bei den Acten zu verwahrens 
den, Reverfes, nad einem noch feftzufeßenden Formulare, 
einen befondern Amtseid abzulegen. 


„ $. 282. Wenn eine neue allgemeine Ständeverfamms 
fung einberufen wird; fo hat, wenn der auf Lebenszeit 
ernannte Landmarſchall, oder der Landfchaftsdireetor ins 
zwifchen abgegangen ſeyn follte, der in der naͤchſt vors 
hergegangenen Verfammlung ernannte Amtsverwefer des 
Landmarjchalls oder des Landfchaftdirecrtors, oder wen 
derfelbe niche Mitglied der neuen Verſammlung ſeyn 
follte, der dem natärlihen Alter nad Aeltefte in jeder 
Kammer, diefe Stelle einftweilen bis zur neuen Beftels 
Jung der Vorſteher, welche gleih nah Eröffnung der 
neuen Verfammlung eingeleitet und vorgenommen wers 
den foll, zu verfehen. 


$. 283. Die Mitglieder der Ständeverfammlung 
find für die innerhalb der Grenzen der landftändifchen 
Befugniffe gehaltenen Vorträge und gegebenen Abdftims 
mungen nicht verantwortlich. Auch kann für die gewähls 
ten Abgeordneten Feine Inſtructjon Statt finden. 


’ 
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$. 284. Werden in einer Kammer die Geſetze des 
Anſtands oder der innern Polizey, oder die für die Ges 
fchäftsführung ertheilten Vorſchriften verlegt; fo ift der 
darin. leitende Vorſteher nicht nur berechtiget, fondern 
auch bei cigener Verantwortlichkeit dazu verpflichtet, auf 
die Ordnung zu verweilen, und in bedeutenderen Fällen 
die Meinung der Kammer darüber einzuholen. 

Jedes Mitglied kann, wenn ihm eine folhe Verleger 
zung als ruͤgbar auffällt, nicht nur den Vorſtand der 
Kammer darauf aufmerffam machen, fondern auch. eine 
befondere Abftimmung darüber verlangen. 

9. 285. Die Kammer: kann in folhen. Fällen ihre 
Mißbilligung ausdrücken, Verweiſe geben, oder auch 
Widerruf verlangen. 

Würde eine folhe Ruͤge nah dem Grade der Ueber⸗ 
tretung nicht fuͤr hinreichend zu erachten ſeyn, oder wuͤrde 
das Mitglied in den Schluß der Kammet ſich nicht fuͤ⸗ 
gen; ſo hat dieſe gegen denſelben bei dem dazu geeigne⸗ | 
ten Serichtshofe Klage zu erheben. | 

Letzteres kann auch von Seite der Regierungsbehörde 
sefchehen, wenn fie, durd eine Anzeige der Stände, 
oder auf anderen Wegen, von einem folchen Vorgange 
Hlaubwärdige Nachricht erhält. 

$. 286. Jeder der beiden Kammern fteht frei, zu 
Vorbereitung der Berathſchlagungen befondere Commifs 
fionen aus ihrer Mitte zu ernennen, und die von diefen 
zu beobachtende Geſchaͤftsbehandlung zn beftimmen. 

9.287. Die Sißungen der beiden Kammern 
find Öffentlid, und der Zutritt ift Jedem 9& 
ſtattet; die Zuhörer aber, die ein Zeichen des Beifalls 
oder des Mipfallens geben, werden unverzüglich entfernt. 


$. 288. Jedes Mitglied ift berechtiget, auf Entfer: 
nung der Zuhörer anzutragen, wenn zes einen Vortrag 
in geheimer Sitzung mahen will. Es- muß: jedody nicht 
nur ein ſolcher Antrag von einem andern. Mitgliede, 
welchem der Vortragende die Urfache entdeckt hat, uns 
gerflüst werden, jondern es ift auch, fobald die Zuhoͤ— 
se ſich entfernt haben, nach Eröffnung des Inhalts, in 
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der Verſammlung darüber abzuftimmen, ob fih der Ge⸗ 
genſtand fuͤr eine geheime Sitzung eigne. 

$. 289. Zu Faſſung eines Schluſſes iſt die Anweſen⸗ 
beit von wenigſtens zwei Drittheilen der einberufenen 
Mitglieder erforderlich. 


§. 290. Wer einen Gegenſtand zum Vortrage brin⸗ 
gen will, wozu jedes Mitglied berechtigt iſt, hat denſel⸗ 
Gen in einer Sigung anzuzeigen, worauf das Noͤthige 
in das Tagebuch eingetragen, und ein Tag zum Vor— 
sage beftimmt wird. 


Die königlichen Anträge werden: in der erften Sigung 
nad ihrem Einlangen vertagt. ° 


$. 294. Wenn Geſetzesentwuͤrfe, oder landſtaͤndiſche 
Beſchwerden oder Verwilligungen in Vortrag kommen; 
fo muß der Gegenſtand in der Regel in 3 oder 4 ver— 
ſchiedenen, durch Zwifchenräume von menigftens 4 Tagen _ 
getrennten, Sißungen verhandelt werden.” 

In der erften Sitzung legt der, welcher den Antrag 
made, feine Anficht. vor, und es wird nach vorheriger 
——— daruͤber ein Schluß gefaßt, ob die Sache an 
eine Commiſſion verwieſen, oder ohne ſolche in der vol— 
len Sitzung erledigt werden ſoll. 


In der zweiten Sitzung wird im erſten Falle der 
Bericht der Commiſſion vorgetragen, im zweiten Falle 
aber, wenn naͤmlich die Sache nicht an eine Com— 
mifjion verwiefen worden, eröffnet fih die eigentliche 
Verhandlung, nah welcher über die Annahme oder 
Nichtannahme des Antrags abgeftimmt wird; Letzteres 
geſchieht bei Segenftänden der erſten Art in einer dritten 
Sigung. In der vierten, oder bezichungsweife der 
dritten aber wird. die nach dem Schluffe der dritten oder 
zweiten. entworfene Ausfertigung vorgelege und darüber 
“abgeftimmt, 

Nur der, welcher den Antrag macht, und die Be 
richterſtatter find zu Verleſung ſchriftlicher Vorträge bes 
rechtigt. Den übrigen Mitgliedern ift zwar freigeftellt, 
ihre Meinung darüber ausführlich zu dußern, ſie haben 
ih aber auf mündliche Vortraͤge zu beſchraͤnken. 


J 
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&. 29%. Nur wenn drei Viertheile der. Anweſenden 
dafür fiimmen, kann ein Segenftand für fo dringend 
oder fo unbedeutend erklärt werden, daß von der vorges 
fchriebenen Berathſchlagung in drei oder vier verfchiedes 
nen Sitzungen abgegangen wird. 


G. 293. Bei der Abftimmung ift der Antrag ſammt 
den, bei der Berathfchlagung in Vorwurf gekommenen, 
Zufägen in einzelne einfahe Fragen aufzulöfen, fo daß 
jeder Abjtimmende fi auf Bejahung oder Verneinung 
der feftgefegten Fragen zu befchränfen hat. Jedes Mits 
glied kann verlangen, daß eine zufammengefegte Frage 
in einfache zertheilt werde. 

$. 294. Wenn die Stimmen ceingefammelt werden, 
wobei die Zuhörer abzutreten haben; fo erheben ſich zus 
erft die Bejahenden, und, wenn diefe abgezähle find, 
die verneinenden Votanten, welche legtere gleichfalls ab; 
gezählt werden. 
Im Protocolle wird nur die Zahl, nicht der Name 
der für Bejahung oder Verneinung abftimmenden Mits 
glieder bemerkt. Seder Einzelne aber. hat das Recht, 
. eine fohriftlihe Verwahrung gegen den Befchluß zu den 
Acten zu geben. ' Im Fall einer Stimmengleihheit hat 
der Vorſteher in jeder Kammer eine entfheidende Stimme. 


6. 295. Wo das Abftimmen duch einfache. Bejahung 
oder Verneinung der feftgefegten Frage nicht Statt fins 
det, was namentlich bei Wahlen durch geheimes Stimm; 
Sehen der Fall it, wird die Ordnung im Abfkimmen 
durd die Ordnung im Sigen beftimmt, 

Wenn zu irgend ciner Beftinmung mehrere Indivi— 
dien gewählte werden follen; fo ift die Wahl nicht auf 
Einmal, fondern nacheinander vorzunehmen, fo daß erſt, 
wenn die Wahl der. erften vollendet, und die gewählte 
Perſon bekannt gemacht worden ift, zur Wahl der zweis 
een und ſofort der. dritten und weiteren Perfonen ges 
Schritten werden darf. | 

$. 296. Ordentlicher Weife ift zu. einem Schluffe in 
einer der beiden Kammern relative Stimmenmehrheit 
Hinveichend,, wenn anders nicht die Art der Abftimmung 


» 
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ſchon an ſich eine abſolute Stimmenmehrheit bewirkt, 
oder für einzelne Gegenſtande ein beſonderes Verhaltniß 
beſtimmt iſt. Letzteres iſt namentlich der Fall, wenn 
von Abaͤnderung irgend eines Punkts der Verfaſſung 
die Frage entſteht, wozu nothwendig nicht nur das Eins 
verftändniß beider Kammern, jondern auch in jeder Kants 
mer die Beiſtimmung von wenigſtens drei Vierthei— 
len fämmtlicher dazu gehörigen Mitglieder erforders 
Sich. ift, 

$. 297. Von der Ständeverfammlung kann nichts 
an den König gebracht, noch von diejem fanctionirt wer⸗ 
den, worüber nicht beide Kammern mit einander eins 
verſtanden find. Insbeſondere kann weder ein neues 
Geſetz gegeben, noch cin verfaffungsmäßig bejtchendes 
aufgehoben werden, ohne daß beyde Kammern dazu eins 
gewillige Haben. - 


$. 298. In Beziehung auf Steuer Verwilligungen 

kann von der zweiten Kammer nicht cher ein Schluß 
gefaßt werden, als bis deshalb von der eriten Kammer 
ein. Antrag an fie gelangt iſt. Können fich beide Kam 
mern. nachdem die zu verwilligende Steuerfumme mit 
heiderfeitigem Einverftändniffe feſtgeſetzt worden iſt, über 
die Art, wie diefe aufzubringen fey, nicht vereinigen, 
nnd follten dieſelben in foihem Falle nicht vorzichen, 
hierin auf den ganz unpartheiifchen Ausſpruch der Res 
gierungsbehörde zu sompromitiiren; fo verbleibt es, bis 
eine Webereintunft auf andere Weife ausgemittelt wird; 
dei dem im letzten Etatsjahre beftandenen Verhältniffe 
zwiſchen den verfchiedenen Befteurungsarten. 


$..299. Die weiteren Beftimmungen in Betreff der 
 Gefchäfts: Behandlung und KollegialsEinrihtung, der — 
innern Polizei, und der Verrichtungen und Gefchäftss 
verhaͤltniſſe des Ständevorftands, der einzelnen ſtaͤndi⸗ 
fhen Mitglieder und der Beamten, bleiben den Land 
ftänden unter Ruͤckſichtnehmung auf die in der Verfaffung 
aufgeftellten Grundſaͤtze überlaffen. 


$. 300. Die Minifter find berechtiget, allen Vers 
Handlungen der beiden Kammern, , fie mögen Öffentlich 
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oder geheim ſeyn, anzuwohnen, und an den Berath⸗ 
Ichlagungen Antheil zu nehmen. Sie können aud) nad 
Erforderniß einen oder mehrere Vorſtaͤnde oder Räthe 
mit ſich bringen, oder in ihrem Namen abordnen. Nur 
von den Sitzungen der ftändifchen Commiſſionen find fie 
ausgefchloffen. 

$. 301. Alles, was in Beziehung auf wechfelfeitige 
Verhandlungen zwifhen der Regierung- und den Stan: 
den, theils von Seite der letzteren an den König, theils 
von diefem an die Stände gelangt, iſt ſchriftlich abzus 
faffen. BE 

$. 302. Perfinlihe Abordnungen fönnen von Seite 
der Stände weder angenommen noch verfügt werden, 
als von dem Könige, und an den König oder an den 
Kronprinzen, an beide aber nur auf vorher erhaltene 
befongere Erlaubniß des Königs. | 

$. 303. Wenn der König die Ständeverfammlung 
vertagt oder entlaͤßt; fo hat feine weitere Sigung oder 
gemeinfchaftlihe Berathung flatt. | | 

Iſt mit der Entlaffung zugleich cine außerordentliche 
Auflöfung der erfien Kammer verbunden; jo wird ‚cine 
neue Deputirtenwahl dergeftalt angeordnet, daß der Be; 
fiimmung des $. 251 diejes Kapitels, wonach ordentlis 
der Weife einmal in einem Jahre der Landtag zufam 

menberufen wird, Genüge geſchehe. 


$. 304. Die erſte Kammer der Ständeverfammlung 
muß nach fechs Zahren ihrer Dauer, wenn fie nicht vom 
Könige fruͤher aufgeloͤſt wird, ‚ganz ernenert werden. 
Die Austretenden können jedoch, ſowohl in diefem Falle, 
als auch wenn die erfte Kammer außerordentlicher Weile 
durch den König aufgelöft wird, gleichbald wieder gewählt 
werden, wenn fie nicht der hierzu erforderlichen Faͤhig⸗ 
teiten auf irgend eine Weife verluftig geworden find. 


$. 305. Wird mit gemeinfhaftlihem Einverftändniffe 
des Königs und der Stände für zweckdienlich erachtet, 
die Vorbereitung oder Erledigung einzelner Gegenftände 
während der Vertagung, oder nad) Entlaffung einer all: 
gemeinen Landesverſammlung, einem außerordentlichen 
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Ausſchuſſe zu übertragen; fo beruht die Organifationdef- 
felben auf bejonderer Verabſchiedung. 


6. 306. Der Landmarfhall und deffen Amtsverwez 
fer, der Landfchaftsdirertor und der Vicedirector find als 
ein für fi beftchendes Collegium auch außer der Zeit 
der allgemeinen Berfammlungen, ſelbſt im Falle einer 
ordentlichen oder auferordentlihen Anflöfung der erften 
Kammer der Ständeverfammlung, bis zur Eröffnung 
der neuen, in ununterbrochener Thaͤtigkeit. Allen ihren 
Sitzungen außer der Zeit der Berfammlung wohnen die 
Confulenten bei, und haben darin cine berathende 
Stimme. Auch ift diefer Vorſtand berechtigt, andere 
ſtaͤndiſche Beamte beizuziehen. 


Was die Verfaſſung in Beziehung auf die Verhälts 
niffe der Stände gegen den König und die Föniglichen 
Behörden, gegen die Gemeinden und Amtskoͤrperſchaften, 
‚and gegen einzelne Staatsangehoͤrigen feitfegt, findet 
insbejondere auch bei dieſem Collegium ftatt. 


$. 307. Der Ständevorftand, in fofern er die abwe; 

-fenden Stände vertritt, iſt berechtigt und verpflichtet 

4) den Gang der Staatsverwahtung zu beobachten, 
und von allem, was fir die Stände von befonde; 
rem a. ift, die Abweſenden in Kenntniß zu 


2) minder wichtige, theils die innere landſtaͤndiſche 
Polizei und Oekonomie betreffende, theils blos 
vorbereitende, oder die Vollziehung landſtaͤndiſcher 
Beſchluͤſſe bezweckende Geſchaͤfte zu beſorgen; 


3) in Beziehung auf die Verwaltung der Staatskaſ⸗ 
fen die den Ständen durch die Verfaffung einge; 
räumten Rechte auszuüben; 

4) In dringenden Fällen: Vorftellungen und Verwah⸗ 
rungen bei der hoͤchſten ERMNNENE einzu; 
‚reihen; N 

5) fo oft die Umftände es erfordern, den König um 
Einberufung einer — Standevere 
——— zu bitten 
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6) die für die Staͤndeverſammlungen ſich eignenden 
Sefchäftsgegenftände, namentlich die Erdrterungen 
von Geſetzesentwuͤrfen, für die Fünftige Bera— 
thung vorzubereiten; wu 
7) über das gefammte Perfonale der landftändifchen 
Beamten und niederen Diener, fo wie über die 
denfelben anvertrauten Amtsverrichtungen die Aufs 
ficht zu tragen, für die Gefchäfte der in der Zwi⸗ 
ſchenzeit abgehenden Diener Amtsverweſer zu bes 
ſtellen, auch ungetreue oder ſonſt ſich vergehende 
Diener in den ſich hierzu eignenden Faͤllen den 
Gerichten zu uͤbergeben, und ihnen einſtweilen, 
jedoch ohne Gehaltsverluſt die Geſchaͤfte abzu⸗ 
nehmen. 
$. 308. Dagegen darf derſelbe ſich weder auf. Ger 
feßgebungsanträge, nody auf Steuervermilligungen, noch 
auf Schuldenuͤbernahmen, noch auf Militaͤraushebungen, 
noch fonft auf irgend einen Gegenftand, welder cine 
Verabfhiedung mit den Ständen erfordert, auf cine 
verbindliche Weife einlaffen. 

$. 309. Bei jeder Verfammlung der Stände hat 
ber Vorſtand über dasjenige, was er in der Zwilchens 
eit verhandelt hat, jeder in feiner Kammer, Rechens 
ſchaft abzulegen. 

$. 310. So lange ein Ständemitglied einer allge: 
meinen Ötändeverfammlung anmwohnt, kann daffelde 
nicht wegen Schulden, wegen eines gemeinen Verbres 
chens aber, wenn es nicht Über der That betreten wird, 
nur, nachdem die verfammelten Stände durch die Ber 
Hörde davon in Kenneniß gefest worden find, verhaftet 
. werden. Außer der Zeit diefer Anwohnung find. die 
Mitglieder der ſtaͤndiſchen Wolfsvertretung, wie jeder 
andere, den allgemeinen Gefegen unterworfen. 

$. 311. Die Ständeverfammlung erhält einen: ges 

meinfhaftlihen. Archivar, und -ein. gemeinfchaftliches 
Rechnungsperſonal, und jede der beiden Kammern noch 
2 beftändige Eonfulenten, und 1 Sekretär, welche mit 
einander die Verpflichtung zur Protofolführung haben, 
ſammt 4 Regiſtrator, der zugleich zu den Expeditionen 
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belgezogen werden kann / und ‘die erforderlichen Kanzel⸗ 
liſten. deit. a RE I. 


6. 312. Die Confulenten, Regiftratoren und Kanzel 
fiften werden von den zur-Zeit ihrer Beftellung verſam⸗ 
melten Mitgliedern derjenigen Kammer, bei welcher fie 
Dienſte zu leiſten haben, durch abſolute Stimmenmehrs 
beit augenommen. Die Wahl des, Aychivars und des 
Rechnungsperjonals wird der erfien Kammer überlaffen, 


Wird zu) einer Beamtenftele cin Mitglied der Stäns 
deverfammlung gewählt; fo muß diefes, wenn es die 
Stelle, aunimmt, aus feinem Verhälmiffe eines Wolke; 
ſtellvertreters austreten. * ee 
6. 313. ‘Die Ernennung der Eonfulenten, des Archis 
vars und der Negiftratoren iſt der hoͤchſten Behörde je— 
desmal anzuzeigen. — | 2 


$. 314. Die Eonfulenten find verpflichtet, auf Vers 
langen der einzelnen Kammern und ſtaͤndiſchen Rommifs 
finen, oder auch auferhalb der Ständererfammlung 
aus Auftrag des Ständevorftands, Gutachten zu eritats 
ten, oder fonft Schriftliche Ausführungen und Ausfertis 
gungen“ zu entwerfen. | | 


6. 315. Die Entlaffung eines ftändifhen Beamten 
wegen Untuͤchtigkeit oder eines den Dienftverluft begruͤn⸗ 
denden Vergehens, kann nur alsdann ſtatt finden, wenn 
bei gemeinſchaftlichen Beamten der beiden Kammern die 
allgemeine Staͤndeverſammlung in beiden Kammern, bei 
Beamten.der einen und: der andern Kammer, diefe durch 
abſolute Stimmenmehrheit darüber erfaunt hat. 


Ausnahmsweife fönnen ‚zwar die Confulenten auch 
ohne Anführung eines befonderen Grundes entlaffen werz 
den. Es ift aber in einem folhen Falle nicht nur die 
Beiftimmung von drei Viertheilen der anwejenden Mige 
glieder in jeder Kammer erforderlich, fondern es müffen 
auh dem Entlaffenen zwei Drittheile jeines Gehalts 
bis zu anderwärtiger Anjtellung als Penfion abgereicht 


' werden. 
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. 346. Die Annahme und Entlaſſung der ftändir 
ſchen Kanzleidiener hänge gänzlich von dem Ständevorz 
ſtande ab. 


$. 317 Eine eigene ſtaͤndiſche Kaſſe beſtreitet eo 
Aufwand der Ständeverfammlung und der damit zunaͤch 
verbundenen Inſtitute. e 


Sicher gehören insbefondere die Neifes und Taggel? 
der jämmtlicher Mitglieder der Ständeverfammlung, 
dte Befoldungen der landftändifchen Diener, die Belohz 
nungen derjenigen, welche durch befondere Aufträge der 
Pandftände bemüht worden find,.fo wie die etwa aufzuz 
wendenden Prozeßfoften, ſammt allem, was das Lokal 
der Ständeverfammlung mit Einfchluß der für die lands 
ftändifchen Offizialen nöthigen Arbeitszimmer, die Heiz 
zung derfelben, die. Beifhaffung und Unterhaltung : der 
dazu gehörigen Geräthichaften, ein hinlänglicher literas 
riſcher Apparat und andere mit. einer Geſchaͤftsfuͤhrung 
verbunde Koften erfordern. > 
. 318. Die ftändifche Kaffe ift auf die allgemeine 
Steuerkaffe fundirt, und bezieht von ihr die für fie 
verabjchiedete Summe in beftimmten Raten. 

$. 319. Es ſteht diefe Kaffe unter der Auffiht und 
Leitung des landftändiichen Vorſtands, welcher au, vers 
möge Auftrags der Ständeverfammlung, den Kaffenvers 
walter ernennt. 


$. 320. Die. unter namentliher Anführung aller Eins 

. nahme: und Ausgabspoften detaillirt zu führende Rech⸗ 
nung der fländifchen Kaffe wird von einer ftändifhen . 
Kommiffion probirt und nach gefchehenem Vortrage im 
der Ständeverfammlung juftificire, die juftificirte Neche - 
nung aber vollſtaͤndig duch den Druck öffentlich bekannt 
gemacht. 8* * 
.$ 321. An Diäten erhält jedes Mitglied der Staͤn⸗ 
._—. ohne Rükfihe auf Stand und. Rang 
täglich — z 
Fur Reifefoften kann jedes, ſo lange die Pofttare 
auf — beſtimmt if, — . auf die-Meile anrechnen 
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Als Beſoldung wird ausgeſetzt: 
dem Landmarſchalle jaͤhrlich — 
dem Landmarſchallamtsverweſer — 
dem Landſchaftsdirektor — 
dem Vicedirektor — 
einem Conſulenten — 
einem Sekretaͤr — 
dem Archivar — | 
dem Regiftrator — 
einem Kanzelliften — 
einem Mitgliede der Etatskommiſſion — 
der Staats ſchuldenzahlungsbehoͤrde — 
einem Raffleree — _ 

$. 322. Der Betrag fämmtliher Diäten und Rei: 
ſekoſten der Ständemitglieder wird alljährlich auf die 
Amtspflegen des Königreichs nach dem Stenerfuße befons 
ders umgelegt. i 


⁊ 


— Neuntes Kapitel. 
Von Mitteln, die Verfaſſung zu erhalten. 


6, 323. Um die Erhaltung der Verfaſſung noch 
Mehr zu fihern, wird eine. gemeinfhafrliche Behoͤrde 
niedergefeßt, vor welcher diejenigen Staatsdiener und 
Staͤndemitglieder, die der Verfaſſung zumider handeln, 
zur Verantwortung gezogen werden fönnen, und deren 
beichrendes Gutachten eingeholt werden kann, fo oft 
zwiſchen der Regierung und Landftänden eine Verfchier 
- enheit der Anfichten über den Sinn und Inhalt der 
Berfaffungsurtunde vorwalter. 
$. 324. Diefe Behörde Hefteht : 
aus einem Präfidenten, welchen der König aus 
den Präfiventen dershöheren Eivils und Kriminalgerichte 
ernennt, und - 5 ! £ 
aus 16 Räthen, wovon der König die Hälfte 
aus den Mitgliedern der Höheren Civil- und Kriminals 
gerihte, die Ständeverfammlung aber die andere Hälfte 
Cbeide Kammern zu gleihen Theilen) außerhalb ihrer 
7 Mitte aus dem Adels oder Bürgerftande wählt. 
16 * 


’ 
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— 


Die ſtaͤndiſchen Mitglieder muͤſſen ebenfalls Rechts⸗ 
gelehrte ſeyn, und außerdem alle diejenigen Eigenſchaf⸗ 
ten haben, welche erfordert werden, um Mitglied der 
erften Kammer ſeyn zu Können. 


Die Ständeverfammlung wählt zugleich einige Stell 
vertreter für den Fall des Abgangs eines oder des an: 
dern ftändifchen Nichterd während” der Zeit, da die 
Stände nit beifammen find, 

$. 325. Sämmtlihe Richter werden befonders auf 
Unpartheilicht eit verpflichtet, und koͤnnen, gleich den uͤbri⸗ 
gen Juſtizbeamten, nur durch Urtheilſpruch ihrer Stelle 
als Mitglieder dieſes Gerichtshofs entſetzt werden. 
Nimmt jedoch ein ſtaͤndiſcher Richter ein Staatsamt 
an; ſo hoͤrt er dadurch auf, Mitglied dieſer Stelle zu 
ſeyn, kann aber von der Kammer, die ihn ernannt hat, 
wieder gewaͤhlt werden. Eben ſo tritt ein vom Koͤnige 
ernanntes Mitglied aus dem Gerichte, wenn es aufhoͤrt, 
ſein richterliches Hauptamt zu bekleiden. 

Die ſtaͤndiſchen Richter erhalten keine fire Befol: 
dung, "Sondern nur während der Dauer der Sitzungen 
die Diäten, welche die Eöniglihen Käthe, die mit ih⸗ 


nen das Gericht bilden, bei Verfenduggen außer ihrem 


Wohnorte anzufprechen haben. 
Daß Kanzleirerfonale. wird von dem Praͤſi denten 


aus dem des Obertribunals gewaͤhlt. 


$. 326. a) Dieſer gemeinſchaftliche Gerichtshof erkennt 
A) über Anklagen der Regierung gegen einzelne Mits 
glieder der Ständeverfammlung 
a) wegen anerkannt (ſiehe unten $. 334. )- verfafz 
fungswidriger Handlungen, 
b) wegen der im 8. Kap. 9. 285. bemerften Vers 
gehungen. 
Andere Uebertretungen beftehender Strafgefege Hleis 


ben den ordentlichen Gerichten vorbehalten. 


B) Ueber Anklagen der Ständeverfammlung 


a) gegen Minifter, wegen Handlungen, welche den 
Umſturz der ————— oder die Vernich⸗ 
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> tang „oder-Beihränfung einzelner verfaffungs; 
mäßiger Boltsrechte duch unerlaubte Mittel 
bezwecken, fo wie wegen jeder anerkannt (ſiehe 
$. 334.) verfafungswidrigen Handlung. | 
Ruht ein Verdacht diefer Art auf einem Minifter; 
ſo hat. ‚die Ständeverfammlung denſelben durch den 
Landmar ſchall davon in Kenntniß zu ſetzen, um ihm 
Gelegenheit zu geben, den Verdacht von fid zu entfers 
nen, ‚oder die Nichtbeobachtung der verfaſſungsmaͤßigen 
Vorſchriften in einem beſonderen Falle durch die Um— 
ſtaͤnde Bu rechtfertigen. Erft wenn die hierzu bejtimmte . 
zeit nicht von dem Miniſter zu feiner Rechtfertigung” 
benutzt worden iſt, oder die Ständeverfammlung dier 
fÄbe ungenügend finder, hat die Anklage vor dem Ge⸗ 
richtshofe ſtatt. | 
Gegen andere Staatsdiener findet wegen Verlegung 
der Verfaſſung eine Anklage vor diefem Gerichtshofe 
nur dann ſtatt, wenn die Ständevtrfammlung fich bet 
bin, '"von“ den vorgefegten Behörden verfügten, Anords 
su nicht beruhigen zu fönnen glaubt, oder der Ans 
digte wegen: dieſet Handlnung miche ſchon vor die. 
entlihen Gerichte geſtellt, und von diefen beſtraft 
* — 2 ift. 22 Er 
Auch Bann fein dem Glheimearathe untergeordneter 
atsdiener vor diefein- Gerichte” wegen einer Hands 
lung zur Verantwortung gezogen werden, die „er auf 
ve ht ſeiner vorgeſetzten Behörde vorgensinmen hat. 
B) Ueber Anklagen der’ Standeverſammlung gegen 
einzelne ihrer Mitglieder und hoͤhere Officialen 
wegen verfaſſungswidriger Handlungen; i 
$. 326: 5) Von dem Ausſpruch⸗ dieſes Gerichtsho⸗ 
Ri Tee e Berufung Rate, ſondern nur folgende 
tsmitt ei zulaſſig: 
Reviſi ion. mit Veraͤnderung der Referenten, 
4)— Wiedere infebung in den vorigen Stand, wegen, 
. „neu aufgefundener Vertheidigungsmittel, 2 
6. 3%7. Die Anklage und Vertheidung geſchieht of⸗ 
fe entlih.- Die Protogolle werden mit den, Abſtinimun⸗ 
gen und Beichlüffen gedruckt. 
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5. 328. Der Präfident Hat weder eine mitzaͤhlende 
noch eine enticheidende Stimme. 

In Anklagefahen entfcheidet, bei Stimmengleichheit, 
die für den Beklagten guͤnſtigere Meinung. | 

6. 329. Bei jedem Befchluffe muß eine gleiche Ans 

zahl von koͤniglichen Raͤthen und ftändifhen Richtern 
anmwejend feyn. Entſteht durch Zufall eine Lücke, welche 
nicht fogleih duch anderweitige Ernennung oder Eintritt’ 
des Stellvertreters ausgefüllt werden kann; fo tritt der 
jüngfte im Dienfte von der überzählenden Seite aus. 
Doc darf die Zahl der Richter nie unter zwölf feyn. 

$. 330. Es werden jedesmal — Referenten bes 
ſtellt. Iſt der erſte Referent ein koͤniglicher Rath; ſo 
muß der Coreferent ein ſtaͤndiſcher Richter ſeyn, und 
umgekehrt. — u 

$. 331. Die Strafbefugniß diefes Gerichtshofs bee, 
ſchraͤnkt fih auf Verweife, Geldſtrafen, Suspenfion, 
Entfernung vom Amte, temporäre oder bleibende Aus⸗ 
ſchließung von der Landftandfhaftl. | | 

Den ordentlichen Kriminalgerichten. bleibt es uͤber⸗ 
dieß unbenommen, gegen diejenigen ,.: weiche diefer Ges- 
richtshof verurtheilt hat, von Amtswegen zu verfahren, 
wenn das Vergehen fih zu einer, höheren, die Compes 
er des Gerichtshofes überfieigenden, Strafe eignen, 
ollte. 


In fo fern «nach allgemeinen Grundfägen eine: Apr 
teftverhängung Begründer iſt, kann fie auch von dieſem 


Gerichtshofe erkannt werden. Ar Ä 
$. 332. Wenn es erforderlich iſt, Inguirenten zu 
beftellen; ſo waͤhlt der Gerichtshof „Diefelben aus den 
Raͤthen der Kriminalgerichte. Der Inquiſuion ‚hat jes; 
desmal ein koͤnigliches und ein. ftändilches Deitglied des 
Gerichtshofes anzumohnen, Be: u 
85. 333. Das dem Könige zuſtehende Abolitionsrecht 
kann in folhen Fällen niemals, ' dag Begnadigungsredht 
aber darf bei den Straferkenntniffen diefes Gerichtsho⸗ 
fes nie fo weit ausgedehnt werden, daß wenn der Aus⸗ 
ſpruch dee Gerichtshofes anf Entfernumg von dem Amte 
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gegangen iſt, der Verurtheilte in der von ihm bekleide⸗ 
sen. Stelle: bleiben duͤrfte.. dr EUER 
$. 334. Endlich ift diefe Behörde als eine Verfanm; 
fung von Männern, die in Beziehung auf Einfiht und 
Rechtlichkeit das gemel fSaftliche Vertrauen der Regies 
zung und: der: Stände befißen, die: gefegliche Stelle > des 
zen pflichtmaͤßiges Gutachten ‚gefprdert wird, fo oft zwi⸗ 
ſchen der Regierung und der Staͤndeverſammlung dar⸗ 
Aber eine Verſchiedenheit der. Meinungen obwaltet; 
‘a) — durch die Verfaſſung beſtimmt ſey oder 
a, en ut 3.0. Mao 
V BE RU ER e ME) 20 BE 
‚b) pie eine Beſtlinmung der Verfaffung zu erklären 
ie wu, PL at. 
Der Gerichtshof darf jedoch das Gutachten nicht uns 
aufgefordert erfintten , ſein Ausſpruch hat nie die Wirz 
tung eines.:vichterlichen Erkenntniſſes, und feine Erklaͤ⸗ 
zung nie die einer authentifchenzr.der Ausſpruch kann 
‚nur dazu dienen, eine Ucberzeugung ‚herbeizuführen, und 
dadurch eine freiwillige Webereintunft im Wege der Ver⸗ 
abichiedung vorzubereiten. 
Das Verfahren in einem folhen Falle ift übrigens 
wie dası in: der 6. 397. bis 330: vorgeſchriebene. 
$. 835. Der Gerichtshof verfanmtielt ſich auf die Eins 
berufung durch ben: Praͤſidenten welche" dieſer fogleich 
aunbewerkitelligew;hat, fo oft er hierzu einen Föniglichen 
Defchl, durch den, Geheimenrath, oder ginge, Aufforderung 
im Namen der Ständeverfammmlung durch den Landmarz 
ſchall, mit Angabe des Gegenſtandes, der vor das Ge— 
richt zobracht werden Fol, erh · letzterer hat der 
Meaͤſtdent Mer Geheimenrathe rino Anzeige zus machen. 
2. Eben ſorwird er den Landmarſchall, wennadie Mer 
gierung einen Gegenſtand am das Gericht bringt, davon 
a Gere HA auf ph de Beate 0 
Das Gericht loͤſt ſich a „bie. Beſchluͤſſe über 
die, Segenjtände, 6 Mel — 5 worden, 
— und die Emwurfe der" Erpeditionen genehmigt 
| EEE 2 2 
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Der Praͤſident Hat für die Vollziehuug der. Beſchluͤſſe⸗ 
zu ſorgen und in Anſtandsfaͤllen das Gericht, wieder. zus 
ſammen zu berufen. - >» = 3° 5 era” Ä 


000 neue 4 — split j 
’ 6 9.8. ß. EN 3? 
5. 336: So wie” diefer Werfaffung des Koͤnigreichs⸗ 
Wirtemberg die: des ehemaligen’ Herzogthums zu Gtunds 
gelegt worden iſt; ſo wird⸗ wenn fühftig in jenen fruͤe 
eren Grundgeſetzen des Herzogthums  Wirtemberg! nody- 
ſtimmungen : aufgefunden; werden;, deren Aufnahme- 
ohnerachtet ihrer a Anwendbarkeit —* 
einſtimmung mit dem Geiſte der gegenwaͤrtigen Verfaſ⸗ 
ſung, — 2** — gebracht Be iR der Koͤnig 
ſtets geneigt ſeyn, dieſelbe durch Verabſchiedung der Vers 
faſſung einverteiben:zır laſſen. tu: °.. md 7— 
. 337. Die! Stellung Wirtembergs in Beziehung? 
auf feine Werfäffung gegen: den teutſchen Bund, hänge? 
von den allgemeinen Beſchluͤſſen des Bundes’ Über’ feine” 
. RBerhältniffe gegen die Sageinen Bundesſtaaten ab. * 
DT OL i SEELE Zu 1 | asp re Ä 1951 3 eg 
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a ee re wenns. Gr. 

War gleich biefe.-VBerfaffung für. ein Grundgefeg zin 
ausführlich, befonders, weil man in Anfehung- der Or⸗ 
ganifation. ders Behbrben ; der Gemeinden a: f. wu: einei 
Menge: von Beftimmürgett aufgenounmlen⸗hatte, - welche 
wohl in befonberk Drgamifatipnäbectzte) "hitht aber m 
das. Grundgefeg.des Staats gehören; und ‚fehlte gleich, 
in, dem Ganzen bienfkerng ogiſche Drdnung, innere Ver⸗ 
bindung der Theile ündudie Gleichmaͤßigheit des Styls 
(weil wahrſcheinlich einzelnen Männer die. einzelnen Ab⸗ 
ſchnitte bearbeitet, oder doch rebidirt hatten); fo kann 
doch dieſer Verfaſſung ‚im Ganzen der liberale Geiſt 
und die Rüdficht"äuf 


A 


J 
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ſammengedraͤngtern Form flellte ‚fie Semz en berg im: 
teutfhen Beobachter, Jahr 1817 No. 505 dar. 
Ausftelungen, gegen / dieſelbe und Pruͤfung derfelben, 
finden ſich im Oppoſition shlatte Jahr 41817, No; 
64 ffrz in der Min erpa 1047 Apr. &:166 ff., und 
in der Jenauſchen 2. 8 1818, N. 86. Beſonders 
wurde bie Aufſtellung von zwe i Kammern getadelt 
Die Stände Wirtembergs ſelbſte waren über" die 
Annahme, diefer,., von. dem Könige: vprgelegten, Verfaſ⸗ 
fung in zwei Theile getheilte Die Minderzahl derſel⸗ 
ben beabfichtigte.. die: Annahme derſelben, und näherte: 
ſich dem Koͤnige und deſſen Miniſtern. ; Allein die Meh 1} 
zahl derſelben war gegen. die neue Verfaſſung, und 
unter derſelben befanden ſich theils die ſtrengen Anhaͤn⸗ 
ger der alten Verfaſſung aus dem ſechszehnten Jahr— 
hunderte, theils die Mediatijirten, welche in ber ne en 
Berfaſſung zu wenige Begünftigting erhalten zu Haben’ 
vermeinten. Es cifolgten: fogar (242 Apr.) tumultua⸗ 
riſche Auftritte vor dem Staͤndehauſe, verbunden mit 
Senflereitwerfin. a Din alnatmen nn.‘ 
Die Feftigkeit des Königs aber verlangte von den 
Ständen bia zauum 4 Jun y eine beſtimmte Erklaͤrung 
fit oder wider ven Verfaſſungsentwurf, wobei et er⸗ 
klaͤrte, „daß, "wen. derſelhe nicht won „Der Mehrheit 
der Berfammilung. angenonimen werden follte, er, wigr, 
wohl hoͤchſt ungern, ‚die, Hoffnung aufgeben. muülffe , die. 
Berfeſſung auf. dem, Wege. des Vertragesrzu 
Stande zw bringenz' und, daß er alsdann zwar ab⸗ 
warten werde, welche Grundſaͤtze von den zußt“teuf- 


sis lei 


ſchen Bande gehörenden „Staafen in. Bezichung ‚auf, 
Derfaflungen wärden angenoinmen werden, inzwiſchen 
if: dein treues. Volk in ‚sollen: Genuß derjenigen 

echte 19 wolle, die ihm der Verfaſſungsentwurf⸗ 
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5 40 Wo die Befigung groß genug iſt, um zu ei; 
ner: zweiten Inſtanz bevechtige zu feyn, wird die Kivils 
gerichtsbarkeit diefer Inſtanz durch ein förmlich conſti⸗ 
tuirtes Collegium, unter dem Namen : 

Eöniglich Wirtembergiſche, Fuͤrſtlich-Graͤfliche N. N. 

Juſtiz⸗Kanzley Be 

von geſetzmaͤßig qualifieirten Perfonen verwaltet werden. 

Diefes Collegium ift mit einem Director und wenigſtens 

6 Räthen zu -befegen, welche in. Beziehung. auf ihre 

Dienftverhältniffe den ein höheres Juſtizamt befleidenden _ 

föniglihen Dienern ganz gleichzuftellen find. 

6. 44. Bei diefen Eoflegien müffen: 

"4) die für die Juſtizverwaltung angeftellten Indivi— 
dien, nah Berichtigung des Qualificationspuncts 
bei dem. Eöniglihen Ober ; Appellations; Tribunale, 
durch den Weg, des, Juftizminifteriums die Genchs 
migung erhalten. J— 

Die Subalternen in den Kanzleyen und die Ju— 

ſtizbeamten werden von dem Patrimonial x Ge: 
richtsherrn ohne beſondere Beftätigung‘ ernannt; 
‚jedoch Hat die Mediat-Juſtizkanzley bei: Verpflich⸗ 
sung und Finweifung folcher Subjerte die Beweiſe 

über die zu ihren, Stellen erforderliche Qualificas ' 

tion ad acta zw bringen, und jährlid dem koͤnig⸗ 
lichen Ober Appellations » Tribunale eine Lifte dar⸗ 

über vorzulegen: DyrBi PHRNT. 7 

9) Diefem königlichen Collegio koͤmmt es überhaupt 
zu, von den Acten der Mediat-Juſtiz⸗-Kanzleyen 
Kenntniß zu nehmen, Vifitationen anzuordnen, und 
inggemein alles dasjenige zu verfügen, was dem 
Begriffe, einer Oberauffiht über die Juſtizpflege 
entfpricht. a. | 

6. 12. Den für die zweite Inſtanz in Civilfahen 
niedergefegten fürftlichen und gräflihen Juſtiz⸗Canzleyen 
fann, in fofern die dabei angeftellten Raͤthe für das 

Kriminalfach die gehörige Tuͤchtigkeit haben, auch die 

Ausuͤbung der peinlichen Gerichtsbarkeit übertragen wers 

den. Cie haben aber. bei, jedem Kriminalfalfe, die bis 
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zum Schluſſe verhandelten Acten ſammt dem Strafe 
kenntniſſe, vor der Publication des letztern, an das koͤ⸗ 
nigliche Kriminal : Tribunal zur Betätigung einzuſenden; 
fo mie fie überhaupt unter der DOberauffiht dieſes Tri— 
bunals in allen die KriminalsGerichtsbarkeit beiseffenden 
Angelegenheiten ftehen. 


Das Begnadigungsrecht kommt dem Könige allein zw, 


| 6. 13. Wo für die Ausuͤbung der Kriminal⸗Gerichts⸗ 
barkeit in den fürftliden und gräflihen Befißungen fein 
nad) den vorjichenden Beſtimmungen befegtds Collegium 
beficht, haben ſich die aufgeftellten fürftlihen und graͤf— 
lichen Juftiizbeamten auf die Unterfuchung der zur höhes 
zen Cognition fi eignenden Straffälle und auf die Auss 
Übung der niedern Strafgewalt innerhalb derjenigen Gren—⸗ 
zen, weldye den königlichen Beamten vorgefchriäben find, 
zu beichränten. 


In jedem Falle bleiben — wegen Ver⸗ 
letzung der Staatshoheitsrechte und wegen Uebertretung 
der ſich darauf beziehenden Verwaltungsverordnungen den 
koͤniglichen Behoͤrden ausſchließlich vorbehalten. 


F. 44. Das den Fuͤrſten und Grafen zuſtehende Recht 
der Ortspolizey fammt der Aufficht Über die Gemeinder 
Verwaltung, über das Vormundfchafts: und Euratelmes 


- fen und über die Verwaltung der milden Stiftungen, 


wird durch Die von demſelben vorſchriftsmaͤßig zu beftels 
Ienden und zu befoldenden Beamten nach den föniglichen 
Scfegen und Verordnungen, für deren Vollziehung diefe 
verantwortlidy find, unter der Dberauffücht der beireffen: 
den koͤniglichen Behörde und innerhalb der den Lofals 
Obrigkeiten vorgezeichneten Grenzen ausgeübt. 


Mird in einem fürftlihen oder gräflichen Patrimos 
nialorte die Stelle des erſten Ortsvorſtehers nicht von 
einem im Drte wohnenden greundherrlihen Beamten bez 
kleidet, welcher von der Grundherrſchaft befoldet wird; 
fo verbleibt es bei der verfaffungsmaäßigen Bejtimmung, 
daß cin folder Vorfteher von der Gemeinde unter Lei: 
tung des königlichen Oberamts zu wählen, und von dem⸗ 
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ſelben unter Ruͤckſprache mit der Grundherrſchaft zu be⸗ 
ſtaͤtigen iſt. 
. 15. Saͤmmtliche in den vorſtehenden Artikeln ber 
zeichneten patrimoniah-herrſchaftlichen Rechte beziehen 
ſich nur auf den Fall, wenn die fuͤrſtlichen oder gräflis 
hen Befißungen einen gefchloffenen Jurisdictionsbezirk 
Bilden. Sind hingegen gutsherrlihe Hinterſaſſen mie 
föniglihen unmittelbaren Unterthanen in einem und dem⸗ 
felden Orte vermifcht; fo kann die Ausübung einer Paz 
trimonial » Gerichtsbarkeit neben der koͤniglichen Jurisdic⸗ 
tionss und Poligengewalt nicht State finden. Wird ar 
einem Drte die Parrimonials Gerichtsbarkeit von mehrer 
ren Patrimonial s Herren gemeinſchaftlich befeffen; fo har 
ben diefe fich. wegen Aufftellung eines gemeinfhaftlichen 
Beamten zu vereinigen. Bleibt die Stelle wegen Mans 
gels einer folhen Bereinigung zwei Monate lang unbes 
ſetzt; fo fallt die Ernennung des Beamten für diefen . 
Gall dem Könige anheim. 


6. 16. Die Forftgerichtsbarkeit wird den Fürften und 
Grafen, in fomweit fie ſolche zur Zeit ihrer Unterwerfung 
unter die Föniglihe Staatshoheit rechtmäßig hergebracht 

ben, in ihren eigenen geſchloſſenen Jagdbezirken, und 

ber ihre eigenen fowohl, als die zu ihren Befißungen - 

gehörigen Gemeinde-, Stiftungs-, und Privarwalduns 
gen mit der Verbindlichkeit, fie nah Borjchrift der koͤ⸗ 
niglihen Gefege und Verordnungen auszuüben, und unz 
ter der Dberaufficht der föniglihen Behörden, aud für 
die Zukunft zugeftanden, 


Sie haben uͤbrigens alles dasjenige, was die Verfafz 
fung gegen die willlührlihe Ausdehnung der den koͤnig⸗ 
lichen Forfibeamten .anvertrauten Forft: und Zagds Pos 
lizeygewalt beftimmt, auch in Hinſicht auf ihre hieher 
einfchlagenden patrimonial »hersfchaftlihen Rechte zur 
Richtſchnur zu nehmen. | 

$. 17. In Hinſicht auf die Verhältniffe der fürftlis 
chen und gräflihen Befisungen zur gefammten Staatss 
‚verwaltung, verbleibt es bei der gegenwärtigen Einricks 
sung, vermöge welcher. die in einem Dberamte zugetheils 
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sen Patrimonialorte in allen Regimal⸗, Militärs, Pos 
lizey⸗ und Commun-Oekonomieſachen, fo wie in lands 
ſtaͤndiſchen Angelegenheiten als integrivende Theile der 
Oberamts⸗Koͤrperſchaft anzufchen und zu behandeln find. 


Der königlihe Dberbeamte ift in allen, feinem Ober— 
amtsbezivkc einverleibten, Patrimonialorten die denſelben 
zunächft vorgefegte Stelle, welcher die Ausübung und 
Wahrung der landesherrlichen Hoheitsrechte in dieſen 
Befikungen, und die Oberanfjicht Über die untergeords 
neten Berwaltungsbehörden anvertraut if, an welche die 
geundherrlihen Beamten alle zur Höheren Cognition ſich 
eignenden Begenftände zu bringen haben, und durch wel? 
che die Landesgefehe und andele landcsherrlichen Befehle 
and Verordnungen bekannt zu machen und zu vollziehen 
find. | | 

Es kann daher auch Fein grundherrliher Beamter, 
ohne befondere Dispenfarion, außerhalb des Oberamtsbe⸗ 
zirks feinen Wohnfis haben. 1 


S. 18. Sollte sein fürftlicher oder gräfliher Gutsbe⸗ 
fisce durch die gegenwärtig beftehende DOberämtereintheiz 
fung in Ausübung feiner gutsherrlihen Rechte zu fehr 
gehindert oder beläftiger zu jeyn glauben; fo bleibe dems 
felben unbenommen, feine Beſchwerde hierüber bei der 
Behörde anzubringen. 


8. 19. Uebrigens wird den Färften und Grafen frei: 
geſtellt, durch Verzichtung auf die nad) den vorftchenden 
Beftimmungen auszuübende Patrimonials Herrlichkeit, ſich 
derjenigen Rechte theilhaftig zu machen, welche den übrir 
gen ritterfchaftlihen Gutsbefikern in dem zweiten Ab— 
fhnitte des Statuts $. 57. bis $. 63. als Surrogat 
ber Parrimonials Gerichtsbarkeit zugefihert worden find. 


m. Bon der Ritterſchaft. 


8 20. Die Vorrechte eines Mitglieds der Ritters 
haft des Königreichs gründen fih auf den Beſitz eines 
adelihen -Ritterguts und den .erblichen Adelsftand des 
Beſitzers. Beide, Erforderniffe. find unzertrennbar. 


Br Meer © 


Ueber ſaͤmmtliche adeliche Ritterguͤter folkiieine "Mens, 
trikel errichtet werden. 7 RE 

$..21. An diefe Matrikel find diejenigen Güter aufs 
zunehmen, welche Entweder als der vormaligen unmitz 
telbaven Reiches Ritterfchaft einverleibte Ritterguͤter ans 
erfannt, oder, wern fie landfäßig waren, als privilegivte 
adelihe Freigäter behandelt worden ſind. 


8.9. Andere Güter, die dermalen nicht in die rits 
terſchaftliche Matrikel aufgenommen find, koͤhnen zu jes 
der Zeit vom Könige zu adelihen Gütern mit den, nad) 
der Verfaſſung damit verbundenen, Rechten in Hinſicht 
auf die Landſchaft erhoben werden. Aber nur ein Ges 
etz ann ihnen die übrigen Nechte, und Freiheiten rit— 

terſchaftlicher Güter verleihen. 0707 
. 28. Der Beftand der immatriculirten Güter, fol 
nicht vermindert. werden. | le Er 
$. 24. Mit dem Inſtitute der vitterfchaftlihen Mar 
titel iſt auch eine virterfchaftlihe Hypothekenanſtalt in 
Verbindung zu feßen. — | 
$. 25. Perſonen vom Bürgerftande find zwar von 
Erwerbung eines Ritterguts mit den damit verbundenen 
Realrechten und Reallaften ' nicht : ausgefchloffen. ı Sie 
werden aber der Vorzuͤge eines Mitglieds der Ritter⸗ 
fchaft nicht theilhaftig, che fie in den erblichen Adels 
‚ and aufgenommen find. * | 
8%. Alle Familien Snftitute der Ritterſchaft, als 
Primogenitur, Majorate, Seniorate, Fideicommiffe, Vers 
erbungen in Stammgutsweile, werden erhalten. Jedoch 
bleiben —— * 
a) diejenigen Veränderungen, welche nach dem 22. 
April 1808 durch gütlihe Erbtheilung, Uebergabe, 
Vergleich, oder rechtskraͤftige Erkenntniſſe vorgegans 

gen find, und 

b) Veräußerungen feder Art, namentlich aud Ders 
> pfändungen, welche während dieſer Zeit von-dem 
Befiser des Fideicommiffes auf cine duch die Vers 
ordnung vom 22.. April 1808 und deren Nach— 


* 
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si. träge. gebilligte Weiſe vorgenommen worden find, 
in ihrem Rechtsbeftande. JR a 
In ſofern es fich aber mis den Rechten der 

Pfandgläubiger vereinigen laͤßt, behalten die ins 

zwiſchen verpfändeten Stammguͤter ihre fiveicoms 

miſſariſche Eigenſchaft bei. | BR 
6. 27. In Anfehung derjetigen Fälle, wo feit dem 
22. April 1808 der Beſitz eines Fideicommis s Gutes 
durch Todesfall eröffnet, worden if, ohne daß bis jetzt 
durch guͤtliche Erbtheilung, Uebergabe, Vergleich oder 
durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß uͤber die Erbfolge 
etwas beſtimmt worden wäre, bleibt es bei den vor dem 
22. April 1808 beſtandenen Rechts⸗Normen. 
38: Macht ein Mitglied der Ritterſchaft in. Zu— 
kunft von dem Rechte der Autonomie Gebrauch; fo wird 
zur Gültigkeit ſolcher neuen Familiengefege und Stifs 
tungen . erfordert, daß fie der zuſtaͤndigen Fichterlichen 
Stelfe,. welche mit dei betreffenden Regiminal-Stelle 
Ruͤckſprache zu nehmen Hat, zur Cognition vorgelegt 
werden. — 

Uebrigens bleibt der Ritterſchaft unbenommen, eben 

fo wie andere Staatsbuͤrger, in den hierzu ſich eignen⸗ 
den Fällen in Gemaßheit der Wirtembergifchen Gefege, 


’ — 


bon Todeswegen Verordnungen zu machen, 1 
| $: 29, Den Antheil der Ritterſchaft an ‚der Land⸗ 
ſtandſchaft beftimmt die Verfaſſungsurkunde. 
$. 30. Saͤmmtliche Mitglieder der Ritterſchaft ger 
nießen fuͤr ſich und. ihre. Familien des Vorrechts eines 


privilegirten Gericht oſtande. a | 
4. 31: Den Nittergutsbefigern ſteht frei, im. jedem 
zum teutſchen Bunde gehörigen, : oder mit demfelben im 
Frieden lebenden Staate ihren temporären ‚Aufenthalt 
zu nehmen. Mur baben. fie hiervon . jedesmal die Ans 
geige zumachen, und, vo 'diefem Rechte keinen andern 
als mit der Verfaffung vereinbarlichen Gebrauch zu machen: 
re 82 Sie konnen hingegen fo wenig, ald andere 
Staatsangehörige, ohne beſondere koͤnigliche Erlaubniß— 
neben den Wirtembergiſchen Staatsburgerrechte auch noch 
Dritter Band. 87: Ä 


. 
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das Staatsbuͤrgerrecht eines fremden Staates 
oder beibehalten. "PLN mt di 
6. 33. Wenn ein Nittergntsbeftger in verfchiedenen 


erben 


Staaten beguͤtert if; To hat derfelbe fih für den einen 


oder der andern‘ Staat beftimme zu erklären, um diejem 
als Staatsbürger in vollem Sinne anzugehören. 


$. 34. Wählt er den diffeitigen Staat; fo hat er, 
alle Pflichten eines Wirtembergiihen Staarsbürgers zu 
übernehmen, welchen in Colliſionsfaͤllen jede fremde Pflicht 

Es bleibe ihm jedoch unbenommen, auf feinem auss 
wärrigen Nitterfige, nicht nur dein temporären, Aufenthalt. / 
zu. nehmen, fondern auch allen mit dem Beſitze des aus⸗ 
wärtigen Guts verbundenen Öbliegenheiten, in foweit 
fie‘ nicht feinen diſſeitigen Staatsbärgerpflichten "entgegen 
laufen, Genuͤge zu leiſten. —— u 


TR 35. Etklaͤrt er fi) hingegen zu der Annahme eis 
nes fremden ‚Stangsbürgerrechts;. ſo ift er als ein im 


Staate begüterter Ausländer zu behandeln. Er kann in 
folhem Falle ‚weder auf die ‚Vorzüge des Indigenats, 
noch auf den Genuß der Rechte der Landftandfchaft Ans 
ſpruch mache. Me 
In Hinſicht auf feinen Geburtsſitz aber, hat derfelbe 


| nicht, nur alle darauf haftenden Reallaſten zu tragen, 


fondern er iſt auch wegen. aller perfönlichen Verbindlich: 


keiten, die theils in Beziehung auf diefes Gut und def: 


fen Verwaltung, theils, während -feines temporären Auf: 
enthalts im Königreihe, gegen den Staat oder Unter⸗ 
thanen entftanden find, den koͤniglich Wirtembergifchen 
scrichtlichen uud Verwaltungsbehörden unterworfen ;.wess 
wegen er, fo lange: er nicht felbft gegenwärtig. ift, einen 
Stellvertreter für ſich zu beftelfen hat, welchem. man alle 


. den Gutsbeſitzer angehende gerichtliche und außergerichts 


fan, ' .. 


liche Verfügungen mit rechtlicher Wirkung einhändigen 
6. 36, Ein ſolcher im: Köntgreiche begüterter auslaͤn⸗ 
difcher Rittergutsbefiger ift übrigens "Towohl in; Anfehurtg 
der Jiegenden Gruͤnde, als auch: in Hinſicht auf die zum 


alle hiernad) bemerkten Rechte ausge 
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Gute gehörigen Fahrnißſtuͤcke und Activ⸗Capitalien, den 
Wirtembergiſchen Gefesen und Behörden, — ———— 
Ramentlich kann das. Gut und deſfen Zugehörde weder 


bei Erbtheilungen, noch bei Beitellung der vormundfchafte 


lichen Adminiftvation, unter einen fremden Gerichtszwang 

gezogen werden, es wäre denn, daß bejondere Verträge 

mit dem Staate, welchem: der Gutsbeſitzer als. Staats— 

—* zugehoͤrt, eine. andere, Sehimmung, hierüber ent⸗ 
ielten. 


fisere auf einen auswärts angeſeſſenen gefeßlichen Erben 
über; fo tritt; diefer in ‚die. nämlichen' Rechtsverhaͤltniſſe 
ein, ohne daß: wegen dieſes Ritterguts ein ——— 
abzug von ihm gefordert werden koͤnnte. 

Er kann jedoch, nach Aufkuͤndigung ſeines auswaͤrti⸗ 
gen Staatsbuͤrgerrechts, die Aufnahme in das Wirtem⸗ 


bergiſche volle Buͤrgerrecht — Welle ihm wicht 
erjchwert werden, kann. —F fe." 


$. 38. Eben .diefes ift der Gall, wenn der auswaͤrts 


angeſeſſene Butsbejiget feinem geſetzlichen Erben fein 
im Königreiche liegenpes Sur während feiner Lebenszeit 
abtritt. 

$. 39. So wie die in den Verhaltniſſen eines frems 
den Staatsbürgerrechts, ſtehenden Rittergutsbefiger alfe 
auf dem Gute haftenden Verbindlichfeiten ‚im dem Lande 
zu erfüllen haben; fo können durch eis Rentbeamte; auch 

bt werden... 


G6. 40. Der ritterſchaftliche Adel wenn er auf 
feinen immatriculirten Ritterguͤtern — von der Wohn⸗ 
ſteuer frei. J ni 


$. 41. Die den adelichen Gutsbeſiern, ſon wie der 


Gemeinden und Privasen aufgelegte Sefällfteuer, wird 
vom naͤchſten Etarsjahr "1877 an -|uspenditt, bis die 
Grundjäge der Beſteurung uͤberhaupt feſtgeſetzt ſeyn 
werden, während jehzt ſchon ihre. rechtliche Buläßigkeit 
verfaſſungsmaͤßig anerkannt wird. 

$. 42. Die Mitglieder der Hitterfchaft: find allen 
Geſchen in Betreff a indirerten = unterworfen. 


5. X. ‚Seht: das eitrergue nach dam Tode des Ber 


a 
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Doch wird mit den im Koͤnigreiche wohnenden adelichen; 
Sutsbefisern, deren Befißimgen im: Königreihe mit ihr 
sen Befigungen in einem angränzenden Staate aneinan: 
der ſtoßen, wegen einer jährlich zu entrichtenden Aver⸗ 
fals Sunmme für die freie Einfuhr der, zu —— Oeko⸗ 
nomie⸗Beduͤrfniſſen beſtimmten, auswärtigen Gutserzeug⸗ 
niſſe eine billige Uebereinkunft getroffen werden. 


. 48. In Anſehung der vor dem Jahre 1806, gleich 


andern buͤrgerlichen Guͤtern, der gewöhnlichen Beſteu— 


a 


rung unterworfen geweſenen Grundftüde, hat der Adel 


“in Feiner Beziehung, namentlich aud nicht in Abficht 


auf Amtss und Communſchaͤden, Quartiers-Verbindlich⸗ 
Zeit und andere ‚ähnliche Neallaften irgend ein Vorrecht 
anzufprehen. _ | En 

6. 44. Die zu den. immätrieulirten Nittergätern ge: 
hörigen, vormals fteuerfreien Güter und Gchäude wers 
den, bis. zur Nectification des -Steuerfyftems, nad den 


bisherigen Normen catafteirt. Jedoch find I 
) die Beſchwerden derjenigen, welche durch die Art, 


wie ihre Güter cataftrirt worden, verlegt zu ſeyn 

Hlauben, auf Reclamation, unverzüglich der genaues 

ſten Prüfung zu unterwerfen, wornach das erfuns 

dene Unrecht abgeftellt,  umd der nachgewieſene 

. "Schaden von Zeit der gefchehenen Reclamation .- 
amt an, afeht werden fol; 

M die vorhin fteuerfrei geweſenen ritterfhaftlihen 
Schloͤſſer und die dazu gehörigen Gebäude, mit 

Ausſchluß der Meyerepgebäude , find von der ots 

doeentlichen :Befteurung ganz frey zu. laffen ; [ 

3) in Anfehung der übrigen hat es dabei fein Bewen⸗ 

den,, daß von. dem: Catafter. der’ ritterfchaftlichen 

Lchengäter ein Dristheil, und von dem der Alles 

| dralgüter ‚ein Achttheil abgezogen wird. a 
$ 45. Mit dem auf folche Art gebildeten Steuer; 

Katafter der adelichen Rittergäter haben die Beſitzer an 

allen allgemeinen Landesanlagen, es mag der Betrag in 

eine Centraſ⸗Kaſſe fließen, oder der Aufwand für eine - 

allgemeine. Landesanſtalt der fonft eine andere allgemeine 
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Staatslaft auf die einzelnen — gelegt 
— verhaͤltnißmaͤßig beizutragen. 


$. 46. Insbeſondere haben dieſelben an allem il 
täraufwande, namentlich .an den mit Geld anszugleichens 
den Quartiers⸗ und Militärs Vorſpanustoſten, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht, ob dieſe ein. Gegenſtand ‚einer. allgemeinen Landes— 
der nur einer Dheramssvergleihung — — Antheil 
zu uͤbernehmen. m 


.$. 47. Von der Naturalleiſtung * Hiuſicht der Quars 
| tiere; und Vorfpannslaft At zwar der adeliche Ritter⸗ 
"gutsbefiger befreit; doc kann er ſich nicht entzichen, in 
er Nothfällen an der Naturals Quartiere: 
Theil zu nehmen, und auch fonft, wenn cr auf’ feis 
nem Nitterfige eine eigene Haushaltung hat, den com⸗ 
uandtvenben" Officieren ‚gegen ergutung Quattier zu 
ge nm. © 


6. 48 48. Bei, Naturalien  Reguif itionen bleibt cs deſ⸗ 
ſen Willkür uͤberlaſſen, ob er ſeinen Antheil ſelbſt ablie⸗ 
fern oder an Accorden, welche von den Oberamtsvorſte⸗ 
hern getroffen werden, Theil nehmen: | will, 


6. 49. Bis den "eigentlichen: Amtskoͤrperſchafts⸗ und 
Gemeindelaſten koͤnnen die Beſitzer der immatriculirten, 
vormals ſteuerfrei geweſenen Ritterguͤter nicht beigezogen 
werden, und da ſie aus gleichen Gruͤnden auch an den 
‚Amts; und · Communſchulden keinen Theil nehmen; fo 
üft ihnen an allen Leiftungen, welde: fie in Verbindung 
mit den Amtskörperfchaften zu. tragen haben, ihr Anz 
theil jedesmal volltändig zuzuſcheiden, wenn gleich in 
‚einzelnen Faͤllen die Oberamtsvorſteher ſich veranlaßt fins 
den ſollten, die auf.die Amtspflege fallenden Koſten u 
* durch ein Anlehen zu beſtreiten. 


$. 50: So wie die Berechnung deſſen, was der ve⸗ 
— eines Ritterguts von feinen vormals ſteuerfreien 
Srundſtücken nad der Repartition der ihn betreffenden 
‚Anlagen zu entrichten hat, demſelben  ummittelbar vom 
Oberamte zugeſchickt wird; for hat) er auch feine Schul: 
‚digkeit: unmittelbar zur Operamtspflege zu bezahlen. 


I 
! 
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Wenn wegen: der, den. Nittergutäbefiger mit ander 
henden öffentlichen „Paten cine ‚Amtsverfammlung abge⸗ 
halten wird; jo iſt demjelben hiervon jedesmal. Nachricht 
zu ertheilen, um den Merhandfingen ſelbſt anwohnen 
und fein Intereſſe hierbei wahren, oder einen Bevoll⸗ 
maͤchtigten hierzu abordnen zu koͤnnen. Auch wird ihm 
jederzeit geftatret, von den, bei der Mepartition, naments 
lich bei den Kriegskoſtenumlagen, "zu "Grunde gelegten 


. Dorumenten Einficht zu nehmen. 


— 


nischen Wildbannstecht 


. 31. Den Beſttzern immatriculirter Rittergiiter wird 
in Beziehung al die dazu gehprigen. eigenthämlichen Wal: 
dungen zugeftandeng” > m m, ap de 

42 die Holsfitägk Du eigene auf le, Drobacüi 
der Forſtgeſetze ee Rap 
Officialen Yorfernäßig zu veranftalten; ,. 0. 

2) das Gras, Laub und die Weide in diefen Wal: 
‚. dungen fammt, den Aecckerich, 2 diefes nicht, zum 
* oͤrt, nach eigenem 
Ermeſſen uͤnter Beobachtung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften und Veräekfihrigung ’ der etwa“ darauf 
haftenden Servituts /Rechte zu benägen, ; 

2:13) die jungen Schläge gegen: das nachtheilige Eintvels 

„ben und‘ Grafen zu verhaͤngen und wieder zu öffnen; 

4). den durchihre Hager und olzwaͤrter entdeckten 

Waldfrevlern, welche durch‘ unerinubtes Holzbau 

der! andere — J——— Exceſſe ſich 

ein vergangen haben; die geſetzlich beſtimmten Wald: 
ruͤgungen durch ihre Beamten anſetzen und einzie⸗ 
ben yertanen. "O9 nen ara. er 

5. 532. Sie find Hingegen’ verbunden,’ Aber ihre ſaͤhr⸗ 

Kb vorzunchmenden Holzfchlaͤge jedesmal den "gefebtieh 
vorgefhrichenen Holzbericht an dasjenige Öber :Forftamt, 

in deffen Bezirke: die Waldungen liegen, zur höhern 


Genehmigung einzufenden. 4 — 
Auch bleibt uͤberhaupt den koͤniglichen Stellen die 
hoͤhere Aufſicht über Die Waldcultur und Waldoͤkonomie, 
und die Einſprache gegen eine ardnungswidrige Wald⸗ 


wirthſchaft vorbehalten, und hat daher. das Oberforſtamt 
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Se Befugnißz/ die) auf den Holzbericht ratiſtcirten Holz⸗ 
ſchlaͤge durch das untergeordnete Forſtperſonal, jedoch 
ohne Verurſachung einiger Koſten, eontroliven zu laſſen. 

I. 53%. Waldausreutungen ſind den ritterſchaftlichen 
Balpeigenihümern fo wenig, als, andern Staatsangehd: 
rigen, ohne befondere Cognition der höheren koͤniglichen 
Stellen, erlaubt. 

$. 54. Werden Waldfrevler in den ritterſchaftlichen 
eigenen "Waldungen von den koͤniglichen Forſtbedienten, 
welche mit den gutsherrlichen Holzwarten ‘in: der Wald: 
huth concurriren, angetroffen; jo wird zwar die Strafe 
von’ dem. Oberforfiamte ‚Angefeßt ,"der Betrag aber ift 
den Waldeigenthümer, in ſoweit er e8 vorher herge— 
bracht hat, — Abzug der —— —— a 
— FRE RER 
| Far die, bevforfagtliche. Aufficht haben die 
RAT der ritterfchaftlichen Waldungen unter kei: 
DEM, Titel etwas zu entrichten... u +. 

Ueber die Stammmiethe, als Abgabe, in deren 
6 oder theilweiſe Aufhebung wird bei verfaſſungs⸗ 
bier Regulirung der Abgaben entſchieden werden. 

6. 56. Den Rittergutsbeſitzern wird die Patrimo⸗ 
wial Berichtöbarkeir: in erſter Inſtanz, und die Ortspo⸗ 
lizey in ſoweit uͤberlaſſen, als die gleichen Einrichtungen, 
wie fie bei dem vormals reichsſtaͤndiſchen Adel, vorgeichrie: 
Ben find‘, bei ihnen ſich ausführen 'Iaffen, und’ fie zu 
Crfühung derfelden Bedingungen ſich verbindlich machen. 

Unter diefer Vorausſetzung wird ihnen auch die Aus: 
uͤbung der Forſtgerichtsbarkeit mit dem Recht, Jagdfre— 
‚wech bis auf. eine Geldſtrafe von 10 Gulden abzuruͤgen, 
ſoweit ſie ſolche hergebracht haben, zugeftanden. Koͤn⸗ 
nen fie aber jene Bedingungen nicht erfuͤllen, oder wol: 
„gen ‚fie auf die Patrimonials Gerichtsbarkeit. Verzicht lei⸗ 
ften; fo werden ihnen folgende Rechte aingendumg: 

‚rt 6. 657. Es hat naͤmlich ir, 7 

0: 4) jeder Befiget eines immatrieulirten Rieterguts das 

Am Recht, eben fo, wie es dermalen von den koͤnig—⸗ 
wi lichen Kameralbeamten geſchieht, die mit dem Gute 
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verbundenen liquiden Gefälle. in geſetzlicher Ord 
nung executoriſch beizutreiben. 
$. 58. 
9) Die Rittergutsbeſitzer genießen in Hinſicht diefer 
Gefälle die nämlihen Vorzugsrechte, wie die Br 
niglichen Kameralämter. 


59. 


3) Aud wird ihnen auf dem Vermögen ihrer Beam/⸗ 
ten und Verwalter, wegen aller aus der Gutswers 
mwaltung entfpringenden Verbindlichkeiten, eben, das 


gefeglihe Pfandrecht, welches den Gemeinden. zu⸗ 


ſteht, eingeraͤumt. 
$. 60. > 
4) Innerhalb des Umkreiſes ihrer Schlöffer haben fte 
das Recht der’ niedern Polizey mit der -Befugniß, 
Strafen bis auf einen kleinen Frevel anzufegen, und 
den Betrag für fi einzuziehen, Sie find jedoch 
in Hinſicht auf jene der oberamtlichen Diſtricts⸗ 
Polizey untergeordnet, und gegen ihre Strafans 
ſaͤtze ficht dem Seftraften der Recurs an die Häs 
here Stelle offen.‘ In Beziehung .auf die Feuers 
polizey find ihre Wohnungen der Wifitation ber 
Oberfeuerſchau unterworfen, welde ihnen über die 
erfundenen Mängel einen Auszug aus dem Bifis 
tationds Protocolle mitzusheilen, und, wenn Dens 
felben nicht. in. gchöriger Zeit. abgeholfen wird, dem 
Oberamte davon die Anzeige zu machen hat, 
—— F. 61. — 3 
5) In Hinfiht auf die Ortäpolisch und die Gemeinde⸗ 
dfonomie, das Kirchen und Schuſweſen, und die 
Verwaltung der milden Stiftungen in den vormas 
ligen Patrimonialorten, wird den Mitgliedern der 
Ritterſchaft zugeftanden, daß fie 0 
a) die Befugniß haben, den Vogt / Ruͤggerichten 
den Kirhens k: und Mpedicinal ; Bifitatios 


nen, fo wie den Abhören der Gemeindes und 


‚Stiftung Rechnungen, ſelbſt oder durch ihre 
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Beamte, jedoch. ohne einig Koſtenaufrechnung 
anzuwohnen; 

b) daß ihnen, wenn ſie im Orte gegenwärtig fin, 

oder ihre im Drte anweſenden Beamten, *von 
allen auf gedachte Gegenſtaͤnde ſich beziehenden 

Verfügungen zw rechter Zeig Nachricht — 

werden ſoll, und 

daß ihnen frei ſteht, in Beziehung auf ermel⸗ 

dete Gegenſtaͤnde entweder ſelbſt oder durch ihre 
deshalb beauftragten Beamten; Erinnerungen 
und Wünjche den Löniglihen Beamten und Vor; 
ſtehern mitzutheilen, und wenn fie nicht behoͤ⸗ 
rig beruͤckſichtigt würden, dei — an die 
hoͤhere Behoͤrde zu nehmen. 
$. 62. 

9 Bei Schultheißenwahlen haben die Mitglieder der 
Ritterſchaft in allen zu ihrer Gutsherrſchaft gehds 
rigen Drten das Nechrrgegen die Perfon des Ger 
u motivirte Einwendungen zu machen, über 

welche, wenn die Gemeinde, auf ihrer Wahl bes 
hacrt,. die koͤnigliche Regiminal⸗Behoͤtde zu ent⸗ 
ſcheiden hat. 

Der Rittergutsbeſitzer wird die Erklaͤrung uͤber 
ſolche Wahlen ſtets ſpaͤteſtens innerhalb 11 Tagen 
von dem Termin der DENN an ertheilen. 

6. 68. “N, 

7 Bei jeder. Annahme eines neuen Buͤrgers oder 

Beiſitzers iſt mit dem Gntsherrn oder deſſen Bes 

amten Ruͤckſprache zu nehmen. Auch ſind die Er⸗ 

innerungen deſſelben gehoͤrig zy beruͤckſichtigen, oder 
im Anſtandsfalle der hoͤheren Behoͤrde zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. Auf gleiche Weiſe iſt Nies 
mand in den Schuß aufzunehmen, ohne daß vors 
her der Gutsherr oder deſſen Beamter um ſeine 

Erklaͤrung vernommen waͤre. 

6.64. Das Patron natrecht üben die Rittergutsbeſi⸗ 

J noch — aus, wo und wie ſie ſolches hergebracht 


Ss 


en. 


—3 


\ 
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65 Wenn Rittergutsbeſitzer für verlorene, auf 
eine rechtsbeftändige Weife zuvor befeffene, nußbare Re; 
galien, “welche nicht nach: den Drganifationsbeftimmungen 
von den Yahren 1806 und 1807 dem, Sonverain gehoͤ⸗ 
ren, die zugeficherte billige Entfchädigung nach nicht ers 
Halten: haben follten; fo fol ihnen folche geleiſtet wer⸗ 
den. Auch wird denjenigen, welche bei der ihnen für 
den Verluſt des Umgelds ausgefesten Vergütung verfürze 

zu feyn glauben, die gebührende Abbalfe nach —— 
Seit ion des Anfchlags zugeſicher. 

6. 66. In Abfiht auf die Tehens; und gutshertlichen 
Verhältniffe der Rittergutsbeſitzer,/ werden‘ die Lehen⸗ 
briefe und Lagerbuͤcher/ ſo wie das unbeſtrittene, einen 
Rechtstitel begruͤndende Herkommen, in ſo fern die ge: 
genwärtigen grundgefeglichen Beftimmungen nicht damit 
im Widerfpruche ſtehen, bei Kräften erhalten. 





a in den Kirgegkrein un‘ "Beif. 
tungen, als Beilage des ‚Berfaflüngsent- 
wurfes vom 3. Maͤrz 1817. 


Vom evangeliſchen Kirgengute.. 


s. 4. Das evangelifche Kirchengut des ehemaligen 
Herzogthums Wirtemberg wird in dem Umfange, wie 
es am 30. December 1805 beſtand, und in der Diaße 
hergeſtellt, daß fuͤr daffelbe: ſichere Fonds von, gleichem 
Betrage an liegenden Gruͤnden oder Realgefälen, unter | 
Beobachtung der ... Gleichformigkeit, angewiefen v 
werden. — 


Es erhält daſſelbe feine — Verwaltungediſtrikte, 
welche in dem Koͤnigreiche ſo zu vertheilen ſind, daß 
eines Theils die Verwaltung moͤglichſt vereinfacht werde, 
andern Theils aber der Sitz der: Beamtungen von den 
Anſtalten und Gemeinden, deren Beduͤrfniſſe ſie zu * 
friedigen haben, nicht zu weit entfernt ſey. 


Li 
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wer MWas die klrchlichen Fonds in den neu ver 

n Landestheilen anbelangt; ſo wird, wenn beinn 
— Unterfuchung ſich ergeben wird, daß ſie gegen ihre 
Beſtimmung, auf eine nach: der beſondern Verfaſſung 
dieſer Landestheile unzulaͤſſige Weiſe, mit. fremdartige 
Ausgaben beladen, oder ſonſt vermindert worden —* 
«ER. ihrer Wiederherftellung, in ſoweit diefe ohne“ eing, 
‚mit, groͤßeren Nachtheilen verbundene, Veränderung ge⸗ 


„Ihehen Fann, had. Maßgabe des Reichsdeputationsab⸗ 
Ihieds von Jahre 1803 die erforderliche Einleitung ge⸗ 
te Bereinigung diefer Fonds mit dem Saetenähe 
der alten Stammlande beruht auf einer befondern Un— 
‘gerhändhing, wobei darauf Ruͤckſicht zu nehmen ift, 
daß, wo“ die ortlichen Verhältniſſe es zulaſſen, "auf 
gleiche Weiſe, wie ed bei Darm alten Kirchengute ge: 
ſchicht/ "ans den für kirchliche Zwecke beftimmten Rea⸗ 
litaͤten und Einfünften gewiſſe Pattieularfonds "gebildet, 
and mit dem geſammten evangeliſch Lutheriſchen Kirchen: 
‘Fond zu einem Ganzer, weiches nah gleichen Grund; 
ſaͤtzen verwaltet und verwendet wird, varriniget werden. 

Bei dieſer Unterhandlung wird aüch naͤher beſtimmt 
werden, in wiefern die innden Mitgenuß der allgemei—⸗ 
men kirchlichen Erziehungsanſtalten aufgenommenen 4 
meinden der neuen Landestheile, auch. an den Untarhal⸗ 
tungskoſten derſelben Theil zu nehmen habenee 
na 3 Das anf! vorſtehende Akt als ein“ Eigenthum 
der evangeliſch“ Ineherifhen' "Kirche fundirte Kirchengut 
A Für alle künftige Zeiten unabaͤnderlich in diefem Zu: 
ſtande zu erhalten, ;, und. es kann nichts davon veraͤußert 
‚werden, ‚ohne. daß. die. Adminiftrationsbehörde, im ip: 
verſtaͤndniſſe mit dem Geheimenrathe, die Veräußerung 
‚für nothwendig oder nuͤtzlich guſieht, in welchem ‚Sale 
der Erloͤs jedesmal wieder zu Capital anzulegen oder zu 
einem nuͤtzlichen Kaufe zu verwenden, oder der Fond 
‚auf andere Weiſe vollſtaͤndig zu ergaͤnzen iſſtt. 

$. 4::Das Kirchengut hat die unabaͤnderliche Bes 
ſtimmung/ daß alles dasjenige, was ſowohl die gegen⸗ 
waͤrtige/ als die etwa noch in der Folgezeit neu eintre⸗ 


— 


genden Beduͤrfniſſe “ber” evangelifch + lutheriſchen Kirche, 
und dev. damit in Verbindung ftehenden: höheren und 
niederen Schulz und Armenanftalten, nad) Maßgabe der 
großen- Kirchenordnung and der fpäteren verfaffungsmäs 
Bigen Fundationen erfordern, davon beftritten wird. 


$ 5, In Hinſicht auf die Kirchen⸗ und Schulges 
weife foeeiclle Nöchtstitel die Baulaſt auflegen, jun st 
nur die Verbindlichkeit, die einzelnen Kitihengemein 
im Falle der Unzulänglichfeit ihres Straub 
und anderer geſetziicher Külfsquellen, durch verhaltni 
mäßige Beiträge zu unterügen. 


6. Was die Öffentlihen Unterrichtsanftelten. bes. 
trifft; ſo hat das Kirchengut auch bey denjenigen, wel⸗ 
che nicht urſpruͤnglich auf daſſelhe fundirt find, in ſo⸗ 
weit ins ‚Mittel zu treten, als die ‚bisherigen. geſetzlichen 
Fonds. nicht zureihen, Namentlich hat daſſelbe, zu Ver⸗ 
ıbefferung des Elementarunterrichts, diejenigen Gemeins 
den ;" welche zu angemeffener Befoldung ‚einer, hinlängkis 
chen Anzahl von Schullehrern die Kräfte nicht haben, 
hinreichend zu unterſtuͤten. als nee 
" Würde der Falk eintreten, daß bei, allgemein durde 
—— Anſtalten zu Verbeſſerung des Schulweſens, 
betraͤchtliche Unterſtuͤtzungsbeitraͤge noͤthig wuͤrden, 
welche den Kräften des. Kirchenguts nicht angemeſſen 
‚wären;: ſo werden andere Huͤlfsquellen durch eins 
Schaftlihe Verabſchiedung ausgemittelt werden; 4. ; 
67. Da für die Bedürfniffe. der Armen "befondere 
örtliche Fonds neben den Beiträgen der Ortseinwohner 
ausgelegt find; fo ift die Verbindlichkeit des Kirchenguts 
zu Unterftägung dev Armen, in ſoferne nicht beſondere 
Rechtstitel in Kinficht anf "einzelne Aemenanftalten oder 
"einzelne Orte ein anderes mit fich bringen, nur. ſubſi⸗ 
diarifch, und befchränft fich in der Negel Auf Gratialien, 
befonders für beduͤrftige Witwen und Waifen verſtorbe⸗ 
ner Kirchens und: Schuldicher, auf ;außerordentlihe Cur⸗ 
‘toten und andere, durch befondere Ungluͤcksfaͤlle begruͤn⸗ 
dete, Unterſtuͤtzungsbeitraͤge, und auf Fälle,» welche fi 


I 


* 


- 
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nicht ſowohl für einzelne Localarmenfonde als vielmehr 
fuͤr einen allgemeinen Armenunterſtuͤtzungsfond eignen. 


Die der eigentlichen, obbemeldten Beſtimmung 
des ne fremdartigen, Leiftuhgen und Ausgaben, 
welhe dem geiftlihen Gute des Herzogthums Wirtems 
berg für die Finanzkammer oder für andere Verwal—⸗ 
tungszweige obgelegen, find ein Gegenftand wechſelſeiti— 
ser Ausgleichung, | 


$. 9. Die. Beftimmungen, der früheren. Landesvers 
träge in Betreff des dritcheiligen Beitrags des Kirchens 
guts zu den allgemeinen Landesanlagen, und der, der 
Steuerkaſſe auf das ſ ogenannte Kirchenguts⸗Remanet vor⸗ 
behaltenen Rechte find als nicht mehr anwendbar Aufges 
oben. Dagegen wird die Frage: ob und had welchem 
erhältniffe das Kirchengut zu den Alten Landesfteuern 
beizutragen habe, auf Fünftige Verabſchiedung ausgeſetzt. 


Da ſſelbe kann jedoch in keinem Falle ſo angelegt wer⸗ 
den, daß es dadurch in irgend einer Hinſicht zu Erfuͤl⸗ 
lung ſeiner fundationsmaͤßigen Obliegenheiten, welche — 
lem an deren vorangehen, unfaͤhig wuͤrde. 


$. 10. Das Kirchengut erhält eine, von den zinanj⸗ 
kammergefaͤllen ganz abgeſonderte, Verwaltung, unter 
der oberſten Leitung des Koͤnigs, welchem, als Mitgliede 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche, die verfaſſungsmaͤßige 
Episcopalgewalt zuſteht. 

5. 14. Die kirchliche Verwaltungsbehoͤrde iſt dem 
föniglihen Minifterium des Kirchen⸗ und Schulweſens 
untergeordnet. 

6. 12. Saͤmmtliche mit der Verwaltung des Kirchen⸗ 
guts beauftragten Beamten und niedern Diener — 
unter jener Centralſtelle. 


$. 13. Dieſelbe iſt fuͤr gewiſſenhafte — 
und die fundations- und verfaſſungsmaͤßige Verwendung 
des Kirchenguts, ſo wie fuͤr die ſorgfaͤltigſte Entfernung 
alles deſſen, was, der verfaſſungsmaͤßigen Beſtimmung 
deſſelben zuwider, von irgend einer Seite unternommen 
werden könnte, in vorzäglichem Grade verantwortlich. 
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6. 44; Bei der Abhoͤr und Richtigſtellung der jaͤhr⸗ 
lichen Rechnung uͤber die Verwaltung der Centralkaſſe 
—— Kirchengute, wird von dem Reſultate derſelben je— 
esmal den Landſtaͤnden Nachricht ereheilt werden; fo 
wie diefen überhaupt auf ihr Anfuchen eine befriedigende 
Auskunft über den. Zuftand des Kirchengnts, oder über 
einzelne in deffen Verwaltung einfchlagenden Gegenſtaͤnde 
nicht verweigert werden wird. 


Vom: katholiſchen Kirchengute. 


$. 15. Die katholiſche Kirche erhält, neben der Dos 
tätion des noch zu errichtenden Bisthums und. der dazu 
gehörigen Inſtitute, einen eigenthämlichen, von der Vers 
waltung des Staatsguts abgeſonderten, allgemeinen Kir: 
chenfonds an liegenden Gruͤnden und Realgefällen, aus 
welchem die kirchlichen Beduͤrfniſſe, Wozu Feine örtlichen 
Fonds vorhanden find, oder dieje nicht hinteichen, und 
beſonders die Koſten der weiichen hoͤheren — 
ten zu beſtreiten ſind. 
6. 46. Insbeſondere wird bie Einleitung — 
werden, daß was von den, für die nen erworbenen vor— 
mals oͤſterreichiſchen Sandestheile geſtifteten, Jogenannten 
Religions: und Studienfonds bisher noch von Seite des 
kaiſerl. Eönigl. oͤſterreichiſchen Hofs zuruͤckgehalten wor⸗ 
den iſt, gegen Erneurung der ſchon in dem Guͤnzburger 
Vertrage vom Jahre 1806 geſchehenen Zufiherung der 
ftiftungsmäßigen Verwaltung und Verwendung diefer 
Bonds, ah die diesfeitigen- Berwaltungsbehörbeh heraus⸗ 
gegeben werde. 

$. 17. Die näheren Befimmungen in Hinfi cht auf 
die Verwaltung. der in vorſtehenden Artikeln bezeichne— 
ten Fonds, und, auf die hierbei eintretende Mitwirkung 
der Eirchlihen und Staatsbehörden, ‚bleiben His auf. die 
wirkliche Ausſcheidung derfelden ausgefegt. 

$. 18, Die Verbindlichkeit der katholiſchen kirchli⸗ 
hen Fonds, zu den allgemeinen Landesſteuern beizutrat 
gen, wird nad) eben den Grundfäßen beſtimmt weuden, 
welche für. die Beſteurung des evangelifchen Kirchenguts 
als Richtſchnur werden feſtgeſetzt — 
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49. 49. Auf die Güter der: katholiſchen Kirchenpfruͤn / 
den, wenn fie etwa einen Abgang erlitten haben ſollten, 
finden die in $. 2. vom cvangelifhen Kitchengute feſt⸗ 
gefegten Beſtimmungen ebenfalls Anwendung. 


Sie verbleiben in der ‚eigenen Verwaltung der Nuss 
nießer, „unter der Auflicht des katholiſchen Kirchenraths 
und des Bifchofs. | SE, 


$: 20. Für diejenigen’ Pfarreien, welche den nun⸗ 
mehr fecularijirten Stiftern und Klöftern 'einverleibt wa⸗ 
ren, und daher feine abgefonderten Fonds hatten, find, 
wo es noch nicht gefchehen ift, entweder eigene Dota⸗ 
tionen auszufeßen, vor welchen nicht nur‘ die Pfarrgeifts - 
fihen ihren angemeffenen Unterhalt beziehen, fondern 
auch die Koften der Kirchen- und Pfarrgebäude und des 
Gottesdienftes befteitten werden; oder es ift der Betrag 
ihrex: "Unterhaltungskoften auf das Gefammteigenehum 
der: betreffenden Stifter und Klöfter, als. eine Reallaft, 
zu. Äbernehmen, oder auch. bei Fundirung des allgemeinen 
katholiſchen Kirchenguts. in Berehnung zu nehmen. 


6. Mr Sollte fih ergeden, daß Pfarrgehalte und 
andere Bedürfniffe von Pfarreyen, welche den nunmehr 
fecwlarifirten Stiftungen und Klöftern einverleibt. waren, 
feit der Seculariſation auf geiftlihe Fonds und milde 
Stiftungen übermwiefen worden wären, die, als zu ans 
dern Zwecken beftimmt, hierdurch fundasionswidtig bez 
Schwert feyn würden; ſo werden fie denfelben wieder 
abgenommen, und anderwaͤrts gehörig fundire werden. 


6. 22. Das auf ſolche Arts zu bildende, ſowohl all⸗ 
gemeine als befundere, katholiſche Kicchengus, iſt auf im⸗ 
mer in feiner Integrität zu erhalten, und auf feine 
Weile zu fremdartigen. Zwesfen zu verwenden... 


Verängerungen einzelner kirchlicher Vermoͤgenstheile 
koͤnnen nur in dem Falle, wenn die Nothwendigkeit es 
erfordert, oder ein unverkennbarer Vortheil für die 
Kirche dadurd) erzielt wird, umd nicht anders, als mit 
Einwilligung des Bischofs und Genehmigung der landess 
Herrlihen oberauffehenden Behörde, ſtatt finden. 
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Von den ortlichen Kirchen⸗,, Schuls und 
Armenfiftungen 


6. 23. Ueber die Verwaltung der, in den einzelnen 


Gemeinden für ihre Kirchens, Schulz und Armenverz 
forgungsbedärfniffe vorhandenen Stiftungen, wird von 
einer dern Königlichen Möinifterium des Kicchen s und 
Schulweſens untergeordtieten, aus Mitgliedern. beider: 


Eonfeffionen zuſammengeſetzten Stelle die Aufficht ger | 


t. 
Anfehung dieſer oͤrtlichen Fonds, wohin die Kir⸗ 
chen/ Kapellen⸗ und Heiligenpflegen, Armenkaſten, geiſt⸗ 
liche und weltliche Spitäler, Kranken- und Armenhaͤu⸗ 
fer, und aͤhnliche Anjtakten gehören, finder eben dasjes 
Nige flatt, was oben $..2: vom evatigelifhen Kirchen⸗ 
gute in Hinficht auf die Kirchenfonds beſtimmt if, 

6. 94. Die Verwaltungsbehörde ift. dafür verantmwarts; 
li, daß bei allen jegf vorhändenen und kuͤnftigen Stifr 
tungen, die Abfiche. der Stifter auf das gewiffenhafteite 
erfüllt, und überhaupt: das Stiftungsvermoͤgen zu keinen 
andern, als fundationsmiäßigen Ausgaben verwendet 
werbde. — 

5. 25. Wegen der Gleichheit der Zwecke und der 
nahen Verbindung der oͤffentlichen und Privatſtiftungen, 
werden auch die a und andere für 
Sottesdienfi, Unterricht oder Wohlthaͤtigkeit errichteren 
Privatſtiftungen, unter die Öberauffiht diefer Behörde 


geſtellt, ittwiefern nicht die Stifter eine andere oberaufe 


r ’ 


fehende Behörde beſtiinmt haben. | 

9.26: Die Nähere Einrichtung der untergeordneten 
Verwalsung der piorum Corporum, namentlich die 
Beſtimmung der Verhäteniffe zwiſchen den geiftlichen und 
weltlichen Ortsvorſtehern, und den für die einzelnen 
Stiftungen aufgeftellten Rechnern, bleibt det Geſetzrevi⸗ 
ſion vorbehalten, wobei befonders auch darauf Bedacht 
zu Nehmen iſt, daß den Drtsvorftehern die nörhige Einz 
fiht, und eine wohlchätige Einwirkung bei der Verwen⸗ 
dung dee Ertrags der milden Stiftungen gefichere werde, 


» 
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e) Von der Univerfirär zu Tübingen, 
als Beilage des DVerfaffungsentwurfes vom 


# 


6. 1. Die Univerfickt zu Täbingen ſteht unmittelbar 
anter dem Minifterium des Kirchens und Schulweſens, 
welches bei den, diefe Anftale angehenden Verfügungen 
bie für das‘ Studienweien verordnete Centralftele vers 
nimmt, und wichtigere" Faͤlle in dem Geheimenrathe vors 
äutzagen hat. I F 
6. 2%. Der akademiſche Senat, welcher aus dem 
Ranzler der Univerfirdt und ‚der Gefammtheit der ordents 
lihen Profeſſoren beſteht, vertritt die Univerfitdt in 
alleh ihren Beziehungen, führt die Aufſicht Über alle 
dazu gehörigen Perjonen und Anftalten und iſt zu ‚dies 
fen Behufe berechtigt, ſich nach ſeinem Ermeſſen zu 
verſammeln, und feine Berathungen Über alle die Unis 
perjitat betreffenden Gegenftände, unter dem Vorfige des 
Rectors, vorzunehnen. | | | | 

9. 3. Bei Befehung: der. ordentlichen Lehrſtellen wird 
der akademiſche Senat jedesmal um ein Gutachten vers 
nommien, und Niemand, dem der Senat nicht entivge 
der ſelbſt vorgefchlagen, oder gegen den er erhebliche 
Gründe anführeh kann, Als ordentlicher Lehrer angefiellt 
WERDEN: — | 
6. 4, Der Rector der Univerſitaͤt wird. alle ‚halbe 
Sahre von dem: afademifhen Senate auf die Dauer 
der nächften fehs ‚Monate gewaͤhlt, die Wahl aber -dem 
Miniſter des Kirchen⸗ und Schulweſens zur Befldtigung 
jedesmal vorgelegt. u | 

$. 5. Die Ernennung des. Univerfitätsfefretärs, fo 

wie die Beſtellung der zur Univerfitde und. ihren Inſti⸗ 

tuten gehörigen untergeordneten Offizialen und nigdern 
Diener, wird gleichfalls. dem Senate überlaffen. 

$..6. Die Beeidigung der Profefforen, und anderer 
dei der Unlverſitaͤt angeftelleen Perſonen, gefchieht durch 
den Nertor, welcher hierzu für immer beauftragt iſt. 

Dritter Kant. .. 48 
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$. 7. Ueber alle, die — und ‚das akademiſche 
Studienweſen angeheude , allgemeine —— u. 
ins Ganze eingreifende Einrichtungen wird der ‚afa 
che Senat um fein Gutachten vernommen werden; * 
wie derſelbe auch berechtigt und verpflichtet iſt, in allen 
wichtigen Univerſi taͤtangelegenheiten feine Anträge vorzu⸗ 
legen. 


6. 8. Die Aufſicht über die: Sludirenden in Dieci⸗ 
plinar⸗ und Schuldenſachen wir — durch den. Rector 
theils durch die, auf Vorfchläge des akademifchen See 
ai ernennende Disciplinareommilfion, deren bisherig 
erhäleniffe hlemit beftätigt ‘werden, ausgehbt.” Eifierem, 

deffen Strafrecht fih auf eine achttaͤgige Ancarreraticıt, . 
und bis auf Geldftrafen von 10 Thalern erſtreckt, iſt 
ein Juſtitiar untergeordnet, welcher auf Vorſchlag des 
Senats von König ernannt wird. 

$. 9. Bei Vergehüngen der Studirenden, welche 
eine, höhere, bis auf 20 Thaler an Geld oder vierwöchige 
Incarceration gehende Strafe, oder die Unterfchrift des 
Consilii abeundi, oder das Consilium abeundi ſelbſt, 
oder die Relegation nach fi ziehen, wird die Strafe 
nach vorheriger Unterfuhung von einer, aus dem! ters 
gor, dem Kanzler und den 4 pe — 
den Commiſſion erkannt. 

§. 10. Von eben dieſer Cominiffion und unter glei⸗ 
chen Beſchraͤnkungen, werden auch alle Strafſachen der 
übrigen Univerſitaͤtsverwandten, ſie moͤgen polizeiliche 
oder amtliche Verfehlungen betreffen, entſchieden. 


441. Bei Vergehungen, welche "zu einer noch 
ſchwereren Strafe ſich eignen, find die Arten nach ge; 
—— Unterſuchung an das ——— erw 
enden. 


"9 42%. Handlungen der willfürlichen Gerichtsbarkeit, 
namentlih Inventur⸗, Theilungs- und Pupillenſachen/ 
und andere außergerichtliche rechtliche Angelegenheiten, . 
werden unter der, Leitung einer, aus.dem Rector, Dem 
Kanzler und dein Derane der Juriſtenfacultaͤt beſtehen⸗ 
den Deputation, welche erfordgrlichenfalls. aus dem afas 
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| S nate a werden fa n, durch d 
iecı f Mr un, durch den. Zus 


"18: Wenn Eröilfiagen gegen: Profeſſoren, in Erz 
En Ach einer’ güstichen Ausgleihung, zum Prozeß eve 
wachſen; ſo genießen dieſe "einen privilegirten Gerichts⸗ 
Hand. W Klagen! gegen andere Univerjitäts /Verwandte 
werden ah erlernen — — des — 
ri ar 
6. 14. Das — theils bei Univerfi tät. ale Geſammt⸗ 
Dal Vet ihren einzelnen Inſtituten und Angehörigen, 
ten jugeſtandenen Vorrechte und Immu— 
Re —— ſo wird zuvoͤrderſt naher unterfucht wer⸗ 
den, was davon auf die gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſe an— 
wendbar, und mit‘ den Allgemeintn Geſetzen vereitnat⸗ 


lich feyn möchte: — 


I ſeh vi 9 ademift en Bürgerrechte 
erbleibt ‚ei. Mn ie da vB den Prior. 
een 5 einen ignigen,, welche bei der 
werſitaͤt und, ihren J en ‚ein Amt beklei⸗ 
den, oder — aM EEE | ah Univerficät ger 
gi „oder als. Buchdruck Hi Snßier mit dere 
en in —3 tchen, aka Aw Er Skonp 
Aufgenommen, werden, kännens- © 


4— 











eh ‚wich 


u’rT 7 


— Pe das anni Brgrrgn ‚* 
Heipilfige s 5 


3 ee mir anal) 

mine dan im 3 

rhu16, Der Sn rtungefoubs der, Uninenfedt wird durch 
Hu lan — welchetan sp: gwie die —* 
untergeordneten; Pfleger und ımigdrrien,, Diener, auf Vor— 
ſchlaͤge des akademiſchen Senats vom der, betreffenden 
Centralſtelle, und in den geeigneten, $ len von dem, Koͤr 
nige —3 Ir, ‚ganz abgefondere verwaltet. 

8 diefer Fonds, welcher in feinem Falle in. feiner 


Subſtanz vermindert merdfn darf, ‚nicht zureicht, hat 
a ſübſtdgriſch ne Dre En — 


— De 


* 


EB 


- 8.47. Die Kufficht über die Vorweltung DER did 
verfitätsfonds fteht der mit der Kirchengutsvertaftung 
beauftragten. Eenträlftelle zu, ‚melche” bei wichtigern- Ser 

genftänden ‚amd in allen⸗Faͤllen, wo eine, neue Ausgabe 
var: den Fonds zu ‚übernehmen, eine Beräußerung einzel 
ner dazu gehoͤriger Theile zu beichließenypeim bedeuten⸗ 
der. Nach laß zu bewilligen/ oder eine außer gewoͤhnch 
Verwaltungsmaasregel in Anwendung zu bringen waͤre, 
die Erklaͤrung des atademiſchen Senats —R und 
zu berůckſichtigen hat. 


‚Der Yerwalsungsbeamte, dar inverſtie if ‚wer, hi 
fer Centralſtelle in der Mape- zunächft ‚untergegrdne ae 
er in allen, zur hoͤheren Kognition ſich gignenden, 
legenheiten, an, diefelbe unmittelbar, — u ac 
und die von ihr eriheilten Befehle zu befolgen 
iſt jedoch verbunden, dem Senate —F alle gi vr en 
waltımg ‘ einfchlngenden Gege —— —*66 be⸗ 
friedigende Auskunft ‚zu 9 die vä 
ſchlaͤge unter der Lertutrg tiber: son” i * 
beauftragten Eommiffion zit entwerfen, und gemeit 
lich in Berathſchlagung zu und "die jährlich Ss 
ſtellte Rechnung, ehe fie aa 
der gedachten —— She Br Beifugun 


ihrer Erinnerungen und. Verbe jet An 


theiten. 


. 48. Für unvorpergefehene, Fade ik. kaeneil, * 


fetzen, welche der Senat zum Beſten der 
oder, einzelner Inſtitute auf unvorhergefehene 
die jedoch einzeln nicht uͤber 300 fi. betragen —3 
vhne vorherige · Anfrage, auf feine: Spree 
verwenden kann, uhd: En CamiekaliBerpialser ‘wow 
rechnen laſſen mußle⸗ and 

"Was davon. jahrlich hie t ausgegeben eh 
Erhöhung des Univerfirätefi onds auf en At 
werden. sanark — — all 

$. 49. Die Früher: beßandene Einzihtihg. des 
legii illustris zu Tübingen wird Hicht wieder hergefteift. 


dem. jährlichen Erar, ‚eine Summe, von 4000 * er 
* 
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Hingegen follen die bisher in diefer-Anftalt für den Un: 
errichtet in den Wilfenfchaften und Leibeshbungen feftge: 
fegt gewejenen Fonds für die Zwede der Univerſitaͤt 
noch ferner verwendet werden. 





Maͤhrend der Zeit erhielten die Nachbarflanten Wir: 
tembergd, Bayern (26. Mai 1818) und: Baden 
(22. Auguft 1818), neue zeitgemäße Verfaffungen. 
Unter biefen. VBerhältniffen EZonnte Wirtemberg hinter 
denfelben, nicht zuruͤfbleiben. Das Erſte, woburd die 
neue Verfaſſung vorbereitet warb, war: 


5) Die Drganifation der untern Staatsverwal: 
fung in den Departements der Juſtiz und 
des Innern vom 31. December 1818, 


durch welche befonderd, nach dem Vorgange Bayerns, 
das Gemeindewefen, die Grundlage einer jeden gu 
ten Berfafjung, in Wirtemberg neu geflaltet ward, 


Wilhelm, von, Gottes Gnaden König von Wirtem: 
berg. Schon vor mehrern Jahren find in der untern 
Staatsverwaltung Unſers Königreichs weientlihe Maͤn⸗ 
gel Fühlbar geworden, und insbefondee hat man allge: 
‚mein anerkannt, daß die Oberamtsverwaltung den gerech— 
tefien und dringendften Forderungen großentheils nicht 
entſpreche. Die Abſicht, fie zu verbeffern, hat nach und 
nah auf verfhiedene Mittel geführr; man Hat Kreis: 
aͤmter (nachher Landvogteien) als Mittelftellen zwifchen 
der, Regierung und den Oberaͤmtern angeordnet, die vor⸗ 
‚maligen wenigen ‚Imteramteien bis auf cine bedeutende 
Zahl vermehrt, zur Repiſion der. Gemeinde: und Stifts⸗ 
rechnungen eigene unmittelbare Beamte aufgeftellt, für 
‚die Adminiſtration der „Stiftungen befondre Bezirksaͤm⸗ 
ter eingeführs,. deseuniggude Provinzial :, Juftizcollegien 
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für die erſte Civilinſtanz, und für jede Landvogte Fihe 
Kriminalbcamtung errichtet. Dieſe Anftalten ſelbſt aber 
find, mancher legislativen Corveetionen ungeachlet, auf 
dem Landrage von 1815 Gegenftände von Beſchwerden 
geworden, weldhen in mehreren Puncten die Regierung 
ihre Anerkennung nicht verfagen konnte. Es liegt am 
Tage, daß ſeit Einführung diefer Anſtalten die früheren 
Uebel nicht vermindert worden - find; amd mas auch in 
diefer Hinfihe auf Rechnung zufälliser Einflüffe ch 
möchte; fo haben doch die dabei gemachten Erfa 
8 der Ueberzeugung beigetragen, daß nicht blos ei 
Modification, fondern eine‘ weſentliche Aenderung der 
alten Bezirfsverfaffung nothwendig ſey. Noch immer 
find die Regiminalverwaltung und Auffiche in allen Be 
ziehungen, die Polizey in allen ihren Zweigen, dag Kri⸗ 
minalwefen und die Leitung’ ſowohl ais die unmittelbare 
Ausübung der ſtreitigen und der willkuͤrlichen Gerichts⸗ 
barkcit in dem Geichäftskreife des. Oberamtmanns verek 
nigt, — ungeachtet dem Umfang und der Dielartigkeit 
dieſer Geſchaͤfte, zumal bei einem Diftricte von zwans 
aigtaufend Menſchen, die Talente, Kenntniffe, practiſche 
Ausbildung und Thätigfeit eines cinjigen Mannes, 
den Forderungen der jegigen Zeit, nit genägen können. 
Diefe Ueberzeugung mußte auf der einen Seite eine 
ſchaͤdliche Nachſicht in Anfehung der oberamtlichen This 
tigkeit um fo natärlicher herbefführen, 'als diefe, M 
Verſchiedenheit der Funetionen, faſt von allen Landes 
ftellen in Anfpruch genommen wird, und deswegen von 
Feiner derfelben mit gerechter. Strenge beauffichtet wer⸗ 
den kann. Auf der andern Seite ſtand dem Oberamt⸗ 
mann ſchon feir den Alteften Zeiten in der Stadtſchrei⸗ 
berei ein Weg offen, auf Koften der Intereſſenten oder 
der Öffentlichen Kaffen fih die Amtsgefchäfte zu erleich⸗ 
tern; wobei denn beide Stellen,’ in Liner dem Gemein 
wohl nicht durchaus zuträglihen  Nichtung, von 
eigenthämlichen geſetzlichen Charakter ſich nach und 
entfernten. Ueberhaupt ift nit zu verfennen, daß mat 
de ältere ei und Anftitnte durch allmählige Ant 
wandlung der Verhaͤltniſſe, fuͤr bie fie gegeben waren, 


— — —— — — 
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ihre wohlthaͤtige Wirkſamkeit verloren haben, waͤhrend 
‚mitunter durch fie die, in dem. größten Theile Unjrer 
Staaten ſchon ſeit Jahrhunderten beſtehende, Gemeinde⸗ 
verfaſſung in ihrer Entwickelung gehemmt worden iſt. 
Die Folgen dieſer organiſchen Maͤngel äußern ſich fort: 
während auf mancherlei Weiſe verderblich. Die nicht 
uͤberall hinlaͤnglich gerechtfertigte Beſchraͤnkung der Ma— 


giſtrate in Gemeindeſachen hat Einrichtungen herbeige⸗ 


führe, deren Koſten und andere Nachtheile nicht durch 
ein höheres Maas öffentlichen Vertrauens auf die Ber: , 
waltung vergürer werden. Den Einzelnen ift dev Be: 
trieb ihrer meiften Privatangelegenheiten, vorzüglich die 
Rechtshuͤlfe fo ſehr erichwert und pertheuert, daß der 
Zwe nicht felten durch das Mittel aufgewogen wird, 
Auch im Kriminalmwefen ift det langſame ang der Ju— 
ſtiz, bei unverhältnigmäßtg großem Aufwand der Staats: 
kaffe, fo beſchwerend für die Individuen, als nachthei⸗ 
lig fuͤr die Moralitaͤt und öffentliche Sicherheit. Je ent? 
fchiedener die Vorzuͤge find, durch welche die von der 
Vorſehung Uns anvertrauten Lande in manchen Theilen 
ihrer gejeltichaftlichen Einrichtung fih auszeichnen; defto 
‚weniger können Wir geftatten, daß "den zahlreicheren un— 
teren Klaſſen des Volkes bedeutende Vortheile der Staats; 
verbindung, anf die fie gerechte Auſpruͤche haben, nur 
unvollklommen zu Theil werden. In diefer Gefinnung, 
zugleich aber auch in Erwägung, daß bie Geſetzgebung 
der Kultur eben fo wenig voraneilen als hinter ihr zu: 
vhekbleiden darf, haben Wir die untere bürgerliche Ver: 
mwaltung nad) folgenden Grundfägen geordnet : 

Dei Gemeindeverband, ale die natürliche Grund: ® 
lage des Staatsverbandes, iſt, mit Ruͤckſicht auf Ge⸗ 
meinſchaft des Wohnſitzes, auf eine, für dem Betrieb 
Hürgerlicher Zwede hinreichende Menſchenzahl, auf Zu: 
ſammenhang und Geſchloſſenheit des Bodens, überall zu 
‘erhalten! und zu vervollftommusen. Er erſtreckt ſich auf 
‚alles; was die Gemeindemarkung umſchliefßt, und aͤußert 
Feine Wirkung auf alle buͤrgerliche Verhaͤltniffe, ſo weit 
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ihm nicht in beiden ‚Beziehungen. allgemeine Staatsge⸗ 
ſetze oder unſtreitige befondere Rechte derogiren. Die 
Gemeinde iſt das Beſte ihrer Genoſſen, und eben ſo 
auch das Beſte des Staats zu befoͤrdern ſchuldig; bei⸗ 
des nach den rechtlichen Beſtimmungen einer auf wech⸗ 
ſelſeitigen Voreheil gegruͤndeten Uebereinkunft. 


Zu dieſen Zwecken verfügt fie über ihr gemeines Ver⸗ 
mögen, das ihrer Verwaltung, nicht entzogen werden 
Tann, und nimmt das. in Verband —— Privatver⸗ 
moͤgen, das ſie in der Entrichtung der taatsſteuer vers 
tritt, ſubſidiariſch in Anſpruch. Die Ausuͤbung ihrer 
Rechte und Pflichten überträgt fie einem, durh Stims 
menmehrheit aller Gemeindebürger aus ihrer Mitte ges 
wählten bleibenden. Gemeinderathe. Diefer Hat die ganze 
Gemeindeverwaltung in Beziehung auf Dekonomie, Pos 
lizey, Rechtspflege und äußere Verhältniffe theils fel 
zu beforgen, theils unter feiner Verantwortlichkeit durd 
andere von ihm beftellte Perfonen beforgen zu laſſen. 
In jeder Stadts oder Dorfgemeinde ficht ein. Mitglied 
des Nathes als Vorfißer deffelben, und als erſter Vor⸗ 
ſteher an der Spitze der Verwaltung; er hat zugleich 
die Staatsangelegenheiten, foweit fie die Gemeinde ings 
beſondre beruͤhren, zu beſorgen, und iſt in diefer Hits 
ſicht Regierungskeamter. Diefer, wie der Gemeinderath, 
hat eine feinem Beruf angemeflene Strafgewalt. Dem 

Vortheil der Gemeinde ift gemäß, „daß die. obrigkeitlichen 
und verwaltenden Perfonen ihre Gefchäfte ohne frems 
‚den Beiftand verfehen,; ‚dies erfordert auf der einen Seite 
Vereinfachung der — — auf der andern angemeſſene 
Belohnung der Angeſtellten, und in der Regel lebens— 
laͤngliche Beibehaltung der Stellen. Ein Ausfchuß der 
Buͤrgerſchaft, beſſen Mitglieder nach periodiſchen Wah⸗ 
len nothwendig wechſein, ift zu erhaltender Aufmerkſam⸗ 
keit auf daB gemeine DBefte verpflichtet. In wichtigeren 
Faͤllen wird durch ‚feinen Widerſpruch ein Beſchiuß des 
Gemeinderaths in ſeiner Wirtung gehemmt, durch feine 
KZuſtimmung aber theils deſſen Amtsgewalt ergänge, theils 
auch ‚eine: Cognition höherer Stellen entbehrlich: gemacht. 
Die eigenthůmliche Wirkſamkeit des Ausſchuſſe⸗ wird 
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Dadurch gefichert, daß: er non der — Verwal⸗ 
zung ‚entferne bleibt; Das Aufſichts⸗ und Leitungsrecht 
Negigrung aubhert ſich darin, daß fie den erften Yats 
eher. auf einen Wahlvorfchlag dev Gemeinde ernennt, 
der Iegalen Beſetzung der übrigen Berwaltungsitellen ſich 
verfichert, and fie dur Beftätigung beglaubigt, die Dekos 
nomieverwaltung durch ihre Pruͤfung in geſetzlicher Ord⸗ 
nung erhaͤlt, und uͤber Beſchwerden, beſonders ‚über 
Streitigkeiten zwiſchen der Verwaltung und dem. Aus: 
Schuffe, entſcheidet. Der Staatsorganismus erfordert 
ne gleiche Grundverfaſſung aller Gemeinden. Aber bei 
| Re ‚großen Verſchiedenheit an Umfang: und, Beſtand⸗ 
heilen, ift eine große Verſchiedenheit in der beſondern 
eintichtung ſowohl, als in. dem Verhälsuiffe zu den 
Staatsbehörden, ihrem Intereſſe eben fo wie dem des 
Staates gemäß. Sie werden, mit vorzüglicher Ruͤckſicht 
a7 Bevölkerung, in vier, Klaffen: abgetheilt ,, nach ‚deren 
Stufenfolge der Grad der Unabhängigkeit beitimme wird, 
der ihnen jetzt oder kuͤnftig einzuränmen iſt. Die fpes 











—— Ausführung dieſer Grundſaͤtze enthaͤlt das Edict 


Pe-bie Scmeindeverfaffung sub Nro. I, 


TR 
ne X u. — ZR3r 
Die ſtaatsbuͤrgerlichen Angelegenheiten, welchen der 
Gemeindeverband nicht genügt, werden durch den Bes 
irksverband befördert. Indem Wir eine „den natuͤrli⸗ 
Verhaͤltniſſen möglihft anpaſſende, unftreitig wuͤu⸗ 
nswerthe, Ein: und Zuͤtheilung aller Gemeinden, der 
en Gefepgebung heimzuſtellen Uns durch Höhere 
uckſichten bewogen finden, laſſen Wir, mit Ausnahme 
» nigen Aenderungen, die durch ganz beſonders drins 
gende Umjiände motivirt feyn möchten, den Beltand der 
gegenwärtigen Oberamtebezirte und die Anordnung der 
— — derzeit unveraͤndert. Der Oberamtmann 
4 nicht mehr Richter, auch nicht mehr unmittelbarer 
Borfteher der Oberamtsftade, har hingegen als Regie; 
rungsbeamter des Diftricrs in allen. Beziehungen, in 
welchen die ausſchließliche Competenz einer andern Stelle 
nicht unzweifelhaft begruͤndet iſt, das öffentliche und Pri— 
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fiehenden Verbindungen (Confvaternitäten) find, ſofern 
fie auf rechtlichen: Gruͤnden beruhen, zu erhalten; fie 
fiehen unter der Leitung der Amtsverfammlung, an de; 
ven. Berathungen in diefer Beziehung der Decan Theil 
nimmt. Die privatinen Sntereffen einzelner Gemeinden 
und die Intereffen der Kirchen werden gefichert durch 
eine den Gemeinde: und Konfeflions = Verhältniffen ent; 
ſprechende nähere Beftimmung der Verwaltungs: umd 
Aufſichtsrechte. 

F Yon 9 IWW. 


"Die Privat Merhtepflege wird, mit entſcheidender 
Ruͤckſicht auf das Intereſſe derer, die ihrer bedärftig 
ſeyn koͤnnen, dee ordentlihen, Gemeindeobrigkeit fo weis 
überlaffen ‚als fie mit der allgemeinen bürgerlihen Ver: 
waltung fi verträgt. : Die Rechtsfürforge, welche vor 
zuglich die fogenannte' willfürliche Gerichtsbarkeit und 
dns Euratelwefen begreift, ſetzt Kenntniffe von perſoͤnli⸗ 
chen. Eigenfchaften, von Famitien:, Vermoͤgens⸗ und Ges 
werbsverhältniffen voraus, iſt auch großentheils adminis 
fitasiver Natur, fteht daher dem Gemeinderathe zu. 
Aud) zur Streitvermittelung. if: derſelbe, durch jene be; 
ſondern Kenntniſſe und durch feinen näheren amtlichen 
Einfluß auf die Streitenden, vorzäglid geeignet. Die 
Rechtshuͤlfe in unftreitigen Sachen, als cin Theil der 
allgemeinen: obrigkeitlichen Gewalt, gebührt ihm ohnehin, 
fo wie in eiligen Fällen der Rechts ſchutz, und die. Er⸗ 
haltung. ıded Ruheſtandes durch proviſoriſche Verfuͤgun⸗ 
‚gen. :: Uebesdies: tomme ea Being ‚in, Anger: 
gangsſachen zu, und endlich erledigt er ‚Streitigkeiten, 
die wegen Geringfuͤgigkeit des Objects, einen weiteren 
Rechtsgang nicht vertragen, durch inappellable Erkennt: 
niſſe. Solche Geſchaͤfte dev Rechtspolizey, die auf An; 
wendung ſchwieriger Rechtsſormen beruhen, und beſon— 
dere Geſchaͤftsbenntniſſe erfordern, werden: unter der. Mit; 
wirkung des. Gemeinderathes von dem Gerichtsnotar be: 
arbeitet... Fuͤr die Gerichtsnotare werden in jedem Ober⸗ 
amtsbezirke geſchloſſene Diſtricte gebildet, und ihre ‚eis 
gentlichen Amtsverrichtungen noch genan und namentlich 
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beſtimmt werden. Für dieſe (Cnt Ausſcheidimg der‘ ih⸗ 
nen ſonſt zuſtehenden Notariuts/ und Schreibereigeſchaͤf⸗ 
te) werden fie aus Öffentlichen Kaſſen beſoldet, welche 
—5 die von —— zu entrichtenden 


btzieh ei. 


} nm Umfang der Rechtspflege, mit Aus⸗ 
ſchluß adminiſtrativer Functionen,/ wird in jedem: Ober⸗ 
amtsbẽezirk ein Richter aufgeſtellt. Dieſer har, unter 
der Oberaufſicht des Kreisgerichtshofes mit einem, als 
Gehuͤlfe und Stellvertreter ihm beigegebenen Actuar, die 
Gemeinderaͤthe und — in der Ausuͤbung ih⸗ 
rer auf die Rechtspflege ſich ee Pflihten zu bes 
auffi — oh wichtige und |ı — Handlungen der 
Neth vot zuneh ſeine Gerichibange⸗ 

ne n mit Orten und mit Auswaͤr⸗ 

} ——— ng zu unterſtuͤtzen, und: uͤberhaupt 
de a Juſti zoeamten in aller? Bezle⸗ 


hr — Haupef aͤchiich hät er in Gemein⸗ 
aft —— ie DAB’ Öffentliche Vertrauen 
bernfen, und den Parteien unverdaͤchtig find, alle pri⸗ 
datrechtliche Streitigkeiten in erſter Inſtanz zu eroͤrtern 
and zu entfcheiden. Bei der Stellang des Oberamtsge⸗ 
— ats erſtet· Inſtanz bei der Beſchaffenheit des 





ßlen Thetts der Br daffelbe gelangenden Sachen, und 
den die Aufklärung des Rich⸗ 

vete ſowoht er die —— der Streitenden ſelbſt 
burch lebendige Eroͤrterung einer Sache 
en if eh de —** Zwecke der Rechtspflege ger 
AB, daß vor. dem Oberamtshericht, ſo Weir. €8“gefcher 
dir eühn, die Parteien perſonlich erſcheineitn daß/ 
nur mit den nochwendigſten Ausnahmen, nandlich ver⸗ 
— und — —— Bedacht auf die Herſtellung dis 
—5 — genommen "werde, — daß der 
— rufen der Parteien jede, die’ Entſchei⸗ 
— oͤrbderude ge son Amtswegen gebe, — daß 
brinhen allein in Erforſchung der Wahr: 

heit Hi * den ſey, — daß *er unter Beobüchtung 
der weſentlichen Erforderniſſe ſchleunig verfahre, — daß 
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er ohne Einholung fremden Rathes enefcheide, — und 
daß nicht Über Zwiſchenurtheile, ſondern nur uͤber die 
Definitiv » Eutſche idung in der Hauptſache — eine Streits 
Verhandlung, vor dem Oberrichter Statt, finde. Der 
Weg zu dieſem fteht für einfache Veliwerden , den 
Unterrichter jederzeit offen, und wird für die foͤrmliche 
Berufung, durch Zurädführung der bisher gejeglichen 
Fataliem und“ Formiallen auf einfache Nothfriſten, eve 
keihterei" Die  gefeßlichen‘ Beftimmungen:, hierüber er⸗ 
eheilm Wir in dem Edict über Die Serichteverfaſſans 
sub NXro. IV. 


dig N — 4 Se dr ar han 
rt jr% a RR * "Zr - RR — 3 yon 1 


Ann 
ER ee die. — die, tes 

falls dem Oberamtstichtekr:- theils * Mani N ft 
nes Richters, theils in der eines. 2, ' 
eritasters. und Vollziehers übe a | ns 
vollſtaͤndig und ohne Unterſcheidung Ban al, S 
der ‚Special / Singyifitigip, allg, Sefegüb EM ungeh, deren 
Entſcheidung nicht den A dminiftyasigs © sden juſteht, 
oder die Befugniß dee. Dberamts Den Es iſt ſei⸗ 

wer wahren: Wirt ſamteit gemäß, daB er. in, Uner ſuchn 
gen, anderer. Stellen yisht- unmittelbar eingrei ae dat 
er, um aufseine- Anterſuchung einzuge Rs, Bi 
die. Anzeige oder Anforderung einer d entlihen erh 
de, eine Anklage oder foͤrmliche Denungi * ge 
Eine gefegmäßig ‚an ihn gebrachte Sache Rus oh ne 
die, entſcheidendſten Gruͤnde nicht. ae Von, ve 
Augenblick, wo er fie, bernommen hat, u cht alles 1% 
tere ; Verfahren ihm, allein, zu. Er entſcheidet if 
meinſchaft mit mit Öffentlich verordneten Gerichtsbeiſi pl ud 
zu. einer einfachen — * ‚vier, Wochen und 


einer Geldſtrafe von dreihig T 3 ichtigere Fälle 
berichtet er an den Fand ie Einführung 
eines angemeffenen — u m 
lichſter Sicherſtellung von Ehre, % 


rn 
des Angeklagten, wkd ein Safan —2* ‚da 
chung ſeyn. 
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” Da die Zweckmaͤßigkeit jeder Verwaltung di oh Be 
tell uelfen und moraliſchen Vermögen dir, / 








59 vn da Di, ae, Du Bilfe du 

ere Aufſicht allein’ nicht erſe ingegen 

ßere Verhaͤltn — 718— A a hei E das. 
gemeine Befte chen jo fehr als die SH iR &it, "aß 


bei Anftellung und Beförder an oͤffentlicher Beamten jes 
u Are nur Talente, Kenniniſſe, Redlichkeit und Ihäs 
mis Entfernung. Hl: ut —D Einfl * 
eher. die Beamten ‚mit Sr eter A tung 
N —— ohnung Dt ® rende 
Be 4a it werden. „ Zu hie ſein Ende, und ın Erz 
gteit von ‚zufällige, Eintom⸗ 
Men 
San, ar „o brigkeitliche J— 
andern & heile ‚gu en‘ HAB 


— Pas 
von RR a 
a“ be ‚aber 

Ri den 


pn — —— en ind, 





en F 
1 in, h „gegen, 
die Regierung, mit 3 ah Si widmen 
ſondern auch aller und jeder ungeſe 34 ——— 
ihres Dienſteinkommens ſich enthalten werden. 
fondere erklären Wir, abgefehen von dem Verbrechen 
der Beftechung, die bloße Geſchenkannahme Unſerer 
eamten, von Perſonen, mit welchen fio, in amt⸗ 
n Verhaͤltniſſen ſtehen, unter den im Ediete gege—⸗ 
un näheren Beſtimmungen, für. ein, Dienitvergeben, 


x 


— 


J * 9 — — 2 
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welches mit Entlaſſung, oder mindeſtens mit Zurüuͤckſez⸗ 
ing im Dienſte zu beſtrafen iſt. Und da auch der nahe 
Verdacht einer Zugaͤnglichkeit für Geſchenke dem öffent: 
lichen Vertrauen und ſomit dem Dienſte nachtheilig iſt; 
fo hat der Beamte, der im eintretenden Falle ſich da— 
von nicht genügend zu reinigen weiß, cine Örtlihe Vers 
feßung zu erwarten. 


- Da beider gegenwärtigen Abänderung der unter 
Verwaltung an den Kojten derſelben die Amtspfleg- und 
Gemeindekaſſe künfrig weniger als bisher zu. tragen: has 
ben; jo iſt einige Erhoͤhumng des Aufwandes. der Staats⸗ 
kaſſe, auch bei aller angemeſſenen Rackſicht auf Koftens 
erfparniß, derzeit unvermeldlid), wenn nicht die höhern 
Zwecke gefährder werden follen. Es komme jedoch dabei 
in Betrachtung, daß viele der bisherigen Befoldungen 
mit den gemeinften Bedärfniffen in einem fo offenbaren 
Mibßverhaͤltniſſe ftanden, daß eine Erhöhung derfelben 
ſchon laͤngſt als rechtlich und politiſch ſothwendig er? 
kannt worden iſt, andere aber in Zufluͤſſe is dem Ver⸗ 
mögen dev Gemeinden und der Privaten heſtanden, des 
ven Ungemeſſenheit, — ihrer ſonſtigen nachtheiligen Fol 
gen nicht zu, gedenken, — einem großen Theile des Vol—⸗ 
kes ſelbſt auch oͤkonomiſch weit Täftiger war, als ihm die 

egeniwärtige Erhöhung der Staarsausgaben werden Fann. 
Wie demnach diefe theils zu Tilgung einer älteren Staates 
verbindlichkeir, theils zu unmittelbarer anderwärtiger Er: 
leichterung gereicht; fo mird fie" einſt auch ganz aufhds 
ven, und eine wirkliche Verminderung der Staatsvers 
waltungskoſten dann eintreten koͤnnen, went die nuns 
mehr begründete Einfachheit der Verwaltung feften Bo— 
den gewonnen haben wird. A 


0 VII. . | u ’ 
Nachdem bereite im Jahre 1817" die Mittelſtellen 


zwiſchen Regierung und Oberaͤmtern aufgehoͤrt haben; 
ſo treten nun, in Folge der- gegenwärtigen Anordnun⸗ 


* 
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gen, die Oberamtsrichter in die Stelle der Provinzial 
Juſtiz ⸗Collegien und der Kriminalväche. Da die Revi— 
fion der Gemeindes und Stiftungsrechnungen als eigentz 
fies oberamtliches Gefhäft wieder den Oberämtern, fo 
wie die Stiftungs-Adminiſtration den Gemeinden zuges 
theilt wird; fo kann weder ein Rechnungs: Reviforat, 
noch eine. Stiftungsverwaltung, als eigene Diftsicts Bes’ 
amtung. ferner beftehen. Die Unteramteien und Obers 
ihulcheißereich werden jest, da die Oberämter fo bedeuz 
tend erleichtert find, um fo mehr aufgelöft, als. eine 
Mirtelftele jwifher den Gemeinden und. dem Oberamt 
weder dem Drganismus angemeffen, nod) dem Geſchaͤfts⸗ 
gang zuträglich iſt. Die in deh Stadt / und Amtsfchreis 
bereien bisher vereinigten Funetionen fallen, je nach ih: 
ven verichiedenen Eigenfchaften, dem DOberamtsrichter, 
dem Gerichtsnotar, dem DOberamt, der Amtsverfamme 
fung, den Gemeinderäthen und Gemeinde s Offisinnten 
und beziehungsweife den verſchiedenen Actuariaten theilz 
weife zu. Die Perionen, welde durch Aufhebung der 
von ihnen befleideten Aemter außer Dienſt-Activitaͤt 
tommen, find ihren Verdienften gemäß anderwärts ans 
zuſtellen, und fofern fie an ihrem bisherigen vechtmäßis 
sen Dienfteintommen. verkürzt würden, billig zu ent: 
Ichädigen. —— er | 


IX. 


Den in Unferem Königreiche begäterten Standess 
Herren, fo wie dem vitterfchaftlichen Adel bleiben die 
ihnen zugefiherten Zurisdietionss, Polizeys und Auf 
fihtsrechte unbedenflih vorbehalten, in jofern die Aus: 
übung berfelden zwar einige Modification der gegenwaͤr⸗ 
tigen Anordnungen veraulaffer, aber. den wahren Erfotz 
derniffen. der ‚untern Staatsverwaltung nicht nachtheilig 
werden kann. Endlihb  -- -- VF 


5 n 2 Malie N | “ | 
behalten alle Geſetze, fd ‚weit fie mit ben gegenwaͤrti⸗ 
gen Anordnungen nicht im Widerfpruche ſtehen, auf 
Dritter Band, 193 | 
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noch ferner ihre Anwendung, bis Wir im Stande ſeyn 
werden, eine höhere Vervollkommnung der Geſetzgebung 
mit einer Ständeverfammiung zu berathen, deren Herz 
ſtellung Uns fortwährend anliegt, und die Wir nun un— 
gefaumt in nähere Berathung zichen werden. Zur Volk: 
ziehung der gegenwärtigen Anoronungen find von einer 
Eommiffion, die Wir zu diefem Ende nicderfegen wer; 
den, demnaͤchſt beftimmte nähere Einleitungen zu treffen. 


Gegeben Stuttgart, den 31. Dec. 1818. 
(Unterz.) Wilhelm. | 


Auf Befehl des Könige: i | 
Der Staatsfektetär Vellna gel. 


.. Ei 





1 H 0; 


Am 10. Juny 1819 berief darauf der König von 
neuem die Stände zum 43. July gufammen, in deren 
Mitte ſich jetzt ein befferer Geift zeigte, auf welchen 
die veränderten dußeren politifhen Berhältniffe im 
teutfchen Staatenbunde wahrſcheinlich nicht oßne Ein: 


+’ 4 7 


dem Wege des Vertrages die Verfaſſung zu 
Stande zu bringen. ‘Er ließ deshalb den berfammel: 
ten Ständen einen neuen Entwurfizur Prüfung vor: 
legen, ber von denfelben, mit wenigen nicht wefent: 
lihen Veränderungen, ätigenommen, unb am 25. 
September 4819 als Grundgefeg des Königreiches be 


kannt gemacht ward. — 


* 
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Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Wir: 
temberg. Thun Fund und zu willen für Uns und Un— 
fere Nachfolger in der Regierung: 


Unferes in Gore ruhehden. Herrn Vaters Majeftde 
und Gnaden haben Schon im Sahre 1815 auf die Ers 
richtung einer Stanis: Gilind, Werfafing für das 96 
ſammte Koͤnigreich Wirtemberg ernſtlichen Bedacht ges 
nommen, und zu dieſem Ende mit den zu einer Staͤn⸗ 
deverſammlung einberufenen Fuͤrſten, Grafen, Edelleu⸗ 
ten, Geiſtlichen beider. Haupt⸗Confeſſionen und den don 
einigen Städten, auch ſaͤmmtlichen Oberamtsbezirken ger 
‚wählten Abgeordneten Unterhandlungen „eröffnen laſſen, 
welche per „Unferee. Regierung. bis in, das Jahr 1847 
forzgefegt würden. + F 

Wiewohl damals: der gewänfchte Zweck nicht zu ers 
‚reichen .gewejen; ſo haben Wir denſelben dennoch unvers 
ruͤckt im Auge behalten, und um eines. Theils der Uns, 
als einem Gliede des teütſchen Sant, obliegenden 
Verbindlichkeit zur Erfüllung des .. Artikels der 
Bundesacte, andern’ Theils den Wuͤnſchen und Bitten 
Unſerer getreuen Unterthanen um endfiche Begründung 
des Affentlichen Rechtszuſtundes, uͤbereinſtimmend mit Uns 
ſerer kigenen Ueberzeugung, zu entſprechen, eine neue 
Staͤndeverſammlung auf den 13. July gegenwärtigen 
Jahres in Unſere Reſidenzſtadt Ludwigsburg "berufen. 

Nachdem nun über. den Entwurf einer. den früheren 
verträgss und geſetzmaßigen Rechten und Freis 
heiten Unferes alten Stammlandes, jo wie der damit 
vereinigten neuen Landestheile, zugleich aber auch den ge; 
genwaͤrtigen Verhaͤltniſſen moͤglichſt angemeffenen, Grund; 
verfaſſung die von der Skaͤndeverſammlung hiezu beſon⸗ 
"Ders gewaͤhlten Mitglieder fi) mit den von Uns ernann⸗ 
zen Kommiſſarien vorläufig beredet haben, und die hier; 
üuͤber erftärteten Berichte einerſeits von Uns in Unferem 
Geheimenrathe, andererfeits von der vollen Ständever: 
ſammlung vollſtaͤndig und forgfältig geprüft und erwo⸗ 
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sen, fodann die geſammten Wuͤnſche Unferer getreuen 
Stände Uns vorgelegte worden find; fo ift endlich durch 
hoͤchſte Entſchließung und. allerunterrhänigfte Gegenerkläs 
vung eine vollkommene beidetfeitige Vereinigung Aber 
folgende Puncte zu Stande gefommich : 


Erfied Kapitel — 
Bon dem Königreiche. 


} . DC, 1 Pe PER 
— 5. 4. Saͤmmtliche Beftandthrile des Königreichs find 
und bleiben zu einem. unzertrennlichen Ganzen und zur 
Theilnahme an Einer und derfelben Verfaffung vereinigt, 


$. 2. Würde in der Folgezeit das Königteid einen 
‚neuen Landeszumachs durd) Kauf, Tauſch, oder auf ats 
‚dere Weife erhalten; fo wird derfelde in die Gemein— 
ſchaft der Verfaffung‘ des Staates aufgenommen. 


Als Landeszuwachs ift Alles anzuſehen, was ber Koͤ— 
tig nicht blos für Seine Perfon, fordern durch Anmwens 
‘dung der Staatskraͤfte, oder mit der ausdruͤcklichen Bes 
ffimmung, daß es einen Beſtandtheil des Königreichs 
ausmachen foll, erwurht. ee 


Sollte ein unabwendbarer Nothfall die - Abtretung 
‚eines Landestheiles unvermeidlich machen; ſo iſt , wenig 
ftens dafür zu jorgen, daß den Eingefeffenen des ge: 
trennten Landestheiles eine hinlängliche Zeitfriſt geſtattet 
‚wird, um. fi) anderwärts im Königreihe mis ihrem Eis 
genthume nicderlaffen zu können, ohne in Veräußerung 
ihrer Liegenfchaften uͤbereilt, oder durch eine auf das 
"mitzunehmende Vermögen gelegte Abgabe, oder Tonft auf 
andere Weife beläftigt zu werden. 


$. 3. Das Koͤnigreich Wirtemberg ift ein Theil des 
teutfchen Bundes; daher haben alle organiſchen 
Beſchluͤſſe der Bundesverfammlung,. weldje die 
verfaffungsmäßigen Verhältniffe Teutſchlands, oder die 
allgemeinen Berhältniffe teuticher Staatsbürger ; betreffen, 
nachdem lie von dem Könige verkuͤndet find, 
auch für Wirtemberg verbindende Kraft. SRe— 
doch tritt in Anſehung der Mittel zur ‚Erfüllung. der 
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ierdurch begruͤndeten Verbindlichkeiten die verfaſ⸗ 
ungemäßige Mitwirkung der Stände em. 


Ä a 1 9 E 
| 8Sweites Kapitel. 
"Bon dem Könige, der Thronfolge und der 
#= | Reichsverweſung. 


S. 4. Der König iſt das Haupt des Staates, vers 
einige in fih alle Rechte der . Staatsaewalt, und Abe 
fie unter den durch die Berfalfung feftgefeg: 
ten Beſtimmungen aus. er ‚ — 

Seine Perfon tft heilig und unverletzlich. 

$. 5. Der König bekennt fich zu einer der chriſtli⸗ 

chen Kirchhen. 75 
$. 6. Der Sig der Regierung kann in keinem Falle 
außerhalb des Königreichs verlegt werden. 

8.7. Das Recht der Thronfolge gebührt dem Manns; 
ſtamme des föniglihen Hauſes; die Ordnung derfelben 
wird durch die Lineal: Erbfolge nah dem Erfigchurts: 
rechte beſtimmt. Erlifcht der Mannsftamm; fo geht die 

onfolge auf die weibliche Linie, ohne Unterfchicd des 

chlechtes, über, und zwar fo, daß die Nähe der 
Berwandtſchaft mit dem zuletzt regierenden Köhige, und, 
bei gleihem VBerwandefchaftsgrade, das natürliche Alter 
den Vorzug gibt. Sedoch tritt bei der Descendenz des 
fodann regierenden koͤniglichen Hauſes das Vorrecht des 
Mannsftammes wieder cin. | 
8. Die Faͤhigkeit zur Ihronfolge fest rechtmaͤßige 
Geburt aus einer ebenbärtigen, mit Bewilligung des Kö: 
niges geſchloſſenen, Ehe voraus, 

$. 9. Die Volliährigkeit des Königs, tritt mit zurück; 
gelegiem achtzehnten Jahre cin. 5 / 

$, 40, Der Huldigungseid wird dem Thronfolger- 
erft dann abgelegt, wenn Er in einer den Ständen. dcs 
Koͤnigreichs auszuftellenden feierlichen Urkunde die un 
verbruͤchliche Fefthaltung der Landesverfaffung bei feinem 
königlichen Worte zugeſichert har. | 


— 


$. 14. Iſt der König, minderjaͤhrig, oder. aus einer, 
andern Urfahe an der eigenen Ausübung der Regierung, 
verhindert; fo tritt eine Neihsverwefung cin. 


$. 12. In beiden Fällen wird die Reichsverweſung 
von dem der Erbfolge nach naͤchſten Agnaten geführt, 
Sollte kein dazu fähiger Agnat vorhanden. ſeyn; fo. fällt 
die Negentfchaft an die Mutter, und nad diefer an die 
Großmutter des Königs von värerlicher Seite, 


$. 13. Sollte fid bei einem zunädft nah dem xes 
gierenden Könige zur Erbfolge beſtimmten Familiengliede 
eine folhe Geiftes; oder koͤrperſiche Beſchaffenheit zei⸗ 
gen, weiche demfelben die eigene Verwaltung des Reiche 
unmöglich machen würde; fo ift noch unter der Regie: 
rung des Königes durch ein foͤrmliches Staatsgefek über 
den Fünftigen Eintritt der gejeßmäßigen Reichsverwe— 


ſung zu ensicheiden, 


Wuͤrde der Koͤnig waͤhrend ſeiner Regierung oder 
bei dem Anfalle der Thronfolge durch ein ſolches Hinder⸗ 
niß von der eigenen Verwaltung des Reiches abgehalten 
ſeyn, ohne daß ſchon früher die oben beſtimmte Vorſe— 
hung gerroffen wäre; To ſoll längftens binnen Jahres; 
feift in einer von dem Geheimenrathe zu veranlaffenden 
Verfammlung fammtliher im Koͤnigreich anweſenden 
volljaͤhrigen, nicht mehr unter väterlicher. Gewalt ſtehen⸗ 
den Prinzen des Eöniglihen Hauſes, mit Ausihluß des 


zunächft zur Negentfchaft berufenen Agnaten, auf vor⸗— 


gängiges Gutachten des Geheimenrathes, durch einem 
nad) abfoluter Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchluß, 
mit Zuftimmung der Stände über den Eintritt der 96, 
fegmäßigen Regentfchaft entfchieden werden, 

$, 14. Der Reichsverweſer hat eben fo, wie der 
König, den Ständen, die Beobachtung der Landesvers 
faſſung feierlich zuzuſichern. 

$. 45. Der Reichsverweſer uͤbt die Staatsgewalt in 
dem Umfange, wie fie dem Könige zufteht, im Namen 
des Königes verfaflungsmäßig aus; ‚Daher ſteht auch der 
Geheimerarh zum Reichsverweſer in demfelben Verhaͤlt⸗ 
niffe, wie zu dem regierenden Könige, | 


* 
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Es kann aber der Neichsverwefer ‚Feine Standesers 
yaansen vornehmen, feine neuen Nitterprden und Hof— 
imter errichten, und fein Mitglied des Gchrimenrarhs 
anders, als. in, Folge eines gerichtlichen Erkenntniſſes, 
elf en. Sede ‚während einer Reichsverwelung verabs 
fhiedete Abänderung eines Verfaffungspunetes gilt nur 
auf die Dauer der Regentfchaft. Auch können. die dem 
Reiche heimgefallenen Lehen während der Regentichaft 
niche wieder verlichen werden. 
 $. 16. In Ermangelung einer von dem Köhige ge⸗ 
föffenen, und dem Geheimenrathe bekannt gemachten 
Anordnung, gebührt die. Erzichung des minderjährigen 
Königes der Mutter, nnd wenn diefe nicht mehr lebt, 
der Großmutter ‘von vaͤterlicher Seite; jedoch kann die 
Ernennung der Erzieher und Lehrer und die Feftfegung 
es nur unter Ruͤckſprache mit dem 
m aftsrathe geſchehen, welcher ſich aus den Mit⸗ 
gliedern des Geheimenrathes unter dem Vorſitze des 
Reichsverweſers bildet, fo, daß Letzterer bei den deshalb 
an faſſenden Beichläffen eine mitzugählende, und im Falle. 
einer Stimmengleichheit eine entſcheidende Stimme hat. 
Dei einer Verjchiedenheit der Anfichten hat der Vor—⸗ 
idſchaftsrath die Entſcheidung; auch liegt dieſem nach 

m Ableben der Mutter und der Großmutter die Sorge 

fe die Erziehung‘ des minderjährigen’ Königs allein ob. 
vg, 17. Die Reichsverweſung hört. auf, ſobald der 
König das Alter der Volljaͤhrigkeit erreicht hat, oder 
font das Bisherige: Hinderniß feiner Selbſtregierung ge: 
hoben if. zen Zu 
46. 48 Die Verhältnife der Mitglieder des Föniglis 
den Hauſes zum Könige, als Oberhaupt der Familie, 
und ‚unter ſich, werden in einem. eigenen: Hausgeſetze 
beitimmt. 
* Drittes Kapitel. : 

Bon den allgemeinen Rehesverhältniffen 
nn. ber Staatsbürger. Ä 
6. 49. Das: Staatsbürgerrecht wird theils durch Ges 
burt, wenn bei ehelich Gebornen der Vater, oder bei 
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Unehelichen die Mutter das Staateblirdersecht hat, theilg 
duch Aufnahme erworben." Lestere fegt voraus, daß 
der Aufzunchmende von einer beftimmten Gemeinde die 
vorläufige Zufihernng des Bürger s oder Beiſitzrechtes 
erhalten habe. Außerdem erfolgt durch die Anftellung 
in dem Stantsdienfte die Aufnahme in das’ Staatsbuͤr⸗ 
gerrecht, fedody nur auf die’ Dauer der Dienftzeit. 


6. %0. Der Kuldigungseid ift von jedem, . gebornen 
Wirtemherger na —— in gtem 16ten Jahre, und von 
jedem neu Aufge ommenen BEI der ‚Aufnahme abzulegen, 


$. 24. Alle Birtemberger haben gleiche 
flaatsbürgerlihe Rechte, und chen. ſo find ſie zu 
gleihen ftaatsbärgerlihen Pflichten und. gleis 
her Theilnahme an den Staatslaften verbuns 
den, fo weit nicht die Verſaſſung eine ausdrockliche Aus⸗ 
nahme enthaͤlt; auch haben ſie gleichen verlaſſungsmaßi⸗ 
gen Gehorſam zu leiſten. J 


$. 22. Kein Staatsbürger kann Wesen ſei | 
ner Geburt” von irgend. einem. Staatsam te 
ausgeſchloſſen werden. | 


$..23. Die Verpflichtung zur Vertheidigung des Yar 
terfandes und die. Verbindlichkeit zum. Waffendienfte iſt 
allgemein; es finden in legterer Hinſicht keine an⸗ 
dern, als die, durch die Bundesacte und die beſtehenden 
Geſetze begruͤndeten, Ausnahmen Statt. 


Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Ss 
fetz die naͤhere Beſtimmung geben. 

$. 24. Der Staat ſichert jedem Buͤrger Freiheit 
der, Perfon,. Gewilfens: und Denkfreiheit, 
Freiheit des. Eigenehums und Auswandes 
rungsfreiheit. 


9. 25: Die Leibeigenfhaft bleibe für ims 
mer aufgehoben. 

$..26. Niemand barf feinem ordentlichen 
Richter entzogen, und anders, als in den 
durch das Geſetz beſtimmten Fällen; und in 
den gefeglihen Zormen verhaftet und des 
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firaft, noch länger als Einmal 24 Stunden 
über die Urfade feiner Verhaftung in Unges 
wißheit gelaffen werden. Zu 


6. 27. Jeder, ohne Unterfhied. der Religion, ges 
nießt im Königreihe ungeftörte Gewiffensfreiheie. Ä 


- Den: vollen Genuß der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte ges 
währen die drei chriftlihen Glaubensbekenntniſſe. Ans 
dere chriftliche und nicht chriftlihe Glaubensgenoſſen koͤn⸗ 
nen. zur Theilnahme an den. bürgerlichen Rechten nur 
in dem Verhältniffe zugelaffen werden, als fie durch die 
Grundgejege ihrer Religion an der Erfüllung ihrer buͤr⸗ 
gerlichen Pflichten. nicht. gehindert werden. ——— 


$. 28. Die Freiheit der Preſſe und des 
Buchhandels finder in ihrem vollem Umfahge 
Statt, jedoh unter Beobachtung der gegen 
den Mißbrauch befichenden oder Fünftig zu 
erlaffenden Geſetze. Ri 


$. 29. Jeder hat das Recht, feinen Stand und fein 
Gewerbe nach eigner Neigung zu wählen, und ſich dazu 
im Inn/ und Auslande auszubilden, mithin auch auss 
wärtige Bildungsanftalten in Gemaͤßheit der geſetzlichen 
Worfchriften zu befuchen. 


$. 30. Niemand kann gezwungen werben, fein Eis 
senthum und andere Rechte für allgemeine Staats: oder 
Corporationszwecke abzutreten, als nachdem der Geheis 
merath Aber die Nothwendigkeit entfchieden hat, und 
gegen vorgängige volle Entfhädigung. Entficht aber ein 
Streit“ ber die Summe der Entfhädigung, und der 
Eigenthuͤmer will ſich bei der Entfcheidung der Verwal: 
zungsbehörde nicht beruhigen; To ift dic Sache im ors 
dentlihen Rechtswege zu erledigen, einftweilen aber die 
von / jener Stelle feftgefegte Summe ohne Verzug auss 
zubezahlen. 


31. Ausfhließliche Handels: und Gewerbsptivis 
legien koͤnnen nur zu Folge eines Gefeges, oder mit bes 
Fonderer , für‘ den einzelnen Fall gültiger, Beiſtimmung 
Ber Stände ertheilt werden. 


\ 
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Dem Ermeſſen der Regierung bleibt uͤberlaſſen, nuͤtz⸗ 
liche Erfindungen durch Patente zu deren ausjchließlts 
hen Benuͤtzung bis auf die Dauer, yon sehn Jahren zu 
belohnen. 

G. 82. Jedem Staatsbuͤrger ſteht es frei, aus dem 
Königreiche, ohne Bezahlung einer Nachſteuer, aus zu⸗ 
wandern, ſobald cr dem ihm vorgeſetzten Beamten 
von feinem Vorſatze die Anzeige gemacht, feine Schuk 
den und andere Dbliegenheiten berichtigt, und hinrei⸗ 
chende Berfiherung ausgeftelle hat, daß er innerhalb 
Jahresfriſt gegen König. und Vaterland nicht dienen, und 
eben jo fange in Hinſicht auf die vor: feinem Wegzuge 
erwachjenen Anfprüche vor den Gerichten des Königreiche 
Recht geben wolle,, 

6. 33. Durch den. Wegzug verliert der Auswandern⸗ 
de ſein Staatsbuͤrgerrecht fur ſich und ſeine mit ihm 
wegziehenden Kinder. 

Das Vermoͤgen derjenigen Kinder, welche nicht mit 
den Eltern auswandern, wird im Lande, zuruͤckbehalten. 


g. 34. Wer ohne einen ihm zugeſtandenen Vorbehalt 
zes Staatsbuͤrgerrechtes in auswärtige Staatsdienſte tritt, 
wird — verluſtig. 

Wer in einem fremden Staate feine bleis 
bende Bohnlng nimmt, kann fein wirtembergifches Staats; 
buͤrgerrecht nur mit koͤniglicher Bewilligung und. unter 
der Bedingung beibehalten, daß er den ihm obliegen— 
den, ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten in jeder Hinſicht Genäge 
leifte, 

$. 36. Jeder hat das Recht, über geſetz⸗ und ord⸗ 
nungswidriges Verfahren einer Staatsbehoͤrde oder Ver⸗ 
zoͤgerung der Entſcheidung bei der unmittelbar vorgeſetz— 
sen Stelle ſchriftliche Beſchwerde zu erheben, und 
nöthigen Falls ſtufenweiſe bis zur hoͤchſten Behörde: zu 
verfolgen, 

55.37. Wird die angebrachte Beſchwerde von der 
vorgefeßten Behörde ungegründet gefunden ; fo iſt letz⸗ 
tere perpflichtet, den Beichwerdeführer aber die Gründe 
ihres Urtheils zu belehren. 
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» 38: Slaubt der Befchwerdeführer fih auch bei 
der Eurfcheidung der oberſten Staatsbehörde nicht beru— 
higen zu fönnen; ſo darf er die Beſchwerde den Staͤn— 
_ den mit der Ichriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. 
Haben ſich dirfe Überzeuge, daß jene Stufenfolge beob; 
achtet worden, und die Belchtwerde eine Beruͤckſichtigung 
verdiene; fo ift ihnen auf ihr Verlangen von dem koͤ— 
niglihen Geheimenrathe die nörhige Auskunft über dem 
Gegenſtand zu ereheilen. 

$. 39. Der ritterfhaftlihe Adel des Königs 
reihe bilder zum Behuf der Wahl feiner; Abgeordnes 
sen in die Ständeverfammlung und der Erhaltung feiner 
Samilie in jedem der vier Kreife eine Koͤrperſchaft. 


$. 40. Die Aufnahme in eine diefer Körperfchaften 


hängt von- ihrer Zuftimmung und der Genchmigung des 
Koͤniges ab. In Beziehung auf die Aufnahme adelicher 
Beſitzer immatriculivter Rittergäter ſoll jedoch durch die 
Statute dieſer Körperichaften das Nahere feſtgeſetzt 
werden. 
- & 41. Gedachte Statute erhalten auf eben die Art, 
wie andere Landesgeſetze, verbindliche Kraft. | 
$. 42. Den Mitgliedern der Ritterfchaft ſtehen * 
allgemeinen ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte zu. 
Die naͤheren Beſtimmungen uͤber die Ausuͤbung der 
im 4ten Artikel der Bundesacte der Ritterſchaft zuge⸗ 
ſicherten Rechte werdenden — mitgetheilt. 


’ 


| Biertes Kapitel. 
Bonden Staatsbehärden, 
A, Allgemeine Beftimmungen. 


$. 43. Die Staatsdiener werden, fo ferne nicht Vers 
faffung oder .befondere Rechte eine Ausnahme begründen % 


durch den König ernannt, und zwar — die Kollegials 


vorftände ausgenommen — auf Borfchläge der vorgeſetz⸗ 
* — wobei jedesmal alle Demerber aufzuzähs 
en find 
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6. 44. Niemand kann ein Staatsamt erhalten, — 
uvor geſetzmaͤßig gepruͤft und fuͤr tuͤchtig erkannt zit 
eyn. Landeseingeborne find bei gleicher Taͤchtigkeit vor⸗ 
zugsweiſe vor Fremden zu beruͤckſichtigen. 


$. 45. In den Dienſteid, welchen ſaͤmmtliche Staats; 
diener den ‚Könige abzulegen. haben, iſt die Verpflich⸗ 
tung aufzunehmen, die Verfaffung gewiffenhaft zu wahren. 


$. 46. Kein Staatsdiener, der ein Nichteramt: ‚bes 
Kleider, kann aus irgend einer Urfache ohne vichterliches 
Erkenntniß feiner. Stelle entfeßt, ERÄAFfeR, ober * eine 
‚geringere verſetzt werden. 


$. 47. Ein Gleiches hat bei den REN Stanftbler 
"mern Statt, wenn die Entfernung aus der bisherigen 
Stelle wegen Verbrechen oder gemeiner Vergehen gefches: 
ben fol. Es kann aber gegen diefelben wegen Unbrauch— 
barkeit und‘ Dienftverfehlungen, auch auf -Kollegialanz 
träge der ihnen vorgeſetzten Behörden und des geheimen’ 
Raths, die Entlaſſung oder Verfegung auf- cin geringes 
res Amt dur den König verfügt werden; jedoch hat‘ in 
einem ſolchen Sale. der Geheimerath zuvor’ die oberfte 
Zahn gutachtlich zu — ob in rechtlicher 

ſicht bei dem Antrage der Collegialſtelle nichts zu 
erinnern ſey. 

Nach dieſem Grundſatze fi ſind auch die Vorſteher und 
uͤbrigen Beamten der Gemeinden und anderer Koͤrper⸗ 
ſchaften zu behandeln. 


$. 48. Die naͤmlichen Beſtimmungen, wie bei Ent— 
laffungen oder Berfekungen auf eine geringere Stelfe, 
treten. bei. Suspenfionen ein, welche. mit, Berluft des 
Amtsgehalts verbunden find. 


$. 49. Verfekungen der Staatsdiener ohne Verluſt 
an Schale und Rang, Finnen nur aus erheblichen Gruͤn⸗ 
den und nach vorgängigem u—r des Departements⸗ 
chefs verfuͤgt werden. 


Staatsdiener, welche ohne ie Anfuchen verſetzt wer⸗ 
den, erhalten für die Umzugskoſten die geſetzliche Ent⸗ 
ſchaͤdigung. 
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50. Fuͤr die- Staatödiener, welche durch Krank⸗ 
heit A Alter zu Führung ihres Amtes unfähig gewor⸗ 
den find, fo wie für die Hinterbliebenen der Staatsdie⸗ 
wer, Mi dur ein Geſetz geſorgt. 


Alle don dem Könige ausgehenden Verfuͤgun⸗ 
genw lie die Staatsberwaltung betreffen, muͤſſen von 
dem Departementsminijter oder Chef rontrafigniet ſeyn, 
welcher dadurch fuͤr ai Inhalt IE 
wird. —DV 


662 Außerdem, m — ———— oder 
€ ef, für. dasjenige, verantworslid, waeg er für ſich 
Pr t, oder was ihm, vermoͤge des ihm ugewieſenen 

gkreiſes zu eh oder zu verfügen oplicgt. 


Auf, gleiche. Weife C$. 52.) find auch die 
Ben. Staatsdiener. und. Behörden in ihren Geſchaͤfts⸗ 
Beri perantwoͤrtlich; ſie haben sei eigener Verant⸗ 
„wortlichkeit nut die ihnen von den ‚geeigneten Stellen 
Ay; der ordnungsmaͤßigen Som Ateumaten Anweiſun⸗ 
gen zu beobachten. 


Sind ſie im, Zweifel, die Stelle, melde ihnen 
"eine Auftrag ertheilte, dazu competent ſeh; To haben 
‚fie, darüber. bei ihrer vorgeleßten Behörde anzufragen, 
ſo wie ihnen auch obliegt, wenn fie bei dem Inhalt einer 
fe Verfügung Anftände finden, folde auf geziemende 
Weiſe, und unter Vermeidung jeder nachtheiůgen Ver⸗ 
zoͤgerung, der verfuͤgenden Stelle vorzutragen, im Fall 
. eines beharrenden eſcheides aber du ala zu 

befolgen. | . 


B. Von dem Geheimenrath ——— Be 


; 6. 34. Der Geheimerath bildet die oberſte, un⸗ 
mittelbar unter dem Könige ſtehende, und’ feiner Haupt: 
beſtimmung nach Hho8 berath en de Staatsbehoͤrde. 
$. 55. Mitglieder des Geheimenraths find die Mi; 
niſter oder die Chefs der verfchiedenen Departements 
und diejenigen Raͤthe wide der König dazu eruenn 
wird, ie ann blanke! « 


we Wirtemberg: 


8. 56. Die Verwaltungs FOepartements , an deren 
Spitze die verjhiedenen Mintfter ſtehen, find folgende; 
— das Minifterium der Juſtzz 
das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten; 

. das Miniterium, des Innern; das des Kirchen⸗ und 
| Säyulmwelens; | N 


das Miniſterjum des Kriegswefens, ee 

das Minifterium der Finanzen. RT, 
. 57. Der Konig ernennt und entlaͤßt die Mitglie⸗ 
der des Geheimentaths nach eigener freler Entſchließung. 
Wird ein Mitglled des, Geheimenraths entlaſſen, 
ohne daß Dienſtentfernung gegen daſſelbe gerichtlich ers 
Zannt wäre: ſo · behaͤlt ein Miniſter vier tauſend Gul⸗ 
den his Penſion, "und "ein Anderes! Mitglied des Gehei⸗ 
menraths die Hälfte: feiner Beſoldung⸗ fo ferne dein Ei; 
nen oder dem Andern nicht durch Vertrag eine andere 
Summe, welche ſedoch zwei Drittel des Gehalts nicht 
uͤberſteigen wird, zugeſichert worden iſt. Et, 


8. 58. Alle dem Könige worzulegende Vorſchlaͤge der 
Miniſter in wichtigen Angelegenheiten, namentlidy in föls 
hen, melde auf die Staatsverfaͤſſung , die Drganifarion 
der Behörden, und die Abänderung, der Terriedrialrehl: | 
thellung, oder, auf die Staatsverwaltung im Aligemei⸗ 
nen und die Normen derſelben ſich beziehen, wie Auch 
in Gegenftänden der Geſetzgebung Und allgemeiner Ver: 
'brönungen, ſv weit ‘cs fich von deren Erlaffung, Abaͤn⸗ 
derung, Aufhebung oder authentifchen Erklärung hans 
delt, muͤſſen, fa ferne . nicht bei, Gegenftänden: des Der 
partements der Auswärtigen Angelegenheiten oder des 
Kriegsweſens die Ratur der Sache, eine Ausnahme be: 
gründet, in dem, Scheimenvathe, zus, Berathung vorges 
tragen, und mit deſſen Burashtch .Augleiter an. den Koͤ⸗ 
nig gebrachte werden. ea 3 — 

6. 59. Uebciens gehören zu dem Geſchaftetreiſe des 
Geheimenraths ala ber athender Behdides zu; 

1) alle ftändifhe Angelegenheiten ; 

\ 
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+9) Auttäge auf Entlaſſung ‚oder Zuruͤckſetzung einch 
Staatsdieners nad) $. 47; J Zu 
3) Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen den Juſtiz + und 


Verwaltungsbehoͤrden; ae 
4) Die Verhaͤltniſſe der Kirche zum Staate, oder 
auch Streitigkeiten einzelner Kirchen unter ein: 
ander, wenn die Centralſtellen dieſer Kirchen ſich 
nicht vereinigen koͤnnen; . 2 h 
6) alles, was dem Geheimenrathe von dem Könige 
zur Berathung befonders aufgetragen wird. 
85. 60. Als entſcheidende und verfügende Be: 
Hörde wirkt Der Geheimerah. 1 
) bei’ Rekirefen von Verfügungen der Departementg⸗ 
Winiſter; wobei jedesmal die Vorſtaͤnde des Ober: 
Tribunals zuguzichen find; 0 00.0 
db Rekurſen von Straferkenntniſſen der Admi⸗ 
niſtrativ⸗Stellen, wobei 6. Rechtögelchrte zugegen 
ſeyn müffen, deien Zahl erforderlichen Falls dur 
— alas des Ober s Tribungld vom Präfidenten 
bwaͤrts zu etgaͤnzen iſt; / F 
HD im Falle des $, 30. BT u 
$. 61. Kein Mitglied des Geheimenraths kann außer, 
dem Falle, wenn dev Gegenftand daffelbe perſoͤnlich an: 
Seht, von der Theilnahme an den kollegialiſchen Berath⸗ 
Ihlagungen ausgefhloffen werden. , | j 


* | Fünftes Kapitel. s 
Von den Gemeinden und Amtskoͤrperſchaften. 


*62. Die Gemeinden find die Grundlage des 
Staatövereins. Jeder - Staassbärger muß daher, fo 
ferne nicht gefeßlih eine Ausnahme befteht, einer Ge; 
meinde als Buͤrger oder Beiſitzer angehören. 2 
u. 9. 63. Die Aufnahme der Gemeindebuͤrger und Bei; 
fißer Hänge von der Gemeinde ab, unter Vorbehalt der 
Beyer ne Entſcheidung der Staatsbehoͤrden in ſtrei— 
tigen Ballen, Indeſſen ſetzt die Ertheilung des Buͤrger⸗ 
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ps Beiſitzrechts die vorgängige Erwerbung bes Staatds 

ürgertechtes voraus, on 

6. 64. Saͤmmtliche zu einem Oberamte gehörige 
emeinden bilden die Amtskoͤrperſchaft. Veränderung 

der Oberamtsbezirke iſt Gegenftand der Geſetzgebung. 


9 65, Die Rechte der Gemeinden werden durd Die 
Gemeinderäthe unter geſetzmaͤßiger Mitwirkung der Buͤr⸗ 
Herausihäfle, die Rechte der Ameskörperfshaften durch 
die. Amtsverfommlungen verwaltet, nach Vorſchrift der 
Gefeße und unter der Auffiht der Staatsbehoͤrden. 
. 66. Keine Staatsbehörde iſt befugt, über das Eir 
genthum der Gemeinden und Amtskörperfchaften,. mit 
— oder Hintanſetzung der Vorſteher, zu, ver⸗ 
uͤgen. Sc i 

$. 67. Weder die Amtskdrperfchaften, noch einzelne 
Gemeinden follen mit Leiftungen und Ausgaben befhwert 
werden, wozu fie nicht vermöge der, allgemeinen Gefege, 
Dder’ kraft der Lagerbücher oder anderer befondern Rechts? 
‚titel, verbunden find. nn < 
8 68. Was niche auf oͤrtliche Beduͤrfniſſe der Ges 
meinden oder Amtskoͤrperſchaften, fondern zu Erfüllung 
allgemeiner Landesverbindlichkeiten zu verwenden tft, kann 
nur auf das gefammte Land vertheile werden. 5 

$. 69. Saͤmmtliche Vorfteher der. Gemeinden und 
Amtskoͤrperſchaften ſind eben fo, wie die Staatsdiener, 
auf Fefthaltung der Werfaffung, und insbejondere auch 
auf Wahrung der dadurch begründeten Rechte der Ger 
meinden und Körperfchaften zu verpflichten. 


Schfies Kapitel 
Von dein Verhäleniffe der. Kirhen zum 


$. 70. Jeder der drei im Konigreiche beſtehenden 
chriſtlichen Confeſſionen wird freie oͤffentliche eigens 
Übung, und der volle Genuß ihrer, Kirchen, Schuls und 


Armen + Fonds zugeſichert. BER: 
es $. 74. Die Anordnungen im Betreff der intnenn 


“ ) 


* 
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kirchlichen Angelegenheiten "bleiben der verfaffungsmäßiz 
gen Autonomie einer jeden Kirche überlaffen. 

$. 72. Dem Könige gebührt das oberſthoheitliche 
Schuß: und Auffihtsrecht Über die Kirchen. Vernidge 
deffelben koͤnnen die Verordnungen der Kirchengewale 
ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung des Staates 
oberhauptes weder verfünder noch vollzogen werden. 

$. 73. Die Kirhendiener find in Anfehung 
ihrer bürgerlihen Handlungen und Verhälts 
sirfe der weltlihen Obrigkeit unterworfen. 

$. 74. Kitchen: und Schuldiener, welche durch Alz 
tersſchwaͤche oder eine ohne Hoffnung der Wiedergenes 
fung andauernde Sränklichfeit zu Verfehung ihres Amtes 
unfähig werden, haben Anfpruch auf einen angemeſſenen 
Ichenslänglichen Ruhegehalt. | 

6. 75. Das Kirchenregiment der“ evangelifch sTuthertt 

Shen Kirche wird durch das koͤnigliche Eonfiftorium und 
den Synodus nach den. beftehenden, doder künftig zu‘ cız 
Iaffenden verfaffungsmäßigen Gefegen verwaltet. 

$. 76. Sollte in künftigen Zeiten fih der Fall ers 
eignen, daß der König: einer andern, als der evangeli— 
(hen Konfeffion,. zugethan wäre; fo treten alsdann in 
Hinſicht auf defien Episcopalvechte Die dahin gehörigen 
Beftimmungen der früheren Religionsreverfalien ein. 


. 77. Die abgefonderte Verwaltung des evangeliz 
[hen Kirchenguts des vormaligen Herzogthums Wirtemz 
Berg wird wieder hergeftellt. Zu dem Ende wird unges 
ſaͤumt eine gemeinihaftlihe Kommiſſion niedergefegt, 
welche zuförderft mir der Ausfcheidung des Eigenthums 
diefer Kirche in dem alten Lande, und mit Beftimmung 
der: Theilnahme: der Kirche gleicher Konfeffion, in den 
neuen Landestheilen fih zu befchäftigen, und ſodann 
uͤber die kuͤnftige Verwaltungsart deſſelben Vorſchlaͤge 
zu machen hat. u 2. | 
9.78. Die Leitung der inneren Angelegenheiten der 
katholiſchen Kirche‘ ſteht dem Landesbiihof nebft dem 
Domkapitel zu. Derfelde wird in diefer Kinficht mit 
dem Kapitel alle diejenigen Rechte ausüben, welche nach 
Deitter Band. 29 


’ 


% 
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den Srundfägen des katholiſchen Kirchenrechts mit jes 
ner Würde wefentlich verbunden find. 
$. 79. Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte 
äber die katholiſche Kirche werden von dem Könige 
durch eine aus katholiſchen Mitgliedern befichende Ber 
Hörde ausgeuͤbt, welche aud bei Belegung geiftlicher 
Aemter, die von dem Könige abhängen, jedesmal um - 
ihre Vorfchläge vernommen wird, | 
6. 80. Die katholiſchen Kirchendiener genießen eben 
diefelben perfönlichen Vorrechte, welche den. Dienern, 
der proteftantischen Kirchen eingeräumt. find. 
6. 84. Auch wird darauf Nücfiht genommen: wer 
den, daß katholiſche Geiftlihe, welche ſich durch irgend 
ein Vergehen die Entſetzung vom Amte zugezogen ha— 
ben, ohne zugleich ihrer geiſtlichen Würde verluſtig ges 
worden zu ſeyn, ihren hinreichenden Unterhalt finden. 
9.82. Die katholiſche Kirche erhält zu Beftreitung 
derjenigen firchlihen Bedärfniffe, wozu feine, örtlichen 


Fonds vorhanden find, oder die vorhandenen nicht zus 


zeichen, und befonders für die Koften der höheren Lehrs 
anftalten, - ‚einen eigenen, dieſen Zwecken ausſchließlich 
gewidmeten, Kiehenfon» Zum Behufe der Ausjcheis 
hung deffelben vom Staatsgut, und der näheren Bes 
flimmung der Eünftigen -VBerwaltungsmeife, wird auf 
gleiche Art, wie, oben ($.,77.) bei dem altwirtembergis 
Shen Kirchengute fefigefegt ift, eine Kommiſſion nieders 
geſetzt werden | EN A- 
8. 83. Was die in dem Königreiche. befindlichen re— 
formirten Kirchengemeinden betrifft; jo wird fowohl auf 
Verbefferung ihrer. kirchlichen Einrichtung, und bejonderg 
ihrer Unterrichtsanſtalten, als auch auf Ausmittelung 
hinreichender Einkünfte zum. Unterhalt ihrer Kirchen: 
und Schuldiener und zu Befkreitung der übrigen : kirche 
lihen Bedärfniffe geſorgt werden. ve 

$. 84. Für Erhaltung und Vervollkommnung , det 
höheren und niederen Unterrichtsanftalten. jeder ; Art 
und 'namentlich der Landesuniverſitaͤt, wird auch künftig 
auf das zweckmaͤßigſte geſorgt. | „a 
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Siebentes Kapitei, 
Bon Ausdbung der Starsgewalt. 


6. 85. Der König vertritt den Staat in allen fels 
nen Verhältniffen gegen auswärtige Staaten. Es kann 
jedoh ohne Einwilligung der Stände durch 
Verträge mit Auswärtigen kein Theil des 
Staatsgebiets und Staatseigenthums veräw 
Bert, feine neuc Laft auf das Königreih und 
deffen Angehörige übernommen, und fein 
Landesgefeß- abgeändert oder aufgehoben, 
feine Verpflichtung, welche den Rechten der 
Staatsbürger Eintrag thun würde, einger 
gangen, namentlih auch fein Handelsverr 
trag, weldher:.cine neue geſetzliche Einrich-⸗ 
tung zur Folge hatte, und kein Subfidiens 
vertrag zu Verwendung der föniglichen 
Truppen in einem Teutfchland nicht beiten 
fenden Kriege gefchloffen werden. 

$. 86. Der König wird von. den Tractaten — 
Buͤndniſſen, welche von ihm mit auswaͤrtigen Maͤchten 
angeknuͤpft werden, die Staͤnde in Kenntniß ſetzen, fos 
bald es die Umſtaͤnde erlauben. 

$. 87. Alle Subfidien ; und Kriegscontributionen, 
fo wie andere ähnliche Entfhädigungsgelder und fonftige 
Erwerbungen, welche dem Könige zu Folge eines Staatsr 
vertrags, Bimdniffes oder Krieges zu Theil werden, find 
Staatseigenthum. 

$. 88. Ohne Beiftimmung der Stände kann 
kein Gejes gegeben, aufgehoben, abgeäns 
dert oder authentiſch erläutert werden. 

$. 89. Der König hat aber das Recht, ohne die 
Mitwirkung der Stände die zu Vollftrefung und Hands 
habung der Geſetze erforderlichen Verordnungen und 
Anſtalten zu treffen, und in dringenden Faͤllen zur 
Sicherheit des Staats das Noͤthige vorzukehren. 

$. 90. Eben dieſe Beſtimmungen ($$. 88, 89) 
finden auch bei den Geſetzen, Verordnungen und Anſtale 
sen im ——— Statt. — 

20 


208 Wirtemberg. 


$. 94. Abe Geſetze und Verordnungen, welche mit 
einer ausdrücklichen Beftimmung der gegenwärtigen Ver—⸗ 
faffungsurfunde im Widerfpruh flehen, find hierdurch 
aufgehoben. Die übrigen find der verfaffungsmäpigen 
Nevifion unterworfen. | ee 7 
$ 92%. Die Gerichtsbarkeit wird im Namen des 
Königs und unter deffen Oberauffiht durch Follegialiich ger 
bildete Gerichte in gefeglicher Inſtanzenordnung vers 
waltet. | er | 
6. 93. Die Gerichte, fowohl die bürgerlichen 
als die peinlihen, find innerhalb der Gränzen ihres 
Berufs unabhängig. . 3.0 nen 
$. 94. Der koͤnigliche Fiskus wird in allen Privats 
rechtsftreitigkeiten bei den ordentlichen Gerichten Hecht 
gehen und nehmen. —— re Ze 
$. 95. Keinem Bürger, der fih duch Einen Aft 
der Staͤatsgewalt in feinem auf einem beſondern Titel 
beruhenden Privattechte verlegt glaubt, kann der Weg 
zum Richter verfchloffen werden. ER 
Ä $. 96. Die Erkenntniffe der Kriminalgerihte ber 
duͤrfen, um in Rechtskraft uͤberzugehen, Keiner Beſtaͤti⸗ 
gung des Negenten. u — 
$. 97. Dagegen ſteht dem Könige zu, Straferkennt⸗ 
niffe vermöge des Begnadigungsrehts auf erfor 
derten und erftatteten Bericht des erfennenden Gerichte 
aufzuheben oder zu mildern. Es find daher: die Krimi⸗ 
algerichte nicht nur verbunden, in ſchweren Fällen die 
Akten fammt ihrem Erkenntniſſe vor, der Eröffnung: deir 
-‚felden dur das koͤnigliche Juſtizminiſterium dem Kör 
nige zum Behuf einer etwaigen Begnadigung vorzuler 
gen, fondein es kann aud nad Eröffnung des Erkennt 
niffes der Verurtheilte fih an die Gnade des Könige 
wenden. | Far = 
Auf gleihe Weife kann auch, wenn nad) dem Gut 
achten des Föniglichen Juſtizminiſteriums hinlaͤngliche 
ründe dazu vorhanden find, vermöge des. dem Könige 
zuſtehenden Abolitions Rechte, und che das Verbrechen 
oder Vergehen unterfucht, oder Aber die Beſtrafung ei⸗ 
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kannt worden iſt, alles Verfahren gegen den Belhuls 
digten eingeftelle und niedergefchlagen "werden. 

Der. König wird jedoch bei Ausübung ſowohl des 
einen, als des andern Nechtes darauf Ruͤckſicht nehmen, 
daß dem Anfehen und der Wirkfamkeit der Strafgefeke 
dadurch nicht zu nahe getreten werde. - 

$. 98. Die Strafe der Vermögensconfiscar 
tion ift allgemein aufgehoben. | 

$. 99. Was die Militärverfaffung betrifft; fo 
wird die Zahl der zu Ergänzung des föniglis . 
hen Militaͤrs jährlih erforderlihen Manns 
ſchaft mit den Ständen verabfdieder. \ 

$. 100. Die. Auswahlordnung, die nähere Bezeichz 
kung der übrigen Landesvertheidigungsanftalten und des 
Verbindlichkeit der Staatsbürger, fih außerhalb des ves 
guläven Militärs zu dem Waffendienfte tüchtig zu mas 
hen, die bärgerlihen Verhältniffe der unter dem. Miliz 
tär befindlichen Staatsangehörigen, die militärifchen 
Strafgefege, wie auch die Beſtimmnng der Fälle, in 
welhen das Eönigliche —— ausnahmsweiſe bei den 
Bürgern einquartiert werden kann, find Gegenftände des 
Geſetzgebung und Gefesrevifion. 

6. 101. Für die Unterfiigung der Militärperfonen, 
welhe im Dienfte des Waterlandes ihre Kräfte aufgex 
opfert Haben, fo wie ihre Hinterbliebenen, iſt dur ein 
Geſetz geſorgt. | 


Achtes Kapitel. 
Bon dem Finanzweſen. 


6. 102. Sämmtliche zu dem vormaligen herzoglichen 
Samilien : Fideicommiffe gehörige, To wie die von dem 
Könige neu erworbenen Grundſtuͤcke, Gefälle und nutz⸗ 
baren Rechte, bilden, mit Ausfhuß des fogenannten 
Hof s Domainen : Kammerguts, das koͤnigliche Kammers 
gut. | J 
5. 103. Auf demſelben haftet die Verbinds 
lichteit, neben den perſoͤnlichen Beduͤrfniſ⸗ 
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fen des Königs, als Staatsoberhaupts, und 
der Mitglieder des königlihen Hauſes, aud 
den mit der Staatsverwaltung verbundenen 
Aufwand, fo weit es möglich ift, zu beftreiten; 
es kommt ihm daher die Eigenichaft eines von dem Kr 
nigreiche ungertrennlichen Staatsgures zu. | 
$. 104. Für den Aufwand, ‘welchen die Bedärfnifft 
des Königs: und der Hofftaat erfordern, wird auf die 
Regierungszeit eines jeden Königes eine theils in Geld, 
theils in Naturalien beftehende Civillifte verabfchier 
det, deren Betrag in beftimmten Raten an die von dem 
Könige zu benennende Verwaltungsſtelle abgegeben wird. 
$. 105. Die Appanagen, Witthume, Heirathsguͤter 
und andere dergleichen Leiftungen, welche die Mitglieder 
des Eöniglihen Hauſes in Anſpruch zu nehmen haben, 
— an dieſe von der Staatskaſſe unmittelbar ent⸗ 
richtet. | — En Ä | Ä | 
$. 106. Die Koften der Höfhaltung des Reihsvers. 
weſers werden aus den Mitteln der Civillifte beſtritten; 
die Appanage deffelben wird: bis zum: Betrag der einem 
Kronprinzen gebührenden erhöht. | 
S. 107. Das Kammergut iſt in feinem wefentlichen 
Beftande zu: erhalten, und kann daher. ohne Einwilli- 
gung der Stände weder durch Veräußerung vermindert, 
nod, mit Schulden, oder fonft mit: einer bleibenden Laft 
beſchwert werden. | | | 
| Als eine Verminderung des Kammerguts iſt es je: 
doch nicht anzufehen, wenn zu einer entfchieden vortheil— 
haften Erwerbung ein Geldanlehen aufgenommen, oder 
zum Vortheil des Ganzen eine Veräußerung oder Aus— 
taufhung einzelner minder bedeutender Beftandtheile defs 
felben vorgenommen wird. Es muß aber den Ständen 
im jedem Jahre eine genaue Berehnung Über den Erlös 
aus ſolchen Beräußerungen und über deffen Wiederverz 
Wendung zum Grundſtock vorgelegt werden. i 
Auch ift unter Veräußerung der Fall nicht beariffen, 
wenn vom Könige ein heimfallendes Lehen zur Belohr 
nung ausgezeichneter Verdienſte um den Staat’ wieder 
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verliehen wid. 


1 


⸗ 


Berfaffungsurk, v. 25. Sept. 1819. 311 


6 108. Das oben ($. 102.) erwähnte. HofrDor 
mainen »Rammergut ift ein Privateigenthbum der 
Föniglichen Familie, deffen Verwaltung und Benugung 
dem Könige zuſteht. Der Grundftock darf nicht vermins 
bert werden; es gelten jedoch, was die Aufnahme von 
Geldanlehen zu emer vortheilhaften Erwerbung und die 
Beräußerung oder Austaufhung einzelner minder bedeus 
senden Beſtandtheile zum Vortheil des Ganzen betrifft, 
die in dem vorigen $. bei dem Kammergut angegebenen 
Verwaltungsgrundfäße. Zu den allgemeinen Lans 
deslaften liefert das Hof:DomainensKammers 
guet feinen Deitrag, und zwar, fo weit es bi 
ber fleuerfrei war, gleih andern früher ſteu— 
erfreien Gütern. 

6. 109. So weit der Ertrag des Kammerguts nicht 
zu reicht, wird der Staatsbedarf durch Steuern bes 
ſtritten. Ohne Verwilligung der Stände kann 
weder in Kriegs: noch in Friedenszeiten cine 
directe oder indirecte Öteyer ausgeſchrieben 
oder erhoben werden. 

$. 110. Dem Anſinnen einer Steuerverwilligung 
muß jedesmal eine genaue Nahmeifung über die 
Nothwendigkeit oder Nuͤtzlichkeit der zu machenden Auss 
gaben, uͤber die Verwendung der fruͤheren Staatsein⸗ 
nahmen und uͤber die Unzulaͤnglichkeit der Kammerein⸗ 
kuͤnfte vorangehen. | 

$. 111. Zu dem Ende hat der Finanzminifter den 
Hauptetat den Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die 
einzelnen Minifter haben die Ausgaben für ihre Minis 
fterien zu. erläutern. | 

$. 4412. Der von den Ständen anerkannte und ans 
genommene KHauptetat ift in der Kegel auf drei Jah— 
re gültig. er | 

$. 113. Die Verwilligung an Steuern darf nieht an 

Bedingungen geknüpft werden, welche die Verwendung 
diefer. Steuern nicht unmittelbar betreffen. 

6. 414. Die auf einen gewiffen Zeitraum verwillig— 
ten- Jahresfteuern werden nach Ablauf diefes Zeitraums 
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in gleichem Maße, auch im erften Drittel des folgenden 

Jahres auf Rechnung der neuen Verwilligung eingezogen. 
$. 115. Die, verwilligten ‚Steuern werden auf die. 

ee ausgefchrichen, und von dieſen fos 

ohl auf die einzelnen Gemeinden, als aud auf die im 
keinem Gemeindeverbande ftehenden Güterbefiger, vers 
theilt. Lestere liefern ihre Steuerantheile unmittelbar 
on die Amtspflegen. 

$. 116. Bon den Amtspflegern, fo wie von den Ober: 
einbringerh der indirceten Steuern, werden die Steuers 
gelder theils an die Staatskaffe, theild an die Schul: 
denzahlungsfaffe, nach der defhalb bei der Verwilligung 
zu treffenden Verabfchiedung, eingeliefert. Die erwaͤhn⸗ 
ten Steuereinnehmer find dafür verantwortlih, daB file 
die eingehenden Steuergelder unter feinem Vorwand am 
eine andere, als an die durch die Verabfehiedung be; 
fiimmte Kaffe, oder auf eine von derfelben im gejeglis 
hen Wege ausgeftellte Anweiſung verabfolgen. 

6.117. Die höhere Leitung des Einzugs der dircer 
ten und indireeten Steuern ift -einer Centralbehörde übers 
tragen. Diefe Bat die Accorde über - indirecte Steuern 
zu Schließen ; die Nepartition der ‚direeten zu entwerfen, 

für deren Betreibung zu forgen, über Steucrnachläffe 
nach verabfchiedeten Srundfägen Anträge zu machen, und 
dieſe, jo wie die Steuervepartition, dem Finanzminiftes 
rium vorzulegen. , 

$. 118. Das Finangminifterium hat den Ständen 
die ihm vorgelegte Steuerrepartition, fa wie monats 
lich den Kaffenbericht Über die eingegangenen Steuern . 
und etwaigen Ausftände mitzutheilen. = 


$. 119. Die Staatsfhuld, mwerunter auch diejer 
nige begriffen ift, welche derzeit noch auf. den neuen Lans 
destheilen hafter, ift unter die Gewährleiftung 
der Stände geftellt. 


- 8 420. Die Schuldenzahlungskaffe wird nach den 
Normen eines zu verabfchtedenden, Statut? von ſtaͤndi⸗ 
ſchen, durch die Regierung beftätigien Beamten, unter 
Leitung und Verantwortlichkeit der Stände verwaltet. 
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: 6, 421. Es werden dem ftändifchen Ausfchuffe mos 
natlihe Kaſſenberichte gedoppelt ausgeferrige Übergeben, 
und: jener hat jedesmal Ein Eremplar dem Finanzminis 
ſterium mitzutheilen. | 


6. 422: Der Regierung ſteht vermöge des Oberauf⸗ 
fihtsrechts frei, von dem Zuſtande diefer Kaffe zu jeder 
Zeit Einfiht. nehmen zu laſſen. 


$. 123. Die Sahresrechnung über diefelbe wird von 
einer Föniglichen und ftändifchen Kommiſſion abgehört, 
das Reſultat aber oͤffentlich durch den Druck befannt 
gemacht. 


Neuntes Kapitel. 
Von den Landſtaͤnden, 


F. 124. Die Stände find berufen, die Rech— 
te des Landes in dem durch die Verfaffung bes 
Kimmten VBerhältniffe zum Regenten geltend 
zu mahen. Bermöge diefes Berufes haben fie bei 
Ausübung der Sefeggebungsgemwalt durch ihre 
Einwilligung mitzuwirken, in Beziehung auf Mans 
sch oder Mifbräuche, die fich bei der Staatsver— 
waltung ergeben, ihre Wuͤnſche, Vorftellungen und Bes 
ſchwerden dem Könige vorzutragen, auch wegen verfafs 
funaswidriger . Handlungen Klage anzuftellen, die, 
nah gewilfenhafter Prüfung für nothwendig erkannten, 
Steuern zu vermwilligen, und Überhaupt das un: 
. zertrennlihe Wohl des Königes und des Vaterlandes 
mit treuer Anhaͤnglichkeit an die Grundfäge der. Verfaſ⸗ 
fung zu befördern. 


S. 4125. Angelegenheiten, weldhe, der ($.124.J ans 
gegebenen Beftimmung zu Folge, vor die geſammten 
Stände gehören, werden in £einem Falle, weder von 
dem Könige und der Regierung, noch von den Landftän- 
den und dem ftändiihen Ausichuffe, an einzelne Stände 
gebracht, oder die Erklärungen einzelner ftändiicher Mit⸗ 
glieder, Städte oder Oberamtsbezirke darüber eingefors 
dert werden, 
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1%6. Der Geheimerath ift die Behoͤrde, durch 
welche ſowohl der König feine Erdffnungen an die Stände - 
erlaffen wird, als auch letztere ihre Erklärungen ‚4 Bit? 
ten und Wünfche an den König zu bringen haben, N 

Der Geheimerath hat diefelben jedesmal dem Könige 
vorjulegen, wenn er nicht Anftände dabei findet, welche 
ihn veranlaffen, vor der Vorlegung an den König mit 
den Landftänden Ruͤckſprache zu nehmen, 

Die Anträge der Stände find von ihm mit feine 
auf die Verfaffung gegründeten Berichten und Gutachs 
ten zu begleiten. _ 

$. 127. Der König wird aller drei Jahre die 
Berfammlung der Stände. (Landtag) einberufen; 
und auferordentlicherweife, fo oft es zur Erledigung 
wichtiger oder dringender Sandesangelegenheiten erforders 
lich. iſt. 

Auch werden bei jeder Kegierungsveränderung die 
Stände ininerhalb der erſten vier Wochen verſammelt 
werden. 

.428. Die Stande theilen ſich in zwei — 


6. 129. Die erfte Kammer (Kammer der Standes⸗ 
herren) beftcht 
4) aus den Prinzen, des Eöniglichen Hauſes; 
2).aus den Haͤuptern der fuͤrſtlichen und gräflihen 
‚Samilien, und den Bertretern der. ftandesherrli: 
chen Gemeinſchaften, auf deren Beſitzungen vors 
mals eine Reichs- oder Kreistagsftimme geruht hat; 
3) aus-den von dem Könige erblich oder auf Lebenss. 
zeit ernannten Mitgliedern. 


$. 130. Zu erblihen Mitgliedern wird der König 
nur ſolche Grundbeſitzer aus dem ftandesherrlihen oder 
ritterfhaftlihen Adel ernennen, welche von einem mit 
Fideicommiß belegten, nach dem Rechte der Erſtgeburt 
fih vererbenden Grundvermögen im Königreihe, nad 
Abzug der Zinfen aus den darauf haftenden Schulden, 
eine jährlihe Rente von- ſechstauſend Gul⸗ 
den beziehen. 


\ 


= 
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FKF. 131. Die lebenslaͤnglichen Mitglieder wer— 


den vom Koͤnige, ohne Ruͤckſicht auf Geburt und Ver— 
moͤgen, aus den wuͤrdigſten Staatsbuͤrgern ernannt. 


$. 432. Die Zahl ſaͤmmtlicher, von dem Koͤnige erbs 


lich oder auf lebenslang ernannten, Mitglieder kann den 
dritten Theil der uͤbrigen Mitglieder der erſten Kammer 
nicht uͤberſteigen. 


$. 133. Die zweite Kammer Kammer der Abge⸗ 


ordneten) iſt zuſammengeſetzt: | 
4) aus 13 Mitgliedern des ritterfchaftlihen Adelg, 


welche von diefem aus feiner Mitte gewählt werden; 


DD aus den fechs proteftantifchen Brneral’ Ouperin: 


tendenten; 


9) aus dem Landesbifhoff, einem von dem Domtapis 


tel aus deffen Mitte gewählten Mitgliede, und 
dem der Amtszeit nach Altefien Decan katholifcher 
Konfeffion ; 


4) aus dem Kanzler der Landesuniverfität; 


5) aus einem gewählten Abgeordneten von jeder der 


Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, Ell: 
mwangen, Ulm, Heilbronn und Reutlingen; 

6) aus einem gewählten Abgeordneten von jedem Ober⸗ 
amtsbezirke. | 


$. 134. Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht 


bei den Prinzen des Eöniglichen Haufes und den übriz 
gen erblichen Mitgliedern nach zuräcdgelegtem Alter der 
Minderjährigkeit, deren Dauer bei den erfteren von der 
hausgefeßlichen‘, bei den letzteren von der — 
chen Beſtimmung abhaͤngt. 


In die zweite Kammer kann keiner gewaͤhlt werden, 


welcher noch nicht das dreißigſte ——— 
zuruͤckgelegt hat. 


135. Die — Erforderniſſe eines Mit⸗ 


glieb⸗ der Staͤndever ſammlung find folgende : , 


4) daffelbe muß einem der drei chriftlichen Glaubens⸗ 
bekenntniſſe angehören, und dag Wirtembergiſche 
Staatsbuͤrgerrecht haben; 


2) daffelbe darf weder in eine Kriminalunterfuhung 
verflohten, noch durch gerichtlihes Ertenntniß zue 
Dienftensfegung, zur Feſtungsſtrafe mit Zwang zu 

. Öffentlihen Arbeiten oder angemeffener Beſchaͤfti⸗ 
gung, oder zum Zuchthaus verurtheilt werden, oder 
wegen eines angefchuldigten Verbrechens blos vor 

der Inſtanz entbunden feyn; 

3).08 darf kein Koncurs gegen daffelbe gerichtlich ers 
Öffnet feyn; und feldft nach geendigeem Koncurs⸗ 
verfahren dauert feine Unfähigkeit fort, wenn es 
wegen Bermögenszerrüttung geftraft worden iſt. 
Jedoch werden die erblihen Mitglieder der erſten 
Kammer durch die Erkennung einer Debitcommifz. 
fion von der Stimmführung nicht ausgeſchloſſen, 

wenn ihnen eine Kompetenz von wenigſtens zweis 
taufend Gulden ausgefegt if. Endlich | 

HO darf ein Mitglied der Ständeverfammlung weder 

unter vaͤterlicher Gewalt, noch unter 

Vormundſchaft, noch unter Privatdienſt— 
herrſchaft ſtehen. J 

$. 136. Die 13 ritterſchaftlichen Mitglieder der zweis 

ten Kammer werden von den immatriculirten Beſitzern 
oder Theilhabern der Rittergüter nach den vier Kreifen 
des Königreichs, in den Kreisftädten, unter der Leitung 
des betreffenden Regierungspräfidenten, mit Zugichung 
zweier Mitglieder der Ritterfchaft, aus ſaͤmmtlichen Mit⸗ 
gliedern ritterfchaftlicher Familien gewählt. 
$. 137. Die Abgeordneten von den Städten, die ei— 
genes Landftandjchaftsrcht haben, und von den Ober⸗ 
amtsbezirten werden durch die befteuerten Bürger jeder 
einzelnen Gemeinde gewählt. 
. 6. 4138. Die Zaht der Wählenden verhält ſich 
zur Zahl der ſaͤmmtlichen Bürger einer Gemeinde wie 
4 zu 7, fo daß z. DB. auf 140 Bürger (ungefähr 700 
Einwohner) 20 Wahlmänner fommen. | 

$. 139. Zwei Drittheile der Wahlmänner beftes 

hen aus denjenigen Bürgern, welche im naͤchſtvorherge⸗ 
gangenen Finanzjahre die hoͤchſte ordentlide dir 
recte Steuer, fey es aus eigenem oder aus nutznieß⸗ 
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lichem Vermögen, an den Staat zu errichten hatten; 
Diefe werden jedesmal vor Anfteflung einer Wahl von 
dem Ortsvorſteher, nebft dem. Steuereinibringer, dem 
Obmann des Bürgerausfchuffes und dem Rathsſchreiber, 
oder wenn deſſen Amt mit der Stelle eines Ortsvorſte⸗ 
hers vereinigt iſt, dem .erften Gemeinderarh, aus dem 
Steuertegifter, als Wahlmänner ausgezeichnet. 

$. 140. Das letzee Dritthéil der Wahlmänner 
wird von den übrigen Steuercontribuenten, unter der 
Leitung des DOrtsvorftehers, mit Zuziehung der ($.139.) 
erwähnten Perſonen, gewählt. Die Stimmen wäliee 
einzeln. Cim Durchgang) abgegeben werden. 

$. 144. Die Lifte der Wahlmänner, ſowohl derjenis 
gen, melde wegen der Größe ihres Steuerantheild von 
ſelbſt zur Wahl berechtigt find, als der gewählten, wird 
der Gemeinde befannt gemacht. 


$. 142. Zur Ausübung des Wahlrechts jeder Art 
werden eben die perſoͤnlichen Eigenſchaften erfordert, wel⸗ 
de nad $. 135. der Abzuordnende ſelbſt haben muß, 
nur mit der Ausnahme, daß das Alter der Volljaͤh⸗ 
tigkeit hinreicht. 

$: 443. Eine guͤltige Wahl kommt nur durch die 
Abſtimmung von wenigſtens zwei Drittheilen ber — 
berechtigten zu Stande. 

Die Ausuͤbung des Wahlrechts kann * durch ei⸗ 
nen Bevollmaͤchtigten geſchehen, den Fall ausgenommen, 
wenn der Wahlberechtigte durch‘ Dienſtverhaͤltniſſe vers 
hindert iſt, ſich am Wahlorte einzufinden. 

$. 144. Die Wahlen geſchehen nach relativer Stims 
menmehrheit; jedoch darf diefe niemal® weniger als den 
dritten Theil der abgegebenen Stimmen betragen. Nur 
in dem Kaffe des $. 140. findet die letztere Beſchraͤn⸗ 
kung nicht Statt. 

Inm Falle der Stimmengleichheit zwiſchen zwei Ge⸗ 
wahnen geht der Aeltere dem Juͤngern vor. 


Niemand kann ſich ſelbſt die Stimme geben. 


$. 145.-Wer in mehreren Kreifen als Nitterguts? 
2 oder in mehreren Orten als Gemeindebuͤrger ber 
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ſteuert wird, kann in mehreren eciſen ober Gemeinden 
das Wahlrecht ausuͤben. 


6. 446. Waͤhlbar iſt jeder, welchem die. oben $. 134 
| und 135.) vorgefchriebenen Eigenfchaften nicht: fehlen. 

Jedoch können. Staatsdiener nicht innerhalb ihres 
Bezirks ihrem Amtsverwaltung, : und Kirchendiener 
nicht innerhalb des Oberamtsbezirkes, in welchem fie 
wohnen, gewählt werden, md -eine anderwaͤrts auf ſie 
. gefallene Wahl nur mit Genehmigung der ihnen vorge⸗ 
ſetzten hoͤchſten Behoͤrde annehmen. 


Auch koͤnnen weder die Haͤupter der ſtandesherrlichen 
Familien/ noch die Rittergutsbeſitzer gewaͤhlt werden. 


g. 147. Die Wahlmaͤnner eines Kreiſes, eines Ober⸗ 
amts oder einer Stadt ſind in Anſehung der Perſon des 
Abgeordneten nicht auf ihren Wahlbezirk be— 
ſchraͤnkt; fie können auch einem anderswo ini Königs 
reiche wohnenden Staatsbürger ihre Stimme‘ geben. 
Wer aber an mehreren Drten gewählt worden ift, kann 
nur Eine der auf ihn gefallenen Wahlen annehmen. 


$. 148. Tritt der Fall ein, daß Vater und Sohn ° 
zugleich Mitglieder der Ständeverfammlung werden; fe 
wird, wenn der Vater: nicht. aus eigener Entfchliegung 
zurückriet, der Sohn durch denfelben ausgefchloffen. 


$. 149.. Was das Wahlverfahren betrifft; fo muͤſſen 
von den Städten und Oberamtsbezirken längitens binnen 
acht Tagen von der Zeit an, da das: Einberufungs + Res 
feripe zu ihrer amtlichen Kenntniß gekommen iſt, die 
Liſten ſaͤmmtlicher Wahlmänner, an. das Oberamt einges - 
fchieft. werden; worauf ſodann von legterer Behörde 
längftens binnen zehn Tagen, von dem Empfange jenes . 
‚ Referipts an gerechnet, ‚cin Wahltermin zu beſtimmen 
iſt, deſſen Bekanntmachung acht Tage vor dem Eintritt 
geſchehen muß. 

$. 150. Die Wahl geſchieht in der Amtsſtadt durch 
die perfönlich anmwefenden Wahlmänner vermittelt. der 
Uebergabe eines von ihnen geſchriebenen oder wenigſtens 
unterfchriebenen, vder, wenn der Wahlmann nicht ſchrei⸗ 


| 
* 
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ben kann, mit BER beglaubistem Handzeichen, flatt der 
Unterfchrife, verfehenen Stimmzertels. 


$. 151. Die Leitung der Wahl nn dem Oberamt; 
mann zu, bei den zu eigener Landftandjchaft berechtigten 
Städten, unter Zuziehung eines aus. wenigftens vier 
Perſonen beftehenden Ausjchuffes von. dem Stadtrathe 
— dem Buͤrgerausſchuſſe; bei den Oberamtsbezirken 
eſteht dieſer Ausſchuß aus vier Mitgliedern der Amts; 
verſammlung, nebſt einem Mitgliede. des Buͤrgeraus— 
ſchuſſes von der Stade und einem von dem Laude; das 


Protocoll hat der betreffende Actuar zu führen. 


Die Mitglieder diefes Ausfchuffes find nicht wählbar 


in ihrem Bezirke, und eben fo. wenig bei den: Wahlen 


* 


der Ritterſchaft die zur Leitung. der Wahlhandlung zus 
auziehenden vitterfchaftlihen n Mitglieder (ſ. 136.). 
6. 452. Die Wahlhandlung darf nicht uͤber drei 
Tage dauern, welche ſich in ununterbrochenen Reihen 
Folgen muͤſſen. 
$. 153. Kann oder will der Gewählte die. Wahl 
nicht annehmen; fo kann der nächfte in der Stimmen: 
zahl für ihr eintreten,» vorausgeſetzt, daß diefer nicht 
weniger als den dritten Theil der abgelegten Stimmen 


‚erhalten hat; außerdem muß eine neue Wahl vorgenonts 


men werden, 
Das Lebtere muß dann auch gefchehen, wenn nad) 


- bereitd angenommener Wahl die: Stelle des Abgeordne⸗ 


Beurkundung der Wahl zugegen gewe 


ten wieder erledigt wird. 


$. 154. Nach dem Schluſſe der Wahlhandlung muß 
für den. Gewaͤhlten zu deſſen Legitimation eine Wahlurs 
funde mit der Unterſchrift fämmtlicher zur Leitung und 
— Perſonen 

ausgefertigt werden. 
85. 155. Der Gewaͤhlte iſt als Abggosdneger? 
nicht des einzelnen aid ſeudern des Banden 


Landes anzufehen. 


Es kann ihm daher auch feine Inſtructlon, an wel⸗ 
che er bei feinen. kuͤnftigen Abſtimmungen in. der Stäns 
deverfamihlung gebunden waͤre, ertheilt Erden, 
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$. 156. Die Mitglieder beider Kammern- Haben’ ihr 
Stimmrecht in Perfon auszuüben; nur den erblichen 
Mitgliedern der erften Kammer ift geftatter, ihre Stims 
me einem andern in der VBerfammlung anwefenden Mit: 
gliede diefer Kammer oder einem Sohne oder dem fons 
ſtigen praͤſumtiven Nachfolger in der Standesherrfchaft 
zu übertragen. n 
Diefes befondere Recht der Stimmenübertragung 
kann auf gleiche Weife auch für einen wegen Minderz 
jährigteit oder anderer perjönlihen Unfähigkeit unter 
Vormundſchaft ftehenden Standesherrn von deffen Vor⸗ 
mund ausgeübt werden, 
x Sn jedem Fall aber kann cin Mitglied der erſten 
Kammer oder ein Stellvertreter deſſelben niemals mehr 
als Eine übertragene Spimme führen. | 
$. 157. Alle ſechs Jahre muß eine.neue 
Wahl der Abgeordneten, welche nicht Amtshalber 
Sitz und Stimme in der zweiten Kammer haben, vorz 
genommen werden; die. bisherigen find wieder 
wählbar. 2 | 
$. 4158: Während diefes fechsjährigen Zeitraums er: 
folgt der Austritt eines Mitgliedes der Kammer, außer 
dem Falle des freiwilligen Entfchluffes oder der gericht: 
dich erkannten Ausfchließung ($.199.), nur dann, wenn 
4) ein Mitglied das Grundvermögen, den Stand oder 
das. Amt, worauf deffen Befähigung beruht, zu 
beſitzen aufhört; | a 
2) wenn das Mitglied in der Zwifchenzeit eine der 
oben ($. 135.) feftsefesten Eigenfchaften verliere. 
In folden Fällen wird, wenn das austretende Mit; 
lied ein gewählter Abgeordneter war, eine neue Wahl 
von einem neuen Wahlcollegium vorgenommen. 
$. 159. Die Mitglieder beider Kammern haben ſich 
por Eröffnung des Landrags zu Iegitimiren, und zu dem 
Ende einige Tage vor dem in dem Einberufungs; Re: 
ſeripte vorgefchriebegen Termin an dem beſtimmten Drte 
der Verſammlung fich einzufinden. Die Legitimation 
geſchieht, für den erften künftigen Landtag, auf die bier 
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er übliche Weife, in der: Folge Aber bei dem ftändifchen 
usſchuſſe ( 5. 187.) durch Worlegung des Einberufungsz 
ſchreibens, welches: in dem“ ($. 156.) erwaͤhnten Falle 
der Stimmübertragung;:mit. der hierauf gerichteten Voll⸗ 
macht begleitet : ſeyn nn —— — der — 
urkunde. BL ir 
Die zur —— aufs ee gewählten Mitglier 
ber. des Ausſchuſſes ſelbſt werden zur Prüfung ihrer eis 
genen Legitimation durch die zuerſt legitimirten Abgeord⸗ 
neten erſetzt. Bu 
Es hängt von dem’ Könige ab, zu dem Legitimations⸗ 
geſchaͤfte Kommiſſarien abzuordnen. 


$. 160. Die erſte Kammer wird durch die Anwefenr 
heit der Hälfte, ‚die zweite Kammer durch das Erſchei⸗ 
hen von zwei Drittheilen ihrer Glieder als vollſtaͤndig 
beſetzt angeſehen. 

Der ſtaͤndiſche Aueſchuß hat am Tage vor dem, ie 
dert Einderufungsfhreiben beftimmten, Termin dem Ges. 
Heimenrarhe von dem Erfolge des Legitimationsgeſchaͤfts 
Anzeige zu machen: 

"Der König wird hierauf, wenn jene Zahl durch ſol⸗ 
che Abgeordnete erfüllt ift, bei deren Legitimation fich 
kein Anftand. gefunden hat, den Landtag in den für dies 
fen Fall vereinigten Kammern eröffnen; wobei der vom 
- König. ernannte Präfident der erſten Kammer, oder, 
wenn noch feiner ernannt ift, derjenige, welcher es bei 
der vorigen. Verfammlung war, die Stelle des Vorſtan⸗ 
des vertritt. 


Die Legitimation der etwa ſpaͤter eintreffenden Mit⸗ 
glieder, fo. wie die Erledigung der noch übrigen Legitis 
mationssAnftände, geſchieht bei der betreffenden Kammer, 
Das Reſultat muß dem Geheimenrathe vorgelegt werz 
den; und ift der andern Kammern davon Nachricht zu 
ertheilen. 

$. 161. Öolfte bei Einberufung eines Landtags eine 
der beiden Kammern nicht in der nad) $. 160. erforders 
lichen Anzahl zufammen kommen; fo wird fie als eins 
willigend in die Seal der andern angefehen. Je— 
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doch ſteht es in dieſem Falle den erſchienenen Mitglir⸗ 
dern der unvollzähligen Kammer, frei, den. Sigungek 
der andern wit Stimmrecht beizuwohnen. 

. $. 462. In der erften Kammer‘ nehmen die Prinzen 
des koͤniglichen Hauſes den erſten Platz ein; auf fie fol⸗ 
gen die Standesherren, beide unter ſich nach ihrein ſonſt 
beſtehenden Range; ſodann die Übrigen erblichen und die 
auf Lebenszeit vom König ernannten — — 
der Zeit ihrer Ernennung. 

In der zweiten Kammer ſitzen die verfchlebnen Klafs-- 
fen, woraus fie zuſammengeſetzt iſt, in der $.' 487. ans 
gegebenen Ordnung; unter. den Gliedern jeder einzelne. 
Klſe enticheidet, je nach. Beſchaffenheit derſelben, das 
Amts; oder das Lebensalter, und unter den Geiſtlichen 
katholiſcher Konfeſſion der Vorzug der Aintswuͤrde. 

Die Abſtimmungen geſchehen nach der Sitzordnung, 
jedoch ſo, daß in der zweiten Kammer bei dem Stim⸗ 
menauftnfe immer zwifchen den vier erſten und den zwei 
uͤbrigen Klaſſen gewechſelt wird, bis jene erſchoͤpft iind. 

$. 163. Jedes Mitglied der erften und der. zweiten, 
Kammer han bei feinem erfimgligen. Eintritte in diefelbe 
den Ständeeid abzulegen. Diefer lautet fo: 


„Ich ſchwoͤre, die Verfaſſung heilig zu halten, und in 
der Staͤndeverſammlung das unzertrennliche Wohl 
des Koͤnigs und des Vaterlandes, ohne alle Neben⸗ 
ruͤckſicht, nach meiner eigenen Ueberzeugung, treu 
Ber gewiſſenhaft zu berathen. So wahr mir Gore: 
elfe!“ PR 
Der Ständeeid wird von einem bei Eröffnung. eines 
Landtags neu eintretenden Mitglicde in die Hände: des) 
Königs ſelbſt, oder des zur Eröffnung bevollmaͤchtigten 
Minijters, außerdem. ih die Hände des ls eis 
ner jeden Kammer abgelegt. -s 
$. 164. Der Borftand der Eiserne be⸗ 
ſteht aus einem Praͤſidenten und einem Vicepraͤſiden⸗ 
ten in jeder der beiden Kammern. Das Amt deſſelben 
dauert bie zum Ablaufe des Ichsjäprigen Beitraume. 
($. 157.) 
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Den Praͤſidenten der. erften Kammer ernetint der 
Rönig ohne Vorfchlag; für die Stelle des Vicepraͤſiden— 
sen werden von der erſten Kammer drei ftandesherrliche 
Mitglieder durch abſolute Stimmenmehrheit gewählt, 
aus welchen der König eines ernennt, 
Eben fo wählt die zweite. Kammer aus ihrer Mitte, 
ne Unterſchied der Klaſſen, drei Mitglieder zur Stelle 
res Praͤſidenten, und wenn hierauf die koͤnigliche Erz 
nennung erfolgt iſt, auf gleiche Art zu dem Amte des 
Birepräfidenten, welchen der König ebenfalls aus den 
hierzu vorgefchlagenen drei Mitgliedern ernennt. 


Komme nad) Ablauf des fechsjährigen- Zeitraums die 
zweite Kammer zum erſtenmal zufammen, oder follte 
fonft der Fall eintreten, daß bei derfelbeir beide Praͤſt⸗ 
diatjtellen zugleich erledige wären; ſo vertritt bis zur 
Ernennung des Prajiventen das aͤlteſte rechtogelehrte 
Mitglied die Stelle des Vorſtandes. 

Jede der Kammern waͤhlt auf die Dauer eines 
Landtags einen oder mehrere Sekretäre aus ihrer 
Mitte, 

$. 165. Der Präfident einer jeden Kammer forget 
für die Aufrehehaltung der Ordnung, beftimmt die 
Sitzungstage, eröffner und fchließt die Sitzungen, ords 
net den Gang der Verhandlungen, und leiser die Bera⸗ 
thungen und Abſtimmungen. 


$. 166. Die Mitglieder der Kammern find verbun ⸗ 


den, jeder Sitzung anzuwohnen; im’ Fall eines gegruͤn— 
deten Hinderniſſes haben fie folches den‘ Praſi denten an⸗ 
anzeigen, 

Während der Dauer der Verlammlung durfen fie 
fich nicht ohne Erlaubniß des Praͤſidenten entfernen, 
und bei einer über 8 Tage dauernden Abweſenheit nicht 
ohne Bewilligung der Kammer; jedoch Fanıt der Praͤſi⸗ 
dent in beſonders dringenden Fällen auch einen ſolchen 
Sängern Urlaub ertheilen, hat aber davon der Kammer 
in der folgenden Sitzung Kenntniß zu geben. 

$. 167. Die Sißungen der zweiten Kam: 
mer find. oͤffent lich; auch hat ie tyre Ders 
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handlungen durch den Druck bekannt zu ma— 
chen. Von der erſten Kammer muß wenigſtens das 
letztere geſchehen, —F 
Die Zuhoͤrer, die ein Zeichen des Beifalls oder der 
Mißbilligung geben, werden unverzüglich entfernt. 


$. 168. Die Sigungen werden geheim, theils auf 
das Begehren der Minifter und föniglihen Kommiſſa⸗ 
rien bei Vorträgen, die fle, ihrer Erklärung nad, im 
Namen des Königes zu mahen haben, und welche nur 
im Falle einer ſolchen Erklärung für amtlihe Aeußeruns 
gen zu halten find; theils auf ‚den Antrag von wenig— 
ftens drei Mitgliedern, wenn diefen, nach vorläufigem 
Abtritt der Zuhörer, die. Mehrheit der Kammer beis 
ftimmt. Ä 

$. 469. Die Minifter find befugt, den Verhandluns 
gen der beiden Kammern anzumwohnen, und an den Ber 
rathfchlagungen Theil zu nehmen. Sie können fi 
auch von anderen Staatsdienern. begleiten laffen, welde 
etwa den vorliegenden Gegenftand bejonders bearbeitet 
haben, oder font vorzäglihe Kenntniß davon befigen. 
An den Gisungen der ftändifhen Kommiſſionen ſteht 
ihnen im Fall einer ausprädlihen Einladung gleichfalls 
Theilnahme zu. 
6. 470. Deputationen kann die Ständeverfammlung 
weder annehmen, noch ohne Erlaubniß des Königes 
abordnen. i 

$. 1741. Nur den Miniftern oder koͤniglichen Koms 
miſſarien, den Berichterftattern der. ftändifchen Kommifz 
fionen und den Mitgliedern, welche einen Gegenftand 
zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion zu 
machen) haben, ſteht die Befugniß zu, ſchriftliche 
Neden in der Verfammlung abzulefen. Außerdem 
finden bloß mündlihe Vorträge ſtatt. 


$. 4172. Gefeßesentwürfe fönnen nur von 
dem Könige an die Stände, nicht von den 
Ständen an den König gebracht werden. 
Den. Ständen ift aber unbenommen, im 
Wege der Petition auf neue Gefege fomwohl, 
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als. auf Abänderung oder Aufhebung der bes 
fiebenden, anzutragen. | 

Der König allein fanctionirt. und verfändet die Ge; 
ſetze, unter Anführung der Vernehmung des Geheimen⸗ 
raths und der erfolgten Zuftimmung der Stände. 


$. 173. In der Regel fol kein Gegenftand der Be: 
rathung in’ derfelben Sigung, worin der Antrag dazu 
gemacht ‚wird, zur Verhandlung und Abfiimmung ges 
bracht werden. Wenn jedoh drei Viertheile der Mits 
glieder einftimmen, fann ein Gegenftand für fo drinz 
gend oder fo unwichtig erklärt werden, daß von jence 
Megel abgegangen werden darf. 

Königliche Anträge find, che fie zur Berathung in 
. der Berfammlung kommen können, an Kommiſſio— 
nen zu verweifen, welche über deren Inhalt Worz 
er zu erftatten haben, 

. 174. Bei der Abftimmung ift der Antrag, mit 

* waͤhrend der Berathſchlagung in Vorwurf gekom— 
menen Modificationen, in einzelne, einfache Fragen fo 
aufzulöfen, daß jedes Mitglied durch bloße Bejahung 
oder Verneinung feine Stimme abgeben kann. 

$. 175. Zu Faſſung eines gültigen Beſchluſſes wird 
in jeder Kammer die zur vollfiändigen Beſetzung der: 
felben ($. 160.) nothwendige "Anzahl von Mitgliedern 
erfordert. 

$. 176. Die Belhläffe werden nad der Stimmens 
mehrheir, welche nach Beihaffenheit des Gegenſtandes 
eine abſolute oder relative fenn kann, abgefaft, fo daß 
im Fall der Stimmengleichheit der. Präfident den Aus: 
Schlag gibt.» Wenn jedod) von Abänderung irgend eines 
Punktes der Verfaffung die Rede iſt; fo iſt die Bei— 
fimmung von zwei Deittheilen der anweſenden Mitglie⸗ 
Der in beiden Kammern nothivendig. 

$.. 177. Die zum Wirkungskreiſe der Stände gehoͤ⸗ 
rigen Angelegenheiten werden in jeder Kammer befon: 
ders verhandelt. Doch können, um eine Auss 
gleihung verfhiedener Anſichten zu verſu— 
chen, beide Kammern fih mir einander zu 
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vertraulichen Beſprechungen, ohne Proto— 
kollfüührung und Beſchlußnahme, vereinigen. 

$. 178. Es hänge von dem Könige ab, die Geſetzes⸗ 
entwärfe oder andere Vorfchläge an die erſte oder an 
die zweite Kammer zu bringen, qusgenommen, wenn 
fie Verwilligung von Abgaben betreffen; in welchem 
Falle folde immer zuer ſt an die zweite Kam— 
mer gelangen. 

$. 179. Die von der einen Kammer gefaßten Des 

ſchluͤſe werden der andern zu gleihmäßiger Berathung - 
mitgerheilt. Nur zu Ausübung des Rechts der Petitio⸗ 
nen und Beſchwerden, fo wie zu. einer Anklage wes 
gen verlebter Verfaffung ($. 499.), ift jede Kammer 
auch einzeln berechtigt. 

$. 180. Die Kammer, an welche die —— 

geſchieht, kann den Antrag der mittheilenden verwerfen 
oder annehmen, und zwar entweder unbedingt, oder 
mit beigefügten Modifigationen. Die Verwerfung muß 
aber jederzeit mie Anführung der Gründe ges 
ſchehen. 

$, 181. Bon der vorfiehenden Regel (6. 480) macht 

die Abgabenverwilligung cine Ausnahme in folgenden 
Duncten: 

4) Eine Abgabenverwiligung wird in. der zweiten 
Kammer, nad) der von ihr in Gemäßheit des 
$. 110. vorgenommenen Unterfuhung, in Beras 
hung gezogen, und. nach vorgängiger vertraulis 
her Beſprechung mit der erftien Kammer ($. 17) 
Beſchluß darüber in der zweiten gefaßt. 

2) Diefer. Befhluß wird ſodann der. erften Kammer 
mitgetheilt, . weldhe denfelben nur im . Ganzen, 
ohne Aenderung, annehmen oder verwerfen kann. 

3) Erfolge das: Kestere; fo werden die bejahenden 
und die verneinenden Stimmen beider Kams 
mern zufammengezähtt, und nach. der Mehrs 
heit ſaͤmmtlicher Stunmen wird. alsdann der 
Staͤndebeſchluß abgefaßt. Würde in diefem Falle 
Stimmengleihheit eintreten; ſo hat. der Präfdens 
‚ber zweiten Kammer die Entfcheldung. 
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6. 4189. In allen andern Fällen gile der Grundſatz, 
daß nur folhe Beſchluͤſſe, worüber beide Kammer, 
nach gegenfeiriger Mittheilung, einverſtanden find, an 
den König gebracht, -und «von dem Könige beftätigt 
werden koͤnnen. | 

$: 183. Der: von der einen Sammer verworfene 
Antrag der andern kann auf demfelben Landtage nicht 
wiederholt werden. Wird aber ein folcher Antrag bei 
der naͤchſten Ständeverfammlung eriteuere und abermals 
verworfen; fo treten die. zwei Kammern zu einer ver 
traulihen Befprehung Über den Gegenſtand zuſammen. 
Sollte auch hierdurch die Verfchiedenheit der Anſichten 
wicht ausgeglichen werden; fo haben die Kammern, wenn 
die Frage einen ihnen von dem Könige zugefonmenen 
Gegenſtand betrifft, ihre Nichtuͤbereinſtimmung dem Koͤ— 
nige blos anzuzeigen, woferne fie niche "mit einander 
———— die Entſcheidiing dem Könige zu uͤber⸗ 
aſſen. 


| $. 4184. Kein Mitglied der beiden Kammern kann 

während der Dauer der Ständeverfammlung ohne Eins 
“ willigung der; betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht 
werden, den Fall der. Ergreifung auf ‘frifcher Thar we⸗ 
gen eines Verbrechens ausgenommen. In letzterem Fall 
ift aber die Kammer. von der gefchehenen Verhaftung, 
Angabe des Grundes, unverzüglich in Kenntniß zu 
etzen. — | 


$. 185. Niemand kann wegen feiner in der Stäns 
deverfammlung gehaltenen Vorträge und gegebenen Ab: 
flimmungen zur Veranttvortung gezogen werden. Ser 
doch) find Beleidigungen oder Verläumdungen der Regie: 
rung, der Ständeverfammlung oder einzelner Perjonen, 
der Beſtrafung nach den beftehenden Geſetzen, in dem 
ordentlichen Wege des Rechts unterworfen. 


Verfehlungen gegen die Geſetze des Anftandes oder 
der innern Polizei, oder gegen die Sefchäftsvorfchriften, 
hat der Präfidene zu bemerken, und wenn fie bedeutend 
find, folhe zur Kennmiß der Kammer gu bringen, 
welche nach Befchaffenheit der Umſtaͤnde ihre Mißbilli— 


328 | Wirtemberg. | 


gung ausdrücken, Verweis ertheilen, ‚oder auch Wider⸗ 
ruf verlangen fan, - Ä 
. 186. Der König eröffnet und entläße die Staͤn⸗ 
deverfammlung entweder in eigener Perfon oder dur 
einen dazu bevollmaͤchtigten Minifter. 


. .. 


Dem König fteht auch das Recht zu, die Verfamm 
fung zu vertagen oder ganz aufzulöfen, | 

Im Falle der Aufläfung wird fpäteftens Binnen 6 
Monaten eine neue Verſammlung einberufen: werden; 
es iſt hiezu eine neue Wahl der Abgeprdneten wöthig, 
bei welcher jedoch die vorigen Mitglieder wieder gewählt 
werden fönnen, or wie 
SH. 187. So lange die Stande nicht verfammelt find, 
beſteht, als Stellvertreter derfelben ein Ausſchuß 
für diejenigen Gefchäfre, deren Beforgung von einem 
Landtage zum andern zur ununterbrochenen Wirkſamkeit 
der Mepräjentation des Landes nothwendig if. 


$. 188. In diefer Hinſicht liege dem Ausſchuß 06, 
die ihm, nach der Verfaffung zur Erhaltung derfelben 
zufichenden Mittel in Anwendung zu bringen, und hie 
von bei wichtigen Angelegenheiten die in dem Königreich 
wohnenden Ständemitglieder in Kenntniß zu fegen, in 
den gecigneten Fälen bei der hoͤchſten Staatsbehörde 
Borfiellungen, Verwahrungen und Befchwerden einzus 
reichen, und nah Erforderniß der Umftände, befonders 
wenn es fih von der Anklage der Minifter hans 
delt, um Einberufung einer außerordentlichen Ständes 
verfammlung zu bitten, welche im letztern Falle nie vers 
weigert werden wird, wenn der Grund der Anklage 
und die Dringlichkeit deufelben gehörig nachgewiefen iſt. 


Außerdem bat der. Ausfhuß am Ende der in die 
Zwiſchenzeit fallenden Finanzjahre nach Maßgabe deffen, 
was $. 410. feftgejeßt iſt, die richtige, der Verabfchies 
dung angemeflene, Verwendung der verwilligten Steuern 
in dem verfloffenen Jahre zu prüfen, und den Etat ded 
fünftigen Jahres mit dem Finanzminifterium zu beras 
— Auch ſteht dem Ausſchuſſe die Aufſicht uͤber die 

erwaltung der Staatsſchuldenzahlungskaſſe zu, 
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Snsbefondere : gehört cd zu feinem Bisfungekteife, 
die für eine Ständeverfammiung fih eignenden Ges 


ſchaͤftsgegenſtaͤnde, namentlich die Erdrterungen - vorges 


legter Sefegesentwärfe, zur. Lünftigen Berathung vors 
zubereiten, und für die Vollziehung-der landſtaͤndiſchen 
Beihläffe Sorge zu tragen. 


$. 189. Dagegen kann ſich 'der Ausfhuß auf folge 


- Gegenftände, welche. verfaffungsmäßig eine Verabſchie⸗ 
- dung mit den Ständen erfordern, namentlich auf Ges 


feßgebungsanträne, Steuerverwilligungen,; Schuldenübers 
nahmen und Militäraushebungen, - nicht anders, ale 
auf eine vorbereitende Weije einlaffen. 


$. 190. Der ſtaͤndiſche Ausfhuß beſteht 
aus zwölf Perfonen, nämlih den Präfidens, 
ten der beiden Kammern, zwei Mitgliedern 
aus der erfien undadht aus der zweiten Kam— 
mer. Die Wahl derfelben gefhieht von den zu / die⸗ 
fem Zwecke vereinigten Kammern. nah relativer 
Stimmenmehrheit auf. die Zeit von cinem ordentlichen 


. Landtage zum andern (auf 3 Jahre), und iſt jedesmal 


dem Koͤnige anzuzeigen, 


Ein in der Zwiſchenzeit abgehendes Ausſchußmitglied 
wird von der naͤchſten ———— der Stände wiez 
der definitiv erſetzt; bis dahin ruͤckt an deffen Stelle‘ 
dasjenige Ständemitglied ein, welches bei der leßten 
Ausfhußwahl die meiften Stimmen nad den. Gewaͤhl⸗ 
ten erhalten hatte. 


In Verhinderung der Präfi denten treten die Vice⸗ 
Praͤſidenten fuͤr ſie ein; ſind letztere ſchon Mitglieder 
des Ausſchuſſes, ſo werden deren Stellen auf die ſo 
eben feſtgeſetzte Weiſe erſetzt. 


Sechs Mitglieder des Ausſchuſſes, die Praſidenten 
der beiden Kammern mit eingeſchloſſen, muͤſſen in 
Stuttgart anweſend ſeyn. Die uͤbrigen ſechs Mitglie⸗ 
der koͤnnen außerhalb Stuttgart ihre Wohnungen ha— 


ben, und werden, ſo oft es die Umftände erfordern, 


pon den Anweſenden einberufen. 
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6, 191. Bei jeder Staͤndeverſammlung bat 
der Ausſchuß über dasjenige, was von ihm 
in der Zwiſchenzeit verhandelt worden iſt, in 
einem Zufammentriste beider Kammern Re— 
henfchaft abzulegen. | 
$, 192. Die. Verrichtungen des Ausfchuffes hoͤren 
mit der Eröffnang eines neuen Landtages auf, und wer⸗ 
den nach einer, bloßen Vertagung deſſelben, oder nach 
Beendigung einer qußerördentlichen Ständeverfommiung, 
wieder fortgefegt. | F 
Bei der Aufloͤſung eines jeden Landtags und bei der 
Entlaſſung eines ordentlichen, muß ein neuer Ausſchuß 
gewählte werden, wobei die vorigen Mitglieder wieder 
wählbar find. Zu diefer Wahl wird den Ständen jer 
"desmal, auch bei einer Auflöfung der Verfammlung, die 
erforderlihe Sigung ‚noch geftatte. , 
Sollten anberordentlihe Umftände es ihmn unmägs 
lich machen, diefe Sigung noch zu halten; jo haben. die 
bisherigen Mitglieder oder deren Stellvertreter ($..190.), 
iu ſoferne fie zugleich Ständemitglieder find, die. Vers 
richtungen des Ausſchuß-Collegiums wieder zu. übers 
nehmen, — 
$. 193, Das ſtaͤndiſche Amtsperſonal beſteht, außer 
den Beamten der Schuldenzahlungskaſſe, für beide Kams 
mern aus einem Archivar, für jede Sammer aus einem 
Regiſtrator und den erforderlichen Kanzelliten; die Nez 
giftratoren Haben zugleich bei dem Ausſchuß das Sekres 
tariat zu verfehen. 
Jede Kammer wählt ihren: -Negiftrator und Kanzel; 
fiften; die Beamten der Schuldenzahlungstaffe, jo wie 
der Archivar, werden von den hiezu vereinigten Kam— 
mern gewählt, | 
Dem König iſt die Beftellung der. Kaffenbeamten, 
"des Archivars ımd der Regiſtratoren zur Beftätigung 
vorzulegen, und von der. Wahl der Kanzelliften Anzeige 
zu machen. 
Die Dienftenelaffung diefer Beamten gefchicht auf 
gleihe Art, wie deren Anftelläng, durch die einzelnen 
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obder’durch die vereinigten Kammern, und richtet ſich im 
Uebrigen nad) den deßhalb bei den königlihen Beamten 
geltenden Geſetzen. ä 

Die Annahme und Entlafung der fländifchen Kanz 
* Jeidiener hängt von den Präjiventen ab. .. 

Das gefammte Amts: und Dienftperfonal. ftcht bei 
nicht verfammeltem Landtag unter der Aufſicht und dem 
Befehlen des Ausſchuſſes, welcher aud in. der Zwifchen: 
zeit. die erforderlichen. Amtsverwefer zu beftellen, und 
ungetreue oder font fich vergehende Diener in den ges ' 
ſetzlichen Fällen den Gerichten zu übergeben hat, 


$. 494. Eine eigene ftändifche Kaffe, welche die für 
ſie jedesmal zuglerd) mit dem’ Finanzetat zu verabfchies 
dende Summe aus der Staatskafe in beftimmten Raten 
erhält, beftreitee den fkändifchen Aufwand, 

Hicher gehören die Taggelder und Neifekoften der 
Mitglieder der Ständeverfammlung ,: die Beloldungen 
der fiändifchen Ausfchußmitgliedver, Beamten und Die: 
ner, die Belohnungen. derjenigen, welche durch befondere 
Aufträge der Stände oder des ſtaͤndiſchen Ausfchuffes 
bemüht gewelen find, die Unterhaltung einer ans 
gemejienen Buͤcherſammlung, die Kanzleitoften 
überhaupt, und andere mit der Geſchaͤftsfuͤhrung ver: 
bundene Ausgaben. 

Die jährlihe Kaffenrehnung, welche mit Angabe 
aller einzelnen Einnahmen und Ausgaben zu führen if, 
"wird von einer befondern ftändifchen Kommiffion proßirt, 
in der Ständeverfammlung zum Vortrag gebracht, und 
von dieſer juftificire. Jedes Mitglied der Verfammiung 
kann die eigene Einficht diefer Rechnung verlangen. 

Die Befoldungen der Mitglieder und der Beamten 
des Ausihuffes, fo wie die Taggelder und Reiſekoſten 
der Ständemitglieder, werden durch Verabſchiedung bes 
flimmt werden. | u DRS 

Die nicht in Stuttgart anwefenden Mitglieder des 
Ausſchuſſes erhalten, wenn fie einberufen merden, gleis 
he Diäten; und: Reifegelder, wie die Ständemitglieder, 
und bezichen folche aus der ſtaͤndiſchen Kaſſe. 
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Zehntes Kapitel. | 
Non dem Staatsgerichtshofe. 


$. 495. Zum gerihtlihen Schuge der Verfaffung 
wird ein Staatsgerihtshof errichtet. Dieſe Bes 
Hörde erkennt Über Unternehmungen, welche auf den Ums 
fturz der Verfaffung gerichter find, und Aber Verlegung 
einzelner Puncte der Berfaffung. 


$. 196. Der Staatsgerichtshof befteht aus einem 
Mräfidenten, welher von dem Könige aus den erſten 
Borftänden der höhern Gerichte ernannt wird, und aus 
zwölf Nihtern, wovon der König bie Halfte aus den 
Mitgliedern jener Gerichte ernennt, die StändeverJamms 
lung aber die andere Hälfte nebft drei Stellvertretern 
im Zufammentritte beider Kammern außerhalb ihrer 
Mitte wählt. | 


Unter den ftändifchen Mitgliedern muͤſſen wenigfteng 
‚zwei Rechtsgelehrte feyn, welche auch, mit Vorbehalt 
der Einwilligung des Könige, aus koͤniglichen Staatds 
dienern gewählt werden fönnen. Außerdem müffen die 
Mitglieder alle zur Stelle eines Ständemitglieds erforz 
derlichen Eigenfchaften haben. | 


Das Kanzleis Perfonal wird aus dem Obertribunal 


5. 4197. Sämmtlihe Richter werden für diefen ihrem 
Beruf befonders verpflichtet, und können gleich den übrir 
gen Suftizbeamten nur durch Urtheilsfpruc ihrer Stelle 
als Mitglieder diefes Gerichtshofs entfegt werden, Nimme 
jedoch ein ftändifcher Richter ein Staatsamt an; fo höre 
er dadurch auf, Mitglied diefer Stelle zu feyn, kann 
aber von der Ständeverfammlung wieder gewählt werr 
den. Eben fo tritt ein vom Könige ernanntes Mitglied 
aus dein Gerichte, wenn es aufhört, fein richterliches 
Hauptamt zu befleiden. 


$. 198. Das Gericht verfammelt fih auf Einberus 
fung durch den Präfidenten, welche von dieſem fogleich 
gefhehen muß, wenn cr dazu einen von dem Juſtizmi⸗ 


x 


v 
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niſter contraſignirten Befehl des Königs oder eine Auf⸗ 
forderung mit Angabe des Gegenſtandes von einer der 
beiden Kammern durch deren Praͤſidenten erhaͤlt. 
Das Gericht loͤſt ſich auf, wenn der Prozeß geendigt 
iſt. Der Praͤſident har für die Vollziehung der B 
ſchluͤſſe zu ſorgen, und in Auſtandsfalleũ das Gerich | 
wieder zii verfammeln. 


$. 199. Eine Anklage vor dem Staatsgerichtehofe 
wegen der oben (5. 495.) erwähnten Handlung kann ges 
fohehen von der Regierung gegen einzelne Mit— 
glieder ver Stände und des Ausfhuffes, und 
von den Ständen ſowohl gegen Miniſter und 
Departements⸗Chefs, als gegen einzelne 
Mitglieder und höhere Beamten der Stäns 
deverfammlung. Andere Staatsdiener, als Minis 
fter und. ‚Depastementss Chefs koͤnnen vor: diefem Ges 
richte nicht angeklagt werden, außer wegen uebertretuns 
der 8. 53. enthaltenen Vorſchrift. 

Anklage und Vertheidigung geſchieht oͤffentl Pr 
‚Die Protocolle werden mit den Abftimmungen und De 
ſchluͤſſen durch den Druck bekannt gemacht. 


6200. Wenn es erforderlich iſt, Inquirenten zu 
beſtellen; ſo waͤhlt der Gerichtshof dieſelben aus den 
Raͤthen der Kriminalgerichte. Der Unterſuchung hat jes 
desmal ein Föniglihes: und ein ſtaͤndiſches Mitglied des 
Gerichtshofs” beizumohnen. 

$. 201. Es werden jedA&mal zwei Referenten be⸗ 
ſtellt. Iſt der erſte Referent ein koͤniglicher Richter; 
fo muß der Correferent ein ſtaͤndiſcher ſeyn, und ums 
gekehrt. 

$. 202. Bei jedem Befhlufe muß eine gleiche Ans 
ahl von Föniglichen und fändifchen Richtern anweſend 
** Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl 
eintreten, welche nicht ſogleich durch anderweitige Er— 
nennung oder Eintritt eines Stellvertreters gehoben wer— 
den koͤnnte; fo tritt der Juͤngſte im Dienſte von der 
überzählenden Seite aus; doch darf die Zahl der Rich⸗ 
ser nie unter Zehn ſeyn. 
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Im Verhindernugsfalle vertritt die Geste | des Pea⸗ 
ſidenten der erſte koͤnigliche Richter. 


Dem Praͤſidenten ſteht keine Stimme zus im Falle 
Ber Stimmengleichheit entſcheidet die für den Ange⸗ 
tlagten guͤnſtigere Meinung. 


$. 203. Die Strafbefugniß des Gerichtshofes eiſtreckt 
ſich nur auf Verweiſe und Geldſtrafen, auf Suspenſi on 
and Entfernung vom Amte, auf zeitliche oder immers 
währende Ausſchließung von der Landſtandſchaft. 


Wenn dieſes Gericht die hoͤchſte in ſeiner Competenz 
liegende Strafe erkannt hat, ohne eine weitore ausdruͤck⸗ 
lich auszuichließen; jo bleibt den ordentlihen Gerichten 
— gegen den Verurtheilten ein weiteres aa 

fahren von Amtswegen eintreten zu laffen. 


$. 204. Segen. den Ausfprudy des: Sramgerigtsher 
fes finder feine Appellation Statt, ſondern nur das 
Rechtsmittel der Revifion: und der Wiedereinſetzung in 
den borigen Stand. 


8.205: Der König wird nicht nur die unterfuchung 
niemals hemmen, ſondern auch das ihm zujtchende Be⸗ 
gnadigungsrocht nid dahin ausdehnen, daß ein von die⸗ 
ſem Gerichte: in. die Entfernung vom Amte verurtheilter 
Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle gelaſſen, oder 
daß derſelbe in einem andern Juſtiz- oder Staatsver⸗ 
waltungsamte angeftelle wiirde, es wäre denn, dab im 
Ruͤckſicht auf Wiederanfteling das gerichtliche  Erfenttes 
niß einen ausdrücklichen Perth zu Gun | des Vers 
urtheilten enthielte. 





Dieſe neue Verfaſſung, auf dem Wege des Vers 
trages zwiſchen König und Volk begründet, 
ward durch das ganze Königreich nicht blos mit\allges 
meinem Jubel, fondern, mit wahrer DBegeifierung aufs 
genommen. Die Nachwelt wird diefe Beweiſe ber 
Dankbarkeit eines gebildeten und gereiften Volkes ges 
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. gen ſeinen edlen König in- ben Jahrbüchern ber Ge 


fehlte verewigen. Allen duch der König” freute na 
Bei Werkes, und deshalb folgt — 


34 Su 


. Rh): das Mantifeſtd des Könige vom: 26 Sort 
1819. . 


durch welches er bie Vollendung und Annahme. ber 
neuen Verfaſſung bekannt machte. 


Wilhelm, von. Gottes Gnaden, König von Wir 
temberg. Durch Unfer Manifeft vom 10. Juny 1819 
haben Wir Unſere Abficht ausgefprochen, durch die Stände 
Unjers Königreichs voliftändig die Wünfhe zu vernchs 
men, melde dem Lande in Beziehung auf die ihm von 
Uns zugedachte Verfaffung noch übrig bleiben möchten, 
um hiernaͤchſt das ganze Wert mit gemeinschaftlichem 
Einverftändniffe zu vollenden. Wenn wir, nach) den manz 
nigfaltigen Erfahrungen der legten Jahre, Unferm Volke 
nochmals die Hand zum Vertrage boten; fo geſchah dies 
im Dertrauen auf diejenigen Sefinnungen treuer Anz 
haͤnglichkeit an feinen Regenten, durch welche ſich dad 
wirtembergfche Volk von jeher ausgezeichnet hat. Dies 
ſes Vertrauen hat Uns nicht getäufcht. Durch freie 
Uebereinkunft mit den Ständen des Landes ift das Grunds 
Hefeß des Staats zu Stande. gekommen; das febönfte 
Denkmal der Eintracht zwiſchen dem Könige und feinem 
Volke. Die Verfaffungsurfunde des Königreichs ift von 
Uns und den fämmtlihen Mitgliedern der Staͤndever— 
ſammlung, welche zu diefem wichtigen Werke berufen 
waren, unterzeichnet; und aus Unſerm Munde haben 
‚die verfammelten Stände die feierlihe Verſicherung der 
unverbrüchlichen Fefthaltung des Verfafungsvertrags ver: 
nommen. Mit freudiger Empfindung verfünden Wir 
Unferm getreuen Volke diefes Ereigniß, welches der Re; 
gierung ihre wohlchätige Wirkſamkeit, dem Volke feine 
gefesmäßige Freiheit, und dem geſammten Baterlande 
eine glückliche Zukunft ſichert. Möge die Borfehung 


336 | MWirtemberg. 


Unfere Bemühungen für das Gluͤck Unſers Volks fegs 
‚nen; mögen alle Keime des Guten, welche in die Ders 
faſſung gelegt find, unter der forgfamen Pflege, treuer 
Diener des Staats und würdiger Stände des "Königs 
reichs gedeihen; mögen künftige Gefchlechter die Früchte 
‚ der. Anftvengungen genießen, welche bie gegenwärtige 
Zeit gebietet. j 
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3) Hannoven 


Daß in dem vormaligen hanndverifchen Churſtaate, 
nach der Aufloͤſung des Koͤnigreiches Weſtphalen, die 
alte landſtaͤndiſche Verfaſſung hergeſtellt 
ward, iſt im zweiten Theile ©. 369 f. erzaͤhlt wors 
ben; doc) hatte man das Beduͤrfniß gefühlt, die Staͤn—⸗ 
de, der einzelnen Provinzen, zu einem allgemeinen 
Landtage, fo wie die Schulden derfelben zu einer 
Gefammtfhuld des nunmehrigen — durch mehrere 
bedeutende, Erwerbungen vergrößerten - — Königreiches 
Hannover zu vereinigen. 

Die neue Geflaltung der Landfiäudifchen Berfaffung 
ward dem proviſoriſchen allgemeinen Landtage durch 
ein Schreiben des Prinzen Regenten vom 5. 


Januar 1819 angekuͤndigt, worin. derſelbe feine Abs 


ſichten in Beziehung auf die Einrihtung ber Fünftis 
gen. allgemeinen Ständeverfammiung eröffe 
nete, und ‚darüber das Gutachten der Stände ver- 
langte. Es hieß in dieſem Schreibeny „daß es nicht 
in-dem Plane liege, Hauptveränderungen in der 
Conſtitution eintreten zu laffen, nad) welcher den 
Ständen das Recht der Steuerbewilligung und der 
Theilnahme an der Gefeßgebung. zuſtehe; denn theils 
babe die Erfahrung den Nugen biefer alten Lanbeöver: 
Drilter Want, 22 


e 
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faſſung bewaͤhrt, thells wuͤrden die nach blos then. 
retifhen Grundfägen eingeführten Berfaffungen 
nie den Nutzen derer gewähren, die nach den Bebürfe 
niffen des Staates fih allmählig ausgebildet häts 
hätten. Auf den Grund der alten Landesverfaſ— 
fung miıffe daher auch die durch die Vereinigung als 
fer Provinzen in Ein Ganzes jet nothwendig gewors 
dene allgemeine Landesverfammiung gebildet werben, 
und da in mehreren ber bereits wieder hergeitellten 
Provinziallandfchaften die Beihlüffe in Eurien gefaßt 
würden, fo müffe auch die allgemeine Verfammlung 
in zwei Gurien oder Kammern um fo mehr ab» 
getheilt werden, ald das Intereſſe der Corporationen, 
aus welchen ver Landtag gebildet werde,‘ feiner "Ne 
tur nach verfchieden fey, und daher durch die Beſchluͤſſe 
einer einzigen Verſammlung ſi ich nicht ausſprechen koͤn⸗ 

ne. — Rach dem mit vorgelegten Plan ſolle die erſte 
Kammer beftehen: aus den mebiatifirten Fürften und 
Grafen; dem Erblandmarfchalle des Königreichd; det 
Mitgliedern der Nitterfchaft, welchen, nach geſchehenet 
Gründung eines Majorats von beſtimmter Größe, 
eine Virilſtimme beigelegt werden wird; dem Praͤſiden⸗ 
ten des Oberfteuercollegiumd und ben Mitglieberh des 
landſtaͤndiſchen Schatzcollegiums von der Kitterfchafts 
den Präfidenten der luͤneburgiſchen und bremifchen Lands 
fchaftz; den 33 von der Ritterſchaft zu erwaͤhlenden 
Deputirten; den katholiſchen Biſchoͤffen, und den pro⸗ 
teſtantiſchen Aebten der hoͤhern Stifter. In die zwei⸗ 
te Kammer werben dagegen eintreten: bie Mitglieder 
bes Schaticollegiums bürgerlichen Standes; drei Dr 
putirte ber geiftlichen Güteradminiftrationg die Dept 
tirten der Eleihern Stifter; ein Deputirter von der Uni⸗ 
verfität Göttingen; 29 Deputiste von ben Stäbten) 
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und 22 Deputirte von den freien Gtyndbeſ isern, bie 
nicht zut Kitterſchaft gehören. Der Crplandmarfchall, 
und in deſſen Abwefenheit der Präfident des Übers 
fteitercollegiums, werden beide vereinigte Kammern’ präs 
fidirenz jede einzelne Kammer aber wird drei Gubjecte 
aus ihrer Mitte erwaͤhlen, unter :welchen der Landes⸗ 
bett einen zum Präfidenten für felbige erwählen wird, 
Der Landtag derfammelt fih alie Fahre, die ge: 
wählten Mitglieder treten nad ſechs Jahren aus, Ein 
nen aber: wieder erwählt. werden. , Zuhörer werden 
bei den: Deliberationen nie zugelaffen.. Ale 
kandesherrliche ‚Propofitionen ° werben can beide Kam: 
mern gebracht. Stimmen -ihre‘ Beſchluͤſſe nicht uͤber⸗ 
ein; ſo wird eine Vereinigung durch eine von beis 
Den-anzuordnende Commiffion verfucht,- weicher 
auch landesherrliche Commiſſarien, um die Ueberein⸗ 
ſtimmung gu befoͤrdern, beigeordnet werden koͤnnen. 
Zu den ftänptfchen Anträgen ift Uebereins 
kimmung DAMEN, Bene este etfor 
an ns op 4.) 
4 een ©. 

Was die proviſoriſche gen⸗in Srindevafan 
8* auf dieſes Schreiben antwortete, und welche An: 
träge. fie that, iſt uicht ‚zur zacuchen Kunde gekom⸗ 
ven. Allein die neue Geftaltung der. hannoͤveriſchen 
Landtagsverſammlung F in folgendem Patent des 
Prinz Regenten vom 7 : Dee. 1819 enthalten, womit 
die Rede, des Henons, von Eambridge bei der Eroͤff⸗ 
nung dei Staͤndeverſammlung am 28. Dec. 1849 ver⸗ 
en werden muß; weil keine beſondere neue 

erfafſungsurkunde —— —— zu 

e nen ud ag bad men J— 
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A) Patent vom #. Dec. 4819, bie. Verfaſ⸗ 
fung , der © allgemeinen‘ SAnkeserfammlung 
des Königreichs betreffend. 


Georg, Prinz Regent ꝛc. Nachdem Mir: der pros 
viforifchen allgemdnen Staͤndeverſammlung die Grunds 
zuͤge, nach weichen Wir mit möglihfier Beruͤckſichtigung 
der bisherigen landſtaͤndiſchen Verfaſſung der einzelhen 
Provinzen, auh,mit Beachtung der duch die Wiener 
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gung der vormals getrennten Provinzen? zu einem Kö⸗ 
nigreiche, und der, nach Auflöjung: des, toͤmiſch⸗teutſchen 
Reiche, . an. die. Fuͤrſten deſſelben uͤbergegangenen Sous 
verainetätsrehte, die» bleibende „allgemeine. Staͤndever⸗ 
fammlung, zufammenzufegen beabſichtigten, mitgetheilt 
und über die dabei feftzufegenden ſpecitllen Beſtimmun⸗ 
gen deren Anſichten vornommen, auch in Anſehung der 
Puncte, bei welchen. eine Abänderung: von derſelben in 
Antrag: gebracht: worden, dexen Wuͤnſche thunlichſt bes 
ruͤckſichtigt und darüber den ſaͤmmtlichen Landſchaften ſo⸗ 
wohl durch Unſer Reſcript vom, 26, Oct. d. J., Als 
durch die Eröffnung Unfers Kabinetsminiſteriums vor 
11. Nov. d. 3. Unfere Entfchliefung bereits zu erken⸗ 
nen gegeben, und nad; gnädigfter Auflöfung der bisheris 
gen proviforiihen allgemeinen, Ständeverfammlung eine 
neue Landtagsverſammlung zufammenberufen- haben; fo 
finden Wir nunmehr Uns bewogen, Über die Verfaffung 
und Einiichtung derſelben Folgendes Hiemit anzuordnen 
md’ feſtzuſetzen " ai © een Mn 
A — ll Je. Ve] MI. — 

6. 4) Die allgemeine — ——— ſoll Fünf 
tig aus zwei Kammern beſtehen, und theils aus’'per 
fönlih berechtigten Mitgliedern: theils “aber aus ge 
wählten Deputirten dergeſtalt zuſammengeſetzt werden, 
als ſolches durch. das: angeſchloſſeng Eſchon bekannte) 
Verzeichniß von Hug näher, deſtimmt iſt, 4—712— 

$. MBeide Kammern ſollen in ihren Rechten und 
Befugniſſen ſich gleich ſeyn, und alle Antraͤge, welche 
von Uns oder von Unſerm Kabinetsminiſterium an die 
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Stände des Koͤnigreichs ergehen, ſollen jederzeit an die 
sefammte allgemeine Ständeverfammlung gerichtet werden. 


$. 3. Die Mitglieder beider: Kammern muͤſſen 

a) einer der drei; vermoͤge der Wiener Congreßakte 
völlig gleichgeftellten, hriſtlichen Confeſſionen zu⸗ 
gethan ſeynz J 

by das 2õoſte· Jahr vollendet haben; 


©) ein gewiſſes unabhängiges —— befigen, infos 


fern ihnen nicht vermöge ihres Amts ein Sig in 
der Ständeverfammlung zugeftanden iſt. ‚In diefer 
Beziehung wollen wir 


4) Nur folhen als Majoratsherren ein perſoͤnliches 


erbliches EN. in der erſten Kammer vers 
leihen, die ein Majorat errichtet haben, welches 
aus einem im Königreiche gelegenen Ritterſitze, 
nebft andern ebenfalls im Lande belegenen von 
gutsherr⸗lichen Verbindlichkeiten befreiten Grunds 
eigenthume von wenigftend 6000 Rthlrn. veiner 


un? Einkünfte beficht und mit feinen, Hypotheken bes 
ſchwert iſt. Sobald . der legtere Fall dei einem 


Majorate, mit welhem wir die Ausübung cincs 

‚. perfönlichen Stimmrechts verbunden haben, eintre⸗ 
ten ſollte; ſo kann waͤhrend der Zeit der. Bes 
ſchwerung das Stimmrecht nicht ausgelibt werden. 
So wie Wir Übrigens über die Art und Weiſe, 
wie die Majorate auf die feftgefeste Sunme von 
Einkünften zu errichten fern werden, in vorkom— 
menden einzelnen, Fällen ‚die nähere Beſtimmung 
Uns vorbehalten; ſo erklaͤren Wir zugleich hiemit 
ausdruͤcklich, daß die Beilegung einer Virilſtimme 
keineswegs die uͤnmittelbare Folge eines ſol 
errichteten Majorats, ſondern vielmehr die 
richtung des letztern nur die Bedingung ſeyn fol, 
unter welcher die Verleihung eines erblichen Stim⸗ 
menrechts Statt finden wird. 

2) Die. auf: die. Dauer eines jeden Landtags erwaͤhl⸗ 
ten Deputirten der Ritterſchaft moͤſſen aus im Koͤ⸗ 
nigreiche bolegenen Grundeigenthum ein reines, mit 


y 


\ 
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kelnen öffentlichen oder gerichtlichen Hypotheken be⸗ 
ſchwertes Einkommen von 600 Rehlen. beſitzen. 
3) Die Deputirten der freien! Grundbeſitzer in -der 
zweiten Kammer gleichfalls aus im Lande belege⸗ 
nen Grundeigenthume, ein jaͤhrliches reines Eins 
tommen von 300 Rthlen., und. , 
4 die uͤbrigen gewählten: Depntirten. der zweiten 
. Kammer ein reines Einfpmmen von 300 Rıhlen.. 
es fey aus im Königreiche belegenen Grundeigen. 
thume, oder im Lande radicirten Kapitalien. In 
allen diefen Fällen bleibt‘ es Ifdiglih den. Wahl: 
forporationen Überlaffen, auf welche Weife fie fich 
von dein Beftande diefes Einkommens überzeugen 
vöollen. Alle diejenigen Grundeigenthuͤmer, über 
deren Vermoͤgen unter ihrer Verwaltung ein Konz 
kurs ausgebrodhen und noch anhängig ift, koͤnnen 
UÜberall nicht zu Mitgliedern der allgemeinen Staͤu⸗ 
deverfammlung gewählt, diejenigen aber, welche 
den Konkurs von ihren Vorfahren uͤberkommen has 
ben, infofern ald Deputirte zugelaffen werden, 
als fie Übrigens dazu qualifiziee find, und naments 
li) das vorbeſtimmte Einkommen befisen, wozu 
auch die von ihnen zu beziehende Kompetenz ges 
rechnet werden fol. Endlich find . 

I) auch diejenigen ausgefchloffen, welche ihren Wohns 
fig im Königreiche nicht haben, oder fih im ak⸗ 
given Dienfte eines fremden Landesheren befinden, 
wovon wir nur diejenigen ausnchmen, welche in 

. den Staaten der herzoglich-braunſchweigiſchen Lir 

nie wohnen, und im Dienfte ftehen, fo lange 

hierunter das Reciprofum beobachtet werden wird, 

Auch findet diefe Beftimmung, auf die mediatifirz 
ten Fürften und Grafen feine Anwendung, indem - 
diefe ihren Wohnſitz nach Gefallen nehmen können, 
Denfelben wird außerdem das Vorrecht zugeftanz 
ben, daß fie, im Falle der Minorennität, in der Vers 
ſammlung duch ihren Vormund vertreten werden 

koͤnnen, »fofern diefer aus. demfelben Kaufe ſeyn, 

. und alldden mediatifirten sBärften confervirten 
Rechte ausführen wird, — | 
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5, 4. Die zur allgemeinen Ständeverfammlung be: 
rufenen Stifter, gleichwie auch die Landesuniverfität und 
die Konfijtorien, find in der Wahl ihres Deputirten 
nicht auf Mitglieder ihrer Korporationen beichränkt, 
Sondern haben die. Befugniß, auch auſſerhalb derſelben 
diejenigen Perfonen zu wählen, welchen fie ihr Zutrauen ' 
ſchenken, vorausgefeßt, daß Telbige nad den in dem 
vorftehenden Artikel enthaltenen Beftimmungen überhaupt 
qualifizirt find. 


$- 5. Eine gleihe Wahlfreiheit wird auch den Staͤd⸗ 
ten verleihen und dabei beftimmt, dag die Wahl des 
Deputirten von dem Magiftrate und den Nepräjentans 
ten der Bürgerfchaft gemeinfchaftli vorgenommen wer— 
den, und die Konkurrenz dev lestern nach) der in jeder 
Stadt beftchenden Verfaffung ſich richten folle. Würde 
jedoch in der einen. oder der ‚andern Stadt über die 
Art der Theilnahme: der Buͤrgerſchaft an dergleichen 
Wahlen noch Leine feſte Beftimmung vorhanden fern; 
fo ſoll von Seiten der Bürgerfchaft eine, mit der Zahl 
der in dem Magijtrate vorhandenen ſtimmfaͤhigen Per: 
fonen übereinfommende, Anzahl von Repräfentanten bei 
der Wahl des Deputirten zur allgemeinen Landtagsverz 
fammlung . zugezogen und zur Abftimmung zugelaffen 
werden. ia Ba 


S. 6. Ueber alle, das ganze Königreich betreffenden, 

r ftändifchen Berathung verfaffungsmägig gehörenden 
Segenftände wird nur mit den. alfaemeinen Ständen des 
Königreichs communicirt; dagegen alle diejenigen Anges 
legenheiten, welche nur die eine oder die andere, Pros 
vinz angehen und zu einer ftändifchen. Berathung geeigs 
Net find, auch, fernerhin an die betreffenden Provinzial⸗ 
Landſchaften werden gehracht werden. Und gleihwie es 
uͤberhaupt Eeineswegs Unfere Abficht iſt, eine neuc, auf 
Srundfägen, welche durch die Erfahrung noch nicht bes 
währe find, gebauete ftandifche Verfafung einzuführen; 
alſo fol auch die allgemeine Ständeverfanmlung im 
Weſentlichen kuͤnftig diefelben Rechte ausüben, welche 
fruͤherhin den einzelnen ProzinzialsLandfchaften, fe wie 
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auch der bisherinen proviforifhen Staͤndeverſammlung 
zugeftanden haben, namentlich das Recht der Verwilli⸗ 
gung der, Behuf der Bedürfniffe des Staats erforderz 
lihen Steuern, und der Mitverwaltung derfelben unter 
verfaffungsmäßiger Konkurrenz und Auffiht der Landess 
herrſchaft, das Recht auf Zurathezichung bei neu zu 
erlaffenden allgemeinen Landesgeſetzen, und das Recht 
über die zu ihrer VBerarhung gehörigen egenftände _ 
Vorftellungen an Uns zu bringen. 


$. 7. Die übrigen Verhältniffe der. allgemeinen Stäns 
deverfammlung und der zu derſelben abzufendenden. Des 
purirten, des Erblandmarfchalls, der Präfidenten, Ger 
neraliyndifen und Gencralfefretarien, die Vorſchriften 
über das Verfahren in den Sigungen der Verſammlung 
und bei Behandlung der zur Deliberation fommenden 
Gegenjtände, To wie auch die Beftimmungen über die 
Vertagung und Auflöfung der allgemeinen Ständeverz 
ſammlung, find in einem befondern Reglement näher 
feftgefegt worden, welches wir Unferer getreuen Stäns 
deverſammlung bei ihrer Eröffnung zu deren Divertion 
werden zufbellen laſſen. : Ä Tr 

$. 8. Wir behalten Uns vor, nach den zu fammelnz 
den Erfahrungen in der Drganifation der. allgemeinen 
Ständeverlammlung, diejenigen Modifikationen eintreten 
zu laffen, deren Nothwendigkeit im Verlaufe der Zeit 
fih etwa an den Tag legen möchte, fo wie es auch fich 
von felbft verficht, daß wenn der teutfche Bund fich 
veranlaßt finden jollte, bei einer weitern authentifchen 
Auslegung des Art. 13. der teutihen Bundesafte Grunds 
fäge anzunehmen, melde mit den vorfichenden Verfü 
gungen nicht durchgehends vereinbar find, letztere, den 
Bundestagsbefchläfften gemäß, eine Abänderung erleiden 
muͤſſen. Wir hegen nun zu der hiemit conftitnirten alls 
gemeinen Ständeverfammlung das zuverfichtliche landegz 
väterliche Vertrauen, daß die in beiden Kammern ver; 
ſammelten Stände die ihnen obliegenden wichtigen Pflichz 
ten in ihrem ganzen Umfange erkennen, und ohne‘ durch 
Miückfihten auf ibr perfönliches oder partikulaͤres Inter⸗ 
eſſe ſich leiten gu laſſen, insgefamme mit gleichem pas 
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triotiſchen Eifer, dem von ihnen zu leiftenden Eide ges 
tteu, nur das wahre Bejte des Landes vor Augen ha⸗ 
ben, und ihr Beſtreben mit Uns gern dahin vereinigen 
werden, um durch die bleibend bejtimmte Berathung 
aller das ganze Königreich angehenden Landesangelegens 
—— in einer allgemeinen Staͤndeverſammlung die 
ande der Einigkeit und des gegenfeitigen: Vertrauens 
zwijchen allen Iheilen des Königeeihs immer enger zu 
fnüpfen, das danernde Wohl aller Landeseinwohner ims 
mer fefter zu gründen, umd die allgemeine Zufriedenheit 
immer mehr und mehr zu befördern. 
Gegeben Larltonhoufe, den 7. Dee, des 1819ten 
Jahrs, Sr. Majeſtaͤt Regierung im Sechszigſten. 


George, Prinz: Regent. 
— Geo. Beſt. 


B) Rede des Herzogs von Cambridge, 
‚ den 28..Dec. 1819, bei der Eröffnung der 
Staͤndeverſammlung. — 


„Verſammelte wuͤrdige Stände des Konigreichs! 
Je wichtiger der Zeitpunkt iſt, welcher für unſer gelieb⸗ 
tes Vaterland mit dem heutigen Tage beginnt, an wel— 
chem die nunmehr feſtbeſtimmten Verhaͤltniſſe und Forz 
men der fLändifchen Verfaſſung deſſelben in Wirkiamkeit tres 
ten; um ſo angenehmer ift Mir die Erfüllung der Pflicht, 
als Senevalgouverneur des Königreichs, anftatt des Prins 
gen Negenten, meines durchlauchtigſten Bruders, Sie, 
verlammelte Stände des Königeeihs, in den. Ihnen ſich 
eröffnenden neuen Wirfungskreis einzuführen. Ihnen 
find aus dem Eöniglichen Patente vom 7 d. M. die Grund⸗ 
ſaͤtze bereits bekannt, welche der Regent in Beziehung 
auf die Verfaſſung der allgemeinen Staͤndeverſammlung 
feſtzuſetzen ſich bewogen gefunden. Nicht die Einfuͤh— 
rung einer neuen, auf blos theoretiſche Grundſaͤtze ge⸗ 
bauten, Verfaſſung iſt dabei, beabſichtigt, vielmehr iſt der 
Regent der Ueberzeugung gefolgt, daß es für die MWohls 
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fahre des Landes am zuträglichfien fey, das Beſtehende, 
durch Erfahrung bereits Bewährte, möglichft beizubehals 
ten, und darin nur folhe ‚Modificationen eintreten zu 
laffen, welche die veränderten Zeitverhältniffe und Um— 
fände notwendig mahen. Die Abtheilung in mehrere 
Kammern ift der teutfchen und befonderg vaterländilchen 
Verfaſſung gemäß; fie ift um fo mehr auch für die all 
gemeine Staͤndeverſammlung feftgejeßt, damit die wichs 
tioften Angetegenheiten des Landes einer um fo wielfeis 
tigern grändliden Unterjuhung unterzogen werden mös 
gen. Uber fern fey von- Shnen, wuͤrdige Vertreter 
des Königreichs in beiden. Kammern, der Gedanke, daß 
. auch ein verſchiedener Zweck bei Ihren Berathungen 
Sie zu leiten habe. Mein, wie auch Ihre Anfichten 
über die zu ihrer Berathung kommenden dffentlihen Ans 
gelegenheiten nach dem befondern Standpunkte eines jer 
den Einzelnen von einander abweichen mögen; immer 
mäffen Ihrer Aller Beftecbungen auf die Erreichung 
deſſelben gemeinſchaftlichen Zweckes gerichtet werden, auf 
die Beförderung des allgemeinen Beften des Landes. 
Der Regent vertranet zu Ihrer Vaterlandsliche und zu 
Ahrem Gemeinfinn, daß Sie diefes Ziel nie aus den 
Augen verlieren, und daß Sie nie vergeffen werden, 
wie fie alle, ohne Ausnahme, nicht Zhre Perfon, nicht 
Ihren Stand, nicht Ihre Kommune, niche Ihre Pros 
vinz, Sondern insgefammt das ganze Königreich und 
alle Klaffen der Einwohner deffelben in diefer Verſamm— 
fung zu vertreten haben, und wie ein: jeder Einzelne 
feine befondern Wünfche willigft dem Wohl des Ganzen 
unterzuordnen bereit ſeyn muß, fobald das Legtere fols 
ches gebietet. Wichtig find die Ihnen zugeftandenen Rech⸗ 
te, aber wichtig auch Ihre-Pflichten. Fir die Bewah—⸗ 
rung der erftern bürge Ihnen das Fönigliche Wort des 
Pegenten; erfüllen Sie die letztern mit gewiffenhafter 
Treue, -und die größte Beruhigung, das allgemeine 
Wohl des Vaterlandes nad allen Kräften befördert zu 
haben, die Gnade des Negenten, und der Dank und 
das Vertrauen Ihrer Mitbürger wird Sie aus diefeim 
Haufe in Ihre Heimath zuruͤckbegleiten/ Erfreulich 
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wird Ihnen die Verſicherung ſeyn, daß bicher kein 
Hannoveraner als Theilnehmer an den Umtrieben zur 
Anzeige gekommen’ iſt, deren mannigfaltige Verzweigun⸗ 
gen den teutſchen Bund zu gemeinſamen Maghregen 
veranlaßt haben. Vereinigen Sie Ihre: Beſtrebungen 
mit denen der Regierung, um dieſe Stimmung zu er⸗ 
alten, damit, unter den Segnungen einer ungeſtoͤrten 
Ruhe und Ordnung, die Wohlfahrt des Ganzen und der 
Einzelnen von Tage zu Tage ſich mehre. Durch. die 
ruhmwuͤrdige Thätigkeit und die .eifrigen Bemühungen 
der bisherigen proviſoriſchen allgemeinen Staͤndever ſamm⸗ 
dung find-mannichfaltige ‚Geaenftände von großer Bedeus 
tung theils ſchon bearbeitet, theils zur weitern Berathung 
eingeleitet worden,  Shnen,. meine Herren, wird es 
obliegen,, das Begonnene zu vollführen. Unter allen 
diefen Gegenftänden. iſt die vollendete — — 
feſten, den Beduͤrfniſſen des Staats und den er 
niffen der. verfchiedenen ‚Theile, des Königreichs entſpre⸗ 
chenden; Steuerſyſtems für das Wohl aller Landesein⸗ 
wa eine Angelegenheit von der allgemeinften und. Hd ds 
en Wichtigkeit. Die nöthigen Vorarbeiten find deshalb 
angeovdnet, und deren Reſultate werden Ihnen, zu, jeis 
ner Zeit, und hoffentlich theilweife noch während Ihrer 
erftjährigen Sieung, zur Prüfung und Berathung mits 
mern, Mittlerweile wird es nothwendig Teyn, 
bisherigen Steuern einfiweilen fortdauern zu laffen 
damit es an Mitteln nicht fehle, um ‚die Beduͤrfn 
des Staats zu beſtreiten. Das Oberſteuer⸗ und 
kollegium, Über deſſen Einrichtung mit der provilorije 
allgemeinen Staͤndeverſammlung communicirt worden, 
wird naͤchſtens in Thaͤtigkeit geſetzt werden. Die Aus⸗ 
gabe für den Militär: Etat iſt der genaueſten Unterſu⸗ 
Küng’ unterzogen, : Der Regent, immer geneigt, die 
Laſten des Landes nah Möglichkeit zu erleichtern, „hat 
eine fehr beträchtliche Verminderung des. Kriegsheercs 
befohlen, und felbige jo weit ausdehnen laffen, als die 
Verpflichtungen zum teutfhen Bunde und die Ruͤckſich⸗ 
ten auf die Aufrechterhaltung der innern Ordnung des 
Landes demſelben folhes irgend erlaubt Haben; um ke 
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zuverſichtlicher erwartet derſelbe aber, daß bie Beiträge, 
welche nad) Mafgabe des gegenwärtigen Beduͤrfniſſes 
fir das Heer von dem Lande gefordert werden, von 
Ahnen auf das bereitwilligſte werden bewilligt werden. 
Außerdem wird die innere Einrichtung des Kriegsheers 
verfhjiedene Veränderungen erfahren müfen, wodurd 
mehrere Beftimmüngen der Landwehrverordnung. theils 
aufgehoben, theild modificirt werden. Sie werden den 
Entwurf der ‚darüber zu erlaffenden Verordnung mitges 
theilt erhalten. In Beziehung auf die Verwaltung der 
Rechtspfiege, fo wie Über andere Zweige der allgemeinen 
Randesadminiftration, werden verfchiedene Segenftände in 
diejer und den folgenden Landtagsfisungen zu Shrer Bes 
rathung kommen. Ich verweile Sie deshalb auf die 
befondern Mittheilungen, welche Ihnen darüber zugeht 
werden. VBorichläge, welche Sie feldft über die zu Ih—⸗ 
ver Berathung gehörigen Gegenftände machen werden, 
wird der Regent gern annehmen und denfelben ein gnäs 
diges Gehör verleihen. Das Reglement, welches bie 
nothwendigen Vorſchriften für die Ordnung Ihrer Bears 
fammlüngen enthält, fo wie auch die eingereichten Volk 
machten der hier verfammelten Mitglieder, werden Ih—⸗ 
nen durch den, die Stelle des Erblandmarſchalls verſe— 
henden, Eöniglihen Kommiffarius mitgetheilt werden. 
In feine Hände haben Sie jegt den Eid zu Iegen, den 
das Geſetz vorſchreibt. Seyn Sie deffen bei allen‘ Ber 
rathungen eingedenf, und der Segen des Himmels, mit 
beffen Erflehung wir die Feier des heutigen Tages ger 
meinfchaftlich begonnen haben, wird Ihre Bemühungen 
mit einem fihern und giuͤcklichen Erfolge kroͤnen. 


Ir Leere 349 





r Pe 7 x " “i u j* 
; I. j % Te TE ne) re 
’ LER HIT 2** ———— 


114 — —V 4: % 5 Fin — 
44 1 er} Pr sa ri si 


€ : a en +t 14422 rear .r PB 
#r uf; 1 Ki F 3 fi 4 LIE EEE EI EEE 9 . ‘7 Y » ih *4 
rs — *⸗» ® F 4 * * 
Ei abs ı- 32 1 he Li } ta» 1021u8 
„ta e 22 — atir {29 2 
A G. RI tn it 
yi ar; | r 4 « E 9 ti Sı) . BE nee * 
26 : 59 Myın 3. Pan BET IBIEGS 
dun nnd,“ es 2: r N Billa: nid und 
„Malle Wi + #E „re> . ⸗ ne * 
zen 7 ri ne —* if? ’ ahrnsen J 


Baden —* — ou verewigten Großhe⸗ 
zoge Karl! Sanedrich ugefehah, unds daß ſein Nachs 
folger und Enkel, der Großherzog Karl, dem Staate 
eine neue Verfaſſung zuſicherte, iſt, mit Aufnahme ber 
dahin gehörenden” Urkundenen Tha Er M9gff. da 
geſtellt worden. mad) 238° wonlariuast Anu Ku 

' Sein; in der Testen: Hinficht gegebenes, fuͤrſtliches 
Wort loͤſete der Großherzog Rarlalsnſer zi wenige 
Monate nach dem Erſcheinen der aeuen · bayriſchen Coñ⸗ 
ſtitution, am 22. Aug. 4848 vie neux Berfeffung 
bes Großherzogthums als Grundgeſetz bekannt machtel 
Zwat erſchion dieſelbe nicht anf Bent Wege des Vertra⸗ 
ges mitden Staͤnden/ wie Die wirtembergiſche und 
wie die weimariſche, welche vor ihrer Bekanntmachung 
den Staͤnden zur Berathung und Pritfung vongelegt 
ward; ſie war vielmehr ein Act der erlangsennSoun® 
verainitaͤtʒ allein fie zeichnete ſich durch ihren reinfans 
Wer Charakter, nach welchem fie. nicht: mehr enthielt, 
als in ein Grumdgeſetz gehört, und alle eimzefne: Vers 
waltungögegenflände won ſich ausſchloß, und. burch 
die' ausgefprochenen ;zeibst und: volfsgemäßen | Grund 
füge vor vielen ben neuen Vaſaſſngen wotheilhaſt 
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aus. Sie erregte auch dadurch nicht nur bei dem ba⸗ 
denſchen Volk ſelbſt, ſondern in ganz Teutſchland die 
lebhafteſte Theilnahme, und erwarb ſich den Beifall 
der Einſichtsvollen und Rechtlichen. — Ueber die Ge: 
fhichte diefer Conſtitution kann man das Oppofi: 
tionsblatt, 4819, Nro. 126, vergleichen, fo wie 
fi in demfelben Blatte, Jahrgang 1818, Nro. 216 
einige ſcharfſinnige Bemerkungen über diefelbe fin: 
den. Eine Parallel& zwifchen der bayrifchen und 
badenſchen Verfaffung, welche im Ganzen für die Vor: 
zuge ber badenſchen ſich erklaͤrt, findet: fich: in Ludw. 
Wieland's teutfch. Patrioten, 1818, ı September; 
Nro. 4 und 15, u. im — al 1848 
.. Er 2107 Bsstsdtt Kar 

"3 Bald. nach Der Welmnäkadtng. biefer Verfaffung 
flach Der Großherzbg Kart. (&: Dec: 1818). Sein 
Dheim und Nachfolger, der Großherzog. Ludwig, bes 
ftätigte: dieſelbe im; den feierlichſten Ausdruͤcken, und 
berief; in: Angemeſſenheit zu: derſelben, die Staͤnde Des 
Staates zuſammenzuderen Verſammlung Am: 22: Apr; 
1819 eröffnet ward: +;Unmläugbar bezeugte die oͤffent⸗ 
liche Haltung beider Kammern im Ganzen, daß auch 
das badenfche Volk fuͤr eine ſtellvertretende Verfaſſung 
reif geworben war. Doch bald trübte: ſich der politi⸗ 
ſche Horizont, als uͤber manche Landesgebrechen, uͤber 
das entdeckte Deficit in dem kuͤnſtlich geſtellten und den 
Standen vorgelegten Budget, beſonders „aber: uͤber Dig 
großen; den Standesherren verliehenen, Worrechte ſich 
ſtarke Stimmen! in der zweiten Kammer erhohen. Denn 
mit der, "noch vom Großherzoge Kanfıam 28. Aph 
1813 unterzeichneten, Verordnung, die Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe der vormaligen Meich oſt aͤnde 
und. Neichsſangehoͤtigen, betreff endie(ſie ſteht 
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in der Schrift: die landſtaͤndiſche Berfaffungsurfunde 
für das Großherzogthum Baden, nebft den dazu gehöris 
gen Actenſtuͤcken, Karlörube, 1819, 8. ©. 71 ff.), waren 
diefe nicht zufrieden gewefen, und hatten ſich dagegen 
an die Bundesverfammlung gewendet. Diefen Forde: 
rungen der vormaligen Reichsſtaͤnde abzuhelfen, machte 
daher ber Großherzog. Ludwig am 16. Apr: 1849 ein 
Edict, die Standes: und grundherrlihen 
Nedte betreffend (f. ebendafelbit *), ©; 273 ff.), 
gleichzeitig mit der Eröffnung der Ständeverfammlung, 
befannt, worin allerdings die Vorrechte jener fehr er— 
weitert waren. Dieſes Edict ward nun von den vers 
fammeiten Ständen. hart angegriffen, und dies, ſo wie 
die uͤbrigen eingetretenen Mißverſtaͤndniſſe zwiſchen der 
Regiernng und den Ständen, bewirkte die plögliche 
Vertagung der Staͤndeverſammlung am 28. July 
1819, dis zum nächflen Frühjahre, bevor die wich— 
tige Angelegenheit des Budget entfchieven worben war. 


Rerfaffungsurfunde vom 22. Aug. 1818, 


- Rarl, von Gottes Gnaden ꝛc. Als Wir bereite 
im Jahr 1816. Unfern, Unterthanen wiederholt bekannt 
madıren, dem Großherzogthum⸗ eine landſta — ers 
faſſing geben zu wollen; je hegten Wir unfch 
und die, . af, daß ſaͤmmtliche —e— über 
eine utabänderfiäye weſentliche Grundlage dieſer allen 
teutſchen Völkern zugeſicherten Einrichtung abereintom⸗ 


In diefer Sammlung befindet ſich auch S. 6 f. de für, 

| das Großherzogthum erlafene Wahlorbnung vom 23 
Dec. igis, — u. ©. 58 ff. die Declaration vom 4. 
Dct. 1817, als Grundlage bes Haugsgeſetzes, nach weis 
chem bie Srafın von — m fueseffionsfähig erklärt 
wurden, 


- 
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men "und nur in Entwicklung ‚der aufgeſtellten Grund⸗ 
füge. ein jeder einzelner Staat feinen beſondern Beduͤrf⸗ 
niſſen, mit Ruͤckſicht auf beſtehende Verhaͤltniſſe, folgen 
moͤchte. a — | — 
Da ſich jedoch, nach den letzten, uͤber dieſen Gegen⸗ 
> bei dem Bundestage abgelegten, Abſtimmungen der 
eitpuhet noch nicht beftimme vorausſehen läßt, in wel 
dem die Geſtaltung der ſtaͤndiſchen Verfaſſung einen Ges 
genſtand gemeinſchaftlicher Berathungen bilden duͤrfte; 
—— Uns nunmehr veranlaßt, die Unſern Un— 
rthanen gegebene Zuſicherung auf, die Art und Weiſe 
in Erfiäflung zu fegen, wie le Unfrer innen freien und 
feften Ueberzenaung entfpricht. - RT 
Von dem aufrichtigften Wunſche durchdrungen, die 
Bande des Vertrauens zwiſchen Uns und Unſerm Volke 
immer feſter zu knuͤpfen, und auf dem Wege, den Wir 
hierdurch bahnen, alle: Unſre Staatseinrichtungen zu eis 
ner hoͤhern Vollkommenheit zu bringen, haben Bir nach⸗ 
ſtehende Verfaſſungsurtunde gegeben, und verſprechen 
feierlich für Uns und Unſre Nachfolger, fie treulich und 
gewifenhaft zu halten und halten zu laffen: Ku e 


az , L — 
Bon dem Großherzogthum und der Regierung 
im Allgemeinen. u 
8. 4. Das Großherzogthum bilder einen Beſt and⸗ 
theil des teutſchen Bundes.— 

8.2, Alte. organifhen Beſchluͤſſe der Bun— 
besverfammiung, welde die verfaflungsmä 
Gigen Berhältnifie Teutſchlands oder die Ver 
haͤltniſſe teutſcher Staatsbürger im Allge— 
meinen betreffen, machen einen Theil des 
badifhen Staatsrechts aus, und werden für alle 
Klaffen von Landesangehörigen verbindlih, nachdem fie 
von dem Staatsoberhaupte verkündet worden ſind. 
. 8. Das Großherzogthum iſt untheil bar umb 
unveraͤußerlich in allen ſeinen Theilen. Asa 
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156. 44: Die Regierung des Landes iſt erblich in der 
großherzoglichen Familie nad) den Beſtimmungen der Der 
elaration, vom 4. Detober 1847, die als Brundla ge 
des Hausgeſ etzes einen weſentlichen Beſtandtheil der 
erfaſſung bilden und als woͤrtlich in gegenwaͤrtiger Urs 
kunde aufgenommen betrachtet werden fol. 
$, 5. Der Großherzog vereinigt in Sich, alle Rechte 
der. Ötaatägewalt, und übe fie unter den in dieſer Vers 
faſſungsurkunde feſtgeſetzten Beftimmungen aus, 


‚Seine Perſon iſt heilig und unverleglich. 


$. 6: Das: Großherzogthum hat eine ftändifche Ver⸗ 
affung. J 
U. 
Stagatsbürgerliche und politiſche Rechte der 
Badener, und beſondere Zujiherungen. 


„7. Die Stäatsbürgerlihen Rechte der 
Badener finds gleich in jeder Hinfidt, wo die 
Verfaſſung niche namentlid und äusdrürflich eine Aus⸗ 
nahme begruͤndet. | | | 

Die großherzoglichen Staatsminifter und ſaͤmmtliche 
Staatsd iener find für die genaue Befolgung der Ver— 
faſſung verantwortlid,. — 

38. 8. Alle Badener tragen ohne Unter: 
Hied zu allen sffentliden Laften bei. Alle 

efreiuhgeh von directen oder indirecten Ab— 
gaben bleiben aufgehoben. Fr 

$. 9. Alle Staatsbuͤrger von deh drei chriſtli⸗ 

hen Confeſſionen haben au-allen Civil; und Mir 
ltärftellen und Kirhenämtern ‚gleihe An— 
ade | 
‚ Me Ausländer, welchen Wir ein Staatsamt cohfes 
riren, erhalten durch diefe Verleihung unmittelbar das 
Öndigenat., — 2 | 


$. 10. Unterſchied in der Bchust und der Religion 


| begründet, mit der für die fandesherrlichen Familien 
Dritter Band. 23 


⸗ 
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durch die, Bundes acte gemachten Ausnahme, keine * 
nahme der Militaͤr⸗Dienſtpflicht. 


8. 41. Fuͤr die bereits fuͤr abloslich täten MER 
faften und Dienitpflichten und alle aus der aufgchobenen 
Leibeigenſchaft Herrührenden Abgaben ſoll durch ein Ser 
feg ein angemeffener Abkaufsfuß regulirt werden, * 


$. 12. Das Geſetz vom 14. Auguſt 1817, über die 
Wegzugsfreiheit, wird als ein Beſtandtheil der Verfaſ⸗ 
ſung angeſehen. 

$. 13. Eigenthum und perfönliche Freiheit 
der Badener fichen für alle auf gleiche Weife unter 
dem Schuße der Verfaflung. 

$. 14. Die Gerichte find unabhängig tinerhalb 
der Graͤnzen ihrer Competenz. 

Alle Erkenntniſſe in buͤrgerlichen Rechtsſachen muͤſ⸗ 
ſen von den ordentlichen Gerichten ausgehen. 

Der Großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus pri⸗ 
vatrechtlichen Verhaͤltniſſen entſpringenden Streitigkeiten 
Recht vor den Landesgerichten. 

Niemand kann gezwungen werden, ſein Eigenthum 
zu oͤffentlichen Zwecken abzugeben, als nach Berathung 
und Entſcheidung des Staatsminiſteriums, und nach 
vorgaͤngiger Entſchaͤdigung. 

$. 15. Niemand darf in Kriminalfachen 
ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden, 

Niemand kann anders als in gefeglicher Form vers 
haftet und länger als zweimal 24 Stunden im Befängs 
niß feſtgehalten werden” ohne Über den Grund feiner 
Berhaftung vernommen zu feyn, | 


Der Großherzog kann erfannte Seräfen 
mildern oder ganz madhlaffen, aber nicht 
ſchaͤrfen. 

- 9. 46. Alle Wermdgens s Eonfiscationen 
ſollen abgefchaffe werden, - 


$. 17. Die Preßfreiheit wird nach den Fünfti: 


gen — der Dundeerer ſamunlung gehandhabt 
werden. 


A 
x 
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$. 18. Jeder. Landeseinwohher genieße der ungeſtoͤr⸗ 
ten Gewiffensfreiheit und in Anjehung. der Art feiner 
Gottesverehrung des gleichen Schußes. 

6. 19. Die politifhen Rechte der drei hriftli; 
then Religionstheile find gleich. Pr 
520° Das Kirhengut und die eigenthämlichen Ch; 
ter und Einfünfte der Stiftungen, Unterrichtds und 
Wohlthaͤtigkeitsanſtalten dürfen ihrem Zwecke nicht ent⸗ 
zogen werden. | | 

$.. 21: Die Dotationen der beiden Landesuniverficds 
ten und anderer höherer Lehranſtalten, fie mögen in ris 
genthümlichen Gütern und Gefällen, oder in Zuſchuͤſſen 
aus der allgemeinen Staatskaſſe beftchen, ſollen unges 
Ihmälert bleiben. 

$. 22, Jede, von Seite des Staats gegen feine 
Gläubiger Überhommene, Verbindlichkeit iſt unverleglich: 

Das Inſtitut der Amortiſationskaſſe wird «iu -feiner 


Verfaſſung aufrecht erhalten, | 

$. 23. Die Berechtigungen, die durch das Edict vom 
23. April 1898 den dem Großherzogtum angehörigen 
‚ ehemaligen Reihsftänden und Mitgliedern der vormaliz 
gen unmittelbaren Reicheritterfchaft verlichen worden find, 
bilden einen Beſtandtheil der Staatsverfaſſung. 
8. 24. Die Rechtsverhaͤltniſſe der Staatsdiener find 
in der Art, wie ſie das Geſetz vom heutigen feſtgeſtellt 
hat, durch die Verfaſſung gavanttert. —— 
ı $.25. Die Inſtitute der weltlichen und geiſtlichen 
Wittwenkaſſe und der Drandverfiherung ſollen in ihrer 
bisherigen Verfaſſung fortbefichen, und, unter den Schuß . 
der Verfaflung geftellt feyn.« 


11i, 


Srändeverfammlung. Rechte und Pflichten 
der Stäudeglieder. | 


$. 26. Die Landſtaͤnde find in zwei Kammern. . 
abgetheilt, 


23* 
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$. 97: Die erfie Sammer befteht: 


4) aus den Prinzen des großherzoglihen Hauſes, 

2) aus den Hinptern der ftandesherrlihen Familien, 

3) aus dem Landesbifhoff und Einem vom Großhers 
zog Ichenslänglich ernannten proteftantifchen Geifts 
lichen mit dem Range eines Prälaten , | 

4) aus acht Abgessdneten des grundherrlichen Adels, 

5) aus zwei Abgeordneten der Landesuniverfitäten,, 

6) aus ven vom Großherzog, ohne Ruͤckſicht auf 
Stand und Geburt, zu Mitgliedern diefer Kam— 
mer ernannten PDerfonen, | 


$. 28. Die Prinzen des Haufes und die Standess 
‚herren treten, nach erlangter Volljährigkeit, in die Stäns 
deverfammlurg ein. Bon denjenigen ftandesherrliden 
Familien, die in mehrere Ziveige ſich theilen, iſt das 
Haupt eines jeden Familienzweigs, der im Beſitz einer 
Standesherrfchaft ſich befinder, Mitglied der Erftett 
Sammer. | 

Während der Minderjährigkeit des Beſitzers einet 
Standesherrfchaft ruhet deſſen Stimme. 


Die Häupter der adelichen, Familien, welchen der 
Großherzog eine Würde des hohen Adels. verleihet, res 
ten, gleich) den Standesherren, als erbliche Landſtaͤnde 
in die Erſte Kammer, Sie müffen aber ein nach dem 
Rechte der Erſtgeburt und der Finealerbfolge erbliches 
Stamm; und Lehngut befigen, das in der. Grund: und 
Sefällfteuer, nah Abzug des Laftenfapitals, wenigftend 
zu 300,000 Gulden angefchlagen ift. z 


$. 29. Bei der Wahl der geundherrlihen Abgeordr 
neten find ſaͤmmtliche adelihe Befiger von Grundherr⸗ 
fhaften, die das 2ufte Lebensjahr zurückgelegt und im 
Sande ihren Wohnfig haben, ftimmfähig. Wählbar find 
alle flimmfähige Grundherren, die das Iöfte Lebensjahr 
zurüdgelegt haben. Jede Wahl gilt für Acht Jahre. 
Ale vier- Jahre tritt die Hälfte der grundherrlichen Des 
putitten aus. 


- 


— ru er w ii t,. 


9— * 
an 
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Adelichen Güterbefigern‘ fann der Grofhergog die 
Stimmfähigkeit und Wahlbarkoit bei der Grundherren— 
wahl beilegen, went ſie ein Stamm oder Lehngut be; 
ſitzen, das in der Grund⸗ und Gefäallſteuer⸗ mach! Abzug 
des Raftenfapitals, wenigjiend ‚auf ‚60,000. Gulden ange⸗ 
ſchlagen iſt, und mach dem echte der — nach 


der Linealerbfolge vererbt wirde 


H6. 30. In Ermangelung des vandechiſhoff tritt der 


| Bisthumsvermefer in die Srändeverjäninftng, 


$, 31. Sede der beiden ' Eandesumidorfitäten wähle 
ihren Abgeordneten: auf Wr Yahre aus der Mitte der 
Profeſſoren oder aus der Zahl: dor Gelehrten oder Staats⸗ 
diener des Landes nach⸗Willkuͤhr. Run die ordentlichen 
Profeſſoren find ſtimmfaͤhig. m f 

8. 3%, Die Zahl der vom, Genfhergo ernannten Mir 


" glieder der Erſten Kammer darf — Acht Perſonen 


uͤberſteigen. abi u. aln 1° 
F 38, Die Zweite N beſteht⸗ aus 63 Ab⸗ 
ten der Städte und Nemser nad) den va 
geurkunde angehängten, Vertheilungeliſte 

$. 34. Dieſe Ahgeardneten werden von erwaͤhlten 








35. Kar wirt aber Mitglied, der * Bauer 
* u det Wahı'd E,, — ſtimmfe 
bar iſt, kann weber bel“ Ernennung der‘ ee 
in Stifinteche Ansübch } noch als Waͤhlmanu oder 
Abgeordneter der Staͤdte und Aemter He 





an 6 Kr“ Aber, ee ourhe 8,05 e Le⸗ 
han rich K S “ EN 2 (al — 
Fe. an 2 — EN, 

y- —* Wahl “ ähttier" ſti Me 


IK 147 s 
sonolejen Fann, einauhe werden, ohne 
ei. er duch den, $«; Bra nicht 
irger, Dan an 3 





* 4) einge, der dpi: &ritlichen, — — ‚angehört, | 
12) das gZoſten Lebens jahr zuruͤckge legt hat und 


3 -: . Baben: 


3) in dem: Grund⸗, Käufer: und — 
taſter wenigſtens mit einem Kapital von 40.000 
ı Gulden eingetragen iſt, oder eine jährliche lebens⸗ 
laaͤngliche Rente, von wenigſtens 1500: Gulden. von 
einem Stamm; oder Lehngutsbeſitze, oder: eine 
fire fändige Beſoldung oder. Kirdens 
pfruͤnde von gleihem Betrag als Staats⸗ oder 
Kirchendiener bezieht, auch in dieſen beiden letz⸗ 
“tern Fällen wenigſtens irgend eine —— 
aus Eigenthum zählt. 42 | 
: Landes :, Standesz umd grundherrliche m 
se, Pfarrer, Phyſici und anderes geiftliche oder weltli 
Localdiener können als Abgeordnete nicht. von den 
bezirken gewählt werden, wozu ihr Amtsbezirk 


S. 88. Die Abgebrdneten der Staͤdte ind Aemter 
werden auf Acht Jahre ernannt und ſo, daß die Katie 
mer alle, zwei Jahre zu einem Viertel erneuert: wirds. 


9: Yede neue "Rah eines“ Abgeordneten, die 
wider Aufloͤfung der Verſammlung oder wegen des 
gelmaͤßigen Austritts eines Mitglieds nöthig wird, a 
eine acue Wahl der: Wahlmanner nach fir 4 * 

40. Jeder Austretende if nieder wäßlbar. — 

4 Jede Kammer . ent, über bie figeitig 
Si der ihr angehörigen. — } — 
Sr Dep. Großherzog . ruft die Staͤnde —— 
vertagt ſie und ann ſie guflͤlen. 

$.. 43.. Die Auflöfun der Stande irkt, daß 
alte... dürch” aa — der eiſten und 
arten ‚Kaftiimer, die Heten ‚der Grundhertch, der 
Uhiverfüären und an — Aemter Dr Eigen⸗ 
ſchaft ᷣ Hieven, 

$. 44. Erfolgt die * ung, e r Gege kon der 
Berathmug 34 Butt its Bra A Be ifmerhalß- dreh 
Monaten zu ehter weinen Baht. x tten wm en. Ä 

$. 45, Der Großherjog” erienne Fr jeden Landtag 
den Praͤſtdenten der erſten Kammor; die zweite Kanumer 
waͤhlt für: die Präfidensenftelgiräten Kundisnten,s wovon 
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der Großherzog für die Dauer der — Einen 
beſtaͤtigt. 

$, 46. Alle zwei dehre muß eine Stänsenerfamm 
fung Statt ‚finden. 


947. Die Mitglieder beider — toͤnnen be | 
Stimmrecht nicht anders als in Perſon ausüben, 


- 6,48. Die Ständeglieder find berufen, uͤber die Ges 
genftände ihrer .Berathungen nach eigener Ucherzeugung 
ebzuflimmen: Sie duͤrfen von ihren Committenten keine 

TEN annehmen. 4 cr mot. | 


+6: 49, Kein‘ Staͤndeglied kann — der Dauer 
der Berfammlung, ohnerausdrädliche Eriaubniß der Kam⸗ 

mer, woqu es gehdrt,, verhaftet "werden; den Fall dor 
Ersreifung anf feifer ar bei Segunganen: prinlichen 
Verbrechen ausgenommen, ur; i N 


6. 50 Die PER ſich me: mie — nach 
hege warngem Grundgeſetz zu ihrer Berathung geeigne⸗ 
fen; oder. vom Großherzog beſonders an de er 
Gegenſtaͤnden boſchaͤfiigen. 2.0 uw 

S. 51. Es befteht ein ftändifcher Anoſchuß aus dem 
MPraͤſidenten der hetſzten Stzung und Die andern Mit: 
gliedern der erſten und ſechs Mitgliedern ‚ber zweiten 

na deffen Wirkfamfejt auf den namentlich, in die; 
fer u Eur, ausgedruckten af oder, anf, die‘ yon dem 
Ie ch. Lahdtag mit. Genehmigung des Großherzegs an 

h gewitſenen ‚Segenftände, ‚Kelgränft iſt⸗ 


3394 ,„Diefen, Ausſchuß wird vor dem Schluſſe des Land⸗ 
tags, auch bei-jeder Vertagung deſſelben, in beiden Kam⸗ 
— —5 tive Stimmenmehrheit gewaͤhlt. Jede 
ing. ‘d Landtags” zieht auch die Auflöfung des, 
ie gleich. Toon. gewaͤhlteu Apsſchuſſes nad ſich. 


1658 Die Kammern koͤnnen ſich weder eigenmaͤch⸗ 
* verſammeln, moch nach erfolgter Aufloͤſung oder Ver⸗ 
Auns beiſammen bleiben amd; bean! ( 

39 Ce uvuv 5* 
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M. 
Mirkfamkeit der Stande, 


68: Ohne Zuſtimmung der Stände fany 
feine Auflage sungefgrtepen und erhoben 
werden. 


$. 54. Das Auflagengefeg ‘wird in der” Regel 17 
zwei⸗Jahre gegeben. Golde Auflagen’ jedoch, mit 
denen auf laͤngere Zeit abgeſchloſſene Verträge“ in un⸗ 
mittelbarer Werbindung ſtehen, koͤmen vor Ablauf des 
betreffenden Contractes nicht abgeaͤndert werden. 


$. 55. Mit dem Entwurf des Auflagengeſetzes wird 

das Staatsbudget und eine detaillirte Ueberficht uͤber die 
Verwendung der verwilligten en von; — Tragen 
Erassjahren übergeben. : ı7c7 


Es darf darin Fein Poſten für geheime Ausgaben 
vorkommen, wofuͤr nicht eine ſchriftliche, von einem Mit⸗ 
glied des Staatsminiſteriums kontraſi inet Verſicherung 
des Großherzogs beigebracht: wird, daß die Summe zum 
wahren Beſten des Landes verwendet worden ſey,/ odet 
verwendet werden folle; - 3 

6. 56: Die! Stände: koͤnnen die vewiligung der 
Steuern nicht an Bedingungen knuͤpfen! er 


$. 57. Ohne Zuſtimmuug der, Staͤnde Harn‘ fein Ans 
Ichn guͤltig gemacht Werden; ‚Kusgenpmitien find. die Ans 
Ichen, wodurch eiatsmaͤßige Einnahmen. zu etgtsmäßigen 
Ausgaben nur anticipirt werden, jo wie die Geldaufnaht 
men der Amortifationstaffe, zu‘ denen fie wormas⸗ ihres 
Fundationsgeſetzes ermächtigt sitz -  '- hin „A 


“Für Fälle eines außerordentlichen —— 
dringenden Staatsbeduͤrfniffes, deſſen Betrag mit den 
Koſten einer außerordentlichen Verfammlung der Stände 
nicht im Verhättniß ſteht, und wozu das Credits Votum 
der Stände nicht reicht, iſt die Zuftimmung der Mehrr 
heit des AYusfchuffes hinreichend, ‚sine: Geldaufnahme guůͤl⸗ 
tig zu machen. Dem naͤchſten Landtag werden die 9% 
pflogenen Verhandlungen vorgelegt, | — 
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WIE darf Feine Domaine ohne dufims 
mung. der: Ständewgräußert werden. "Ausgers 
nemmen ſind die zu⸗Schuldentilgungen beveits beſchloſ⸗ 

nen Veraͤußerungen, Abloͤſungen von Lchen;- Exbber 
ſanden Guͤlten, Zinſen, Frohndienſten, Verkäufe von 
entbehrlichen Gebäuden, von Gütern und Gefaͤllen, die 
in benacpbausen Staaten gelegen find, und alle Beräußes 
ungen, die aus ſtgatswirthſchaftlichen Ruͤckſichten zur 

Id han Landeseuleur oder zur Aufhebung einer 
deheiligen ‚eigenen Verwaltung geſchehen. Der. Erlös 
muß aber zu neuen Erwerbungen perwendet oder ber 

Schuldentilgungstafe zur Verzinfung uͤ ergeben werden, 
Ausgenommen find us Taͤuſche und Veraͤußerun⸗ 
gen zum Zweck der Beendigung eines, uͤber Eigenthums 
Sienſtbarkeitsverhaltniffe anhängtgen, Rechtsſtreits 
ferner die Wiedervergebung heimgefallener Thron⸗ Rit⸗ 
V— während der Zeit der Regietung 
des Regenten, dem fie ſelbſt heimgefallen Wadern 
DSDa durch dieſen und den Kurz der Zweck der prag⸗ 
maiſchen Sanction uͤber Staatsſchulden und Staates 
7 ungen. nom du:Qit. 1806 ind vom 18. Nop, 
‘4808 volfftändigserweicht:äftz ſo hört die Verbindlichkeig 
er ben mit: dem Tage auf, wo die landſtaͤndiſche Ver⸗ 
| ug in Wirkſamkeit getreten, ſeyn wird. 

3.8.59. Ohngeachtet die Domainen - nach. allgemeist 

anerkannten Grundjäsen des Staats; und Fuͤrſtenrechts 
unſtreitiges —— Regenten und 
feiner ‚Familie ſind, und Win ſe guch im dieſer Eigen— 

Schaft vermoge obhabender Pflichten als Haupt her Fa⸗ 
nie, hiermit ausdruͤcklich beſtaͤtigen; ſo wollen Wir 
"Dennoghs nen Exrtrag derſalben außer dey darauf radicir⸗ 
ten. Eipilkifte und außer andern darauf haftenden Laſten. 
folang als Wir Uns nicht, durch: Herſtellung dev. Finanz 
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Stand, nicht: ehne Bewiltigung 
arena gemindert werden. 
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— 6..60. Jeder die Finanzen, betreffende Geſetzesent⸗ 
wufigcht.zuerfi..an.die. zweite Kammer, und 
kann nur dann, wenn er von Biefer angenommen wor 
den, vor: die erſte Kammer Für Abſtimmung uͤber Am 
nahme und Nichtannahme vim Ganzen sohnte- alle Abaͤn⸗ 
derung gebracht werden . ı WR. | 
8. 64. Tritt die Mehrheit, der’ erften Kammer dein 
Beſchluß der zweiten nicht bei; To werden die be— 
ähenden und verneinenden Stimmen beider 
aamern Kifemen gezähft und nach der abſo⸗ 
Iuten’ Meehtheif fammtliher Stimmen der Staͤndebe— 
ſchluß gezogen. Sr — ji — 2 en 
6. 62. Die alten auch. nicht. ſtaͤndigen Abgaben ddr; 
fen nach Ablauf der ——— Sechs Mo⸗ 
nate fort erhoben werden, wenn die Staͤndeverſammlung 
ufgelöfee wird,.che ein. neues Budget zu Stande kommt, 
Ger wenn. fi die ſtaͤndiſchen Berathungen verzögern, 
1228.63. Bei Nüftungen zw einem Kriege und mwähr 
rend der Dauer eines Kriege kann der Großherzog, zit 
ſchleunigen und wirkſamen Erfüllung feiner Bundespflidr 
tat, Audhvr eingeholter Zuſtimmung der Stände ; guͤl⸗ 
tige Staatsanfehen machen oder "Kriegsptöuern ausſchrei 
ben. Für dieſen Fall wird den Ständen eine währt 
Einſicht und Mitwirkung in der Verwaltung in der Art 
einsam: , ee — 
er 4)rvagırder alsdann zuſammen zu berufende Aue⸗ 
ve Dfehuß zwei Mitglieder an die Miniſterten der d⸗ 
5 Ranzen und: des: Kriegs und einen KRommiſſair zur 
RKrliegskaſſe abordnen darf Rum darauf zu wachen, 
nd zn Kriegs zweckon erhobenen Gelder auch 
sa nd ausſchließlich zu disſem Zwecke ver⸗ 
fi, ———— und daß dorſelbe * — 
Per Jebelis wegen Kriegspraͤſtativnen alter Kr 
— a eben, Fo viele Mitt 
glieder "abzugeben har, als der Großherzog, ohne 
30 2 den Vorſtand zu rochnen, Zar Leilung des Marſch⸗ 
en Verpflegungs⸗ —— ————— 9— 
Fe der Ausſchuß dat Necht haben, Ar glei 


rn en -" >» 
Pt y 


Berfaffungsurk. v. 22. Aug. 1818. 303 


ut Feiner jedem Provinzialbehoͤrde, aus det Zahl 
ge: dersin dem Provinzbezirk wopnenten. ‚Stäubrglier 
der, zwein Abgeordnete beizugeben. 

9 64. Kein Geſetz, das die Verfaſſungsurkunde er— 
* erlaͤutert oder abaͤndert, darf ohne Zuſtimmung 
einer Mehtheit von zwei Drittel der anweſenden Staͤn⸗ 
ge einer jeden der beiden Kammern gegeben werden, 
4 Zu allen andern die Freiheit‘ der Perſonen 
oder —* Eigentum der Staatsangehoͤrigen betreffenden 
allgemeinen neuen Laudesgeſetzen, oder zur "Abänderung 
der authentiſchen Erklaͤrung der beſtehenden, iſt die Zus 
ſtimmung der abſoluten — einer Ion * an 
Kammern erforderlich. 

$. 66. Der: Großher zog boſtaͤtigt EEG — bie 
Geſetze, erlaͤßt die zu deren Vollzug und Handhabung 
—28 — die aus ‚dem: Aufſichts-⸗ und DVerwals 

abfließänden ¶ und alle für die Sicherheit 
des Staals nothigen Verfügungen, Reglements und all 
gemeinen Verordnungen, Er erlaͤßt auch ſolche, ihrer 
Natur nach zwar zuro ſtaͤndiſchen Berathung geeignete, 
aber durch das Staatswohl dringend gebotene Verord— 
nungen, deren voruͤbergehender Zweck durch ‚jede, Ver ʒoͤ⸗ 
gerung vereitelt wuͤrde. 
8.67. Die Kammern haben dad, Hecht der Bon 
2 and —— Verordnungen, wotinnen 
Sit eingeflo 1 ale m ‚fie,i — 


t Fi bene ges 

— werde ef —2 eit geſetzt 
a - können den Stoßherzog en Ingabe der 
Ande u m den Borfäf 9 etnes Geſttzes bitten. 
> Baben dhs Recht, Mißbraͤuche RICH WB orwar 
u die zu Free Kenntniß Sehen" Her 
Negierung anzuzeigen, Sie habendas NXecht; 
Mimüferrund. die Mitgliedorondern oherſten 
Sen aus beh or den wiegen) Vee rde tzuwg⸗ bes; Vere 
faſſfung odernanerkannt verfaffungsmäßider 
Moſchit a förmlich: anginslagen. Ein beſonderes Ger 
fetzoſoll die: Fälle: der: Ankläge, die Gradeideenfhndung, 
die afrtheileude Behörderand! die: Puder ehhin brſtummen. 


864 Bir. Babe! ’ 


Beſchwerden einzelner Staatsbürger Aber Kraͤnkung 
in. ihren - verfaffungsmäßigen  Gerechtfamen koͤnnen von 
den Kammern nicht anders als. fchriftlih und nur dann 
angenommen, werden, wenn der Beſchwerdefuͤhrer nadı: 
weiſt, daß er fich vergebens an die geeigneten Landes; 
stellen und zuletzt an das Staatsminifterium um ali⸗ 

gewendet hat. | 
Keine Vorſtellung, Befhwerde oder Anklage m 
an den Großherzog. gebracht werden, ohne Zuſtimmung 
der Mehrheit einer jeden der beiden Kammern, 


a J — V. 


Eröffnung * — Sitzungen, Fore 
men der Berathungen. | 


| 5 68. Seder Landtag wird in den für diefer Sal 
vereinigten Kammern, vom Groß erzog in Perſon, oder 
von xinem von Ihm ernannten ommiſſair eröfines und 
geſchloſſen. 

9.69. Sämtliche nen — Wirgicer ſowg⸗ 
ren bei Eröffnung des Landtags folgenden Eid; © 


Na ſchwoͤre· Treue dem Großherzog, Eherſam dem 
Zi. Beobachtu an Aufrehehaltäng der Staats; 
a ei vet Äh, und in der Ständeverfammiung nur de 
| nam, Landes allgemeines Wohl und Beftes apuE 
: Ken icht ° 73 "befondere Stände oder —— ach 
eher innern Ücberzengung zu berathen: So waht 
‚mir ‚Bort helfe und ſein heiliges Evangelium.” 


— 70, Kein landesherrlicher Antxag kann zur Dis⸗ 
euffion md Abſtimmung gebracht merden / bevor en hjicht 
in beſondern Tommiſſionen — und daruͤber Voruag 
erſtattet worden Me a Ellen 98 

n 970. Die landesherrlichen Sommifarien: treten: sie 
vorläufigen Grönterung der Entwuͤrfe mit: ſtaͤndiſchen Com⸗ 
miſſarien zuſammen, ſo oft es pounäer- einen Soden ari⸗ 
dern Seiten fuͤr nothwendig erachtet· wird. Keine, wbiehk 
liche Abonderung id einem Goſetzentwurf kann getroffen 
werdenysdie micht nik, den — e⸗ Comn iſſarien 


En 


El 


Ä 
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in einem folchen gemeinſchaftlichen Zufammenteitt eroͤr⸗ 
tert worden iſt. | i 
6. 72. Die Kammern können einen. zum Vortrag 


‚gebrachten Entwurf nochmals an die Kommifjionen zus 


ruͤckweiſen. 

$. 73. Ein von der einen Kammer An die andere 
gebrachter Geſetzesentwurf oder Vorſchlag irgend ciner Art, 
kann, wenn er nicht Finanz -Gegenſtaͤnde betrifft, mit 


Verbeſſerungsvorſchlaͤgen, die in einer Kommilfioh nach 
.$. 74. eroͤrtert worden, an die andere Kammer zuruͤck⸗ 


gegeben werden, | | 
$. 74. Seder gültige Befchluß einer Kammer cerfors 


dert, wo nicht ausdrüclich cine Ausnahme feftgefeßt 


worden ift, Abfolute Stimmenmehrheit bei vollzähliger 
Verſammlung. Bei gleiher Stimmenzahl giebt die Stim? 


. me. des Präfldenten die Entſcheidung. Tritt der Fall 


ein, daß in Finanzſachen die Stimmen beider Kammern 
zuſammen gezählt werden müffeh; fo entſcheidet bei Stims 
mengleichheit die Stimme des Präfidenten der - zweiten 
Kammer. _ — — 

Man ſtimmt ab mit lauter Stimme und den Worten: 

Einverſtanden! oder: Nichteinverſtanden! Nur bei 
der Wahl der Candidaten fuͤr die Praͤſidentenſtelle der 
zweiten Kammer, — der Ausſchußglieder und der Glie— 
der der Commiſſionen, entſcheidet relative Stimmenmehr: 
heit bei geheimer Stimmengebung. | | 

Die erfte Kammer wird durch die Antvefenheit von 
40; die zweite durch die Anweſenheit von 55 Mitglies 
dern, einfcpließlih der Präfidenten, volzählig. Zur 
gültigen Berathſchlagung Über die Abänderung der Ver: 
faffung wird in beiden Kammern die Anweſenheit von 
drei Viertel dev Mitglieder erfordert. | 

$. 75: Die beiden Kammern können weder im Gans 
zen noch durch Commiſſionen zufammen treten; fic be: 
Ichränten ſich in. ihrem Verhaͤltniß zu einander auf die 
gegenfeitige Mittheilung ihrer Befchlüffe. 

Sie ſtehen nur mit dem Großherzoglichen Staats: 


minifterium in unmittelbarer Geſchaͤftsberuͤhuung; fie koͤn— 
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hen feine Verfügungen. treffen oder Bekanntmachungen 

irgend einer Art erlaffen: r — 
Deputationen duͤrfen ſie nur, jede beſonders, nach 

eingeholter Erlaubniß, an den Großherzog abordnen. 


$. 76. Die Miniſter und Mitglieder des Staatsmi⸗ 
nifteriums und großherzogfichen Commiffarien haben jer 
derzeit bei Öffentlicher und geheimer Sitzung Zueritt in 
jeder Kammer, und muͤſſen bei allen Discuffionen gehört 
werden, wenn fie es verlangen. Nur bei der Abftims 
mung treten fie ab, wenn fie nicht Mitglieder der Kamz- 
mer find. Nach ihrem Abtritt duͤrfen die Discuffionen 
nicht wieder aufgenommen werden. Ä | 


$. 77. Nur den fandesherrlichen Commiffarien und 
den Mitgliedern der ftändilhen Kommiffionen wird ges 
ftattet, gefchriebene Reden abzulefen; allen übrigen Mit— 
gliedern find blos mündliche Vorträge geſtattet. 

$. 78: Die Sigungen beider Kammern find äffents 
lih. Sie werden geheim auf das Begehren der Negie: 
rıtngs : Commiffarien, bei Eröffnungen, für welche fie 
die Geheimhaltung nöthig erachten, und auf das Begeh— 
ven von drei Mitgliedern, denen nad dem Abtritt der 
Zuhörer aber wenigftens ein Viertel der Mitglieder über 
die Nothwendigkeit der geheimen Berathung beitreten 
muß. ur — 

$. 79. Die Reihenfolge, wornach die Abgeordneten 
der Grundherren und der Städte und Aemter aus der 
Verfammlung austreten, wird auf dem eriten Landtage 
für die einzelnen Wahlbezirke ein für allemal durch das 
Loos beſtimmt. Die Hälfte der grundherrlichen Abge— 
ordneten tritt im Jahr 1823 aus, und dann alle vier 
Sahre wieder die Hälfte: Im Jahr 1921 tritt ein 
Viertel der Abgeordneten der Städte und Aemter und 
dann alle zwei Jahre wieder ein Viertel aus. 

$. 80. Bei der erften Wahlhandlung erkennt über 
alle, wegen Gültigkeit der Wahlen entftchenden, Strei— 
tigfeiten die landesherrlihe Central: Commifjisn, die mit 
der erſten Vollziehung des Conſtitutions-Geſetzes beauf⸗ 
tragt werden wird. Ä Ä 
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5 8E Die Zeie der Erdffnung des Erſten Landtags 
wird auf den Erſten Februar 1819 feftgefekt. 

$. 82. Der jur Zeit der Eröffnung des erften Lands 

tags, wo die Conſtitution in Wirkſamkeit tritt, beſte— 


hende Zuſtand in allen Zweigen der Verwaltung und 


Geſetzgebung dauert fort, bis die erſte Verabfchiedung 
mit dem Landtage in den Gegenſtaͤnden, die ſich dazu 
eignen, getroffen ſeyn wird. 

Insbeſondere wird. das erſte Budget bis zur Vereins 
barung mit den Ständen proviſoriſch in Vollzug geſetzt. 


$: 83, Gegenwärtige Verfaſſung wird unter die Gas 
rantie des teutſchen Bundes geſtellt. 


Gegeben unter Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift uns 
dem. beigedruckten größern Staatsfiegel. 


Griesbach, den 22. Auguft 1818 
c Kari. 
1.8.3 
ve. 3. x. Wielandt. 
Auf Befehl Seiner koͤniglichen * 
Weiß. 





‚ 5) Fuͤrſtenthum Waldeck. 


Das Verfaſſungs⸗ und Drgänifätionsbecret, welches 
am 28. Jan. 1814. der Fuͤrſt Georg Heinrich zu 
Waldeck und Pyrmont erließ; ift-Ihı 2, ©. 275 ff: 
mitgetheilt worden. Weil in demfelben mehrere Bes 
ſtimmungen enthalten waren, welde von ber frühern 
Verfaſſung abwichenz fo folgten Befchwerden darauf, 
die bis in dad Hauptquartier der verbuͤndeten Monar⸗ 
chen gelangten. (Vergl. 3. Ludw. Klüber’3 Staatss 
archiv des teutſchen Bundes; 63 Heft; ©. 2445 Er⸗ 
langen, 1817 8.). Eine Uebereinkunft follte ihnen 
Abhelf, und dem Bedürfniffe entfprächen; beide Vor⸗ 
ausfegungen blieben aber unerfüllt. Da berief im März 
. 4815 der regferende Fürft die Stände feines Fuͤrſten⸗ 
thums nach Arolfen, wo am 19. April der folgende 
Landesvertrag, ald neue Verfaſſung des Landes, 


zu Stande Fam, 


$andesverträg vom 19. April 1816: 


Bir von Gottes Gnaden ꝛc. Der Artikel 13 der 
zu Wien am 8. Junius vorigen Jahres abgeſchloſſenen 
teutſchen Bundesacte, verordnet die Einführung 
einer ffändifhen Verfaſſung in allen teutſchen 


* 
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Bundesftaaten. Obgleich ‚eine folhe Verfaſſung ſchon 
von grauen Zeiten her, auh in Unferm Lande 
beftanden har; jo hat fie doch in mehreren Hinfichten 
einer Abänderung bedurft, und haben Wir Uns deshalb 
veranlaßt gefehen, Unfere lichen und getreuen Lands 
fände von Ritterfhaft und Staͤdten, durch Un— 
ſere Regierung zu einem allgemeinen Landtage 
. auf den 28. März diefes Jahres zufammen berufen zu 
laſſen, und, in Einverftiändniß mit ihnen, der 
bisherigen Landess und fländifhen Verfafrs 
fung folgende nähere Einrichtung zu geben. 


5. 4. So viel die Einrichtung 


der gandesverfaffung 


betrifft; fo iſt zur Erleichterung der Juftiz für noͤthig 
erachtet worden, — 
A, Unſer Fuͤrſtenthum Waldeck in fünf Ober— 
Juſt iz aͤmter einzutheilen, und zwar: .. 
4) in das Ober-Juſtizamt der Diemel, welches ſei⸗ 
nen Sitz in der Stadt Rhoden baden und aus 
den ehemaligen Aemtern Rhoden und —7 
and den Dorfſchaften Schmillinghauſen, Herbſen 
und Hoͤrle des chemaligen Amtes Arolſen beſte⸗ 
ben ſoll; | | 
9) ar das Ober/Juſtijamt Twiſte, deffen Hauptort 
Atolhfen if, und die ehemaligen Aemter Arolfen, 
Landau und Weiderburg, mit Ausſchluß der unter 
’ Büffer 1 bereits genannten, und den weitern Ort⸗ 
ſchaften Strote und Meineringhaufen von Amt 
Raadait umnft,. u nn Tl EZ = 
3) in das Ober’ Juſtizamt Werbe, zu deffen Haupte 
det Sach ſenhauſen beſtimmt tft, und 
die Städte Sachfenhaufer, Waldeck, Freienhagen, 
das ehemalige Amt Walde mis Ausſchluß der Dres 
J li Bringhauſen. Hemfurth, Kleinern und 
ershauſen, dann die Dorfſchaften Strote und 
Dritter Band. 24 
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Meiner inghauſen dei vorhinigen Amteenandau⸗ 
enthalten ſoll; 
in das Ober; Juſtizamt vet Edet, well “re f 
Sitz in der Stadt N. Wildungen haben, und 
beftehen ſoll aus den Städten Alt Wildungen’ "und 
Zuͤſchen, ferner aus, dem ehemaligen Amt Wildun⸗ 
gen und den uünter Ziffer 3 angeführten Reften des i 
vorhinigen Amts Walde, 
- 5): Sin das Oper Juſtizamt Eif enberg, welches. feis 
nen bisherigen. Siß in Corbach, und leige jetzi⸗ 
gen Beſtandtheile beibehaͤlt. 


$. 2. Jedes Ober⸗Juſtizamt wird mit einem Dher? 
Juſtiſbeamten und einem zweiten Beamten, wels 
cher Letztere zugleich die Stelle des Sekretaͤrs vers 
fieht, beſetzt. Eine Ausnahme hierunter macht jedod) 
das Dber s Yuftizamt Eifenberg, bei welchem, tie bis⸗ 
Pr. zwel Beamte und ein Sekretär Bleiben. Ä 


Ä . 3. Mit dem ur pen der Werbe wire, 
ed feiner Nabe bei der Feſtung Waldeck, ein all? 
gemeines Keimindigericht: Mb das ganze Sand 
verbunden. ' | 


Uebrigens foll Unfere Regierung ein Retzulativ 
entwerfen, weiche Sachen, ausſchließlich der. Übrigen 
Ober-Juſtizaͤmter, zur Competenz dieſes Rulmmjnaiger 
richts gchören follen. 


39.4 ‚Der: Erfte Juſtizbeamte des. oOberamts der 

Twiſte, verfiehet zugleich die Geſchaͤfte des; Stadts 
Kommilfarii in Mengeringhaufen, ‚wieder des 
Ober⸗Juſtizamts der, Eoer glees Ft in: Rieder⸗ 
Wildungen. 

Die dadurch erſpart ——— Beiden — 
miſſariatssehalte fallen der Land ı Salavienkaffes zu, ud 
verbleibt, es in Anſehung der Sportelnberechnung aus 
beiben Städten: Bei. der bisherigen. Beftimmung, -is 


955.7 Die ; bisher dei’ Dberventereibeamten aufgetra⸗ 
gen‘ gewefene, a Abernchtn die 
TI ANILERE: u! 


* — 
“ u ty. u 
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9 6, Ale Nebenverdienfte der Juſtizbehör— 
den, durch Deputationen, Kommiſſionen u. |. w., bis 
zen gänzlih auf. In fofern das Geſchaͤft nothwendig 
außer. dem Berichtsorte bejorgt werden map, z. B. Ber 
ſichtigungen ꝛtc.; fo erhaͤlt davon der Kommiſſarius, oder 
Deputatus, nach den in der Sportelordnung beſtimmten 
Anſaͤtzen, die Pferdemiethe und Zehrungskoſten u. ſ. w.; 
die übrigen Gebühren werden der Sportelkaſſe berechnet. 
=..7. De Patrimonial Gerichtsbarkeit bleibe 
der von Dalwigkſchen Familie in dem Amte Lich— 
senfels, und den drei deputirten Städten Cdw 
bach, N. Wildungen und Mengeringhanfen in 
erfter Inſtanz, desgleichen die Schriftſaͤffigkeit der 
Ritterſchaft und ihren Familien, weniger nicht 
den drei deputirten Städten, in jofern ſie als 
:corpora auftreten, oder belangt werden, vorbehalten. 
6.8 In jedem Ober: Zufizame wird ein Ober: 
Rentereibeamter angeftelt, deſſen Wirkungskreis 
RR befondere Inftruction genau beſtimmt werden 
ol. 
8,9. In Anſehung Unferer Regierung md Un 
feres Hofgerichtes, verbleibt es vorerſt, fo wie 

$. ‚40. _ | 
B. in Betreff der Juſtiz und Renterei in Unſerm $ ürr 
ſtenthume Ppyrmont, bei der bisherigen Einrich⸗ 
Zn gung. jr * us ‚ PILLE 53 Bere Ber Zr 


ur Gt, 
FREZIT —22422 2 


a nr u Ä IL ung —* — 
Die Repräfentation Unſerer Unterrhanen 
ellhälhp tele ee an 


. urn 


5 44. folgendermaßen bewerkſtelligt werden: 
A durch die Befitz er bisheriger Lamdrägsfähiger 
Nittergüter, oder die Ritterſchafte = 

B. durch die Städte, denen Arolſen unter den Im. 
Receß vom 19, d. feitgeftellten Beſtimmungen, Seis 
".gegäple werden foll, oder den Surde) Ekand. 


\ 
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C. durch zehn Nepräfentanten des Bauerflans 
des, deren jedes Ober⸗Juſtizamt zwei zu flellen har. 
—. 42. In den drei deputirten Städten, wird 
das Kepräfentationsrecht duch den erften Burs 
germeifter und Stadtfekretär, in den nicht des 
putisten Städten hingegen durch den Burgermeifter. 
allein, in bisheriger Weife, ferner ausgeübt, 
6. 18. Die Eigenfhaften eines Repräfentans 
ten, im Allgemeinen, find: daß er u 3 
4) zu einer der, drei chriſtlichen Eonfeffionen gehören, 
2) 25 Jahre alt, und eigenen Rechte, 
3% Landesunteetban, m ed 
4) der Militaͤrpflicht nicht mehr unterworfen, und 
5) unbefcholtenen Rufe fen, aub , 
6) Geſchriebenes Iefen koͤnne, und feine Gedanken ger 
hoͤrig niederzufchreiben vermöge. — 


Iunsbeſondere aber wird annoch erfordert, bei 
den Repraͤſentanten u I 
a) des Bärgerftandes, unverfchulderer. Beſitz von 
unverſchuldeten Gütern, die wenigftens einen Werth 
von 500 Rthlrn. haben, und . i | 
b) des Bauerftandes, Eigenthum eines Schatzungs— 
pflichtigen nicht verſchuldeten Gutes von wenigfeen# 
380 Morgen, den Morgen zu: 120 Ruthen gevechs 
net, in dem Amtsdiftrict belegen, aus welchem er 
als Repräfentane gewählt werden foll, wobei es 
gerade nicht erforderlich, daß er den Landbau ſelbſt 
DEREN RBB. ni.” 
$. 14. Staatsbeamte, oder ſonſt zu Uns ÄR 
Dienftpflicht ſtehende Perfonen, koͤnnen an der Lans 
des: Repräfentation. keinen Antheil nehmen; e8 wäre 
dann, daß. die Landflände die. Aufnahme ‚eines; ſolchen in 
Vorſchlag braͤchen. 
. 15. Die Kuhrgenoſſen zur Wahl der Re 
präfentanten des Bauerftandes, follen auf-fols “ 
gende Weife erkiefer werden: daß jede Bemeinde des 
Oberamts⸗ Diſtrictes, unter Leitung Ihres Geiſtlichen, 


7 
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einen ordnundsliebenden, durch ſittliches Betragen all: 
gemeines Vertrauen verdienenden Mann aus ihrer 
Mitte zum Wahler erfichet, und ihn zur Wahl der 
zwei Nepräfentanten beauftragt. Ein folder Wähler muß 

a) volljährig, 

b) unbejcholten, 

c) Beſitzer eines Aders oder Koͤtherguts und 

d) als guter Wirth bekannt feyn. | 

$. 416. Die Wahl der Kepräfentanten ſelbſt aefchiche 
im Orte des Sitzes des Ober-Zuftizamtes, unter 
Leitung des Landſyndici und erften Yuftizbeamten. 

$. 17. Wenn nun auf vorftchende Art die Wähler 
erkiejet worden find; fo follen fie an dem beftimmten 
Wahltag, nach vorhergegangener deutliher Verſtaͤndi⸗ 
gung von den Pflihten und Eigenfcyaften eines Land: 
ftandes, und nach zweckmaͤßiger Ermahnung und Ver: 
mwarnung: daß fie bei der vorgunchmenden Wahl Feine 
Nebenzwecke beräcfichtigen, ſondern Iediglih auf den 
Hauptzweck, nämlich auf die Wahl eines redlidhen, gots 
sesfürchtigen, einfichtvollen und erfahrnen, aud) ordnung: 
liebenden Landftandes allein Bedacht nehmen, und dabei 
überall gewiffenhaft zu Werke gehen wollen, in Eid 
und Pflicht genommen werden, darauf abtreten, und 
hiernähft Mann für Mann, zur Abgabe ihrer Stim— 
me zum Brotocoll, wieder vorgelaffen werden. 

$. 18. Dei diefen Wahlen entſcheidet die Mehr: 
heit der Stimmen, bei peren Sleihheit aber 
das Loos. 

$. 19. Die Wahl der Repräfentanten des Bauer⸗ 
ſtandes und des Repräfentanten aus der Stadt Arol; 
fen scihiehet auf Lebenszeit, und bei legterer durd) 
eine freie Wahl, wie beim Baucrftand; jedoch erloͤſcht 
die Repraͤſentation alsdann früher, wenn die Eigenfchar; 
ten, wodurch die Mahl bedingt ift, wegfallen, nament⸗ 
ih, wenn der Gewählte aufhört, ein gurer Wirth u. ſ. w. 
zu ſeyn. 


Auf den Todesfall des einen oder des andern | 


Mitgliedes, wird an deffen Stelle, auf die oben beftimm: 


_ 
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te Weife, Auf: jedegmaligen Antrag des Landſyndici, che 
anderes erwählt. 

$. 20. Zur Erhaltung ber Nepräfentation des 
Ritterſtandes wird hiermit feſtgeſetzt, daß 


4) jeder neue Rittergutseigenthuͤner, vom Tage des 
Anfalls oder Erwerbs des Gutes, binnen zwei 
Monaten zum. Aufſchwoͤren bei dem Landfpndico _ 
fih anmelde; daß 

9)’ keine Allodificationen dergleichen Behnsrittergäter, 

. ohne: Zuftimmung der Landftände, gefchehen; 

3) dab bei einer -Verfplitterung dergleichen Güter, fo 
wie bei Veraͤußerungen ganzer Ritterguͤter, durch 
Unfern und der Stände gemeinfamen Befhluß bes 
ſtimmt werde, in wiefern der. bisherige Eigenthäs 
mer ferner als Landftand auftreten, oder der neue 
Erwerber als folder aufgenommen werden könne. 

$. 21. Zur Vollzichung der im folgenden Paragraph 

beſtimmten Geſchaͤfte, ift ein: engerer Ausſchuß er⸗ 
nannt, welcher beſteht: 

41) aus zwei ritterſchaftlichen Deputirten, 
welche nach dem jedesmaligen Abgang in bisheri⸗ 
ser Weiſe, durch die Stände auf Lebenszeit ges 
wählt: und Uns zur Beftätigung praͤſentirt werden. 

9) aus den bisherigen Abgeordneten der drei 
deputirten Städte, die ſchon vermöge ihrer 
Aemter hierzu berufen find; 

3) aus einem Deputirten des ——— 
welchen die Landſtaͤnde aus deſſen Repraͤſentanten 

auch auf Lebonszeit wählen, und Uns ebonfalls 
zur Beſtaͤtigung praͤſentiren. 

| $. 22. Gene Deputation tft nollzichende Bes 

Hörde der vom corpore statuum gefaßten Befchläffe, 
und fie kann in ber Regel ohne daffelbe nicht handeln. 

Die Gewalt und die Gefhäfte der Deputas 

tion beftchen darin; 


'4) auf bie Ablegung der landſchaft lichen Reds 
nungen zu dringen, deren Abnahme, wenn 


— 


——— — — 
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aſolche zuerſt vom Landſyndico und ſodann von Uns 
eter Regierung monirt find, unter Zugichung des 
sw Randfpndieiz.beizumohnen,. ſo wie auch ſelbſt al—⸗ 
enfalſige weitere Erinnerungen. dagegen aufs 
z zuſtellen; 
25) die gandtagsabfchläffe ſowohl, als auch die 
von ſaͤmmtlichen Landftänden entſchiedenen Anz: 
Eu gefegenheiten, in Vollzichung zu’ bringen; 
3) den Antrag neuerer Steuern. vorläufig zu 
s.mpräfen, und den. gefammten Ständen zur. Abs 
ſtimmung ‚vorzulegen ; 
’ \.4) zu etwaiger: Verbeſſerung Sewiliigtes 
& Steuern Vorfhläge zu machen, und etwa 
eingeſchlichene Mißbraͤuche zu rügen; 
3 9 die” Angelegenheiten, welche eine nothwendige, 
2000 Rthlr. nicht Überfteigende, Ausgabe erfor 


‚‚dern, für fich, vorhehaltlich Unfarer N, > 


: zu. befchließen ;- . 
N Erlaßgefude der: Untershanen- u. prüfen, 
"1: :aund, im fofern-folche die unter Ziffer 5. gedachte 


« %# Summe nicht überfteigen, nach ebenfalls ‚zuvor vor . 


Uns eingeholter Genehmigung, zu -bewilligen, und 

7 in Fällen, denen Gefahr im Verzug unterliegt, 
oder die fonft eine eilige Entfcheidung erforz 
„fern, in Einverftändnig mit Uns, beſchließen; und 

v  Herfennen ſaͤmmtliche Landftände dergleichen Befchläffe 
als gültig und. als. von ihnen ſelbſt ausgegangen. 


R 16. 23. Die gewoͤhnliche Luſammenkunft der 


 Deputation iſt der jedesmalige. dritter - Montag im 
Monat Junius, jeden, Jahres, als der zur Abnahme 
der landfchaftlihen Rechnungen beftimmte Termin; und 
wird deren außerordentlihe Verſammlung auf Uns 
ſern Befehl, duch Unfere Regierung, mittelft. eines 
Schreibens. an den. Syndieus, oder auf Antrag der 
Stände, bei Unferer. Regierung, nach vorhergegangener 
Unlerer Genehmigung, zufammen berufen. 

6. 24. Eine‘ allgemeine Bandiagsverfamms 
lung kann nur in. befonders wichtigen Fällen, 


7 


376 . Walded. 


entweder aus Unferer Veranlaſſung, oder auf Antrag 
dr Stände, nad vorhergegangener Unferer Genehmi⸗ 
gung, durch Unfere Regierung, zufammen berufen wers 
den. Zu jenen Fällen gehoͤren unter andern, wenn z. B. 


4) entweder von Veränderung der VBerfaflung 
und der Grundgeſetze, oder 


2) von Einführung einer neuen Steuerordnung 
die Rede iſt. 


6 25. Indem Wir den Landftänden gnaͤdigſt ges 
ftatten,, fi bei Landtagsabfaffungen eines Siegels, 
mit dem Landeswappen ımdder Umfchrift: „WBals 
deckiſche Landftandfhaft” verfehen, zu bedienen, und 
ihre hergebradhten Tandftändiihen Rechte im Allges 
meinen beftätigen ; fo ſollen ſolche infonderheit ferner 
fundirt feyn: | 


a) in dem Recht der Verwilligung md Regus 
lirung ſaͤmmtlicher, fowohl ſtaͤndiger als 
unſtaͤndiger, zur Staatsverwaltung nothwendi⸗ 
ger Steuern. Alles was auf Abaͤnderung 
beſtehender, oder Einführung neuer Steuern 
und auf Steuerverfaffung überhaupt Bus 
zug hat, foll nur unter Zuftimmung der Lands 
ftände vorgenommen werden; 


b) in dem Recht, die Landesfaffen, nad Wie vor 
zu verwalten, und es dürfen die Steuern nur zu 
den, dur Uns und die Landftände beftimmten 
Zweden verwendet werden, weshalb die Vers 

- walter der Kaffen in Landespflichten ſtehen; 


c) in dem Recht der Berathung und Einwillis 
gung bei allen Geſetzen und Anordnum 
gen, weldhe auf die Landesverfaffung und deren 
Beränderung Beziehung haben ; bei Srfegen, 
wodurch Über das Eigenthum der Unterthanen 
zum Gebrauch der Landesherrfchafe vder des Lans 
des verfügt, die perfönlihe Freiheit der Um 
terthanen gegen beftehende Geſetze befchräntt, 
oder dadurch wohlerworbene Rechte einzel 
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oder ddr ganzer Kläffen derſelben, aufgeho⸗ 
ben oder beſchraͤnkt werden ſollen. F 

Bei allen Abrigen Landesgeſetzen, wollen 

Wir (Anordnungen in eiligen’Fällen, und wobei Ger 
fahr im Verzug it, ausgenommen) 


d) den Kach und das Gutachten Unfere: Stände 
einholen, und dürfen 
. 4) diefelben Vorſchlaͤge zur Abänderung -befter 
bender und zur Einführung neuer Geſetze eins 
reichen, fo wie Wir fie überhaupt verpflidten, 
ihre Aufmerkſamkeit auf alles dasjenige" zu 
| eichten, was das Wohl der Unterthanen cerfors 
' dert, und diejenigen Mittel in Antrag zu brins 
gen, welde daffelbe befördern, oder die ihm. ents 
gegen ftchenden Hinderniffe aus dem Wege väus 
men können. | 03 
Sollten 
f) durch den Bundessag zu Frankfurt dem 
Landftänden. im Allgemeinen, hinſichtlich der Ger 
feße und Sefeggebung, größere Rechte, als je: 
angeführs find, eingeräumt werden; fo wollen Wir 
folhe auch Unſern Landftänden zu. Theil. werden 
laſſen. x 
| Wie die Stände | 
g) mit darauf zu wachen haben, daß von den Juſtiz⸗ 
behörden eine untadelhafte Juftizpflege — 
worin aus dem Cabinet niemals Verfü— 
gung, vorbehaltlich der Uns zuftehenden Ober 
auffihe, State finden follen — gehandhabt wer: 
de, und fie ihren Pflichten überhaupt nachkommen; 
fo wird ihnen auch das Recht der Befchwerdeführ 
zung, insbefondere in Fällen der Malverfation 
der Staatsdiener, und bei ſich ergebenden Mi fr 
braͤuchen jeder Art, eingeräumt. 


Staatsdiener ſollen daher von den Landfiäfe 
‚ben, wegen verfaffungswidrigen Betragens, jedoch nut 
von dem vrdentlihen Richter, angeklagt werden 
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Eonnen, vor welchen: fie 'fich zu: verantworten und Recht 
zu nehmen, verbunden find, fo wie — 
*; b) auf. der andern Seite jedem Staatsdiener⸗hier⸗ 
mit die Zufiherung, gefchieht, daß- keiner, ohne 
gerechte :Urfahe und vorbergegangene richterliche 
A Unterfuhung und Entfcheidung, feines Amts ent: 
fegt werden foll. | u 
Die Sporteln werden, in folhen Fällen, für den 
" Beklagten bis zur Beendigung des Prozeffes aufgezeichnet. 
Auch wollen Wir, der Billigkeit gemäß, 
3) bei Befegung der Bedienungen den dazu fähigen 
Landeskindern den Vorzug vor Ausländern 
| ‚einräumen, MA * 

6. 26. Kein Landſtand kaun an den Verſammlungen 
und Berathungen. der Stände, cher ‚Theil nehmen, bis 
er folgenden Eid: N — 

„Ich gelobe und verſpreche als Landſtand, in allen 
meinen Handlungen und Rathſchlaͤgen die allge⸗ 
—meine Wohlfahrt des Landes vor Augen zu 
haben, die Unferm gnädigften Färften und Herrn, 

ſchuldige Treue nnd Ehrerbietung ſtets zu bes 
obachten, in nichts zu willigen, was des Herrn 
der Landesrehten oder Votrheilen zum 
der wäre, infonderheit die Gerechtſame der 
Landftände getreulich zu bewahren und mit allem 
Fleiß darauf zu achten und zu ‚halten, daß diejek 
- ben ‚unter. teinerlei Vorwand verlegt oder vernach—⸗ 
laͤßiget werden,’ -. 
abgeleiſtet hat. | 1 
6. 27. Bei den jedesmaligen Zuſammenkuͤnften 
der Landſtaͤnde, haben dieſelben aus ihrer Mitte fuͤr 
die Dauer des Lands oder Deputationstages, einen Dis 
rector duch Stimmenmehrheit zu wählen, welcher mit 
dem Syndico die Sefchäfte leitet. Ä 
528. Vorfhläge und Anträge aller Art, wel 
che den Landftänden- zu machen find, jollen -im: der 
bisher uͤblich geweſenen Form, nämlich durch Unſere 
Regierung an fie; gelangen. der 
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Die Art, wie fie daruͤber abfinmen“ wos 


2 bleibt ihnen ganz Überlaffen; jedoch ſollen, fo oft 


der Syndicus es für nöthig erachtet, die Stimmen durch 
Kugelung geſammelt werden, und ficht es jedem 
Mitgliede frei, zu verlangen, dab die Discuſſion, über 
den zur Berathung vorliegenden Punet, auf den andern 


Tag ‘verlegt, und ihm erlaubt werde, feine Anfi cht der 


Verſammlung ſchriftlich vorzulegen. 
6. 29. Sn den Fällen, wo die Erklärung der Stände 


ablehnend ift, muͤſſen die Gruͤnde dazu angegeben 


werden, und behalten Wir Uns vor, den gemachten 
Vorſchlag oder Antrag, unter. Auseinanderfegung aller 
dafür ſprechenden Srände, durch Unſere Regierung, wier 
derholen zu laffen, allenfalls auch, bei beharrlicher Abs 
Ichnung, den befragten Gegenftand zur Derathung an 


- Die gefammten. Stände gelangen zu laffen. 


Sollte aber auch hierdurch der Zweck nicht- erreicht 
werden; fo ſoll eine Kommiljion, aus einem herrſchaft⸗ 
lichen Diener und -einem landjchaftliden Mitglied „ nier , 
dergefeit werden, weldhe die Suche prüft und, wo mög: 
Kh, eine Vereinigung zu Stande bringe. Würde‘ aber 
auch diefer Verſuch fehlſchlagen; ſo werden die Verhand⸗ 
lungen, in fofern fie Steuern- und Verwilligun— 


gen nicht betreffen, an eine auswärtige Juriftens 


Zacultät, oder an das Appellationsgeriht ein: 


geſandt. Die Wayl ciner diefer Behörden, bleibt den 


Landftänden überlaffen, und. im Fall ſolche auf eine 
Facultaͤt fällt, Haben diefe die Kommiffarien zu beftüns 
men, müffen aber darunter Verfchwiegenheit angeloben. 
» 30. Bei eingetreten Stimmengleidhheit, 
giebt das Votum des Landfyndici den Ausfchlag. 
6. 31. Welche Gedanten auch ein "Mitglied in 


den Verfammlungen geäußert, und mit melden 


Gründen fie daffelbe vorgetragen hatz daruͤber braucht 
folhes nie dem Staate Rede und Antwort zu 
geben, vorausgefekt jedoch, daß er Überall dir, dem Per 
genten fchuldige, Treue und Ehrfurcht, fo wie die 


den Landesbehörden zu: beweifende Achtung nicht 


E außer Augen geſetzt hat; wic- dann auch: kein Landftand 


* 
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angehalten und geswungen werden Fan, Aber dasjenige, 
was in den Berathfchlagungen vorfällt, Auskunft m 


Heben, oder gar Zeugniß darüber gegen feinen Mir 


ſtand abzulegen; vielmehr macht fi derjenige, der die 
ihm obliegende Verſchwiegenheit verlegt, daduch 
unfähig, ferner die Stelle eines Landftandes zu beklei 
den, und deffen Mitftände find bevechtigt, auf deſſen 
Entfernung zu dringen. | 
. 32. Die duch die Convention vom 3. Julius 1814, 
6. 2., angeordnete Sandfhaftlihde Kammer, be 
Wir hierduch den Rang eines Landescollegii gnaͤdigſt 
beilegen, und die Uns und den Ständen allein unten 
geordnet ift, foll vorläufig beſtehen: 

4) aus cinem Mitglied der deputirten Kitterfhaft, 

2) aus einem der Burgermeifter oder Sekretarien der 

drei deputirten Städte, - N 

3) aus dem Landfyndico, 

4) aus einem Kaffenführer, zugleich Sekretär, 

5) aus einem Regiftrator, zugleih Kanzeliften, und, 

6) aus einem Pedell und einem Boten. 


Vebrigens behalten Wir Uns vor, einen Kommiſ⸗ 


 Sarium zu ernennen, welher, ohne Sig in der 


Kammer zu haben, von Zeit zu Zeit den Situw 
tionsetat fi vorlegen laffen, und überhaupt Unſert 
echte wahrnehmen foll. - 


$. 33. Die Mitglieder unter den Biffeen 4 und? 
ſollen, auf die in der in vorftchendem 8. angezogenen 
Eonvention enthaltene Weiſe, gewählt: werben. 


$. 34. Der Wirkungskreis der Tandfhaftli 
hen Kammer umfaßt nicht die auf der Einloͤſungs⸗ 
und Acciskaffe haftenden Schulden; indem beide Kaſſen 
nicht zu ihrem Reſſort gehören, fondern nach mie vor 
unter der Aufſicht der bisher beftandenen Sandesfhul 
densKaffen: Direction verbleiben. Ä 


Ohne Beziehung auf die Iandfchaftlihen Schulden 
kaſſen (die Einloͤſungs⸗ und Acciskaſſe), fol diefer land⸗ 


— 
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ſchaft lichen Kammer Beſchaͤftigung darin be⸗ 
ſtehen: 


1) den Statum exigentiae publitae für, jedes gaht 
gu entwerfen, und nachdem ſolcher den Staͤnden 
zur Prüfung vorgelege und von ihnen genehmige 
ift, Uns zur gleihmäßigen Genehmigung vorzulegen, 

9) Die Soll-Einnahme-Etats der Landesein« 
Fünfte anzufertigen, wonad die zeitigen Obertens 
tereibeamten und die ſtaͤdtiſchen Erheber die Er⸗ 
hebungen, und zwar, To viel als möglich, monate 
lich beiorgen folen; 

3) in — Function der ehemaligen Kriegstom⸗ 
mi 

4) in der eforgung des Stempeln des Papiers 

- und deffen Zuftellung an die Dentertipiätäfen, * 

= Berechnen, | 

So wie der landfchaftlichen Rarımer 

5) die’ Befugniß zuſteht, zweckdienliche Zwan 984 

misteh gegen ſaͤumige Erhebungsbehorden zu vers 
" fügen; fo has fie auch 

’ 6) von Monat zu Monat die Sirnarlineitued 

der ihr anvertrausen Kaffen, und die baar ein⸗ 

gegängenen Gelder in Empfang zu nehmen, letz⸗ 

tere hinter drei Schäffer in werfhlußgn beins 


gen, wozu jeder der ftändifhen Mitglieder und 


der Kaffenführer einen Schlüffel befigen fol, 
"35. Da das Land, durch die gm 3. Yüfius 1844 
fehloffene Convention, die Salarirung ind Pens 
ionirung aller wirklichen Staatsdiener und deren 
Wittwen,. wie folhe in dem, im Receß vom 49. d. 
sub Lit. C. ‚enthaltenen Etat beſtimmt iſt, qhernohnmen 
hat, und dagegen ihm die Veichung 
‚ ayaller Sporteln, | 
b) allee Strafen, und 
c) aller Kontitretioneh) 
aus Unſerm Faͤrſtenthum Walde — ip: 
fo hat die landſchaftliche Kammer nah ‘jenem Etat die 
Zahlungen monatilch zu verfügen. Außerdem has dieſelbe 
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8. 36. alte fonftige, dem Lande obliegenden, Ans. 
gaben, mit Ausihluß der, den landfchaftlichen Schuls 
dens ZTilgungkaffe tberwiefenen Zahlungen, ‚namentlich 
ur Unterhaltung des Militäre, nach dem chenfalls im . 

eceß vom 49. d. sub Lit. D. aufgeftellten Friedens — 
auf den unverhoffentlichen Fall eines Kriege, anders zu 
regulivenden Feldetats, fo wie die alsdann eintreten Ein: 
nenden fonftigen SKriegsleiftungen zu beforgen; zu welz 
chem Behuf fie alle beftchende Landesrevenien, 
mit Ausnahme der in die Landesfchulden s Tilgungskaffe 
fließenden, und der im folgenden $. 37. genannten, zu 
vereinnahmen hat; aucd wird fie daneben autoriſirt, 
Bei nicht ſtaͤndigen, Feine nachtheilige Zoͤgerung leiden⸗ 
den Ausgaben, bis, zu der Summe von 300 Rihlrn. für 
fich zu handel ; dagegen aber iſt fie verpflichter, Tobald . 
der’ Segenftand diefe Summe uͤberſteigt, weitern Vers 
Halt zuvor einzuholen. 


6,37% Um außerdem eine befondere Kaſſe zur 
Salarirung der Staatsdiener zu bilden, „werden 
derfelben, außer den in $. 35. „bereits beftimmten Eins 
fluͤſſen, auch — 104.(0 
4) die vorhinige Land⸗Salarienkaſſe und 

2) der Extrag des Stempelpapiers 
überwiefen. | | „19 


5. 38. Die den Landesgläubigern verficherte 
Einlöjungss und Acciſekaſſe iſt die Eiern) he 
Landesſchuülden-Tilgungskaſſe, woreus jene € uk 
biger ihre Zinszahlung und Kapitaladlage erh Iten. 
Zur Beruhigung der Landesglänbiger, und ———— 
haltung des oͤffentlichen Ktedits, ſoll die landſchaft⸗ 
iiche Kammer mit dieſer Kalle nicht in Da 
ruͤhrung ſtehen. Mur allein ſoll fie, wie bisher, Uns 
ter der Aufſicht der Kaffendirection, nämlidy der Beiz 
den Deputirten der Ritterfchaft, und dev Séekretarien 
der, drei deputirten Städte fiehen, welche zu dieſem Ende - 
jeden Jahres, Fruͤhjahrs und Herbſts, zwei Zufammens, 
tunfietage ‚haben, und befugt find, den Kaſſenbeſtand 


[4 
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ſelbſt zu unterſuchen, oder auch die ſes ste ud 
vn ihrer — bewirken au laffen.; J 
ndſyndicus "nebft. "den. drei. Ba ii 

DE anni und Unſere Regieru Bu yo 
2 zu ſehen, daß alle dahin FT Gelbe er zu ih? 
ren beſtimmten Zweden verwendet werden, und hat zu 
desfalffiger Erfegung der Landrentmelfter von Monat zu 
Monat den ‚Sitmationsetat. feiner Kaffe nieht allein an 
bie Regierung und den Syndicum einzurek Ra, Hunt 
er verwaltet auch, wie, bisher, dieſe Caſſe, Mn. 
auf Eine andere Anweiſung ‚einige Zahlung Kerflal 
auf die des genannten Kaffendirestorü. Dem | ynb pr 
. bleibt, indeffen ,. wie bisher, erloube, An airich ku u 

Borngänse zu. ertheilen. 

u — 

ge 30, Sa "Übrtgend‘ die eahınre Aus N 
attein den re zu —— verMag, bielmehe 
u Erreihung diejes Zwe jährlihe K —5* 
bla ß — — — 2: Kr ie — — 
ungstaffe neben der Zi lung, auch jährlich der 
Betrag von wenigitens a aut, nd Reichstha— 
lern. auf, Kapitalforderungen abgetragen, und diefe 
Sırmme nah Erleidniß erhöher werden. 


$. 40. Sowohl die Abnahme dieſer Säulden 
tilgungssKaffenrehhung, ind der gleichfalls vom 
Landrentmeifter geführe werdenden Brands Kafjens 
rechnung, als auch alle übrigen LandessKafı 
fenrehnungen, foll in dem, 6. 23. beſtimmten Ters 
min, vor Unferer Regierung gefchehen. 


$. 41. Die Landestammer if, wegen der dem 
Fürſtenthum Pyrmons obliegenden jährlichen, ſowohl 
gewoͤhn / als außergewöhnlichen Beiträge, verpflichtet, die 
jegigen Deputirten gedachten Fuͤrſtenthums Pyrmont von 
den Verhandlungen des Ausgabeerats, und deffen Aufs 
bringen, nicht allein gehörig zu unterrichten, Tondern 
auch allenfallfige Erinnerungen derſelben zu hören, und, 
wo ſolche gegründet, fie abzuſtellen. 


1’ fi 
' 
2 x 
nu u zn e * 
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4. 42. Bei dem Antritt eines neuen Megens 
sen werden die Staͤnde zufammenberufen, und 
nah von Demfelden ausgeftellten Reverfalen zu 
Befolgung gegenwärtiger - Conftitution, zum: Huldi⸗ 
gungseide zugelaffen. 70000 3 


=. eo ie 5 


$. 43. Diefer Landesvertrag, worin, wie Wit 
hoffen, fih die Geundfäge einer allgemeinen Liberalint 
genugfam ausfpechen, und von welchem weder Wit, 
noch Unfere Nahtommen in der Regierung, it 
irgend einem Punct, ohne Zuſtimmumg Unfe 
ter getreuen Landftände abgehen wollen md 
follen, von beiden. Seiten gehörig, vollzogen 
worden, und. zu deffen: Öffentlicher Vekanntmachung Uns 


h f 


fere. Regierung beauftragt, — 
Arcolſen, den 19. April 1z8c6ä. 


Georg Belnrich. 
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6) Sachſen⸗Hildburghauſen. 


Per $ Herzog von | Sächfen-Bifdburghäufeh Hatte‘ Veigl. 
Th. 2. ©. 367.) bereits am 15. Sept. 1815 erklaͤrt, 
es ſey nach Wiederherſtellung der teutſchen Freiheit 
eine der. erſten Sprgen ‚feiner „Regierung, geweſen, bie 
Mängel der bisherigen Verfaſſung, wo die Witterfchaft 
meiſtens ein entſchtedenes Uebergewicht uͤber die, Staͤb⸗ 
te gehabt habe,‘ zu, verbeſſern, und den Bauerſtand 
in die Landſchaft einzuführen." ex 

Die Stände, des Herzogthums ſprachen darauf am 
29. Jan. 1846 im; einer. (nicht vfficiell befannt: gewos: 
denen)  Erkläriing Ihre Wimſche gegen den Herzog 
über die in der Tandfchaftlichen‘ Verfaffung uͤberhaupt 
zu treffenden Mobificationen aus, worauf der ‚Herzog 
der Landesregierung aufgab,, ‚einen - gurachtlichen 
‚Entwurf! einet gefegmäßigen ſtaͤndiſthen Verfaſſung ihm 
vorzulegen. Der Herzog und deſſen Erbprinz billig⸗ 
ten denſelben, worauf derfelbe den Ständen vor— 
gelegt, von dieſen gepruͤft und angenonmmen, ſo⸗ 
dann als Landesgrundgefesz erklärt, und — ſo 
wie die weimariſche Verfaſſung vom Jahre 1816 — 
unter die Garantie des teutſchen Bundes ges 
‚ftent ward. Denn am 4. Octobet 18418 ward die neue 
hildburghauſiſche Verfaſſ ſung von dem teutſchen Bunde 

Deitter Band. 25 | 
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dahin garantirt: „um in Allen Faͤllen einzuſchrei⸗ 
ten, wo entweder der Negent, oder die Etände wegen 
diefer Verfaſſung an den Bundestag ſich wenden würden." 
Es ‚gehören zwei Actenſtuͤcke hieher. Das Re— 
feript des Herzogs an die Landſchaft vom 27. 
Nov, 1817, und der Entwurf der landftändis 
ſchen Verfaffung, der, nad) der Annahme von ben 
Ständen, zum Landesgrundgefeg erhoben. ward. 
Si DS Cr 


HurbuuuiIntü...d- I WS u ws t 
) Reſchi pt des Herzogs Friedrich vom 
ls m Van Fle Nov. 1817 . ach | 


Wir Friedrich von Gottes Gnaͤden ie’. , haben, 
anf die von Eüch in ber "Erklärung vom 29.Jan. 8. '%. 
Bahres wegen Einführung des Bauernſtandes in die Land⸗ 
fſchaft „si gu erkennen gegebenen, Wünfche über, die in der 
landſchaftlichen Berfafung ‚überhaupt zu treffenden Mo: 
dificationen, und eingedenk der bei dem Wiener" Kongreß 
von Uns, glei andern teutſchen Fuͤrſten, uͤbernomme— 
men Verpflichungen, Unſere Landesregierung aufgefors 
dert, über die Herſtellung; einen: den: Forderungen ‚der 
zeit angemeſſenen ſtaͤndiſchen Verfaſſung ihr vollfiändi 


5 


„ges ‚Gutachten abzugeben. Es iſt Uns hierauf ein.von 


derfelgen in mehreren Sigungen zu Stande gebrachter 
gutachtlicher Entwurf vorgelegt worden, melden Wir, 
nach vorgenommener. eigneer Pruͤfung, im Gangen Un: 
fern Wuͤnſchen und Tandesväterlichen: Abſichten entſpre⸗ 
hend finden, und über welchen auch Unfers Herrn Erbs 
prinzen Liebden Uns Ihre Zuftimmung, vorläufig zu. er 
kennen gegeben haben. Wir werden demnach keinen 
Anſtand tehtnen, denfelben,'fo wie Wir ihn in der An— 
lage beiſchließen laffen, als‘ förmliches, für alle Zeiten 
verbindliches und: einſeitig nicht. abzudnderndes ‚Landes; 
grundgeſetz (abs, Landesgrundvertrag) „zur. genehmigen, 
‚auch denfelben von Unfers Herrn Erbprinzen Liebden .a 
Unferm naͤchſten Nachfolger in der Negierung gleich mit 
unterzeichnen zu laſſen, fo bald Ihr Eure beifaͤllige "Er: 
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klaͤrung daruͤber werdet erfinttet haben. Indem Wir 
auf dieſe Mi e die Rechte Unſerer getreten Untertha⸗ 
nen und Scade nicht wenig erweitern, und ihnen jo 
viel Einfluß auf den Gang der_ öffentlichen Verwaltung 
und die Erhaltung des Sanzeh geftaiten wollen, als nu 
immeu mie! der Selbftitändigfeit, und dem feiten; Gaug 
der Regierung und oberen "Staatsgewalt‘ vereinbar ift, 
ehen Wir jedody von der, auch von Unferer Regierung . 
füpdonneen Boräusiegung und horhiwendigen Bedingung 
aus,‘ daß ſie auchndir damit in unzertrennlicher Verbim 
dung ſtehenden ugroͤßeren Verpflichtungen, insbeſondere 
die ohnehin. inn den “Grundſaͤtzen des heutigen Staats 
rechts begrndete- Verbindlichteit, für die Deckung der 
als -notätbendig:iumd nuͤtzlich erkannten Staatsausgaben, 
To weit der Ertrag des Domainenguts dazu nicht anreicht, 
Sorge zu tragen‘, nicht verkennen, und. gleich) bei der 
erſten Etatserrichtung für. die. Bedürfniffe und den Uns 
terhalt des herzoglichen Hofes ſolche Beſtimmungen tin 
gehen ‚werden, wie cs der fürftlihen Wuͤrde und den 
Kräften; ders zugleich als fuͤrſtlichen Familiengut zu bes 
trachtenden Staatsdomainen angemeffen iſt. Wir for 
dern Euch alſo auf, alles dieſes mit dem Euch zugeben? 
den Eutwarfe,än genaue Erwägung zu nehmen, und 
Unis Eure, Erklärung „und allenfalliigen, Wuͤnſche bald; 
möglicht vorzulegen, behalten Uns aber vor, Euch auch 
diejenigen Beſtimmungen, welche Wir wegen Bildung 
der erſten Rändifchen Verſammlung nad) der neuen Ord— 


nung eintreten zu Taffen fir nöthig erachten, zu Eurer 


ebenmaͤßigen Erklaͤrung mitzutheilen. 
Hildburghauſen, 
den 27. Nov. 1817; 
Friedrich. 
v. Baumbach. 
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b) Sandftändifhe Verfaffung bes Fürs 
ſtenthums Hildburghauſen. 


Erſter Titel6. 


Von der Landſchaft uͤberhaupt und deren | 
”% Rechten und Pflichten. 


$. 4. Allgemeine Beftimmung. - Das ganze Land 

und fänmtlihe Unterthanen werden in allen, Angelegen 

heiten zwiſchen Regenten und Volt durch verfaſſungs⸗ 
maßige Abgeordnete (Deputirte) vertreten, deren Ge⸗ 
ſammtheit die Landſchaft ausmacht. So wie alle Rechte 
und Befugniſſe, welche dem Volke in ſeiner Geſammt⸗ 
heit im Verhaͤltniß zur Regierung zuſtehen, nur auf 
diefem verfaſſungsmaͤßigen Wege ausgeübt ‚werden koͤn⸗ 
nen; eben ſo ſollen auch alle Anforderungen, welche von 
deſſen Bewilligung abhängen, nie auf einem andern ges 
macht werden. ' Fe 

$. 2. Rechte der Landſchaft. Der Landſchaft ſtehen 
in dieſer Beziehung folgende Rechte zu: - 

2) Das Recht des Beiraths und der Zuftimmung bei 
Verträgen und Dispofitisnen, wodurch die’ Sn; 
tegrität des Landes verlegt, deſſen Revchien ge: 
fhmälert, oder die Negierungsverfaffung des her; 
zoglichen Hauſes verändert wird. | 

b) Das Recht der Berarhung und Zuftimmung bei 

Einführung nener und bei Abänderung befichender 
allgemeiner Landesgefege, welche die Grundverfaf; 
fung des Landes, die Freiheit oder das Eigen: 
thum der Staatsbürger betreffen. 

co) Das Recht, die Etats der Staatsbedürfniffe mit 
den Negenten oder der dazu beauftragten Behörde 
gemeinſchaftlich feſtzuſetzen. 

d) Das Recht, alle fir den Staatszweck noͤthigen 
Abgaben und Leiftungen der Staatsangehörigen zu 
verwilligen, dergeftalt, daß folche ohne dieſe Bes 
willigung nicht ausgeſchrieben und gefordert werden 
tönnen; ingleichen das Recht, außerordentliche 
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SStaatsbeduͤrfniſſe, mit Genehmigung der. Megies 
rung, duch Anlehne auf die Fonds. der Steuers 
Kkaſſey zu⸗ decken. re, | 
1.0) Das Recht, die vermilligten Steuern, Abgaben 
und fonftigen zur Iandichaftlihen Verwaltung ger 
hängen Gelder in eine eigene Kaffe, unter Konz 
trolfe der Regierung erheben und zu den beftimms ' 
. tm Sweden verwenden zu laffen. en 
9 Das Recht, Bei den Verfügungen Über die Domai— 
nen in der Art konkurriren, daß bei Dispoſi⸗ 

tionen uber die Subſtanz, neben dem agnatiſchen 

Konſens auch, die Zuſtimmung der Landſchaft ers 
focrdert werden ſoll. | 

8) Das Reht, bemerfte Mängel in der Geſetzgebung, 
Ungleihhheiten und Mißbraͤuche in der Verwaltung 


I; 
i 


sis 


regierung und deren einzelnen Abtheilungen, mit Aus: 
nahme des Juſtizkollegiums, einen ihr, wie dem Fuͤrſten 
Befonders verpflichteren bevollmaͤchtigten Beifiger (Land: . 
rath) zu unterhalten, Se | | 


8.4 Pflichten der Landſchaft. Die Landfchaft iſt 
verpflichtet, dieſe Rechte auf das pünktlihfie in Aust: 
bung zu bringen, und dabei die allgemeine Wohlfahrt, 
die Aufrehthaltung der Verfaſſung und den ungehinder; 
sen geſetzmaͤßigen Fortgang der. Öffentlihen Verwaltung 


Cinfonderheit durch Aufbririgung“ der’ nöchigen Mittel‘) 
zum bejtändigen Augenmerf zu nehmen.‘ Der übrige 
Inhalt ihrer Pflichten wird bei den. einzelnen Zweigen 
- ihrer Thätigkeit durch: Verträge, Gefege und die Natur 
der Sache bejtimme, : DE ee 20 


8. 5..Berhältniß ‚der lanbfehaftlichen Thatigeit zu 
ben Beſchluͤſſen des Bundestags. Geſetzliche Anordnun⸗ 
gen und allgemeine Beſchluͤſſe des Bundestages, wodurch 
dem Lande, als Bundesglied, Verbindlichkeiten aufgelegt 
werden, find von der landſchaftlichen Einwilligung uns 
‚ abhängig. Nur bei der Ausführung hat die Landſchaft 
mitzuwirken, infofern nehmlich Über die Are und Weiſe 
ihrer Vollziehung, oder die dazu erforderlichen Mittef 
noch eine Frage Statt finder, SriP 
nt FERIEN TE TI 
Bon den .Landesdepusicten,<.- & 
8. 5. Art der won denfelden auszuͤbenden Vertres 
sung. Jeder Deputiste vertritt nicht blos ‚feine Gewalts 
geber oder einen "einzelnen" Stand, fondern das Ganze 
und alle Unterchanen. Doch: wird in Ruͤckſicht der bis⸗ 
herigen vorzugsweiſen Berechtigung zur Landſtandſchaft, 
die Eintheitung der Abgeordneten nad Claſſen oder Staͤn⸗ 
den beibehalten, und neben den bisherigen Staͤnden — 
der Rittergutsbeſitzer (Ritterguͤter) und Bürger (Städte) 
noch der alle Landbewohner umfaffende Stand der Bauern 
(der Aemter) und der geiftlihe Stand in die Landſchaft 
eingeführt, | ER —— 


$. 7. Zahl, der Deputirten. Die Zahl der Abgeord⸗ 
neten wird auf. Ychtzehn feftgefegt, nehmlich: Sechs aus 
ben Befigern der mit dem Recht der Landftandfchaft 
‚bereits verfehenen, gder Fünftig damit zu beleihenden 
Ritterguͤter; Fünf aus den Birgern der Städte Hilds 
burghauſen, Eisfeld, Heldburg, Königsberg, Ummer; 
ſtadt; Sechs aus den’ Eingefeffenen der Aemter Hilde 
burghauſen,  Eisfeld, Heldburg, Somenfeld, Königs 
berg, Behrungen, mit Einſchluß der entfernten Br; 
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ſchaften ünd Untetrhaden Ni@iben ‚ums deimdueiſtlichen 


Sonden Hi » namen vol. yenaz ae ldren, 
r RUE u ee INT: 

6. 8. Art Ihrer Eentiung?gIhrenErkenküng ge⸗ 
ſchieht durch freie Wahl der Repraͤſentirten. Jede 
Klaſfe wählszdie ihr zuko amenden Abgaordmeten uf ah⸗ 
ver Mitte, die Ritterſchaft die ihrjgen gemeinſchaftlich, 
von den Staͤdten und ifemtermsabee jedes Einen aus 
ſeinen Singeleflenensnans 3% 136, 5, BR 

$. — a. von Stellvertretern. Zugleich wer: 
‚für, die. Deputirten der Ritgergägge 1 zwei⸗ 
„ Wr, jeden. ‚Den, ÜBHBEU, aba REIN cr 
er .eknanng, „ii. Aulcdiag, — 5 St, was 
det dolde yon,den Depuriscen geſagt mid, 
Hr. Allgemeine “Erfordirniffe einrs Deputirten. 
Wer zu einem Deputirten wahlfähig ſeyn follpn muß: 
race chriſtlichen Retigion bekenmen ⸗/ 7 
Ew) ſeinen Willen" ſelbſtſtaͤndig etklaͤrene konnen und 
209 das ‚2gfte Jahr qut uckgelegt haben ynn Rn: uno 
) von unbefhöltenem Rufe linde nicht im Konkurs 
un befangen. -feynanıinon * % mitten —E—— 
win Bei Konkurs Verfallene iſt nach" deſſen Beene 
digung wieder wählbar, wenn or vhne ſein Ver⸗ 


ad Sohn, ingleichem Bruͤder koͤnnen nicht. zu 
ni gleicher Zeit. —53 bekleiden. Ereignet 
ammentreffen x fo, giebt ‚dic früt 


od 


F} 


22,1 Eigenſchaften 5° u 3 
2) fine vitterfch: feiihek Hepngirten, Zur Bekleidung 
| der Stelle eines Abgeordneten der ————8 
ſitzzer iſt erfordeulich der Beſitz oder Mitbeſitz ei⸗ 
ne mit Repraͤſentationsrecht in dinfer Klaſſe vet: 
aehenen C( immatrikulirten) RittergutsVon meh⸗ 
Er rer Beſitzeru eines ſolchen Gutesaſindz alle zu⸗ 


gleiche wählten, 1 Es iſt — daß kein 
wählte im Lande wohne, wenn er ſich nur in eis 


nem gig — u yo 


ei 42: . 4 
) Einer’ —— Deputirten. Die Mahitahigren 
eines Depultirten des Bürgerftandes erfordert die 
Erlangung des Buͤrgetrechts und. deffen wirkliche 
Ausübung in den Gemeindeverſammlungen. ie 
OPER Pad BR} WETTE rn # Rz E 


BR ‘e) Fine! Ainredehnritren. "Ein Vertreter des Vaneenl 
ſtandes muß entweder das Nachbarrecht einer Dorfs⸗ 
gemeinde haben, pder- Eigenthumer eines nicht im 
matrikulirten Gutes," oder riner Fabrik des ju 

ae Ben ai bu a — 

Rſeyn Kl. TE le io 

$. 14. Fall des —— — dieſer Eihenſgaf⸗ 
ten. Diejenigen, welche verſchiedenen Ptänden zu * 
angehören, find nur in einem und zwar inner. in 
abiger Hrdnung mac, froͤheren waͤhlhair 

§. 15. Eigenſchaften des geiſtlichen Depuiirtens Der 
geiſtliche —— ag: ns dern hoͤhern Geiſt⸗ 
— genommen. sr: mil. Srsc it ; 


8. 46.“ Daueir Bei — Ernenerung ser Wahl, 
ie Baht aller '!Depurirren geſchieht auf ſechs Jahre. 
Nach deren" Ablauf/ oder wenn eine frühere alfgemeine 
— der Repraͤfentanten erfolgt, wird eine neue 

Wahl angestdnet,' wobei jedoch die Ausgetretenen; wenn 
i die oben beſtimmten Eigenfhaften: nicht u ha⸗ 
en, immer wieder gewaͤhlt werden koͤnnen. er 
der Abgang eines Depntirten 'aus’irgend einem Brynde 
vor Beendigung der Bertrerungsgeits. jo teitt deſſen Stells 
vertreter gin,- und wenn auch dieſer fehlt, wird ſofort 
zu einer Ergaͤnzungswahl geſchritten, 


8§. 17. Anordnung und Leitung der ahlen Die 
Anordnung : allgemeiner - Wahlen‘: ergeht: vom -Negenten 
an die Landesregierung weicher: die oberſte Leitung ders 
felben » zuſteht. Nlle hierbei vorkommenden Gefchafte 
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werden: koſtenfret beſorgt. Ein beſonderes Regulativ 
beſtimmt die Art und Weiſe, wie ſaͤmmtliche Wahlen 
fuͤr das erſtemal zu vollziehen ſind, welchem, wenn die 
Volkswahlen in Gang gebracht find, eine definitive Wahl⸗ 
ordnung folgen wird, 0 


6: 18. Pruͤfung der Wahlen, Sobald die Wahlen 
Beendigt find, ſendet die Regierung die eingegangenen 
Wahlberihre mir den Wahlaften und ihrem Butachten 
Aber die Gültigkeig des’ Start: gefundenen - Verfahrens, 
an den Landesherrn ein. Iſt das Verfahren unverwerf⸗ 
lich; ſo wird der landſchaftliche Ausſchuß, unter Mit⸗ 
theilung der Akten, davon in Kenntniß geſetzt· Im Ger 

ntheil aber. erfolgt foforf. die. Verfügung. einer, andern 
ER IF; — Ausſchuß bei —— Wahlen ein Be⸗ 
denken; ſo ‚hat, er dieſes mit. vollſtaͤndiger Darlegung 
feiner Gruͤnde dem Regenten ungeſaͤumt anzuzeigen, und 
auf Anordnung einer. nochmaligen Wahl, "anzutragen. 
Hnsältig. if jede Wahl, bei — die geſetzlichen For— 
men, ‚pder, die Vorſchriften über dig, Eigenichaften der 
Deputirten nicht beobachtet worden find, oder welche 
duch Beſtechung, WVerfprehungen oder Drohung zu 
Staride goekommen iſt? Im letztern Falle findet, sieben 
der Nichterklaͤrung der Verhandlung, noch eine Befteas 
fung ’de8 dabei vorgehommcehen Verbrechens durch die 
Suftizbehötde Stall, „in en ons. 
2 .N23 ol a a EL, J 
$. 19. Verhaͤltniß der⸗ Deputirten zu ihren Gewalt⸗ 
gebern. Die Deputirten ſind bei ihren Verrichtungen 
von keiner Inſtruction Ihrer Kommittenten abhaͤngig, 
ſondern erſtatten ihre Erklärungen nah den Geſetzen 
und eigner freier und gewiſſenhafter Ueberzeugung. Sie 
ſind jedoch berechtigt und verpflichtet, beſondere Bitten, 
Vorſtellungen oder Beſchwerden ihres Standes oder Be; 
zirks und ſelbſt von Einzelnen aus denfelben annehmen, 
Hund (unbeſchadet ihrer: eigenen Meinung und Abſtim⸗— 
mung) an die Landesverfammiung zu ‚bringen. . Sie 
find. verbunden, ihre Wähler von den landſchaftlichen 
Verhandlungen und: den Gruͤnden der erfolgten Ber 
fchlüffe auf. angemeflene Art zu unterrichten; es bleibe 


— 
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aber ihrer eigenen — — zit te Rn 
hietin gehen wollen, >. —X 


6. 20, Kopfulenten der. Deren, "Die Sa 
ten der Städte und Aemer find berchtigg, ſich in, den 
u ihrer Abſtimmung kommenden Gegenitänden von Kon 
tem berathen zu laffem, die ‚aber ‚weder eing cigene 
Stimme haben, noch, -(wenn fie nicht etwa zugleich «ges 
wählte: Stellvertretet find). ——— ausüben 
koͤnnen. ‚Bei.den landſchaftlichen Verſammlungen wird 
auf, Seite. der Aemtardeputirten uͤberhaupt un, Ein Kom 
fulent zugelaſfen. Auch mup deſſen sadt dem Auseſchuſſt 
angezeigt worden ſeyn. SR 3 au 


ur at: a der zen im hen Jeiten 
find. it Anjehung“ ihrer eußerun⸗ 
Mn bei‘ Gen Rast n en: Verhandlungen ‚nicht, veranti 
worelüh: Er v erftcht fih, dag dieſe mit dem nothigen 
Anand; — Verunglimpfung der hoͤchſten Perſen det 
— Dann, a Btleidigung der ‚Regierung, d4 
ei 9 der e — — Pete n Kai 
en ſſen. | 


"g UM Derfönfiche. ——— berfeben nähen: fer 
—— — Berjammlunden,. Bei, Lartdtagen und 
Ronvensen find die landſchaftlichen Deputitten und Beam⸗ 
ten für ihre Perſon unverletzlich. Nur im Falle einch 
Verbrechens oder ſehr dringender Umſtaͤnde, kann eine 
Verhaf⸗ ung gegen Einjeine Statt ‚finden. 7 * 
E27 8 23. Entſchaͤdigung der Deputirten und: —S 

‚Die. Abgeordneten beziehen für: die. Zeit ihres Auf 
enthalts bei Landtagen und Konventen. die hertömmlicen 
Diäten und NReifetoften aus: der Landſchaftskaſſe. Dit 
Konfulentenider „verfchiedenen Stände werden nicht alle 
dert Landeskaſſe vemmterietir Die: des Buͤrgerſtandes er⸗ 
halten ihre Taggelder aus den ſtaͤdtiſchen Acrarien, und 
der Konſulent der Amtseingefeffenen wird aus ſaͤmmtli⸗ 
chen Dorfsgemeindekaſſen und von den wahlberechtigten 
Guͤtern c. 20. nach einem Sauszumittelnden Vermam⸗ 
fuͤrl ſeine Arbeiten und Bemühungen vergütet» MM 


a’) 
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Son: jenäiaatttien Beamten, den Kusihuß 
3 deputirten, dem Landrathe 


N 24. Allgemeine Beſtimmung uͤber die Anftelung 
—* Die Landichaft bedarf zur Leitung, und un? 
mittelbaren Beforgung ihrer Gefchäfte gewiſſer Beam? 
tepe ‚theilg iſt ihr Ch... 3.) geſtattet, einzelne Geſchaͤfts⸗ 
| cu e gewiſſe ‚Rechte ‚duch beſondere Bevollmaͤch⸗ 

late Ki nehmen zu laſſen. Zu den. Erfteren ‚gehören 

het aftsdirechor, der Landfchaftsfondicns, der Lands 

— cr, mit den landſchaftlichen Untepeinnchmern 
AN. Subalternen, — zu. den. Lestern dei landſchaftliche 

usſchuß und ‚der. Landrath · Alle hierzu. gehoͤrige Perz 

neh. werden (bis auf den im Ausſchuſſe Mas nehmen⸗ 

Ben, geijtlichen Deputivgen) von ſaͤmmtlichen Landesdepuz 
vn durch abſolute rugmerheu gewählt, und 

ee, bet at 


8. 25. Ernennung des —— — —— — Der 
—— ——— wird aus den’ Abgeordnoten der Rite 
cterſchaft jedesmal auf ſechs Jahre gewaͤhlt, und if, fo 
Aange sen ändert Zahl der Deputirten bleibt; immer wie⸗ 
Der waͤhlbar. Wirklihe Staats⸗ und Hofdiener, oder 
ſolche/ welche naus einerilandesfärftlihen . Kaffe. Beſol⸗ 
Burg eder Penſion beziehen, boͤnnen das Amt eines Lands 
ſchaftdirectors nicht ærhalten⸗ es wäre denn, daß ein: fol; 
eher in Folge eines ganz bejondern Zutrauens gewählt 
und die Wahl vom Regenten beftätige wuͤrde. Die 
Wahl geſchieht nach erfolgtem Ablauf der ſechsfaͤhrigen 
Zeit, oder nach dem Abgange des vorigen Direetor — 
gleich beim erſten Zuſammentritt der Abgeordneten zu 
einem Landtage, und wird dem Fuͤrſten mittels Berichts 

Beſtaͤtigung vorgetragen. Bei einem Wechſel im 
Direetorium· muß dev -abgehende: Director die landſchaft⸗ 
lichen Geſchaͤfte noch” ſo lange - leiten, bis die landes— 
fuͤrſtliche Beſtaͤtigung des Neugewählten verfolge ift. Die - 
Sandesherriihe Entfhliekung ſoll jedoch immer noch vor _ 
"Dem wirtlihen Anfang der Arbeiten des Landtags Aifok 
gen. Im Falle der Landſchaftsdirector an der Ausuͤbung 
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feines Amtes verhindert iſt, oder in der Zwiſchenzeit 
von reinem Landtage zum andern ganz abgeht, vertritt 
der’ ritterſchaftliche Deputirte des Ausſchuſſes deſſen Stelle. 
Iſt aber, im letztern Falle, der verfaſſungsmaͤßige Lands 
tag noch entfernt; ſo iſt eine außerordentliche Verſamm⸗ 
fung zur Wahl eines Landſchaftsdirectors nothwendig 
und moͤglichſt zu beſchleunigen. 


$. 25. Obliegenheiten des Landſchaftodirkelors. Dr 

Director leitet alle Gefehäfte in und außer den lands 
haftlichen Verſammlungen. Durch ihn Aaden alle 

tittheilungen an die Landesdeputirten, und alle im Na— 
men der Landfchaft ergehenden Ausfertigungen werden 
von ihm unterzeichnet, Er mache über, die Erhaltung. 
der Ordnung in den landſtaͤndiſchen Angelegenheitch,, f 
wie über die genaue Beobachtung der ——— 
ten der uͤbrigen Beamten und Untergebenen. 
den Gang der Staatsverwaltung nie aus dem Auge ver 
lieren, und bar befonders fich darüber mit Kin; lands 
ſchaftlichen Beifiger der. Regierung in Rapport zu ſetzen, 
uad diejenigen Gegenftände, welche fuͤr die: Landfchaft 
von. befonderm Intereſſe find, an den Ausſchuß ober don 
Landtag zu bringen... In allen Dingen, worin dem Lands 
ſchaftsdirector außerhalb des Landtags die Leitung der 
Geſchaͤfte zuſteht, kann er nicht allein handeln/ ſondern 
nur im Einverſtaͤndniß mit den ihm beigegebenen Auss 
ſchußdeputirten, welche audy: Bien Concepte der — 
— — 


—— 77. Anſtellung des a "Der Landſchafue— 
ſyndien⸗ wird auf Lebenszeit gewählt und von der Lanz 
desregierung, in Gegenwart eines oder einiger. landſchaft⸗ 
Jihen Abgeordneten, verpflichter. Er darf fein unmit; 
selbar pom Landesherrn befoldeter Diener. feyn, und muß 
in der Reſidenzſtadt wohnen. Er kann ‚bies auf. den 
Grund des verlornen Vertrauens, wenn: zwei Drittel 
ſaͤmmtlicher Landesdepntirten dafuͤr ſtimmen, ‚entlaffen 
werden. Beine Beſoldung aber kann ihm, gleich ans 
dern. Staatsdienern, nur durch urtel * — ernue⸗ 
gen. werden, 
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6. 28. Obliegenheiten des Syndieus. Der Syndi— 
eus ift dent Director ze Erhaltung der Ordnung und 
Förderung der- ———— Geſchaͤfte beigegeben. Er 
bereitet bei Landtagen und Conventen die Geſchaͤfte zum 
Vortrage vor, hat in allen landſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten ein berathendes Gutachten, welches. er auch unauf— 
gefordert erſtattet, und contraſignirt alle Ausfertigungen. 
Er iſt zugleich der ordentliche Expedient und Protocoll⸗ 
Führer der Landſchaft, der Archivar und Führer der Res 
giſtrande. Es können jedoch die Führung des Protocolls 
und die, Expeditionen and andern Mitgliedern der jiäns 
diſchen Verſammlungen oder deren Confulenten uͤbbrtra⸗ 
gen werden. 

$. 29. Ernennung der Ausſchußdeputirten. Den 
Ausſchu ß bilden, nebſt dem Landſchaftsdirector und Syn⸗ 
dicus 


a) ein Deputirter vom Stande der Kittergutsbefiger, 
b) zwei Städtedeputirte, 


Mein Amtsdeputirter/ 

d) der Deputirte des geiftlichen Standes. 

Ihre Functionen dauern fo lange, als ihre Theils 
nahıne an der Landesrepraͤſentation, nämlich 6. Sahre, 
und fie find ebenfalls wieder wählbar, Beim Eintritt 
einer neuen Deputirtenwahl bleiben fie jo lange in Thaͤ—⸗ 
tigkeit, bis ein anderer Ausfchuß gewählt wird. - 

$. 30. Gefchäftskreis des Ausſchuſſes. Die Ders 
richtungen des Ausſchuſſes beſtehen 

4) in vorläufiger Berathung und Bearbeitung vet auf 

dem Landtag zum Vortrag kommenden Geſchaͤfte — 
fo weit fie naͤmlich ſchon vor deffen Erbffnung ber 
kannt waren, 3. B. die vorläufige Priifung der 
Etats, die Berathung über zu erhebende Beſchwer— 
den u. ſ. w., ohne daß deſſen Mirglieder in ihren, 
Abſtimmungen bei: dem Vortrag der: Sache im 
Pleno ber Landſchaft an das Gutachten des Aus; 
ſchuſſes gebunden find ; | 

2) in fortwährender Bertrerung Ir —— auder 

dem Landtage. | 


N 
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Der Ausſchuß kann jedoch weder Steuern und an⸗ 
dere Belaſtungen der Staatsbuͤrger bewilligen, noch ſich 
definitiv uͤber Geſetzesvorſchlaͤge oder ‚andere zur. unmittel⸗ 
baren Cognition der Landſchaft geeignete Gegenſtande evr 
klaͤren, Tondern er iſt verbunden dergleichen Gegenſtaͤnde, 
welche nicht bis zum naͤchſten Landtage ausgeſetzt wir 
den koͤnnen, mit den über feine ‚vorläufige Berathung 
gefuͤhrten Protocollen, auf dem Wege Icheiftficher Cir⸗ 
eulation an ſaͤmmtliche Landesdeputirte zur Abſtimmung 
zu bringen. Zu ſeiner vollen Competenz hingegen gehoͤrt 


die einſtweilige Beſetzung der lJandſchaftlichen ve 

amtenſtellen, welche bis zum naͤchſten Landtag nücht 

| erledigt, bleiben können; m * 

‚ b).die fortwaͤhrende Controlle über” hie Auftechthal⸗ 

tung der Verfaffung und Vollziehung der von dem 

andesherrn und dem Landtage gemeinichaftlich ges 
Hfaßten Beſchluͤſſe und feilgefegeen Era; 

c) die Befugniß in deingerden Falten Anzeige an den 

Landesheren zu erftatten, oder WVorſtellungen und 
Beſchwerden anzubringen;  . m. m» 

'd) der Antrag auf Zufammenberufung außerordentli— 

. her Landtage unter. Anführung feiner. Gründe; ' 

'e) die Unterzeichnung der landſchaftlichen Schuldber⸗ 
ſchreibungen; Bu Ley Se DE DS 

f) die Mitauffihe Über die Verwaltung der Landes⸗ 
ſteuerkaſſe. a 


- , $, 34. Landfchaftlihe Kaſſencuratel. Die unmistel 
bare Leitung der Kaffengefehäfte wird ‚nicht von ſaͤmmt⸗ 
lichen Ausſchußdeputirten geuͤbt, fondern es werden dazu 
einige derſelben beauftragt, welche, mit einem aus der 
Mitte der Landesregierung zu deputirenden Rathe und 
dem jedesmaligen Landrathe, einen abgeſonderten Kaſſen⸗ 
vorſtand bilden. Dieſer Vorſtand iſt der Landesrecgie— 
rung und der geſammten Landſchaft in der Art unter’ 
‚ geordnet, daß jene, wie diefe, die von ihr ausgehenden 
Zahlungsverfügungen zunaͤchſt an denfelben erlaͤßt. Un 
ter ihm ſteht der landſchaftliche Hauptkaſſier. 
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3 $.3% Ernennung nund Funrtion des Lndſchaftskaſ⸗ 
ſiers. Dei landſchaftliche Kaſſier wird auf Lebensjeit 
ernannt und von der Landesregierung in. Gegenwart wies 
nigſtens Einos landſchaftlichrn Abgeordneten, verpflichtet. 
Er muß eine angemoeſſene Kaution ſtellen, und kann aus 
denſelben Gründen entlaſſen werden, wie jedernandere 
Rechnungsbeamte. Demſelben liegt die Verwaltung der 
Landesſteuerkaſſe und die Verrechnung aller Einnahmen 
und Ausgaben nach einer beſondern Inſtruction ob. 


4. 33. Bejtimmung, des Landrathes. Der Landrath, 
weldyen: nach dem landesherrlichen Edict vom 28. April 
4810 Sitz und Stimme in dor, Landesvegierung hat, 
ift als ſolcher Fein Mitglied der Landſchaft, ſondern 


sa) die Mittelsperfon jwiſchen derſelben und der Lan⸗ 
desregierung zur Erleichterung der Kommunication 
und Erzielung a beider Bi 
‚hörten, und . 


‚b) wirkliches M itglied der: Segierung, um — * 
Theilnahme und Mitwirkung, in den. Geſchaͤften, 
das Intereſſe und die Rechte der Landſchaft be— 
ſtaͤndig wahrzunehmen. 


Er folgt bei Abgebung feiner Stinime. in Regierungo⸗ 
ſachen feiner, eigenen Uebrrgeugung; bhne “an: beſondere 
Inſtructionen von der Landſchaft gebunden zw ſeyn, iſt 
aber derſelben fuͤr das, was auf. ſeine Mitberathung 
vorgenommen wird, beſonders verantwortlich Seine 
Dienftab — werden in. einer Snfutwign: näher 
beftimmt. 
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$. 34. —— — bes: Landraths.Ders Landrarh 
wird von drei zu drei Jahren gewaͤhlt, iſt aber immer 
wieder wählbar. Nach Verlauf der erſten drei Jahre 
kann derſeibet auch "auf Lebenszeit ernannt werden. Er 
muß die in dem beregten Edict dorgöfchtießeiten. Eigen: 
ſchaften beſitzen, braucht aber weder ein landſchaftlicher 
Deputirter, noch ein landſchaftlicher Beamter zu ſeyn. 
Er wird: bei der Landesregierung in re des Land 
EN — 


* 


* 
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6. 35. Beſoldung und Remuneration des obigeit Per: 
nals. Der Landſchaftsdirector, der Landrath/ der Syn 
dicus und. der, Kaffiev beziehen fire Befoldungen aus der 
Landeskaſſe, die Ausſchußdeputirten aber erhalten: bloße 
Auslöfung. beiden Verfammlungen, und Diäten bei den 
Ronventen = mi... — Re - 
kit 1: Vierter Bitel, . 
+ Kon Land; und Ansfchußtägen. 
"36 Einberufung des Landtags. Der Landtag 
wird jedesmal von dem Landesfürften angeorditet- uMd 
Son dem Landſchaftsdirector einberufen. Alle drei Jahre, 
und zwar jedesmal ju Anfang des Jahrs wird in der 
Regel cin Landtag gehalten ,, außerdem ‚aber fo oft, al⸗ 
8 der, Regent, auf Antrag des Ausfchufes oder aus 
eigener Bewegung, für noͤthig ball. Die Beftimmung 
des Ortes, wo der Landtaͤg zu halten dt, hängt vom 
Fürften ab, doch muß berfelbe im Lande gelegen feyn. 
In der Regel iſt die Meſidenz der Verſammlungsort. 
Jeder Abgeordnete hat, fobald er zum Landtage eintrift, 
ſich beim Director anzumelden. es, 
$. 37. Eröffnung des Landtags. Sind alt dem bei 
ſtimmten Tage alle Landesdepueirte, oder dbch wenig 
ſtens zwei ‚Drittel derfelben eingetroffen :; fo erfolgt auf 
Die. von dem Director bei der hoͤchſten Behörde zu ma— 
chende Anzeige, die Eröffnung. des Landtags in. folenter 
Form, entweder vom. Landesfärften ſelbſt, oder duch ei⸗ 
nen fürfilihen Kommiſſarius. — 


6. 88. Ordnung des Sitzes der Deputirten. Un— 
geachtet die Volksvertreter nach 656. in dieſer Eigen 
ſchaft alle gleich find; ſo beobachten fie doch auf Land⸗ 
tagen folgende Sitzordnung: Den erſten Platz nimmt 
der Landſchaftsdirector ein; dann folgen: zu beide Sri 
ten der. Deputirte des geiftlichen Standes, die Abgeord⸗ 
neten der Witterfchaft, die, Abgeordneten der Städte um 


win wW 
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8. 39. Leitung der Gefchäfte. Die Leitung aller 
Geſchaͤfte und Verhandlungen des Landtags komme dem + 
Dirertorgu. Er laͤßt die Sitzungen anfagen, eröffnet und 
ſchließt fie, and har in ihnen den Vortrag, Doc kann 
er diefen bei einzefnen Gefdäftsgegenftänden auch einem 
andern Mitgliede der Verfanmlung übertragen. Er hat 
dafiir zu forgen, daß die, landesherrlichen Propofitionen 
und die wichtigern Angelegenheiten immer zuerft vorge 
nommen werden. Bei den Debatten hat er feine Aufs 
merkſamkeit darauf zu richten, daß der Gegenftand der 
Verhandlung immer fetgehalten werde, und jeden, wels 
her fi davon entfernt, oder die Negel des Anftandes 
verletzt, zur Ordnung zu rufen, auch noͤthigenfalls we? 
gen Ergreifung geeigneter Maaßregeln gegen folche, wel 
the ‘der geſetzlichen Ordnung widerſtreben folten, die 
Berfammlung zu Abgebuͤng ihrer Meinung zu veranlafs 
ſen. Wuͤnſcht ein Mitglied, über einen nicht ſchon in 
der Reihe der Verhandlungen liegenden Gegenjtand einen 
Vortrag zu thun; jo har, es der Verfammlung jolhes 
anzuzeigen, und von dem Director die Beſtimmung der 
Zeit dazu zu gewaͤrtigen. . | 

$. 40. Discuffion der zu. verhandelnder Gegenftände, 
Die Disculfionen in der Verfammlung erfolgen muͤnd⸗ 
lich. Es iſt aber keinem’ Mätglicde verwehrt, feine Meis 
nung Fehriftlih zu übergeben, wenn nur der Gang der 
Geſchaͤfte dadurch nicht aufgehalten wird, Wichtigere 
Gegenſtaͤnde, wie Geſetzentwuͤrfe, neue Verwilligungen, 
Befchwerdeführungen, werden in der Hegel nicht foforg 
in der Sitzung discutirt, in welcher fie zur Propofition 
kommen, fondern erfi in einer folgenden Sitzung. Wollte 
es zweckmaͤßig fcheinen, dergleichen Gegenftände, che fie- 
zur⸗ Erörterung in aflgemeiner Verſammlung fommen, 
erit befonders prüfen oder bearbeiten zu laſſen; fo ſteht 
es der VBerfammlung frei, hiezu einen Ausſchuß niederz 
Jufegen, und die von dieſem zu beobachtende Geſchaͤfts⸗ 
behandlung zu beſtimmen. 

$. 41. Abſtimmung. Erft dann, wenn eine Frage 
vollſtaͤndig erörtert ift, wird. zur Abſtimmung gefchritten, 
wobei der Gegenftand immer in möglichft einfache Fra— 

Dritter Vand. . 26 
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gen aufzuloͤſen iſt, ſo daß jeder Abſtimmende ſich mit 
Ja oder Nein daruͤber erklaͤren kann. Zu Faſſung ei— 
nes guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenig⸗ 
ſtens zwei Dritteln ſaͤmmtlicher Landesdeputirten erfor⸗ 
derlich. Jeder Deputirte muß feine Stimme ſelbſt ads 
geben, und es findet hier keine andere Stellvertretung 
Statt, als durch die $. 9. bezeichneten Vertreter. Die 
Abſtimmung erfolge von oben nad unten, der Direstor 
aber fuspendirt fein Votum bis zuletzt. Alle Beſchluͤſſe 
werden durch abſolute Stimmenmehrheit gefaßt. Im 
Falle der Stimmengleichheit wird die Sache bei cine 
andern Sitzung nochmals zur Abflimmung gebradt. 
Bleiben aud dann die Stimmen gleich; To giebt die des 
Directors den Ausschlag. In dem Prototofl über die 
Abftimmung wird nur die Zahl, nicht aber der Name 
der für das Eine oder das Andere Stimmenden angege— 
ben. Uebrigens fteht es jedem Mitgliede frei, auf ein 
Serutinium-anzutragen. Dem Befchluffe der Michrheit 
muß fih die Minderheit unterwerfen, fo daß die Bes 
ſchlußfaſſung in feinem Falle durch Proteftationen aufge 
halten werden kann. Es bleibt aber denjenigen,’ welde 
für die Unterlaffung einer befchloffenen Maafregel ge 
ſtimmt haben, nadhgelaffen, die Gründe ihrer abweichen 
den Meinung fchrifelih zu den Acten zu geben, und 
darauf anzutragen, daß fie der hoͤchſten Behörde mit 
angezeigt werden. 


$. 42. Form der Mittheilungen zwiſchen den Regies 
rungsbchörden und der Landichaft. Ale Iandesherrlichen 
Poſtulate und Anträge, fo wie die Iandesherrlichen Ent: 
fchliegungen auf die Eingaben der Landſchaft ergehen in 
Referipten nach der in der Organifation des geheimen 
Rathscollegiums vom 21. April 1810 bezeichneten Form, 
unter Contrafignatur des vortragenden geheimen Rathes. 
Die Landesregierung bedient fich in ihren Mittheilungen 
an die Landfchaft ebenfalls der Reſcriptsform. Werden 
bei Sefeßesvorfchlägen oder andern wichtigen Gegenftäns 
den mündliche Erläuterungen für Zwecke dienlich erach— 
tet; fo wird der Regent ein Mitglied oder einige Gier 
der des geheimen Rathscollegiums oder der Regierung 
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zu den Sitzungen des Landtags abordnen, welche die 
Sache nad) ihren Beweggruͤnden entwieeln, jedoch der 
landſtaͤndiſchen Abſtimmung und Beſchlußfaſſung nicht 
beiwohnen. Die Landſchaft erſtattet Berichte, Erklärunz 
gen, Vorſtellungen u. ſ. w., wobei fie ſich derſelben Cu— 
rialien bedient, wie nachgeſetzte landesherrliche Behoͤr⸗ 
den bei Berichtserſtatrungen. Im Falle abfälliger Erz 
Härungen über landesfürjtliche Propoſitionen hat ſie die 
Gründe jedesmal vollſtandig anzugeben, worauf der Re— 
gene entweder von dem Antrage abfteht, oder im Falle 
er die Sache noch nicht erichöpft finder, denfelben uns 
ter weiterer Anführung der dafür fprechenden Gründe 
erneuert, 

9 8. Schluß und Auflsfung des Landtags. Die 
Berhandlungen ſchließt ein Landtagsabfchied,, mit wels 
chem die Verfammlung entlaffen wird. Durch denfelben 
kann der Landesherr die Verfammlung vertagen, oder 
gänzlich auflöfen. Sm letztern Falle verlieren ſaͤmmt⸗ 
liche Abgeordnete, den Director ausgenommen, ihre 
Stellen, und cs muß längftens binnen drei Monaten 
zu einer neuen Wahl gefchritten werden. Bis diefe 
vollendet iſt, und der neue Landtag einberufen wird, 
bleibe jedoch der alte Ausfhuß in Thaͤtigkeit. Erfolge 
die Anordnung zur neuen Wahl in der bejtimmten Zcie 
nicht ; fo ift die vorige Repraͤſentation wieder hergeſtellt. 


$. 44. Ausfhußtage C Eonvente). Der Ausfhuß 
verfammele fih zu Bejorgung der ihm obliegenden Ges 
ſchaͤfte, fo oft es die vorliegenden Arbeiten nothwendig 
machen, auf die Einladung des Directors, ohne dazu 
einer befondern Erlaubniß zu bedürfen. Bei den Vers 
handlungen deffelden gelten die naͤmlichen Beftimmungen, 
welde $. 38. bis 42. für den Landtag feftscjegt worz 
Den find. Die Über die Berathungen des Ausſchuſſes 
zu führenden Protocolle find fo zu faſſen, daß die übriz 
gen Landesdeputirten den Gang der Verhandlungen und 
die Gruͤnde, welche einer Befhluß oder ein Gutachten 
motivirt haben, daraus erſehen koͤnnen. An dringenden 
und bei minder wichtigen Angelegenheiten koͤnnen die 
Meinungen der Ausſchußdeputirten auch außer der Vers 

26 * 
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ſammlung ſchriftlich eingeholt werden. Die Berichte und 
Expeditionen des Ausſchuſſes ergehen nicht im Namen 
der geſammten Landſchaft, ſondern uünter feiner eige⸗ 
nen Unterſchrift, und. Reſolutionen darauf werden ar 
ihn gerichtet. | 
‚5.45. Verbot unfdrmlicher Werfammlungen und eins 
feitiger Berichte der Deputirten. Alle Berfammlungen 
landftändifcher Deputirten außer den Land: und Aus 
fhußtagen zur Berathung Über landfchaftlihe Angeles 
genheiten, ohne beſondere Erlaubniß, find verboten, und 
die darin gefaßten Beſchluͤſſe ungültig. Eben fo find 
einfeitige Eingaben und Rorftellungen einzelner Volks— 
vertreter bei dem Negenten unerlaubt. 5 


Fuͤnfter Zitel, 


Nähere Beftimmungen über die Ausuͤbung 
der landſchaftlichen Rechte. | 


9 46. 


a) In Anfehung der Sntegrität des Landes und den 
Regierungsverfaffung. 

Verträge und andere Beftimmungen, welde den Um— 
fang der gegenwärtigen Landestheile ; die Landesrevenuͤen 
oder die Regierungsverfaffung des herzoglihen Hauſes 
betreffen, follen den Landjtänden entweder vor der Einz 
gehung oder doch noch vor ihrer Ratification zur Erthei: 
fung ihres Rathes und ihrer Zuftimmung mitgecheils 
werden. Sollte diefed jemals unterbleißen und eine fols 
che Dispofition gegen das Intereſſe des Landes vollzos 
gen werden; fo würde der Landfchaft, außer dem Rechte 
der Klage gegen diejenigen Räthe, welche die zeitige 
Mittheilung unterlaffen, die Befugniß zuftehen, bei dem 
Bundestage auf Refriffion des Wertrages oder der Ver—⸗ 
fügung anzutragen. Ä 
B $. 47: 


| ) Sn der Sefeßgebung N | 
Das Recht des Beiraths in der Geſetzgebung bes 
greift zugleich in ſich das Recht der Bitte und des Vor⸗ 


N 


” 
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ſchlags wegen zu ertheilender oder abzuändernder Geſetze. 
Verſagt der Landesherr einem ſolchen Worfchlage die 
Sanction; fo kann der Landtag ihn noch bei zwei ans 
bern Verfammlungen wiederholen. Alle zur. Vollſtreckung 

vorhandener Geſetze nothiwendigen oder aus der Natur 
des Verwaltungs: und Auffichtsrechts fließenden Vers 
orönungen find von der Jandfchaftlihen Zuftimmung uns 
abhängig. Eben fo die Regulirung der Firchlihen Anz 
gelegenheiten, fo. weit fie nicht das Eigenthum oder das 
Verhaͤltniß der Kirche zum Staat betrifft. Sollte darz 
uͤber, ob sine, vom Landesheren ohne landſchaftlichen 
Beirath, erlaffene Vorordnung der landfhaftlihen Zus 
fimmung unterworfen fey, Zweifel entftcehen; fo Bleibt 
fie fo lange in verbindlicher Kraft, bis die Regierung 
biefelbe auf den Widerſpruch der Landfchaft zuruͤcknimmt. 


$. 48. | 


Bel Regulivung der Staatsausgaben u d Ein, 
nahmen. ı 2 a > alt —— 


Die Etats, welche nach Vorſchrift des landesherr— 
lichen Edicts vom 28. April 1810, von der Finanzbe— 
börde unter Concurrenz der gefammten. Landesregierung 
zu fertigen und hinführo immer auf drei Sahre einzurich⸗ 
ten find, werden aus dem Geheimenrathe dem landſchaft⸗ 
lihen Ausſchuf mitgerheilt, welcher ſie prüft: und: mit 
feinem Gutachten an die Landſchaft abgiebt. In diefer 
Beziehung. find den. Ständen von den Iandesherrlichen 
Behörden die erforderlihen Rechnungen, Nahmweifungen 
und Auffhlüfe auf Verlangen mitzutheilen, und ihnen 
fowohl von der Nothwendigkeit der gemachten Anfordes 
tungen, als von der zwecfmäßigen Verwendung dev fruͤ— 
bern Bewilligungen die vollftändigfte Ueberjeugung zu 
verfchaffen. Der Landtag erſtattet fowohl über die Anz 
nahme der Etats, als Über die zu deren Deckung erfor: 
‚derlihen Verwilligungen eine Erklärung, worauf entwe⸗ 
der die fofortige landesherrlihe Genehmigung und die 
Ausfchreibung der Abgaben mittelft Patents erfolgt, 
oder weitere Verhandlungen eingeleitet werden. Treten 
in der Zwiſchenzeit von einem Landtag zum andern un; 


- 
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umgaͤngliche Staatsbeduͤrfniſſe ein, auf welche bei der 
Etatserrichtung nicht gerechnet war; ſo wird entweder 
der $. 30. Neo. 2. bezeichnete eg. eingefchlagen,, oder 


eine außerordentlihe Verſammlung der Deputirten vers 


anftaltet. 


s. 49. 
d) Dei Feftftelflung anderer Leiftungen. _ 


Ein gleiches. Berfahren findet Start, wenn Leifkuns 
gen der Unterthanen, welche nicht in Abgaben beftchen, 
gefordert oder fonft Mäafregeln genommen werden, wels 
che für die Landfchaft ein Intereffe Haben koͤnnen. 

$. 50. 
. e) In Anſehung des Iandichaftlihen Kaſſenrechts. 

Ueber die Verhältniffe der Tandfchaftlihen Kaffe und 
„Die ihr zu überweifenden Fonds, ſo wie die Errichtung 
einer Schuldentilgungstaffe, wird eine befondere Ueber⸗ 


‚einkumet ‚getroffen werden, und cin Kaffen ; Regulativ 
Möchige: Über das Kaffen s und Rechnungsmwefen fefts 


fepen. Die von dem Londfchaftskaffier vier Wochen - 


neh dem Schluß des Rechnungsjahres bei dem Aus 


ſchuß zu Äbergebende Hauptrechnung wird von diefem it 


materieller Hinſicht gepräft, und mit deffen Bemerkuns 
‚gen der Landesregierung übergeben, welche ſie von der 
Rechnungskammer vevidiren läßt, und jodann in Gegen— 
wart des Landichaftsdirectors, eines Ausfhußmitgliedes, 
des Syndikus und des Kaffiers gemwöhnlichermaßen juftis 
fieirt. Die abgehörten Rechnungen werden dem Lands 
tage bei der nädhftfolgenden Zuſammenkunft vorgelegt. 
Der Kaffenvorftand ift der gefammten Landfchaft dafür 
verantwortlich, daR die Etats nicht uͤberſchritten und 


feine unjuſtifieirlichen Ausgaben auf die Kaffe augen 
ſen werden. 


F. 51. 
f) Sn Anfehung der Domainenverwaltung. 


Diejenigen Diener, welchen die Domainen : Abmis 
niſtration obliegt, find dafür verantwortlich, dag den 


— 


u 
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Rechten der Landſchaft, fo wie den Verpflichtungen ge: 
gen. .die Agnaten Genäge geleiftet werde. Sollten dens 
jelben und dem Sintereffe des Landes entgegen, Dispo: 
ſitionen über das, Domainenvermögen getroffen werden; 

fo follen diefe auf bloße Einfprache der Landfchaft Als 
von Nechtswegen ungültig und Teldft für den Landes; 
herrn unverbindlich erkannt werden. 


$. 52. 
g) In Anfehung des Rechts der Beſchwerdefuͤhrung. 


Beſchwerden über die Verwaltung überhaupt und die 
Handlungsweiſe der Staatsdiener mäffen (mit Ausnahme 
des $. 30. 2, c. beflimmten Falles vor ihrer Anbrin— 
gung, auf dem Landtage in Berathung und zur Abſtim— 
mung gebracht worden feyn. Den einzelnen Staatsbuͤr— 
gern iſt es geftattet, bemerkte Gebrechen oder Mißbraͤu— 
he, deren Abftellung das allgemeine Befte zu erfordern 
ſcheint, der Landſchaft oder dem Landfchaftedirector. zur 
Anzeige zu bringen. 


F. 583. 


5) In Anſehung des Rechts der Beſchwerde und 
Klage gegen Staatsdiener insbefondere. 


Das Recht der Befchwerde und Klage gegen Staats⸗ 
diener wird vorzuͤglich dadurch geſichert, daß alle Verfuͤ⸗ 
gungen des Regenten von denjenigen, welche ihn dabei 
berathen haben, nah Maaßgabe des Edicts über die 
Organiſation des geheimen Rathscollegiums, contraſig⸗ 
nirt werden muͤſſen, und jeder Diener fuͤr die auf ſei— 
nen Vortrag gefaßten Beſchluͤſſe dem Regenten und dem 
Lande verantwortlich iſt. Das Recht foͤrmlicher Klage 
von Seite der Landſchaft findet nur gegen höhere Staatds 
diener in dem Falle Statt, wenn die befchwerende Hands 
lung ein Vergehen in fih enthält, weldes die Entfcheir 
dung eines Gerichtshofes erfordert. In allen andern - 
Fällen tritt Hlo8 Beſchwerde beim. Landesherrn ein, mo; 
bei c8 von den Umftänden abhängt, ob eine Unterfus 
chung oder ein blos verantwortliches Verfahren Plag 
greift. In jedem Falle wird dev. Sandiag von dem Erz 
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folg feiner Beſchwerde in Kenntniß geſetzt werden. Die 
foͤrmliche Klage wird ebenfalls bei dem Landesherrn uͤber⸗ 
geben, foll aber, vorausgefeßt, daß fie Hinlänglid be: 
gründet und durch die Angabe der Beweismittel gehörig 
unterftügt it, an das gemeinfchaftlihe Dbers Appellas 
fionsgeriht in Siena zur Einleitung des geeigneten Bere 
fahrens und rechtlicher Entfcheidung abgegeben werden. 
Der Landesherr begiebt fih für dergleihen Fälle des 
Abolitionsrechtd, des Begnadigungsrechts aber nur in 
fofern, daß ein. Diener, auf deffen Remotion rechtlich 
erfanne iſt, nicht im Staatödienfte gelaffen werden Fan, 


Sechſter Titel. 
Gewähr der Verfaffung. 


6. 34. Unabänderlichkeit der landſchaftlichen Verfaſ⸗ 
fung, Gegenwärtiges Grundgeſetz kann nur durch Uebers 
einftimmung des Regenten und des Landtags abgeändert 
Werden. 

$. 55. Verpflihtung der Staatsdiener auf. diefelbe. 
Ale Staatsdiener find auf den Inhalt und die genaue 
Beobachtung diefes Werfaffungsgefeges zu verpflichten. 
Abſichtliche Verletzungen deffelben werden als Verbres 
chen beitraft. | | 
8 56. Fürftliher Revers bei Regierungsneränderuts 
gen. Bei Regicrungsveränderungen erfolge die KHuldis 
gung des Landes erft dann, wenn der neue Regent die 
Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung der lande 
ſchaftlichen Verfaſſung, wie fie durch gegenwärtige Urs 
kunde beſtimmt worden, bei feinen fürfilihen Worten. 
und Ehren fchriftlich zugefihere hat. Zu welchem Ende 
in cinem foldyen Falle immer ein anferordentlicher Lands 
tag zu berufen dt. Iſt der Regent noch unmündig; fü 
ertdeilt der Dbervormund und Landesregent dieſe Vers 
ſicherung für die Zeit feiner Verwaltung. 

$. 57. Garantie durch den teutfchen Bund. Ends 
lich fol diefe Verfaſſung unter die befondere Garantie 
des teutichen Bundes geftellt, und zu dem Ende bei dem 
Bundestage Äbergeben meiden. 


Sandf, Verf. d. Fürfteneh. Hildburgh. 409 
| Siebenter Titel: — 


Auflöfung der bisherigen landſchaftlichen 
Merfaffung. 


$. 58. Beftimmung, wie weit die Aufldfung gefchicht. 
Die ältere Iandfchaftlihe Verfaffung wird, ſoweit fie mit 
. ben Srundfägen und dem Geifte der gegenwärtigen nicht 
mehr vereinbar iſt, aufgehoben. Sie behält aber, we 
jene keine Auskunft geben, fubfidiarifche Gültigkeit. 


$. 59, Zeit der Auflöfung. Die bisherige landſchaft⸗ 
liche Verbindung ift nicht cher als aufgelöft zu betrach⸗ 
ten, bis die, neue durch Eröffnung eines allgemeinen 
Landtags in Wirkſamkeit treten wird, F 
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2 Sippe» Schaumburg. 


Das kleine Fuͤrſtenthum Schaumburg erhielt, mit Bes 
ziehung auf die Verhandlungen auf dem Wiener Cons 
greſſe und auf die teutfche Bundesacte, duch Refeript 
des Fuͤrſten Georg Wilhelm. vom 15. Ian. 1816 
eine landftändifche Verfaſſung wenigftens nad den 
allgemeinften Umriffen; denn im Ganzen ift 
dieſe fürftliche Verordnung nur die Skizze zu den wich⸗ 
tigen Bellimmungen, welche in ein Landesgrundgeſetz 
gehören. Doc war es zeitgemäß, daß der Bauern: 
fiand durch diefes Reſcript zur Vertretung aus feiner 
Mitte gelangte, und dag den Ständen, außer dem 
Rechte, Die verlangten Steuern zu bewilligen, auch das 
Recht ertheilt ward, über zu erlaffende allgemeine Lans 
beögefege Gutachten zu geben; von ber Verwendung. 


der Landesſteuern Kenntniß zu nehmen; uͤber Gegen⸗ 


ſtaͤnde der allgemeinen Wohlfahrt Vorſchlaͤge thun zu 
duͤrfen, und Beſchwerde zu führen über Miß— 
‚brauche ober Unvegelmäßigkeiten in der Verwaltung. 


Verordnung vom 15. Januar 1816. 


“Ron Gottes Gnaden Wir Georg Wilhelm ır. 
Nachdem Wir, in volllommener Ueberzeugung des Nut: 
zens und der Vortheile, weldhe aus. einer Jandftändifchen 
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. Verfaffung fiir Unſer Fürftenthum. erwachſen merden, 
bereits durch Unfern bevollmaͤchtigten Gefandten am Con⸗ 
greſſe in Wien, gemeinſchaftlich mit andern verbuͤndeten 
teutſchen Fuͤrſten, durch eine Note vom 16. November 
1814 Unſere Abſicht haben · erklaͤren laſſen, da, wo eine 
landſtaͤndiſche Verfaſſung nicht bereits beſtehe, ſolche ein⸗ 
treten laſſen zu wollen, auch demnaͤchſt in dem unterm 
8. Junius v. J. abgeſchloſſenen teutſchen Bundesver— 
trage den Grundſatz aufgeſtellt und angenommen haben, 
daß landſtaͤndiſche Verfaſſungen in allen Bundesſtaaten 
Statt finden ſollen; ſo verordnen Wir wie folgt: 
$. 4. Zur Beförderung. der allgemeinen Wohlfahrt 
Unfrer Shaumburgifhen Lande, zur Berathung uber die, 
zu diefem Zwecke dienfamften Mittel und zur Ausübung 
der Tandfländifhen Gerechtſame follen in Zukunft in fols 
genden Verhaͤltniſſen, Landftände in Unfern ſchaumbur⸗ 
giſchen — beſtehen. | 


. Die Landſtaͤnde Unferer ſchaumburgifchen Lande 

ſollen — Rechte auszuuͤben haben: 
4) Das Recht, die zur Staatsverwaltung nothwen⸗ 
digen Ausgaben nach den ihnen vorzulegenden Be⸗ 
rechnungen zu prüfen, mit Uns über das Maaß 
und die Art der Beſteuerung fi zu vereinigen 
und die darnach erforderlihen Steuern zu verwile 
gen, in welcher Hinfiht Wir den Landesvergleih - 
vom. 3. Dee, 479% hierdurch ausdruͤcklich beftätis 
gen, und wollen, daß derfelbe jederzeit befolgt und 

in Anwendung gebracht werden foll.- 


9) Das Hecht, über die zu erlaffenden allgemeinen 
Landesgeſetze ER Gutachten zu geben und, wenn 
fie auf die Landesverfaffung einen wefentlichen 
Einfluß haben, ihre Einwilligung zu ze 
ben. zu ertheilen. 


37 Das Redht, von der Verwendung der Landesſteuern 
zu den Landesbeduͤrfniſſen Kenntniß zu nehmen; 
und Ans ihre Bemerfungen vorzulegen, zu wel⸗ 
hem Ende ihnen die Rechnungen der Landesfteuers 
kaſſe jährlich mitgetheilt werden ſollen. 


42. Sippe» Schaumburgs -; 


4) Bas Recht, über Gegenfände "der allgemeinen 
Pu Uns Vorfchläge. zu machen und. ihre 
Beſchwerden über etwaige Mißbraͤuche oder. Unres 
— 5 im oͤffentlichen Dienfte, mit den 
erforderlihen Beweifen belegt, bei Uns anzubrins 
gen, wie denn folches auch bisher Jedem Unjerer 
lichen und getreuen Unterthanen verftattet gewes 
ſen iſt. F 

8. 3. Wir behalten Uns vor, uͤber die Art und 

Weife der Ausübung diefer Rechte eine ausführlichere 

Anweiſung zu ertheilen und folhe den verfammelten 

Sandftänden demnaͤchſt zugehen zu laffen. F 

—5. 4. Alle Unſere lieben und getreuen Unterthanen 

Unſerer ſchaumburgiſchen Lande, find zu der Landitands 

Schaft berechtiget, dergeftalt, daß: * 

a) die wirklichen Beſitzer adelicher Guͤter, ar 

. b) Deputirte der Städte und Flecken, 

0) Deputirte der Amts; Unterthanen, — 
auf dem Landtage zu erſcheinen befugt. ſeyn ſollen. 
$, 5. Die Landſtaͤnde von der Ritterſchaft muͤſſen 


X 
* 


in dem wirklichen Befige eines. adelich freien Gutes fih 


befinden. Bereinzelte adelih freie Grundſtuͤcke oder ader 
lich freie MWohnhäufer, berechtigen nicht zur Landftands 
Schaft. Jedem Landftande von der Nitterfchaft, ſelbſt 
auch demjenigen, welcher fih in dem Befige mehrerer 
adelih freien Güter befindet, ſtehet auf dem Landtage 
nur eine Stimme zu. Sie koͤnnen nur zugelaffen wer⸗ 
den, wenn fie das 25fte Jahr ihres Alters zuruͤckgelegt 
Haben. Sie find gehalten, in Perfon zu erfcheinen, wos 
bei ihnen zwar erlaubt iſt, duch einen Bevollmächtig 
sen ihres Standes ſich vertreten zu laſſen; jedoch fol 
ein Landftand von der Ritterfchaft die Vollmacht nur 
Fo Einem feiner Mitftände zu Übernehmen, befugt 
eyn. | 

$. 6. Die Städte Bückeburg und Stadthagen, im⸗ 
gleichen die Flecken Steindude und Hagenburg, ſollen, 
jeder Drt einen Deputirten zum Landtage ſchicken. 








» 
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Es wird dem Magiftrate der Städte und der Flecken 
nachgelaſſen, den Landtagsdeputirten aus ihrer ‚Mitte 
oder aus der Buͤrgerſchaft zur beftellen. 

$. 7. Unfere Aemter follen zum Landtage Deputirte 
in folgender Zahl ſchicken: 

Buͤckeburg zwei, Stadthagen zwei, Hagenburg einen, 
und Arensburg einen. 

Sie follen aus den wirklichen Beſitzern von Bauern⸗ 
guͤtern gewaͤhlt werden. 

$. 8. Keiner Unſerer Unterthanen vom. Bauernftande 
kann zum Landtagsdeputirten gewählt werden, wenn er 
nicht das dreißigfte Jahr zurückgelegt, der Militärpfliche 
Genuͤge gethan > allezeit einen unbefcholtenen Lebens⸗ 
wandel geführt 

$. S. Die Baht der Deputirten ift unter der Leis 
tung der ordentlichen Obrigkeit vorzunchmen. 

Sn dem Amte Buͤckeburg follen 17, in dem Amte 
Stadthagen 19, in dem Amte Hagenburg 11, in. dem 
Amte Archsburg 5 Wahlmänner ernannt, und von dies 
fen die Deputirten zum Landtage aus ihrer Mitte ers 
wähle werden. 

Die- Stimmen für die Wahlmänner find zu Protocol 
zu geben, die Stimmen für die Deputirten follen von 
den Wahlmännern auf Zettel geichtichen, verfchloffen uͤber⸗ 
geben, von der Obrigkeit im Beiſeyn aller Wahlmänner 
eroͤffnet, und die Wahlen nach der Mehrheit der Stims 
men ausgefprochen und bekannt gemacht werden. 

$. 10. Nur folhe Amtsunterthanen, welche Grund⸗ 
eigenthum beſitzen, ſollen befugt ſeyn, an der Wahl der 

Deputirten Theil zu nehmen. 

$. 11. Es ſoll jaͤhrlich ein Landtag gehalten, and 
von Unferer Regierung ausgefchrichben werden. 

Gegeben Bückeburg den 15. Januar 181% 


Georg Milhbelm 
(L. 5,) 


vt. Spring. 
Langecrfeldt. 


— 
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8) Lippe-Detmold. 


Das Fuͤrſtenthum Lippes Detmold, das der vormund⸗ 
ſchaftlichen Regierung der Fuͤrſtin Pauline bereits ſo 
viel verdankte, ſollte aus den Haͤnden dieſer ausgezeich— 
neten Fuͤrſtin auch noch, vor der Niederlegung der 
vormundſch aftlichen Regierung, eine neue land ſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung erhalten. Nach einem über dieſe 
Verfaſſung ausgeſprochenen oͤffentlichen ſehr gegruͤnde⸗ 
tem Urtheile in der Halleſchen L. 3. 1820 Nro. 40. 
ift fie aus der Feder der Fuͤrſtin felbft: geflof 
ſen; fchon deshalb würde fie allgemeine Aufmerkſam⸗ 
keit verdienen. Allein noch mehr wird diefe durch ben 
trefflihen Geift erregt, der. im diefer Urkunde herrſcht. 
In ihr bewährt fih ein milder Sinn, welcher das 
Recht und die Wohlfahrt aller Staatsbürger bezwedt, 
. and eine weife Berüdfichtigung ber Beitverhältniffe und 
Zeitbebürfniffe, ohne doch die neue Verfaffung ganz 
von den vormaligen Iandftändifchen Verhältniffen im 
. Zürftenthume Lippe zu trennen, und fie, nad) der Kunſt⸗ 
fprache, ohne hiftorifche Baſis aufzuführen. Bejondere 
Auszeihnung verdient es, daß diefe Verfaffung dadurch 
der trefflihen Weimarifihen fich nahert, daß fie bie 
gefammten Landftände in Eine Kammer vereinigt, 
was — abgefehen von Allem, was fih für und wis 
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ber bie Errichtung zweier Kammern “fagen. läßt — 
wenigftens für kleine Staaten ein Gegenfland. des 
Bedürfniffes und der Klugheit ift. 


Demungeachtet ift diefe treffliche Verfaſſung ud 
nicht ins wirkliche Leben getreten. 


Denn es ift erfolgt, was man kaum befuͤrchten konn⸗ 
te; es erklaͤrten ſich gegen dieſe Verfaſſung theils die 
alten Landſtaͤnde von Ritterſchaft und Staͤdten, theils 
(den 2. Aug. 1819) der Lippeſche Agnat, der Fuͤrſt von 
SchaumburgsLippe, bei der Bundeöverfammlung 
zu Frankfurt; worauf aber die Fuͤrſtin-Vormuͤnderin 
zu Frankfurt die Erflärung thun ließ: „daß der Fürft 
von Schaumburg=Lippe weder aus feinen agnatifchen 
Derhältniffen, noch, aus dem beftehenden Interimiſti⸗ 
cum, ein Einwilligungs= oder Widerfpruchsrecht ablei⸗ 
ten koͤnne.“ 


Der Fremde Tann freilich diefen feltfamen Wider: 
foruch ſich nicht erklären, weil ihm die innern Vew 
hältniffe zwifchen den beiden fürftlichen Häufern Lippe 
unbefannt find; allein von ber Weisheit der Bundes: 
verfammlung fieht zu erwarten, daß fie die Mohlthat 
. einer folhen Berfaffung dem Fippeichen Staate bald 
zuerfennen, und dieſes Grundgefeb ins Leben treten 
laffen werde. Selbft aber, wenn dies nicht gefihehen 
follte; fo verdient doch die treffliche Verfaffung felbft, 
als ein geſchichtliches Denkmal, einen ehrenvollen 
Pla in der Reihe der vielen Verfaffungsurfunden, 
welche theils als ſchon wieder erlofchene, theils als 
noch beftehende, theils als blos entworfene und nicht 
zur Beflätigung gekommene, in dieſer Sammlung für 
die Zukunft aufbewahrt werden. 


4 ’. 


%) Sandftändifhe Verfaffungsurfund 
> des Fürftentbums Lippe vom 8. Juny 
1819. 


Bon Gottes Gnaden Pauline Chriſtine Wil 
Helmine ı. Wir wurden bisher auf mehr als cine 
Weiſe an der Erfüllung des, dreizehnten Artikels der 
teuefhen Bundesacte gehindert, geben Aber nunmehr, 
mit voller Beiftimmung des tünftigen regierenden Fürs 
ften, Unfers Herrn Sohnes Paul Alerander Lens 
pold Liebden, dem Fuͤrſtenthum Lippe nachftehende lands 
ftändifche Verfaffungsurfunde. Möge fie dem gelichten 
Lande, dem fiebenzchn Jahre Unfre* treue, mütterliche 
Fuͤrſorge gewidmet war, bei dem nahen Ende Unjrer 
vormundfchaftlihen Regierung ein theures Vermähmiß 
und die Grundlage nngeftörser Einigkeit zwiichen Haupt 
und Sliedern werden. Es bedarf feiner neuen Landes 
sonftitution; es war unndthig, Rechte zu verfichern, Die 
zu entziehen nie Unfre Abjiht war, Pflichten einzuſchaͤr⸗ 
fen, die fih von.feldft verfichen. Wir wollten nur die 
Hauptzuge der landftändiihen Verhältniffe nad den Be⸗— 
bürfniffen des Uns anvertraueten Landes bezeichnen, und 
Aberlaffen es gern der Zukunft, im fegensreichen Eins 
verftändniß der künftigen Negenten und der kuͤnftigen 
Stände, die Landeseinrichtungen, fortichreitend "mit den 
Bedärfniffen der Zeit, zu vervollfomimnen und auszubils 
den. Es iſt das fhöne Vorrecht hoher Menſchenwuͤrde, 
niemals ftill zu fliehen, nie am Ziele fih zu glauben; 
denn was die Väter beglücte, paßt nicht mehr ganz für 
die Söhne, was diefe bedürfen, würde ſchwerlich mehr 
den Enkeln genügen; aber dagegen ftcht es unerſchuͤtter/ 
lich feft, daß wo es dent allgemeinen Wohle gilt, dem 
perſoͤniichen Vortheil, den hergebrachten Gewohnheiten. 
entfagt werden muß, und das Gluͤck der Geſammtheit 

allein Richtſchnur ſeyn und bleiben darf. 


Die Wahlen ſollen ohne Aufenthalt angeſetzt, und 
ſobald ſie vollendet ſind, die Abgeordneten zum Landtage 
berufen werden. Dieſe Verordnung wird abgedruckt, 
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versheilt, angefchlagen und ohne die Verfaſſungeurkunde 
von den Kanzeln verlejen. | 


—Paulina. 
v. Funk. Helwing. Petri v. Meien. 


Verfaſſungsurkunde. 


= Erſter Lite 
Beftimmung der Landitände, der Anzahl ihrer 
Abgeordneten, und deren Rechte und 

Pflichten. J— 


« $. 4; Die bisherigen Stände von Ritterſchaft und 


Staͤdten im Fuͤrſtenthum Lippe werden aufgehoben und 
durch eine Vertretung aller Landeseinwohner erſetzt. 
| $. 2. Diefe Volksvertretung ruher auf Grundeigen; 
thum und bildet fih aus den drei Klaffen der ſchriftſaͤſ⸗ 
figen Gutshefiger, des Bürgerftandes und des Bauern⸗ 
fandes. 
"6.3: Jede diefer drei Klaffen wähle aus ihrer Mitte 
fieben Abgeordnete, die fih auf Ausihreiden der Lanz 
desregierung verfammelt und dann den Landtag bilden. : 
$. 4. Diefe ein und zwanzig Abgeordneten vertreten’ 
die. Geſammtheit des. lippeſchen Landes, nicht. bios die 
fie gewählte habende Kiaffe; das Intereſſe des ganzen’ 
Vatertandes ift ihre Heilige Pflich. > 
5 Die Wahl beſtimmt jeden Abgeordneter einen 
-&tellvertreter für den Fall, wenn der Tod, der Ver?’ 
luſt der erforderlichen Eigenfchaften , oder. die mit ‚Tanz 
desherrlicher Genehmigung erfolgte Niederlegung feiner 
Stelle fein Verhaͤltniß -auflöfer. u ee > 
. 6. ‘Die Abgeordneten und Ihre Stellvertreter ger 
löben vermöge körperlihen Eides: dein Landesherrn uns‘ 
verbruͤchliche Treue,. den: Geſetzen Gehorſam, der Verr 
faſſung Aufrechehaltung, dem -Gemeinwohl des Waters 
landes unabläßige Aufmerkfamkeit und Fürferger - | 
Dritter Bent: . 97 
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$. 7: Bei Einführung neuer oder Abänderung frz 
herer Landesgefese follen die Landesabgeordneten mitwirs 
ten, ihr Gutachten geben, und wird, wenn jene Vers 
ordönungen auf die Landesverfaffung wefentlihen Einfluß 
haben, ihre Zuftimmung erforderiich ſeyn. 
8 8. Ohne vorhergegangene Berathung und aus? 
druͤckliche Beiſtimmung der Landegabgeordneten kann feine 
neue Steuer, fie habe auch Namen. welchen fie wolle, 
fey direct oder indireet, aufgelegt, Feind Anleihe auf 
den Kredit landſchaftlicher Kafen gemacht werden. Bei 
höcft dringenden Fällen und unaufſchieblicher Eile follen 
jedesmal die Depusirten des fiändifchen Ausichuffes zug 
Ucberlegung ‚und Mepartition ‚zugezogen: werden. Von 
Trebenbedingungen bei Steuerbewilligung darf niemals 
Rede feyn, nur. von richtiger. und alleiniger Verwendung 
zu den angegebehen Zweden. ie 
6. 9. Die bisherigen laͤngſt beftehenden Steuern, 
welche im Verhältniß andrer, durch Krieg und Regen— 
tenwechfel hävter betroffenen, Staaten weder vielfach 
noch druͤckend find, bleiben vorerft noch in gewohnter 
Art. m er | 

$. 10. Die Regierung legt, wie bisher auf jedem 
Landtage, einen Etat der noͤthig erathteten Bewilligun— 
gen bis. zum nädhften vor, den "genau zu prüfen und 
was. des Landes Wohlfahrt fordert, dabei zu erinnern, 
der Landesabgeordneten beſondre Pfliche iſt. 
. 14. Auch. ſteht den Vertretern des Landes das 
Recht des Vorſchlags, der Anzeige, der Erinnerung bei‘ 
Segenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Landes, Ver⸗ 
volltommnung. der Gefeßgebung, Mißbraͤuche der Vers 
mwaltung, Verbrechen einzelner Staatsdiener umfaffen. 

$. 42. Außer: dem Landtagsdiveckor, "welcher nur 
während des Landtägs fein Amt verwaltet, und: einem’ 
Landſyndicus, der im Lande wohnt und wohl im Srande’ 
iſt, feinen Verpflichtungen zu genügen, wählt-nod jeder . 
Stand, zu leichterer und fchnellerer Beforgung der land: ! 
ftändifchen Angelegenheiten auch außen dem Landtage, 


einen daurenden Deputirten. Diefe drei bilden ven‘ 


Pi} 


Ausſchuß. 
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8 43: Alle diefe Wahlen beduͤrfen der Beſtaͤtigung 
des Landesherrn. 


Zweiter Titel. 
Naͤhere Angaͤbe der zu jedem Stand gehört 
gen Staatsbärgen -: Ä 


$. 44. Der erfie Stand oder der Stand der Guts— 
‚befiger im Fürftenehum Rippe beſteht aus den Stiftern 
Kappel und, Lemgo; Aus’ allen Eigenthuͤmern ſchriftſaͤßi⸗ 
ger, weder der ſtaͤdtiſchen Contribütion noch der Grund: 
ſteuer des platten Landes unterworfenen Guͤter. Dieſe 
Guͤter mögen in einer Stadt oder auf dem Lande liegen, 
bisher dem ritterſchaftlichen Kätäfter einverleibt geweſen 
ſeyn oder nicht, der Eigenthuͤmer mag adlichen oder bürz 
gerlichen Standes fern, fehlt ihm nur keine der Eigens 
ſchaften * Ausuͤbung des Stimmrechts; ſo ſteht ihm 
bei der Wahl der ſieben Abgeordneten des erſten Stan? 
des eine Stimme zu. Zerſplitterte Grundſtuͤcke ohne 
Wohnhaus berechtigen hierzu nicht. 

$. 45. Den zweiten oder den Buͤrgerſtand vertreten 
die Abgeordneten der Städte Lippftadt, Lemgo, Hort; 
Blomberg, Salzufeln, Detmold, Barntrup und des 
Fleckens Yage. Die fechs erſten Städte wählen jeder 
einen Abgeordneten; Barntrup und Lage den fichenten 
gemeinſchaftlich. 
6. 46. Den dritten oder den Bauernſtand bilden alle 
- erbliche Güterbefiger des platten Landes, welche unter 
der erſten Inſtanz der Aemter fichen, fie.mögen der 
Eontribution ‚oder Grundſteuer unterworfen ſeyn ‚oder 
nicht, ohne Hückfiche auf die Größe ihrer Befikungen; 
die Flecken Schwälenberg, Alverdiffen, Böfingfeld, Var 
renholz, und faͤmmtliche Erbkoͤtter ohne nd der 
Eremtion. | 


Dritter Titel, 


Bon den Wahlen. 
$. 47: Die Regierung Schreibt die von dem Laudes 
bern verordneten Wahlen ans, die nad) Ber Voltzie⸗ 
hung deſſen — bedürfen: = 
27 


J 
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$. 18. Die Behörden, denen die Leitung der Wahl 
anvertrauet wird, enthalten ſich aller Vorfchläge, jeder 
Einmiihung, forgen für Ordnung, Ruhe; verftändigen 
die Erfchienenen mit großer Sorgfalt und ermahnen fie, 
gewiffenhaft und rücfichtslos ihre Stimme nur Mäns 
nern von bekannter Einfihe und Rechtichaffenheit zu 
geben. | - 

$. 19. Die Wahlen der Landesabgeordneten des ers 


ften Standes gejchehen in einer und derfelben Hands 


lung unmittelbar , die Wahlen der Abgeordneten des 
zweiten und des dritten Standes mittelbar durd) die 
dazu befiimmten. Wahlmänner. e 

$. 20. Wer zu Lippftadt, Lemgo, Horn, Blomberg, 
Salzufeln, Detmold oder in Barntrup und Lage ein 


Wohnhaus, in den Aemtern And VBogteien cin der Ants⸗ | 


gerichtsbarfeit unterworfenes. Gut, Wohnhaus oder Stätte 
wirklich befist, und der nachher anzuführenden Eigens 
fchaften diefer Klaffen nicht ermangelt, iſt ein Wähler 
des zweisen oder dritten Standes. i 

$. 21. Für funfzig bürgerliche Wohnhäufer in dem 
Städten und dem Flecken Lage, und für funfzig amts⸗ 
faßige Güter, Colonate oder Stätten auf dem Lande 
wird immer ein Wahlmann erfohren. 

6. 22. Wer als Wähler Theil nehmen will, muß 
fein Vermögen felbft verwalten, weder in Coneurs nody 
Elocation ftehen, im Lande wohnen und 25 Jahre zus 


rückgelege haben. Wer ſich eine entehrende Strafe zus 


309, ift von jeder Wahl ausgefchloffen. 
$. 23. Der Wahlmann bedarf, außer dchen vom 


Wähler begehrten Eigenfhaften, ein dreißigjähriges Als 


ter, Bekenntniß der hriftlihen Religion, untadelhaften 
Wandel, den, Ruf eines verftändigen vechtfchaffenen 
Mannes und ein Grundvermögen von 1000 Thalern, 
um, wählbar zu feyn. wu 


$. 24. Ein Landesabgeordneter muß die Eigenfchaf: - 


ten des Wählers und Wahlmanns befigen, feine Ges 
danken fchriftlich verftändlich auszudruͤcken vermögen, und 
ein Grundvermoͤgon von 3000 Thalern haben. Die 


— 
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nehmlichen Vorzuͤge muß der Stellvertreter eines: Abs 
geordneten vereinigen. 

$. 25. Niemand kann in mehr als einem Stande 
wählen, mehr als eine Stimme führen; doch hängt es 
von einem jeden ab, der in mehr als, einer Klaffe Grunds 
eigenthum befigt, das Gut zu beftimmen,: von dem cr 
feine Rechte ausüben will. 

$. 26. Die Stifter Cappel und Lemgo werden jedes 
durch feinen Syndicus vertreten. Andre Wahlftimmen 
muͤſſen perfönlich erfcheinen und ruhen demnach, waͤh⸗ 
rend eine Frau fie befißt, ein Vormund oder Curatot 
fie verwaltet. 

$. 77. Großvaͤter, Väter, Brüder fönnen nicht mit 


ihren Enkeln, Söhnen und Geſchwiſtern zugleih Wahls 


männer, noch weniger Landesabgeorönete feyn, Werden 
fie demnach gleichzeitig gewählt; fo tritt der juͤngere an 
Jahren zuruͤck und ſein Sielivertreter ein. 

$. 28. Die Mitglieder der Regierung, der Nents 
fammer, des Konfiftoriums, der obern Juſtizhoͤfe, dies 


jenigen, welche Hofhargen oder Militairdienſte bekleis - 


den, können feine Landesabgeordnete feyn. Andre dazu 


gewählte Herrfhaftlihe Diener muͤſſen erft die Erlaubs 


niß des Regenten zur Annahme nadhjuchen, 
$. 29. Wer an einer Wahl Theil nehmen darf, hat 
auch die Pflicht, dem an ihn ergehenden ehrenvollen 


Ruf zu folgen, wenn nicht Krankheit, Abwefenheit und 


mmanfichiebliche Geſchaͤfte ihn entichuldigen. 

6, 30. Die Gegenwart von drei Viertheilen der Bes 
rechtigten iſt bei jeder Wahl nothwendig; eriheinen fle 
nicht zahlreich genug, muß deshalb ein neuer Termin 


angeſetzt werden; fo gefhieht es auf Koften derer, die 


ohne gefeßliche Urfache ausblieben. 

$. 31. Bei jeder Wahl, wo Stimmengleichheit eins 
tritt, und nicht einer der Gewählten freiwillig entfagt, 
entfcheidet das Loos, 

$. 32. Wer die Wahl ablehnen will, muß es for 
gleich zu Protocol erklären, oder binnen drei der 
Regierung zureichende Gründe anzeigen, 
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$, 33. Wenn bei. den. Wahlen die vorgeſchriebenen 
Formen. nicht beachtet wurden, oder den Gemwählten die 
efeglihen Eigenfchaften fehlen, Raͤnke, Einflöfungen, 
erabredungen oder Kabalen eintraten; fo. find fie un: 
gültig und nichtig; die vergehlihen Koften fallen dem 
* Laſt, der dieſe Maͤngel verſchuldete, und es kann 
ihn nach Befinden auch Strafe treffen. 


— 5. 34. Die mit der Leitung der Wahl beauftragten. 
Behörden berichten die Vollziehung, mit Beifügung eis 
nes Gutachtens über die Gültigkeit, der Regierung, 
melde dann die Entfchliefung des Landesheren bekannt 
macht. | 


$. 35: Sobald eine Wahl-die landesherrliche Geneh— 
migung erhalten hat, Iöfen fich ale Verhältniffe der - 
Wahlmaͤnner auf, und fie dürfen fich nicht weiter eigen: 
mächtig verſammeln. 


. 36. Die Landesabgeordneten, die drei Deputirten 

des Ausſchuſſes und der Landſyndicus werden auf ſechs 
Jahre gewählt, koͤnnen es aber auch nach dieſem Zeit— 
raum bleiben, wenn ihre Wahl fid) erneuert. 


937. Gehe während des fehsjährigen Zeitraums 
ein für einen Landesabgegrdneten eingetretener Stellver; 
freter ab; fo wird die Negierung cine neue Wahl des 
Abgeordneten und des Stellvertreters veranlaffen. 


$. 38. Die diefer Berfaffungsurkunde beigefchloffene 
Wahlvorſchrift beſtimmt das Betragen eines jeden Stans 
des bei der ihm obliegenden Wahl, | 


Bierter Titel, 
Bon den Landtagen. 


8. 39, Eine landesherrlihe Verordnung im Intelli— 
genzblatt beruft den Landtag der Regel nach in die. Ru 
» fidenz Detmold. Eigenmächtige Iandftändifche Verfamm: 
lungen find gefeßwidrig und nichtig; doch kann fich jeder 
Stand, Hat er die landesherrlihe Erlauͤbniß dazu erbe⸗ 
‚ten, in feinen Angelegenheiten vereinigen, | 
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8. 40. Alte zwei Jahre foll ein Landtag gehalten 
‘werden; doch kann, wenn es der Landesherr früher nd; 
thig erachtet, die Zufammenberufung ‚der Stände aud) 
nach kuͤrzerem Zeitraum gefchehen. 


$. 41. Mach des Negenten. Ableben werden binnen 


drei Wochen die Landesabgeordneten einberufen, um die 
Huldigung zu leiſten, oder im Fall eine Bormundichaft 
anzuordnen ift, dazu mitzuwirken. 
| $. 42. So oft eine neue Wahl von Landesabgeord⸗ 
neten eingetreten iſt, begiebt ſich eine fuͤrſtliche Commiſ⸗ 
ſion noch vor Eroͤffnung des Landtags in die Verſamm— 
Jung und beeidigt die Gemwählten. 

$. 43. Dann wählen fämmtliche Landesabgeordnete 
den Director des Landtags, den aus drei Deputirten bes 
fiehenden Ausſchuß, und den, Landſyndicus, zeigen den 
Erfolg der fürftlichen Kommiſſion an, welche die landess 
herrliche Genehmigung einholt, die Bekanntmachung der 
Wahlen beforgt, den Landtagsdirector und den Ausſchuß 
auf die fchon gefeifteten Geiobungen verweifer, und den 
Landſyndicus beeitigt. 

$. 44. Wenn die Ständeverfammlung auf diefe Weiſe 
ihre innere Einrichtung erhalten bat; Jo erfolgt ihre 
feierlihe Erdffuung auf dem Reſidenzſchloß in auch fonft 
gewohnter Weije. | 

$. 45, Die Landesabgeordneten berathſchlagen in ei⸗ 
ner Kammer ‚und erhalten eine weitere Geſchaͤfteordnung. 

6. 46. Die Berarhichlagungen des Landtags nefhe: 
% Öffentlich; doch Fann die Kammer das Abtreten der 
uhörer in dazu geeigneten Fällen verlangen. Die Re: 

jultate des Landtags follen in paßlicher Form und Kürze 
durch den Druck bekannt gemacht werden. 


6. 47. Zu einem gültigen Beſchluß bedarf es der 
Anwefenheit von wenigſtens zwei Dritheilen der Lan; 
desabgeordneten. Der Landtagsdirerter, welcher jeden 
Gecgenſtand zur Berathung vorträge, ſucht denfelben in 
vollftändiger Klarheit darzulegen und nad) doͤglichkeit 
auf einfache Fragen zuruͤckzubringen. Im Fall entſchie— 
dener Stimmenmehrheit iſt der Beſchlud gefaßt; Stim— 


8 
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mengleichheit veranlaßt die Wiederholung des Gegenftans 
des in ciner zweiten Sigung; und dauert fie aud dann 
noch fort, die Entfcheidung des Landesherrn. | 


$. 48, Alle Abgeordneten haben gleiche Rechte und 
sleihe Verpflichtungen, fie vertreten alle Landesbewohr 
ner und find daher an feine Inſtruction ihrer Wählber 
hörden gebunden. Sie müffen diefe in Kopf und Herz, 
in befter Einfiht und Ueberzeugung finden. Proteſtatio⸗ 
nen gegen die Beichlüffe des Landtags find. gefeßwidrig: 
doc) ſteht es jedem Abgeordneten frei, feine. abweichende 
Meinung in cinem befondern Auffag zur Kenneniß des 
Regenten zu bringen. 


$, 49. Die Landesabgcordneten find wegen ihrer 
Heußerungen in der Ständeverfammlung nicht verants 
wortlih. Verletzungen des allgemeinen Anftandes, Vers 
unglimpfungen, Schmähungen find ihnen nicht zuzus 
trauen; der Landtagsdireetor könnte fonft, da ihm bie 
Erhaltung der Ruhe und Schicklichkeit in den Berfamms 
lungen obliegt, zur Ordnung rufen, und gefchehe es 
vergebens, Entfernung und Ahndung durch Anzeige bes 
fördern. Seder Abgeordnete ift während der Dauer des 
Landtags für feine Perfon unverleglih; nur die Bege— 
hung eines Verbrechens könnte Verhaft ihm zuziehen. 


$. 50. Wenn es wegen der landesherrlichen Propos 
fltionen und Regierungsanträge‘ mändlicher Entwiceluns 
. gen und ausführlicher Nachweifungen bedarf; fo ernennt 
der Landesherr eine Kommiffion, die den einzelnen Si . 
gungen, welche diefen Gegenftänden beftimme find, beis 

zuwohnen hat. 

$. 51. Der Landtag muß auf die landesherrlichen 
Propofitionen ein auf alle Puncte gerichtetes, nach Moͤg⸗ 
lichEeig .erfchöpfendes, wohlerwogenes Gutachten erflats 
ten, worauf dann weitere Entſchließung erfolge. In 


Anſehung unerfüllter Wuͤnſche und nicht genehmigter 


Vorſchlaͤge der Abgeordneten jtcht es denſelben frei, Ne 

am naͤchſten Landtag zu wiederholen. 
$. 52, Der Landtagsfhluß gefchieht mir gleichen 

Foͤrmlichkeiten, als die Eröffnung, * 


\ 





\ 
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6.53. Die gewöhnlihe Dauer des Landtags iſt drei 
Wochen; der Landesherr hat die Befugniß der Verläns 
gerung oder Abkürzung, auch in außersrdentlihen hofs 
fentlih nie eintretenden Fällen, der Auflöfung ohne 
förmlihen Landtagsihluß. Dann werden binnen drei 
Monaten neue Wahlen ausgefchrieben, oder geichiehet 
es nicht; fo ift es ftillfchweigende Anerkennung der forts . 
Daurenden Gültigkeit der alten Wahl. 


- 6 54. Nah gefchloffenem oder aufgchobenem Lands , 
tag ift jede weitere förmlidhe Berathſchlagung oder Hands 
fung der Landesabgeordneten gefeßwidrig und daher nichtig, 


$. 55. Alle Abgeordneten erhalten täglich drei Rthlr. 
Diäten mit Einfchluß des Tages ihrer Ankunft und 
Abreiſe, der Landtagsdirertor das Doppelte aus einer 
. von den drei Ständen gemeinfchaftlich zu bildenden Kaffe, 


Fuͤnfter Zitel, 


Seſchaͤftskreis des Landtagsdirectors, bde# 
Ausſchuſſes und des Landſyndicus. 


6. 56. Der Landtagsdireetor, jedesmal nur für bie 
Dauer des Landtags gewählt, mit dem feine Amtsfähs 
rung beginnt, dauert und endigt, läßt fi mit dem Dis 

+ vector jedes hoͤhern Collegii vergleihen. Ihm werden 
die landesherrlihen Erlaffe behändigt, er legt fie dem 
Landtag zur Berathung und Beantwortung vor, und 
unterzeichnet mit den drei Ausfchußdeputirten alle Auss 
> fertigungen des Landtags. An ihn fin® alle Eingaben 
überfchrieben, er wacht darüber, daß nichts vorfalle, was 
dem Landtag die allgemeine Achtung entzichen Fönnte, 
und feine Stelle ift in jedem Betracht ein Ehrenamt. 


...$. 57. Die drei Ausfhußdeputirten vertreten die 
Gefammeheit der Landesabgesrdneten überall, wo Diele 
ſelbſt niche wirtfam feyn koͤnnen. In eiligen die Rechte 
der Stände betreffenden Fällen, wenn dem Lande Ge; 
fahren drohen, wo jeder Verzug, jede Belanntwerdung 
fhaden würde, find fie es, mit denen die Regierung 
Rath pflegen wird, Sie können indeffen Feine bleibende 


— 
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Landesabgeordneten verantwortlich. | 
$. 58, Die drei Ausfchufideputirten Bilden unter dem 


Verbindlichkeiten fuͤr das Land eingehen, und ſind denen 


Directorio des jedesmaligen Regierungschefs das Lands 


kaſſen⸗Adminiſtrations⸗Collegium. Dieſer Behoͤrde liegt 
es ch, fſaͤhrlich alle landſchaftlichen Kaſſenrechnungen, 
wozu auch die Militaͤr-Kaſſenrechnung gehört, durdzus 


fehen und abzunchmen. Die Ausſchußdeputirten, welde 


dem Landtag Rechenſchaft von dem Zuftand der Kaffen, 
mie ihren Vorfchlägen und Bemerkungen ablegen, erhal: 
ten Abfchrift der Rechnungen und des Abnahme; Pros 
torolls. | 


6. 59. Der Spynbicus führt, als Sekretär des Landı 


tags, Über alle eingehende Sachen und darauf gefaßs. 


te Beſchluͤſſe ein volltändiges tabellarifches. Verzeichniß 
und in den Verfammlungen das Protocol. Er verfer: 
tigt die Gutachten und alle andre Aufſaͤtze in ſtaͤndiſchen 
. Angelegenheiten , ohne felbft dabey ein Votum zu ha 
ben, er muß die Regiftratur wohl verwahren und -zur 
ſchnellen Auffindung der bendchigten Arten in geößefter 
Drönung erhalten. | 


$..60. Weber den zu beftimmenden Gehalt und die 
Emolumente der Ausfhußdeputirten und des Landfyndis 
eus aus der zu bildenden allgemeinen Kaffe werden die 
Landesabgeordneten Vorfchläge zur landesherrlichen Ge 
nehmigung zu eröffnen haben, 


"b) Wahlvorſchrift für das Fuͤrſtenthum 
Erſter Titel. 

Von der Wahl der Abgeordneten des erſten 

| Standes. | | 

5. 4. Die Regierung wird einen Termin beftimmen 

und cine Kommiljion ernennen. Leßtere ladet die Gi: 

terbeſitzer ein, perfönlih und auf ihre Koften in Lemgo 


* 


— 


x 
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| n pefcheinen, wenn es ihnen Fein geſetzliches Hinderniß 
verbietet; 


$. 2: Ueber das Erfcheinen diefer Wähler des erften 
Standes wird von der Kommilfion, nach namentlichem 
. Aufruf derfelben, ein Protocoll abgefaßt, und einem je⸗ 
den folgender Waͤhlereid abgenommen: 


„Ih ſchwoͤre zu Gott, daß ich meine Stimme aus 
wahrer innerer Ueberzeugung, ohne fremden Eins 
flug und Nebenrücdfihten, nur fo abgeben will, 
wie ih es dem allgemeinen Beſten am zuträglich: 
ſten halte.“ 


Die Verſammlung ernennt zwei — aus — Mitte 
zum Beiſtand der Kommiſſion. 


$. 3. Jeder Wähler empfängt einen im Voraus ger 
fertigten, in Bricfform zufammengelegten, mit fortlaus 
fenden Nummern bezeichneten Wahlzettel, auf den. er 
die Namen der ſieben Sutsbefiger feines Standes fchreibt 
(mögen fie gegenwärtig ſeyn oder nicht), die er zu Sans 
desabgeordneten ernannt wuͤnſcht. 


$. 4. Wenn die Zettel von den Schreibenden wieder 
gefaltet und in das dazu beftimmte Gefäß geworfen find; 
fo werden fie. nun gezählt, nach der Reihe geöffner und 
laut verlefen,. Iſt ein Mißverftändnig durch Undeutlich: 
teit der Handfchrift entftanden; fo kann die Verichtis 
gung geräufchlos und ohne Störung befördert werden. 


$. 5. Auf einen in. ficben Columnen abgetheilten 
Bogen wird der Inhalt jedes einzelnen Wahlzetteis mit 
“ des letztern Nummer gefchrichen, der Erfolg der Wahl: 
verfammlung befannt gemacht, und, mit Beilegung der 
Wahlzettel und Wahldogen ; zu Protogolf genommen. 


6. 6. Wer von den ficben Gewählten zwei Drittheile 
der Stimmen der Anwefenden erhieht, bedarf nur noch 
her Iandesherrlihen Genehmigung, um Abgeordneter feis 
nes Standes zu feyn. 


- $. 7. Wenn bei der erften Wahl nicht für fichen 
Büterhefiger entfchiedene Stimmenmehrheit vorhanden 


;" 
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iſt; fo wird für die noch Fehlenden der Act wiederhokt, 


und giebt das dritte -Maf die Mehrheit der für jeden 
Einzelnen abgegebenen Stimme, den Yusfchlag. 

$. 8. Die fieben Gutsbefiger, die wach den gewaͤhl⸗ 
ten fieben Abgeordneten. die meiften Stimmen erhalten, 
werden dadurch Stellvertreter, und beſtimmt das Loos, 
wer ed jeden Abgeordneten iſt. 

$. 9. Das beendigte vollftändige Protocol der Wahl 
unterzeichnen die Kommiffion und die beiden Gehuͤlfen, 


and erftere entläßt die Wahlverfammlung. Sobald der 


Landesherr die Wahl beftätige hat, wird fie im Intels 
genzblatt bekannt gemacht, und jedem Abgeordneten und 
jedem Stellvertreter ein Wahlattefb zugefertigt. -. ö 


Zweiter Titel. 


Bon ber Wahl der Abgeordneten des zweiten 
tandes. — 


F. 10. Die Regierung ſetzt den Termin feſt, wann 
in den Staͤdten Lippſtadt, Lemgo, Horn, Blomberg, 
Salzufeln, Detmold, Barntrup und im Flecken Lage 
die Wahlmaͤnner des Buͤrgerſtandes beſtimmt werden 


ſollen. Das Wahlprotocoll fuͤhren die Magiſtraͤte, wozu 


ſich in Detmold der Neuſtaͤdter Kommiſſarius geſellt. 
$. 14. Die Zahl der Wahlmaͤnner beſtimmt das Ver⸗ 
haͤltniß der bärgerlichen Käufer nach Vorſchrift der lands 
ftändifhen Verfaffungsurfunde. 
6. 42. Die leichtefte und bequemfte Art, ihre Bir 


- gerfehaft zu verfammeln und abftimmen zu laffen, wird 


der Meberlegung und dem Gurfinden der Meagifträte 
überlaffen, wenn nur eine ruhige Wahl und leichte 
Veberficht dadurch befördert wird. . | 

$. 413. Nur flimmfähige Einwohner werden zum 
Termin eingeladen. Der Magiſtrat unterrichter durch 
eine kurze Anrede die Wahlverfammlung von dem Zwe 
der Handlung mit Vorlefung der nöthigen Paragraphen 
aus der landftändiichen Verfaffungsurfunde- und aus dies 


ſer Wahlvorfchrift; er beruft dann jeden Wähler ein 


\ 
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zehn; um ihn die Mamen derjenigen feiner Mitbürger 


"zu, Protscoll angeben zu :laffen, die er zu Wahlmaͤnnern 
zu ernennen wuͤnſcht. Be 
F. 14. Sobald die Stimmen fämmtlicher .erfchienes 
nen Wähler zu Protocol genommen find, und dag Res 
fultat der-Abftimmungen gezogen iſt, erhennt die Ver— 


ſammlung vier mit dem Magiſtrat in Feiner Beziehung ' 


flehende Männer, denen beides vorzulegen ifl: 
$. 15: Die Stimmenmehrheit bezeichnet die Wahls 
männer; find deren eine größere Zahl vorgefchlagen, als 
der Stade zuſteht; fo beſtimmt das Loos die Zurädtres 
. senden, 2 
| $. 16. Der Erfolg wird der Wahlverfammlung bes 
kannt ‚gemacht, das Protocol gefchloffen, von fämmtlis 
hen gegenwärtig geweſenen Magiftratsgkiedern und den 
vier gewählten. Gehälfen (Siche $. 14.) unterzeichnet, 
und das Wahlprotocoll mir Berichtserftärtung der Nes 
gierung- eingereicht. = Zu ar 


$. 17. Sobald den Magifträten die landesherrliche 


Genehmigung der Wahlmänner zugekommen ift, geben 
erſtore dieſen eine Legitimationsurkunde. tn 
"8,48. Nun beraumt die Regierung einen weitern 
Termin: zur Wahl der Abgeordneten des Bürgerftandes 
an, wobei ein fürfflicher Kommiſſarius den Vorſitz führt, 
der Magiftvat die nähere Anordnung und das Protocol 
beforgt. : ———— 

$.: 19. Die Wahlmaͤnner ſchwoͤren den -$. 2. vorge⸗ 
ſchriebenen Waͤhlereid. Wenn einer derſelben fehlt; fo 
ruft der Magiſtrat denjenigen Buͤrger zur Stellvertre— 
tung auf, der nach dem: Fehlenden die meiſten Stims 
men. ‚zählt. 5 Ä eg 
8. 2W. Die Wahl. der. ftädeifchen Abgeordneten iſt 
vollkommen frei, auf keine Weife an. die. Glieder des 
Magiſtrats gebunden, oder auf dieſe befchränft. Bo— 
ſitzen ſie die geſetzlichen Eigenſchaften; ſo kann die Wahl 
ſie eben ſowohl treffen, als voruͤbergehen. 

$. 21. Jeder Wahlmann erhält einen Wahlzettel 
(wie oben bei der Wahl des erſten Standes) und ſchreibt 


8 


’ 
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darauf Namen und Standesbezeihnung dee Mitbuͤrgers 
den er nach feinem Gewiſſen fuͤr den. paßlichſten Lanz 
desabgeordneten hält. Sobald alle Zettel wieder gefſal— 
tet, in das Gefäß gelegt, durch einander gemengt, dann 
gezählt, geöffnet und verleſen find; je merden.; fie nad) 
‚ ihrer Nummerfolge in das Protocol ‚verzeichnet, 
: .$. 2% Die Regel verlange Für den Abgeordneten 
einer Stadt zwei Drittheile det Wahlftimmen; vereinigt 
fih diefe Mehrheit weder in der zweiten noch dritten 
Wahl für alle Erkohrnen; fo find es diejenigen dennoch; 
welche die Mehrheit für fih haben, und die ihnen in 
derfelben unmittelbar u ae werden ihre Stellvers 
treter. | 
6. 23. Der. Erfolg wird der Verſam⸗ jung hetanne 
gemacht, das vom Kommiffarius, dem Magiftrar und 
zwei Wahlmännern unterzeichnete Protocol mit Bericht 
eingeſendet und nach. erhaltener landesherrlicher Ger, 
nehmigung die Verſi EOFFROBRUERRDE dein Mnspien 
EN 
.$. 24. Da Barntrup⸗ und — vereint nur — 
einen Abgeordneten vertreten werden; ſo läßt ‚die. Ne 
gierung beider Orte Gewaͤhlten vorfordern, damit das 
Loos entfcheide, welcher a. 8* wehren: au 
vertreger Wird, t 


dDuiter —* u 


Ben der Wahl der. Abgeoendnreten des deleten 
Standes. 


6. 26. Die Tabellen über die Eintheilung des Rn 
des in Wahldiſtricte und die Zahl der von dieſen, den 
Aemtern und Vogteien zu ernennenden Wahlman ner⸗ 
empfangen die Aemter auf das baldigſte. . 

$. 26. Die Regierung ſchreibt die Wahlen aus, ins 
wird die erfte Handlung sur Ernennung der Wahimãn⸗ 
ner von dert Wählern des Bauernſtandes einzelü doll 
zogen. Der Wohnfik des Juſtizbeamten iſt dazu ber 
ftimme, und führe diefer, mit ‚Beipäife, des’ — 
AImtsperſonals, die an ER a 
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69%. Die Bürger der Flecken Schwalenberg, Als 
verdiffen , Boͤſingfeld und. Varenholz unter dem Vortritt 
ihrer Bürgermeifter, die Eirgefeflenen der Bauerſchaf—⸗ 
ten mit Baucrrichtein und Vorſtehern begeben fich den 
vorgejchrichenen Morgen an das Amt, mit ihnen die in 
ihrem Umtkreiſe wohnenden der Eontriöutian, nicht uns. 
terwprfenen amtsjäßigen Gutsbeſitzer und. die aa 
— Erpkdtter. 


998. Die Fleckenbuͤrgermeiſter, ——— und 
Worficher forgen dafür, daß nur diejenigen, die nad 
der landſtaͤndiſchen Verfaſſungsurkunde eine aa ba 
haben ‚, id) an das Amt begeben. 


$ 29. Der Juſtizbeamte fucht das ſchicklichſte Local 
zur Vereinigung der Wahlverfammlung aus, eröffnet 
diefe durch Vorleſen der nöthigen Paragraphen aus der 
landftändifchen Verfaſſungsurkunde und dieſer Wahlvors 
ſchrift amd durch eine zweckgemaͤße Anrede. Dann ber 
muͤhet cr fih, die Vereinbarung der einzelnen Flecken 
un Bauerſchaften dur gemeinfchaftlichen Abgabe ihrer 

immen für fo viele Wahlmänner, als das Amt oder, 
die Vogtey zu ernennen hat, had) Möglichkeit zu ver? 
anlaffen. 


$. 30. Die Bleden und Vuaſchaften geben ihre 
Stimmen muͤndlich zu Protocoll, auch jeder Einzelne, 
wenn e8 nicht gelungen ıft, eine gemeinfchaftlihe Wahl 
zu Stande- zu, bringen. - Die Stimmen merden aufge: 
zählt, der Erfolg der Wahl der Verſammlung bekannr 
gemacht, und-der. Suftizbedinte endet das von ihm, den 
Fleckenbuͤrgermeiſtern, Bauerrichtern und Vorſtehern un⸗ 
„tetzeichnete Protocoll der Degierung ein. 

$..31: Das Amt ertheilt, nach erfolgter landesherr⸗ 
licher Genehmigung, den Wahlmaͤnnern eine Urkunde 
ihrer beſtaͤtigten Wahl. 

$. 32. Nun folge von Seiten der Regierung An— 
ſetzung eines Termins zus Diftvietswahl der Abgeordne—⸗ 
zen des Bauernſtandes. 

$. 33. Saͤmmtliche Juſtizbeamte des Diſtricts verei— 
nigen ſich am Wahlort und berufen die Wahlmaͤnner 


432 Sippe : Detmold. 


und noͤthigenfalls auch ihre- Stellvertreter. - Der ı 
Dienftjahren aͤlteſte Beamte führe das Dirertorium und 
inftruire mit Huͤlfe der Übrigen das Wahlprotocoll. 
5 34 Die Wahlmänner- zeigen ihre Befcheinigun 
gen vor, legen den Wählereid ab, und geben der Weihe 
nach jeder einzeln feine Wahlftimme zu Protocol, im 
erften und ‚zweiten Wahldiftrice für zwei, in den uͤbri⸗ 
gen für einen Abgeordneten, * 
6. 35. Zwei Drittheile der anweſenden Stimmen 
entſcheiden die Wahl eines Abgeordneten des Bauern⸗ 
ftandes; ift.aber eine. zweite und ‚dritte Wahl nörhig; 
fo wird es eben fo gehalten, wie $. 22; für die Wah⸗ 
len des Bürgerftandes vorgefchrieben ift, 

$. 36: Der Erfolg wird der Wahlverfammlung ber 
kannt gemacht, das Protocoll von fämmlichen Beamten 
unterfchrieben, zur landesherrlihen Beltärigung --einges 
fendet, und iſt dieje crfolge, den Abgeordneten die Vers 
fiherung der auf fie gefallenen Wahl ertheilt. 


Gegeben in Unferer Refidenzfiadt Detmold den B - 
Suny 1819. | | 


Panlina, 
208 
Vollkommen beiſtimmend | 
Leopold Erbprinz zur Lippe, 
v. Funt. Helwing. Petri. v Melen. 
| Clauſing. 
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9: ee Siegeenfein. 


m es gleich a N ch zu den politifchen Fragen ge⸗ 
hören blirfte, , ob a ‚einen kleinen ‚Staat von unge: 
fähr 3 Duadratmeilen, ; - mit; 5400: Einwohnern ; eine 
befondere Verfaſſungsurkunde Beduͤrfniß fey, und, wenn 
gleich ihrem Inhalte nach die nachſtehenbe dem Bun⸗ 
dedtuge vorgelegte, Befeng des Turſtenthums Liech⸗ 
tenſtein manche Bemerkungen, bei ihrer Bergleihung 
mit. andern neuen teutſchen Verfaſſungen, zuließ; fo: 
darf : fie doch, ſchon / ihrer Eigenthümlichkeit wegen, 
nicht‘ in der Reihe der neuen Verfaſſungen Im, Staa⸗ 
gi dei teutſcher Bundes fehlen. x | 


’ 12 er %; \ ‘ —* 

vaſetezt des Fürfkentgums. gi ichten 
3’. 46 * ſtein wu Nov‘ 1818: — — — 
gie —— von Gottes’ haben four, 
verdiner Fuͤrſt und Regierer des Hauſes von und zu. 
kiechtenſtein von Mitolsdurg ꝛc., erfüllen den 18ten Ars, 
tikel der teutſchen Vundesacte folgendermaßen: ni 


r a, Nachdem ir, feit Auflo ſung des teutſchen 
— u oͤſtreichiſchen bürgerlichen und peins‘ 

lichen Geſetze und, Gerichtsordnung in Unſerem jouverais 

wi Fürftenthüme Megtenftein eingeführt, und Uns bei 

Conſtituirung einer, dritten und seerften Gerichtsſtelle 
Dritter Band. 28. 
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an die diesfällige Sftreichifche Sefengebung auch für bie 
Zukunft angefchloffen haben; fo nehmen Wir nun glei: 
falls die in den k. k. öftweihiichen teutfchen Staaten bes 
ſtehende landſtaͤndiſche Berfafung in ihrer Weſenheit 
zum Mufter für gedacht Unſer Fuͤrſtenthum an, 
$. 2. Die Landftände follen beftehen: 
a) aus der Geiftlichkeit, 
b) aus der Landmannfchaft. 


$. 3. Unser der Geiſtlichkelt werden allé Befiger 
geiftlicher Beneficien, und alle geiftlihe Communitäten 
begriffen. ‘ Diefelben erwählen we abfolute Mehrheit 
der Stünmen aus ihrem Mitzel auf Lebenszeit drei 
Deputirte, und zwar zwei für’ die Geiſtlich— 
keit der Grafſchafte Vaduz, und einen für jene - 
der Grafſchaft Schellenberg/ nd ſtellen fie Uns 
ferm -fürtlichen.. Oberamte zu. Waduz, zur Veftdrigung 
vor, Nebſt diefen. bat ein jeber Beſitzer einer geiftlis 
hen Pfruͤnde, der wenigftend kin liegendes, oder det 
Verſteuerung unterworfenes Vermoͤgen von fl. 2500, 
nad): der.:,gegenmwärtigen Steuerſchaͤtzung angenommen, 
befigt, oder von. einem ſolchen Kapitalbatrage zu den all? 
gemeinen Landesbedäsfniffen beitraͤgt, ein Recht :aufı die 
Landfkandfchaft. / W 


F WRITE 3) = \+:] } Hr FOR 20 Sa 
6. 4. Die Landmannighaft wird durch die zeitlichen 
Vorjieher oder Richter, und durch die Altgeſchwornen 
er Sackelmeiſter einer jeden Gemeinde vorgeſtelit. Da⸗ 
echt der Fin ſchaft a Nr) alle Unfere 
— Unter > 5 nn erfon an liegenden 
ründen einen Steuerfag von.fl nach dermali⸗ 
gem Steuermaaßſtabe auswei he A vom, 


> 


ımbefcholtenen und uneigennuͤtzigen Rufe, und ‚ugrsräge 


licher Gemuͤtheart ſiid. nr us ha 

$. 5. Bei Unferem färftlichen Oberamte zu Vaduz 
foll ein Iandftändifches Katafter errichtet, und in ba Hi 
die in 99.3 und 4. bezeichneten Landſtaͤnde nach. gehb % 
rigem Ausweiſe uncntgeldlich eingettägen werden, 7." 

$. 6. Finder Unſer fuͤrſtliches Oberamt fir” guk, ei⸗ 
nom der vorgeſchlagenen; oder ſich auͤkweiſenden Land 
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fandfhnftsberechtigten die verlangte Inkataſtrirung zu 
verweigern; ſo hat es feine: Gruͤnde dazu Uns unters 
thänigfi vor zulegen, und Unſere hoͤchſte Entſchließung zu 
gewaͤrtigen . *2 
8,7. Den inkataſtrirten geiſtlichen Landſtaͤnden ſoll 
In allen ame lichen ’fehriftlichen oder muͤndlichen Anreden 
das Prädicar Herr gegeben, und im Falle der perſoͤn— 
lichen Erſcheinung pon dem Landesbehörden die Auszeichs 
nung eines anzutnagenden Sitzes zu Theil werden. , 
$. 8. Nichtunterthaͤnige Gaͤterbeſitzer, oder eigentlich 
deren Repraͤſentanten, wenn fie nach vorheriger Inka— 
taͤſtriruig den: ſtaͤndiſchen Verſammlungen beiwohnen 
wollen, haben auf die dem geiſtlichen Stande zukrkannte 


| Auszeichnung Anſpruch und: mit dieſem gleichen Rang, 


5 9 Zur ordentlichen Verſammlung der Stände 
werden Wir vos den Schiffe din es jeden Jahres 
einen Landrag Ausſchreißen/ wobei Unfer zeitlicher 
Landvogt in. Wadulz )> als Unſrr uam Commiſ⸗ 
ſarius, den Vorſitz und die Leitung der Geſchafte zu 
führen, die Sitzung zur enöffnen und zu ſchließen hat. 
Dieſer Landtag iſt in ſoweit bis zur naͤchſten Ausſchrei⸗ 
bung fuͤr fortwaͤhrend zu betrachten, a Wir gedacht 
erm Commiſfarionudien Befugniß ertheiſen, auch im 
Laufe des Jahrs, wenn es noͤthig ſeyn ſollte, Unfere 
treuen Staͤnde zur außerordentlichen Verſammlung zus 
—— zu berufen. Zu jeder — iſt ein je⸗ 
der Landſtand 44 Tage porhar ſchriftlich einzuladen. 
410. Jede: eigenmaͤchtige Verſammſlung der. Stände 
ohne vorhergegangene? Einladung, o wie jede eigenmaͤch⸗ 
ge: Verlaͤngerung der Sitzung wird, außer der Ungül: 
tigkeit der Befchläfe, mit -Werluft der Landftandfchaft, 
und nach Umfiänden noch ſtrenger, ſo wie tumultuaris 
ches und a ——— Betragen nach Vorſchrift de 
beſtehenden Gr beiitvaft werden, | 
5.41. Unſeren auf dem Landtage verfam: 
Melten getreuen Staͤnden werden wir durd 
Poſtulate den Bedarf jedesmalıvorlegen, und, 
da Wis davon. nichts fuͤr Uns behalten, fon 
28 * “ 
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dern lediglich jene Ausgaben darunter begreü 
fen werden, welche zur innern Verwaltung, 
and ruͤckſichtlich der dußern Verhaͤltniſſe en 
forderlich ſind; fo haben Unſere getreuen 
Stände ſich nur über die Einbringlichkeit der 
pojiulirten Summen zu —— und 
dafür zu forgen: r 


$. 12. Da es Unfer feſter Wille: PP daß alle fe) | 
gerde Beſitzungen ohne Unterfchied des. Eigetiihümerd 
nad, einem gleihen. Maaßſtabe in die Steuer ger 
gen werden ſollen, mithin ‚eine, vollkommene Gleis 
beit in, Tragung: der allgemeinen, Laſten einen jeden eins 
zelnen Unterthan vor Ueberhaltung ſichere; ſo ſoll auch 
die Aufrechthaltung dieſer Gleichheit ein Gegenſtand der 
landſtaͤndiſchen Obſorge ſeyn. J 


$. 13. Nur das, allgemeine Boſte des Landes darf 
das Augenmerk der Stände; ſeyn, jede Parteilichkeit oder 
Beguͤnſtigung einzelner Perſonen oder Klaffen iſt zu vers 
meiden. Daher Wir jeden Landſtande die Befugniß 
einräumen, auf dem Landtage, Vorfchläge zu.mas 
hen, die auf das allgemeine, Wohl abzielen; uͤber dem 
darüber erfolgenden Landtagsſchluß behalten Wir Uns 
jedoch das Reche der Genug nee Verwerfung 
vor. 


$. 44. Diefe Vorſchlage duürfen aber ſolche Gegen? 
ſtaͤnde nicht betreffen, die entweder, gemaͤß Urbarien, oder 
althergebrachter Uebung, Unſere eigentlichen Dominical⸗ 
Gefaͤlle, oder Unſere Privatrenten betreffen, weil ſie, 
wenn fie gleich den Namen von Landesregalien fuͤhren⸗ 
gleichwohl unſer Privateigenthum find, das außer dem 
Wirkungskreiſe ſtaͤndiſcher Befugniffe liegt. 


. 15: Dagegen geben Wir aber Unferen getreuen 
Unterthanen Unfere gnädigfte Verfiherung, daß Wir 
bei Einführung neuer allgemeiner Abgaben, 
in wie weit fie nur aus: der Landeshoheit gerechtfertiget 
werden fönnen, bdenfelben  alfo kein Dominical- Titel 
zum Grunde liegt, die ſtaͤndiſche Berathung vor 
RRIIEHRR laffen, und ihnen in gerechten und 
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nicht verſagen werden. 

5. 16. Vorſchlaͤge im buͤrgerlichen, politi— 
ſchen und peinlichen Fache können Wir aus 
dem im $. 4. ſchon vorgefommenen Örunde, 
und Vorfchläge, die aͤußern Staatsverhältniffe betref: 
fend, dürfen Wir, wegen dem nöthigen Miteinverſtaͤnd⸗ 
niß mit andern mächtigen teutfchen Staaten, Unjeren 
getreuen Ständen nicht erlauben. 

8. 47. Die abfolure Mehrheit der Stimmen der am 
Landtage gegenwaͤrtigen Staͤnde bildet einen Landtagsbe⸗ 
ſchluß, welcher Geſetzkraft erhaͤlt, ſobald Wir ihm Uns 
ſere — Genehmigung werden ertheilt haben. Zu 
diefem Behufe Has Unſer landesfuͤrſtlicher Commiſſair, 
nach vorheriger deutlicher Erklaͤrung des zu berathenden 

Gegenſtandes, die Umfrage duch qbwechſelndes Aufru⸗ 
fen eines geiſtlichen und eines weltlichen Standes, bei 
jenem anfangend, zu thun, jede einzelne Aeußerung, 
nebft den anzugebenten Bewrggränden, durch den Amtes 
fhreiber zu Protocoll nehmen, das Reſultat demſelben 
kurz beifügen zu laſſen, und die fo inſtruirten Landtags⸗ 
beſchluͤſſe an Uns zu befördern. J— 
Gegeben zu Eisgrub, am 9. Nov, 4818. 
Zohann Joſepe, | 
daͤrſt und Regierer des Haufes von-und zu Liechtenftein. 
. I 
TIheobald v. Walberg,  _ 
H erſter Hofrath deshwegienenden Herrn Fuͤrſten 
von Liechtenſtein Durchlaucht. 1J— 
Johanun Albert Ritter v. Oſtheim, 
ruͤuͤrſtlicher Hofrath. en 
Nach Sr. hochfuͤrſtlichen Durchlaucht Hoͤchſteigenem 
a Befehle: | 


* Joſeph ‚Freiherr v. Bufhmenn, 
ra hl. fuͤrſth. Sekretaͤr. * 
a st 378 ven: in 
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10) Die.übrigen teutfhen Staaten. _ 


N och gehören. biejenigen teutfchen, Staaten hieher, in 
welchen entweder Veränderungen in. der beſtehen⸗ 
den älteren Verfaſſung erfolgt, oder neue" DVerfafr 
fungen angefünbdigt und verfprocden, oder 
wirklich eingeführt worden find, doch ohne daß 
die Urkunde derfelben bereits öffentlich erſchienen wäre, 
In Hinfiht der fländifchen Verfaffung in den beis 
ben Staaten. ber: Grofherzoge von Medlenburgs 
Schwerin und von Medlenburg: Strelig mad 
eine Modificatioh derſelben officiell durch folgende- 


Defanntmachung des Großherzogs von Medien 
burg » Schwerin vom 23 Nov. 1817. 
angekuͤndigt. | 


„Friedrich Franz,’ von Gottes Gnaden Großher⸗ 
zog von Mecklenburg gc. Wir find. in Uebereinſtimmung 
mit Unſers Herrn Vetters, des regierenden Großherzogs 
von Mecklenburg⸗Strelitz koͤnigl. Hoheit und Lieb⸗— 
den, nach Unſrer ſeit der. Aufloͤſung der vormaligen 
teutſchen Reichsverfaſſung ſtets gehegten Abſicht, des 
landesvaͤterlichen Entſchluſſes geworden, ſchon jetzt, und 
bis dahin, daß von Seiten dar teutfchen Bun— 
desverfammlung Josherhalt allgemein güls 
tige Einrichtungen vereinbart und getroffen 


⸗ 


X 
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werden möchten, Unſern getreuen Landftän: 
den befriedigende Mittel und Wege zu erdff: 
wen, um bei ftreitigen Fällen in Angelegen 
heiten, welche die Landesverfaffung betref: 
fen, zur rechtlichen Entfheidung zu gelangen. 
9 Mahdem Wir. num zu folchem Ende durch Unſer 
Minifterium mit dem auf Unjern Befehl abgeordneten . 
Deputirten Unferer getrenen Ritters und Landichaft ge: 
nugfame Unterhandlungen pflegen laffen, ertheilen Wir 
darüber folgende endlihe Beſtimmungen: 


Sollte zwifhen Uns und Unſern getreuen Land; 


ftänden, fey es die gefammte Nitters und Lands 


Schaft, oder mit einer von beiden allein, entweder 
unmittelbar, oder bei einer ihnen landesverfaſſungs⸗ 
mäßig zuftehenden Vertretung, über Landesverfafz 
fung, Landesgrundgefeke, fonftige oͤffentliche Ver⸗ 
träge, die Auslegung und Anwendung derfelben, - 
fo wie. überhaupt. bei. der Ausübung der landess 


2 berrlihen Gewalt, : eine Verſchiedenheit der Anz 


’ 


2) 


fidten entfiehen und ein ſtreitiger Fall ſich erge: 
ben; fo foll zwar, nah wie vor, der Weg der 
Befeitigung durch unmitielbare gätlihe Unterhand: 
Jungen’ aufrichtig, redlich und ernſthaft verjucht, 
im Entſtehungsfalle aber, und fobald Unſre 


Landſtaͤnde darauf antragen werden, der 


Gegenftand auf compromiſſariſchem Wege 
zur rechtlichen Entfheidung gebradt 
werden. :r: - ; 
Die compromiffarifche Behörde foll feyn : 


a) entweder in den Fällen, wo Wir mit Unfern Stän: 


den über die Wahl diefer- Gattung von Compro— 
miß umd des Gerichts Uns vereinigen, ein ein: 
heimifhes oder auswärtiges Geride, 
weiches Gericht alsdann die Sache niht in ges 
wöhnliher Prozeßform, Tondern nad) An: 


+ feitung der unten folgenden Beftimmungen zu vers 


handeln hat, jedoch mit Beobachtung des bei Pas 
virät der Stimmen gewöhnlichen geſetzlichen Vers 


- fahrensz ; 
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b) oder In dem Falle; wo Wir mit unfern Ständen 
Uns lieber über die Wahl der folgenden Coms . 
promißgattung vereinigen, zw ci teutjhe Dun 
desfürften vefpective von Uns und Unfern 
Landſtaͤnden erwählt, an welche. Wir dem 
nächft den Antrag richten wollen, ihren Bundess 
tagsgefandten, oder zwei der Mechte und Staats⸗ 
fahen kundige Männer, ‚zur. Verhandlung und 

rechtlichen Entſcheidung der Sache zu beſtellen; 
oder endlich 
©) jedesmal dann, wenn eine Vereinigung zur Wahl 
‚der einen pder andern vorerwähnten Gattung von 
Eompromiffen nicht zu erreichen fehlt, nörhwenz 
dig cin Zufammentritt van zwei oder vier 
einheihifhen oder ausw rtigen Maͤn— 
nern, ohne alle Beſchraͤnkung durch Standes: 
oder Dienſtverhaͤltniſſe derfelben, von jedem Theile 
zur Hälfte gewählt, fo, daß es von Uns nicht 
nur, fondern auch von lnfern Landftänden in 
jedem befondern Falle abhängt, die größere Ans 
zahl zu fordern, ja auch auf der Benennung der 
doppelten Anzahl, zur Auswahl aus den gegens 
feitig benannten, zu beftehen. 

3) Die Compromißbehörde foll ftets binnen zwei Mor 
naten nad dem Dato des darauf gerichteten Ans 
trages erwaͤhlt und angeordnet jeyn, und die Aufs 
rechthaltung diefer Beftimmung. fol, wie es im 
Entftehungsfalle erforderlich werden. möchte, auf 
desfalfigen Antrag dem teutſchen Bundestage anı 
vertraut werden. — — | 

Wenn der eine oder der andere Theil dem fchiedsz 

richterlichen Ausſpruche mider alle Erwartung nicht 
Folge leiſten möge; fo foll von Seite Unfrer Landftände, 
‚sur Manutenenz deffelben, der Recurs an den Bundes: 
tag frei bleiben, welcher Recurs aber durch die Schieds⸗ 
richter daſelbſt angebracht werden muß, Wir. Unfter 
Seits bringen, Kraft Iandesherrlicher Macht, das Urs 
eheil zur Vollziehung, wie Wir Ung denn überhaupt an 
Unfern fonftigen fürftlichen und landesherrlichen Rech⸗ 
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ten, auch inſonderheit der im $..527. des Landesver⸗ 
gleiches: Uns ausdrücklich vorbehaltenem Zugejtändniß, 
durch vorftehende Erklärung durchaus nichts vergeben 
haben wollen. Sollte indeffen die von Uns landesherrs 
lid) angeordnet werdende Vollſtreckung, wegen Mißdeu— 
tung oder Dunkelheit des Erfenntniffes, von Unfern 
Landftänden für zu mweitgreifend "erachtet werden; 
To ſoll ihnen vorbehalten bleiben, bei cben der Bu 
Hörde, die das-Urtheil geſprochen hat, De⸗ 
elaration oder Remedur nachzuſuchen. Wie 
nun fämmtliche -vorftehende Beftimmungen in Betreff 
des zu beobachtenden Kompromißverfahrens fo lange ih? 
ven Werth und ihre Wirkung behalten ſollen, als nicht, 
in Bezug auf die Aufrechthaltung der Landesverfaffuns 
en allgemein gültige Beftimmungen auf dem teutſchen 

undestage vereinbart und getroffen ſeyn werden; ſo 
wollen wir Unſre Erklaͤrung und Anordnung bei dem 
Bundestage durch Unſern accreditirten Geſandten ein— 
reichen, und durch denſelben darauf antragen laſſen, daß 
der teutſche Bund durch die Bundesverſamm— 
lung den Inhalt dieſer Unſrer Erklaͤrung da— 
hin garantire, dab er alle Beftimmungen derjelben, 
in welchen auf den Bundestag Bezug genommen wor⸗ 
den, allezeit aufrecht erhalten wolle.“ 


Gegeben Schwerin, den 23. Noy. 1817. 





Nach ‚Öffentlichen. Nachrichten gem. Zeit. 1819, 
Nr. 141) fol auch nibenburg- eine Yandftändifche 
Verfaſſung erhalten. 

Daffelbe verfprach bis zum: Mai 1820 ber Großs 
berzog von Heffen: Darmftadt in folgendem Pas 
tente vom 18. Zebr. 1819, weldes der damalige 
Staatöminifter, Freiherr von Lichtenberg, contraſignirt 
‚hatte: Ä 


„Qudwig, von Gottes Gnaden, : Großherzog von 
Heſſen und bei: Rhein ic. thun fund und zu wiffen; 
Die befonderen Verhaͤltniſſe Unſers Großherzogthums 
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und feiner einzelnen Theile haben es bisher nicht er⸗ 
laubt, zur Erfüllung des 13ten Artikels der teutſchen 
Dundesacte, Unſern Wuͤnſchen gemäß, vorzujchreiten. 
Auch jetzt find mehrere Anordnungen noch nicht gehörig 
vorbereitet, welche, nach Unjrer veiflihen Prüfung, zum 
allgemeinen Wohle, theild vor einer landftändiichen Vers 
faffung, theils gleichzeitig eintreten muͤſſen, und welde 
von Uns zum Gegenitande befondrer Vorarbeiten bereits 
gemacht wurden. Indeſſen find diefe Vorbereitungen fo 
weit gediehen, um, in Uebereinftimmung mit ihnen, nuns 
mehr ununterbrochene Berathungen über das Ganze und 
Einzelne der künftigen Verfaſſung anzuordnen, welchen 
Mir Unſern getveuen Unterthanen landesväterlich zu vers 
feihen gnädigit Willens find, Wir Haben demnadh am 
Unſer Staatsminifterium die nörhigen Befehle heute erz 
laffen, indem Wir zugleich verordnet haben, daß die 
erftie Ständeverfammlung im Maimonate des 
kommenden Fahres 1820 in Unferer Refideng 
einberufen werde, und daß eine umfalfende 
Conſtitutionsurkunde vor diefem Zeitpuncte 
befannt gemacht werden foll x.” | 

Daffelbe ward, bei dem im Großherzogthume im⸗ 
imer lauter gewordenen Verlangen nad einer Verfaf: 
fungsurfunde, in einer officiellen Bekanntmachung des 
Staatsminifleriums vom 17. Sept. 1819 (©. Allg. 
Zeit. 1819, Nr. 274 ©. 1095 fx) mit den Worten 
wieberhohlt: | RE Sir | 

„Daß Se. König. Hoheit Ihr Fürftlihes Wort 
zwar nicht vor dem von Allerhädltdenfelben fefts 
geſetzten Zeitpunete, dann aber unfehlbar zu 
löfen wilfen würden, und daß die Befanntmas 
hung der Verfaſſugsurkunde, duch weldhe Se, 
fönigl. Hoheit das Band der Liebe und des Vertrauens 
zwijchen Ahnen und Ihren getreuen Lnterthanen auf 
ewige Zeiten noch fefter zu knuͤpfen hofften, eine ans 
gemeffene Zeit vorher, und fobald es nur Shre 
Verhäleniffe zu dem teutſcheu Bunde erlaubten, erfols 
gen werde.‘ R 
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Dagegen ward, im Nuͤrnberger Correfpondenten 
4519, Nr. 81, in Hinficht der Befigungen bes (feit 
dem am 21. Ian. 1820 verftorbenen) Landgrafen 
driedrih Ludwig Wilhelm Chriftian von. Heffens 
Homburg, die Nachricht gegeben, „der Landgraf 
habe, weil eö noch Niemanden eingefallen wäre, Lands 
ftande nachzufuchen, der Einführung derfelben, noch 
zur Zeit Anftand gegeben,. bis die. benachbarten. 
Länder porangingen." Die Bevölkerung feiner Bes 
ſitzungen, welche durch den, Wiener Congreß vergroͤßert 
wurden, unmſſchließt 17,200 Einwohner, 


"Das Herzogthim Braunfhweig: Botfenbit 
tel, in welchem der damalige Prinz⸗Regent von Groß⸗ 
Britannien (nun König Georg 4), ald Obervormunb 
des minderjährigen Herzogs, zum 12. October 1819 
die Stände zuſammentief, bat, nach Öffentlichen Nachz 
richten, am 19. Januar 4820 eine neue Berfaf 
fung erhalten, die aber vor ihrer Bekanntmachung 
nach London gehen und bort ratificirt werben mußte, 
(Sie wird; nach ihrem Erfcheinen, in dieſe Samm— 
fung aufgenvmmen werben.) Den Entwurf der neuen 
Verfaffung hatte der Graf von Münfter den verfam: 
melten Ständen vorgelegt. Dieſe erbaten ſich eine 
Frift zur Berathfchlagung, und ernannten 18 Mitglie⸗ 
ber zur Prüfung des „Entwurfed und zur Unterhand: 
fung mit der Regierung wegen zu machender Abaͤnde⸗ 
rungen und Zufäge. Die "Arbeiten dauerten bis zum 
23. Dec, 18195 die Unterzeihnung der neuen 
Urkunde gefchah am 19. Ian. 1820, Bekannt ift von 
derfelben worden, daß fortan der bienft= und meier: 
freie Landmann 49 Deputirte zur Ständeverfammlung 
nem und ſenden werde. 
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11) Königreich Gallizien. 


| Nach der erſten Theilung des Koͤnigreiches Polen im 
Sabre 4772 war ber damald an Deftreich gekommene 
Theil unter dem Namen; Königreih Gallizien 
und Eodomerien in ber öftreichifchen Staatögeogras 
phie aufgeführt worden, In ber dritten Theilung 
Polens vom Jahre 1795 erwarb zwar Deſtreich noch 
MWeftgallizien; allein biefes warb im Wiener Fries 
ben. vom Jahre 1809 an das bamalige Herzogthum 
Warſchau abgetreten, und Fam, als Beftandtheil dies 
fes Herzogthums, nad, ben Entfcheidungen des Wie: 
ner Congreſſes im Jahre 1815, an. Rußland, welches 
bem Herzogthume Warfhau ben Namen; Königreig 
Polen beilegte, und biefem am 27. Nov. 1845 eine 
neue Derfafjung gab, welche fih Ih, 2. ©, 48 ff. 
befindet. | er 


Dem zu dem Umfange der oͤſtreichiſchen Monarchie 
gehörenden Königreihe Gallizien und Lodomes 
rien, gab ber Kaifer Franz 1. am 13. Aprsı 1817 
eine neue ftändifche Derfaffung, worüber zwar 
feine befondere förmliche Urkunde, aber in der Lember: 
ger Zeitung ein Actenſtuͤck mit Faiferlicher Unterfchrift 
erſchien, nach welchem „bei der neuen Organifirung 
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der ſtaͤndiſchen Verfaſſung in den Koͤnigreichen Ganis 
gien und Lobomerien ber Vorfig umd bie Leitung ber 
Geſchaͤfte ſowohl in den Verfammlungen det Stände, 
als in dem Landesausſchuſſe dem geheimen KRathe und 
Präfidenten des Guberniums in- beiden. Landen, dem 
Freiherrn von Hauer, übertragen” ward. In: dem 
Baiferlichen Reftripte an denſelben heißt es: | 


„Nachdem. Wir Uns huldreichſt bewogen gefunden 
Haben, in Unfern Königreichen Gallizien und Lodome⸗ 
gien eine ſtaͤndiſche Verfaffung. zufolge desjenis 
gen, was von’ Sr. Majeſtaͤt dem Kaifer Joſeph 2. im 
Jahre 1782 bewillige. worden ft, mir den ſich num 
als norhmwendig.darftiellenden Abänderungen 
in die Wirkſamkeit treten zu: laffen;- jo haben’ Wir dies 
fen Unjern allergnädigfien Entſchluß und die nähern 
Beſtimmungen der ftändifchen Verfaffung Unfern gerreuen 
Ständen mittelft eines eigenen Reſcripts evöffnet, und 
darin unter Anderm fefigefeßt,_ daß eine Verfamms 
lung der Stände in diefen Königreihen im 
der Regel jährlid einmal, oder, nah Erforders 
niß der Umjtände, auch oͤfters gehalten, dann daß 
für die currensen ftändifhen Geſchaͤfte ein 
aus Mitgliedern aller vier Stände beftehens 
der Landesausſchuß errihtet werden ſoll.“ 


Das zweite, darüber befannt gewordene, Actens 
ftüd erfhien im Namen des Präfidenten des Guber: 
niums, Lemberg am 5. Mai 1817, und enthielt fol 
gende Beflimmungen : | 


„Bei dem bevorftehenden Landtage werden von den 
yerfammelten Ständen die Deputirten des Landausſchuſ— 
ſes gewählt, und wird auch das Amt eines Sefretairg 
und eines Archivars bei jenem Ausfchuffe vergeben wers 
den. Aus jedem der drei erſten Stände, nämlich 
dem geiftlihen, dem Herren- und Ritterſtande 
werden zwei Deputirte, aus dem Stande der Städte 
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aber ein Deputirter gewählt · werden. Von jedem der 
zwei Deputirten der, drei erſten Stände. wird der eine 
auf ſechs, der. andere auf drei Jahre, der — 
der Staͤdte aber anf ſechs Jahre gewählt werden. Dieſe 
Deputttten werden - folgende Gehalte genießen: Jeder 
Ber zwei geiſtlichen Deputitten 1000 fl. jährlich. Jeder 
der Deputirten aus‘ dem Heren 2. und: Ritterfiande 2000 fl. 
jährlih. Der ſtaͤdtiſche Deputiste 900 ‚fl. jährlich, Zu 
- den Deputirten der’ drei erſten Stände fönnen nur fol 
de gewählt werden, welche zu einem diejer drei Stände 
gehören. „Die Candidaten um diefe ehrenvollen Plaͤtze 
haben bis 10. Jun. d. J. deshalb eigene Geſuche 
en Sr. Ercellenz, den Herrn Präfidenten des 
Suberniums und der Stände, einzureichen Nüd 
fichelich des Concurſes um. die Nechte des Deputirten 
der. Städte wird das Erforderliche beſonders erlaſſen 
werden.’ BAR) ı A ı mr us t 
re 
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lung im Jahre 4772 bereits beträchtliche Länder ges 
trennt Hatte, vermittelſt der ’neneh'Vetfaffung vom 3. 
Mai zu einem verjungten politiſchen Dafeyn fich "8 
heben wollte; das ift, mit Aufnahme der drei Conſti⸗ 
ttionen dom 3. Mai 1791, vom 22, Sul, 1807 nd 
dom BI a a Th. 2. &. 1 ffi gezeigt worden: 

In Bezilehung auf bie neueſte, dem Königreiche 
Holen: am; 27. Nov, 4845, nach deſſen Einverleibung 
in Rußland vom Kaifer Alexander gegebene, Eonftitus 
tion, berief derfelbe zum 17; Gebr. 1817 den eriten 
polniſchen Reichstag zufammen. Es ift Flır die 
Geſchichte der neuen Conftitutlonen wichtig, einige ein⸗ 
zelne Stellen, aud dem Scchreib en des Kaiſers zur 
Zuſammenbetuſung; der; polmiftben: Stände, und aus 
feiner Mede bei Eröffnung des Reichstages aufzu⸗ 
. nehmen. TERN — —— 

Sn dern Zuſammenbetufungsſchreiben heißt «3; " 
. „Inden Wir Unfern Unterthaten des, Königreichs 
Dolen. bie Eonftitution ertheilten, war es Unfie 
Haudtabfiht, ihnen die Woplihar einge Mar 
tionalrepräfentation zu fichern; jetzt iſt es der 
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erſte Wunfh Unſers Herzens, ihnen. den Genuß der 
Freiheiten zufommen zu laffen, die diefe Ber 
falfung verbärgt. — — Senatoren, Landboten und 
Depusirte ! Langwieriges Ungluͤck laſtete auf Polen; 
Ichrediihe Niederlagen haben euer Vaterland verheeit; 
aber cure Bereinigung, mit einem brüderlihen Volke, 
eine Vereinigung, die für die Zukunft Bürge eurer Eri 
ſtenz iſt, hat das Gewebe diefes widrigen Schickſals 
bereits zerriſſen, und eine durchaus nationale Con— 
ſtit ution, wohlthaͤtige Geſetze, eine gluͤcklich gemaͤßigte 
Freiheit, werden: endlich die Spuren dieſer Kur zu lan— 
gen Stuͤrme vertilgen. Euch, der Weisheit eurer Rath— 
— vertraut die. Conſtitutionsurkunde dieſes vaͤter⸗ 
che's Wert an; in euern Schobs legt fie diefe auf 
RER: Kraft nieder 16. 


In der Rede, womit. ber Kaifer Be 27. Apr. 100 
den Reichötag der Polen, eröffnete, heißt. ed; . ;.- 


Repraͤſentanten des Königreichs: Polen! Eure Hoffe 
nungen und Meine Wuͤnſche werden erfuͤllt. Das Volk, 
zu deſſen Repräfentation ihr , berufen. ſeyd, er— 
freue fi endlich einer nationalen Eriftenz, verbürgt 
durch Inſtitutionen, welche die Zeit relfte und fanerios 
nirte. — — Durch die in euerm Lande vorher beſtan⸗ 
dene Drganifation iſt es moͤglich geworden, unmittelbar 
diejenige einzuführen, die ich euch gegeben habe, jin⸗ 
dem id die Grundjäge jener liberalen Inſt i— 
tutionen in Wirkſamkelit feßte, welde mir 
anabläßig am Herzen gelegen haben, und des 
sen heilfamen Einfluß ich, mil! dem Beiltande 
Gottes, Über alle Landes, welche die Vorſehung 
Meiner Sorgfalt anvertraufe, zu verbreiten 
hoffe. Solchergeſtalt Habt ihr Mir die, Mits 
tel dargelegt, Meinem VBaterlande zu zeigen, 
was. Ich ihm feit langer Zeit bereite z:und was 
es erhalten wird, ſobald die Elemente eines fo wich 
tigen Werkes die nöthige Entwickelung erreicht haben 
werden. — — Die conftitutionelle Regierungs— 
form wird nad und a auf alle Theile, der 
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Verwaltung angewendet Die Berihtsverfaffung 
wird organifirt werden. Geſetzentwuͤrfe im Fade der 
Civil⸗ ſowohl, als Kriminalgefetgebung werden zu eurer 
Kennenig gebracht werten. Ich bege das Vertrauen, 
daß ihr fie mit anhaltender Aufmerkſamkeit prüfen, und 
Geſetze ſchaffen werder, beftimmt, die Epftbarften Güter 
zu verbärgen: die Sicherheit eurer Perfonen, 
die eures Eigenthbums, und die Freiheit eurer 
Meinungen. — — Repräfentanten des Körigrciche 
Polen! Erhebt euch zu der Höhe euser Beftimmung. 
Ihr ſeyd berufen, Europa, das feine Blicke auf euch 
aha ein großes Beijpiel zu geben. Beweiſet euern 
eitgenoffen, daß die liberalen Inftttutionen, 
deren auf immer ycheiligte Grundfäge man 
Mit den umfiärzenden Lehren, die in unfern 
Tagen die gefellfhaftlihe Ordnung mit eid 
ner fürdhterlihen Katafteophe bedrohten, zu 
verwechſeln droht, kein gefaͤhrliches Blend 
werk ſind, ſondern daß ſie, mit Redlichkeit 
ins Werk geſetzt und vor allem mit reiner 
Abſicht nach einem erhaltenden und fuͤr die 
Menſchheit nuͤtzlichen Ziele geleitet, ſich 
vollkommen mit der Ordnung vertragen, und 
in Gemeinſchaft mit dieſer die wahre Wohl— 
fahes der Nationen bewirken.” | 


s 
* 
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Naͤchſt Teutſchland erfuhr kein Land in Europa ſeit 
den letzten dreißig Jahren eine ſo voͤllige Umbildung 
ſeines ganzen älteren politiſchen Syſtems, als It a— 
lien, das überhaupt, nach der Menge feiner einzel: 
nen größern und kleinern Staaten, feit den. Zeiten des 
Mittelalters viel Aehnlichkeit mit Zeutfchland hatte, 
Der Hauptflurm, welcher Staliend vormalige poli- 
tifche Geftaltung traf, begann mit Bonaparte’5 fiegreis‘ 
chem Feldzuge im Jahre 1796. Mehrere italienifche 
Fürften mußten ihre Oppofition gegen Franfreicd mit 
beträchtlichen Opfern erkaufen; fo der König von Sars 
dinien und der Papſt. Andere Fürften verloren ihre 
gefammten italifchen Zander; fo die Häufer Eſte in 
Modena, Bourbon im Parma und Habsburg »Lothrin= 
gen in Zoffana. Der teutfche Kaifer verzichtete auf 
Mailand und Mantuaz die Republif Venedig verſchwand 
auf immer aus dem eusopäifchen Staatenfyfteme; die 
Repnbliten Genua und Lucca wurden vielfach umges 
ftaltetz der Kirchenftaat und felbft das Königreich Nea: 
pel wurden cihe Zeitlang republifanifirt. 
Allein nirgends in Europa wechfelten bie innern 
und Außern politifchen Verhältniffe, fo wie die Farben 
der verfchietenartigen politifhen Syſteme, mehr, ale 
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in Italien feit dem Jahre 1796. Darauf wirkte theils 
der Wechſel des -politifchen Syftems in bem, über 
Stalien mächtig :gebietenden, Frankreich, theils ber 
mehrmals in und über Italien erneuerte Kampf, bes 
fonders aber feit dem Jahre 1814 die Vernichtung der 
Weltherrfchaft „Napoleons bedeutend ein. Denn feit 
biefer Zeit Behrten nicht nur bie von ihm vertriebenen 
Sürften zu ihren Stammbefigungen zuruͤck; e8 wurden 
auch, Bei vielen wichtigen geographifchen Beſtimmungen 
in Hinſicht Italiens auf ben Wirner Congreſſe, durch⸗ 
gehends die ſeit dem Jahre 1797 in Italien eingefuͤhr⸗ 
ten und mehrmals veraͤnderten, neuen ne 
nen völlig wieder abgejhafft. 

An die Stelle: berfelbeh tonten nur in einigen itab. 

lienifchen Staaten andere neue politifhe Formen; in 
den meiften Staaten der ‚Halbinfel ward durchgehende 
das alte, vor dem Jahre 1796 beitehende, Syftem 
im Innern hergeftellt. 
Ä Demungeachtet haben die in Italiens einzelnen 
Staaten eine längere oder kuͤrzere Zeit hindurch beſtet 
henden neuen Verfaſſungen, als Denkmaͤler det 
Geſchichte und der Politik, ein zu hohes In 
tereſſe, als daß ſie in einer vollſtaͤndigen Sammlung 
der neueuropaͤiſchen Gonftitutionen fehlen bärften. 


4) Savopen, Piemont, Sardinten ° 


Der König don: Sardinien, Vittor Amadeus 3, 
mußte (15. Mai 1796) im Frieden mit Frankreich 
Savoyen und Nizza an die Republik Frankreich 
abtreten, und fein Sohn, Karl Emamlel 4 (9. Dec. 
41798) fogar auf Piemont eine Vetzichtleiſtungsur⸗ 
Bunde anstehen, worauf ihm blos die Inſel Sard i⸗ 
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nien verblieb. Er legte am 4. Sun. 1802 die koͤnig⸗ 
liche Würde nieder, welche auf feinen Bruder, Bictor 
Emanuel; überging, der im Jahre 1814 von Sardi⸗ 
nien zurüdfehrte, und nicht nur von den Laͤndern feis 
nes Haufes in Oberitalien wieder ‚Befig nahm, ſon⸗ 
dern auch, nach den Beichlüffen des Wiener Congrefs 
ſes, den Freiftaat Genua mit denfelben verband. 
In Savoyen, Piemont und Nizza galten, " 
nach deren Einverleibung in Frankreich felbft, die für 
Sranfreich gegebenen Gonftitutionen bis zum 
Jahre 1814 — Nach der Rüdkehr des Königs Vic: 
tor Emanuel nah Zurin, ward aber bie franzöfifche 
Verfaſſung aufgehoben, und der König regiert feit dies 
fer Zeit ohne repräfentative Staatöformen. - 


2) Genua—. | 


Die Republik Genua hätte bis zum Sahre 4797 
ihre ariftofratifhe Staatsform behauptet. Als 
aber der zwifchen Buonaparte und Deſtreich zu Leoben 
(16. Apr. 1797) abgefchloffener Waffenftillftann bereits 
über das Scidfal der von Buonaparte in Oberitalien 
proclamirten neuen. cisalpinifchen: Republik entfchieben 
hatte; da brah auch in Genua (21. Mai 1797) die 
Gährung ber demofratifchen Parthei gegen die arifto: 
kratiſche aus. Der franzoͤſiſche Geſandte Faypoult 
erklaͤrte ſich für die Anfprüche der Demokraten, und 
ber Doge fah ſich genöthigt, eine Deputation in das 
Hauptquartier bed Generals Buonaparte zu fenden, 

So kam am 6. Juny 1797 zu Montebello be 
Mailand eine-Sonvention zu Stande, einerfeits von 
Bironaparte und Faypoult, andrerfeits von den 
genuefifchen Deputixten Gambinfo, Garbonara und 


on 
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Berra abgeſchloſſen, in welcher die ariſtokratiſche 
Form des Freiſtaats in eine demokratiſche umges 
wandelt, ‘und die Grundlage ber Fünftigen Verfaffung 
deſſelben feftgefegt, fo wie gleichzeitig von Buonaparte 
dem Doge ein Werzeichniß von 22 Genuefern zuges 
fandt warb, welche bie proviforifhe Regierung 
von Genus, bilden folten. | 0 


9 Orundyige der Convention von Montebello 
vom 6.. Juny 1797. 


$. 41. Die. Regierung der Republit Genua erklaͤrt, 
daß die Souverainetät auf der Geſammtheit 
ale: Bürger des genueſiſchen Gebletes ‚beruht. 


$. 2. Die gefeßgebende Gewalt ſoll zweien 
vepräfentirenden Räthen anvertraut werden, wo⸗ 
von einer aus 300, der andere aus 150 Mitgliedern 
befiehen: wird... Die: mollziehende Gewalt fol eis 
nem Senate von 12 Mitgliedern; unter dem Vorſitze 
ines Doge, zuſtehen. Der Doge,und die Senatoren 
(sten von den zwei Käthen ernannt werden. 


6.3. Jede Gemeinde fol eine Municipalität, 
und jeder Diſtriet cine Verwaltung haben. 


»6, 4. Die Bahlarten. zu allen -obrigkeitlichen Stel⸗ 
F die Abtheilung des Landes, im -Diftüicte, der jeder 
Anstelle anzuvertrauende Aniheil von Staatsgewalt, 
die Drganifation der tichterlichen Gewalt und der bewaffs 
neten Macht, follen von einer gefesgebenden Kom— 
miſfion beftimme werden, welche den Auftrag erhals 
ten fol, die Conſtitution und alle Gefege, die zur 
Drganifi irung det Regierung: schören, zu entwerfen, wer 
bei fie dafiir zu forgen hat, daß nichts gegen die 
tatholifhe Rsligion verfügt, daß die von dem 
Staate verbürgten Schulden gefihert, der Sreihas 
fen der Stadt Genua und die St. Georgsbank er— 
Balten, und Maasregeln getroffen werden, um, fo weit 
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es die Mittel verſtatten, fuͤr den —* der derma⸗ 

len vorhandenen, ‚armen Edelleute zu ſorgen. Dieſe 

Kommilfion fol ihre Arbeit innerhalb eines Monats von. 
dem he ihrer erften Sigung an endigen. Ä 


Da das Volk ſich wieder in feine Rechte eins 
gefeßt ——— fo ift jede Art von Pripilegiüm 
und von befondrer Einrihtung, welche die Einheit des 
Staates unterbricht, hiermit nothwendig vernichtet. 

$. 6. Die einftweilige Regierung fol einer 

— — yon 22 Mitglieder. unter) dan 

orfige des gegenwärtigen Dose, anvertraut und den 
14. Jun. eingeſetzt werden. 


Die übrigen Artikel beſtimmten ben Wirkungẽtreig 
vieſer einſtweiligen Reglerungskommiſſio on, womit im 
eilften und legten Artikel das Verſprechen verbunden 
ward, daß die fraͤnkiſche Republik der Repuͤblik Genua 
ihren Schutz, und ſelbſt den Beiſtand ihrer Armeen 
bewilligen werde‘, um, falls es nothwendig feyn follte, 
die. Bollziehung:'diefer Artikel‘ zu erleichtern, und das 
Gebiet der Republik Genua in ſeiner ie 
zu erpalten, — 
u; — —— 

Ob nun gleich die eingeſetzte —— 
ſich mit Vorſicht und Feſtigkeit betrug, die Abgaben 
nerminderte, den Innungszwang und die druͤckenden 
Monopole mit- Lebensmitteln aufhob; fo erhielt fie doch 
eine bedeutende ariftofratifche ac zu welcher bes 
ſonders die. Geiſtlichkeit gehörte. . 

Am 14. Sept. follte der —— der neuen Con⸗ 
ſtitution dem Volke vorgelegt werden. Ob es nun 
gleich darin ausdruͤcklich hieß, Daß der Staat die oͤf⸗ 
fentliche Ausuͤbung der katholiſchen Religion in ſeinen 
Schutz nehme; fo ‚verbreiteten doch die Gegner, daß 
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die neue Gonftitution bie Religion zu Grunde richte, 
und ließen beshalb einen verfälfchten Entwurf derfelben 
bruden, worin ed unter andern hieß: die Fatholifche 
Religion wird in: der Tigurifchen Republik abgefchafft. 

2. Dies bewirkte (4. und 5. Sept.) einen Aufftand 
von 26 — 17000 bewaffneten Landleuten, bie vor Genua 
ruͤckten/ die Feſtungswerke befegten, und Anfangs blos 
die katholiſche Religion dann die Wiederkehr des aus—⸗ 
gewanderten Adels, und zuletzt die Wieverherftelung 
der alten Regierungsverfaſſung verlangten. Dieſe Maſ⸗ 
ſen wurden aber vom General Duphot mit den Nas 
tionalgarden und 1800 Mann Linientruppen, nach eis 
nem blutigen Gefechte, zerſprengt; allein die neue 
Berfaffung ward erſt am 2. Dec..1797 dem 
Volke vorgelegt und: von: dieſem angenommen. Det 
Staat erhielt darin’ den Namen: Tigurifhe Repus 
blik, welcher Franfreicy die innerhalb * Gebietes 

gelegenen kaiſerlichen kehen überließ. · | 


(Diefe auf die Sekimmungen ——— von Mon 
1 tebello gegruͤndete Verfaſſung vom 2 Dec 1797 
iſt noch nicht in tenso auszumitteln gen 
* wird ———— — ie 
Bei der. neueruag des Krieges im Jahre 1799 
litt beſonders das Gebiet der liguriſchen Republik; 
denn hier behauptete ſichder Reſt des von den Ruſſen 
und Oeſtreichern aus ganz Oberitalien verdraͤngten frau⸗ 
göfifchen Heeres, und Maſſena uͤbergab erſt am 4. Juny 
4800 das ausgehungerte Genua. an die Deſtreicher 
Ob nun gleich die Schlatht von Marengo (14. Juny 
1800) von neuem über Staliend Schickſal entſchied; 
fo wogte doc) der Partheientampf mächtig in der ligus 
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rifchen Repubiif, welche im Limeniller rieben (0. Behr, 
4801) von neuen anerlannt ward. | 


Im September 1801 warb ber Republik — 
ein neuer Conſtitutionsentwurf von Paxis aus mitge⸗ 
theilt, der aber nicht ins Leben trat; Vielmehr gingen 
bigurifche Deputicte im Januar 1802 nad Lyon, wo 
ber. damalige erſte Conful. Frankreichs, Buonaparte die 
Conſulta der, eisalpinifchen Republik ſprach, und- ber: 
ſelben am 26. Ian. 4802. eine neue Verfaſſung gab, 
in. welcher,.er als Praͤſident dieſes Freiftaates erfcien, 
Die Ligurifchen Deputirten Fonnten nicht den erften 
Conſul ſprechen; nur der Miniſter Talleyrand verhan⸗ 
delte mit ihnen. Wahrſcheinlich wollten fie, nicht: in 
die ihnen vorgefchlagne Vereinigung ‚ihres Staates. mit 
der cioalpiniſche Renublit us uch £2 
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Darauf überreichfe am. 96. Juny 1802 der —* 
ſiſche Geſandte Salicetti zu Genua eine neue Com 
ſtitution, welche Budnaparte und Talleyrand unter: 
zeichnet hatten, und welche ſich der ber cisalpinifchen 
Bepublif vom Fahre 1802 fehr näherte. Ob gleih 
fm Moniteur jene Unterfchriften fehlten, und es darin 
hieß, Ligurien habe fich felbft die neue Verfaffung ges 
geben; fo "fchrieb. doc in Genua die: Regierungsfoms 
miſſion an dad Voll: „Dem, der Europa den Fries 
den gab, kam es zu, auch, unferer Republik eine neue 
Geftalt zu geben.“ Doch nahm der. vom erften Con 
ful zum Doge der liguriſchen Republik beftimmte Cats 
faneo (ligurifcher. Gefandte zu Mailand) diefe Würde 
dicht an , “am beffen Ende Girolamo Er 
trat. 


J 
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4. U ans Erſter Titel. 
ee N 


4. Sreiheit, Gleichheit und Nationalecpräfentation 
find die drei großen’ Grundlagen der Conſtitution * I 
- gurifchen Republif, 


2. Die Eonftitution Seftimimt: die — der 
verſchiedenen Gewalten, und die eg der orga⸗ 
niſchen Geſetze. 


Die organiſchen Geſetze koͤnnen nicht veraͤndert wer⸗ 

n, als fünf, Jahre, nachdem fie. gegeben wurden. Die 

odificationen derfelben, weldye. man alsdann in Vor— 

fhlag Bringt, muͤſſen nach den bei der Geſetzgebung ges 
Sräuchlächen Formen erfolgen, 


3.. Die: Gefegerbeftimmen die Segenftände, welche 
ſich auf die Civil-Kriminal- und Handelsgeſetzbuͤcher 
beziehen, die Abgaben, den Verkauf. der Nationalguͤter, 
die Aushebung der Lands und Marinesruppen, und die 
Prägung der Münzen; fie werden von dem Senate der 
Beſtaͤtigung des Volkes unterworfen, welches NE 
firt wird durch die Narionalconfulta,. 


u 4 Die allgemeinen; auf Die Geſetze gegründeten: und 
die Vollziehung derſelben bezwedenden, Anordnungen 
werden duch: Decrete des Senats erlaffen. x 


' An dringenden und nicht. vorhergefehenen Fällen, ber, 
kinder wenn die Öffentlihe Ruhe in Gefahr iſt, kann 
der Senat, durche zwei Drittheile der. Stimmen , ‚provis 
forifch die Befegesvorfchläge in Vollziehung bringen, 
‚ Die Auflagen ‚find, allein von diefer, Verfügung — 

nommen. 


5. Die Anordnungen und Befehle in Angeweſſen, 
heit zu den Geſetzen und Decreten, die Oberaufſicht uͤber 
die Agenten, die Leitung der bewaffneten Macht, werden 
pon einer hoͤchſten Magiſtratur beſetzt, welche der Senat 
aus ſeiner Mitte SFRANEL, 
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6. Die Anwendung des Geſetzes anf ‚die Verbrichen 
gegen den Staat, fo wie auf die Streitigkeiten der Bürs 
ger unter einander, oder des Buͤrgers mit dem Staate, 
gehören für die gerichtlihen Behörden. 

BE Zweiter Titel, 
Von den Eorporatiouen, — bei der Enn 

werfung und mar dei Seltene cons 
_ seusriren.: / 


7. Der Senat — aus 30 ———— die we⸗ 
nigftens‘ ein Alter von 30 Jahren erreicht. haben. 

"Den Borfig im Senate führe ein Doge, der u. 
rens 40 Jahre ale Teyn muß. 

Er theilt fih in fünf Sectionen: die Kegierun cıa 
magistrature supreme); bie der Juſtiz und Gefegges 
Bung; die des Innern; die des Krieges — der Mar 
wine; die der Finanzen. 

Die Präfidenten der vier hefonbern — wre 
txeten zugleich die Functionen der Miniſter 

Die Regierung beſteht aus neun Mitgliedern, * 
Inbegriff des Doge, welcher präfldirt, und den Praͤſi⸗ 
denten der vier andern Sectionen. ' Unter den vick 
Übrigen Mitgliedern gibt es wenigſtens zwei Deputirte 
aus dem Collegium der Grundbeſitzer. . 

Der Senat ernennt die Praͤſidenten und die Mie⸗ 
glieder jeder Section. Er kann ſie auf den Antrag 
Doge verändern. 

" Die Dauer ° ‚der, — eines Dose ift ſeg 
Jahre 

Der: Senat erneuert ſich aller zwei Sabre zum, drit⸗ 
ten Theile. 
| Der Gehalt des Dose ift 50,000: genueſiſche eire, 

der der Mitglieder der. Regierung 9000 Kire, und dee 
der uͤbrigen Senatoren 6000 Lire. 

Diefer Artikel dient zur Grundlage für das organis 
fhe Geſetz in Betreff der Regierung. 
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B. Es ſind in der Republik drei große Collegia: 
a) das Collegium der Grundbeſi Ber, deffen Mit⸗ 
glieder mwenigftens an liegenden, in dem Katafter 
verzeichneten, Gründen 120,000 Lire befisen muͤſ⸗ 
fen. Der vierte Theil diefer Summe kann im 
Inferiptionen bei der Georgenbant — FJ 
b) das Collegium der Kaufleute: 

c) das Collegium der Gelehrten, gewählt aus den 
Rechtsgelehrten und aus denen, welche ſich mit 
den Wiſſenſchaften und freien Künften 

befchäftigen. — Die beiden erſten Collegia beſte⸗ 
hen jedes aus 200, das Kollegium der Gelehrten 
nur aus (00 Mitgliedern, Die Mitglieder diefer 
Collegia- müffen wenigſtens 30 Jahre alt feyn, 
Geſetzlich treten fie aller zwei Jahre zuſammen; 

doc) Fönnen fie auch von dem Senate auderordene⸗ 

a. ch zuſammenberufen werden. 


Ihre Sitzungen duͤrfen nicht uͤber zehn Tage dauern, 
und Die Orte, wo ſie ſich verfaninreln, muͤſſen wenigſtens 
awei Lieues von einander liegen. | 


Sie wählen die Senatoren, . Sie, praͤſentiren drei 
Candidaten, aus welchen der Senat den Doge ernennt, 
Die Mitglieder des Kollegiums find‘. es auf Lebenszeit. 
Aller ſechs Jahre werden diejenigen erfegt, welche geſtor⸗ 
ben, oder als Unwuͤrdige ausgeſchloſſen worden ſind. 


Ein organiſches Geſetz ordnet di Art der Wahl, 
und die, Eigenjchaften, weihe zur zur Neth u 
dert werden. Ä 


9. In jedem Gerichtöbegirte « ‚ernennen die Bürger 
alfer drei Jahre eine Conſulta, die hoͤchſtens aus 65 
Mitgliedern bejtehen kann. 

Um wahlfähig zu ſeyn, muß man entweder ein Grund⸗ 
eigenthum, oder ein buͤrgerliches Gewerbe beſitzen, das 
wenigſtens 1000 Lire eintraͤgt, oder ein Amt mit 1000 
Lire Einkuͤnften, oder man muß fuͤnf Jahre lang Schiffs⸗ 
kapitain geweſen ſeyn, ohne fich eines Vergehent Hubs 
dig gemacht zu haben. 


460 Genua. :. 

Dieſe Eonfulten entwerfen ein Verzeichniß „Aber 
den Etat ihrer Gerichtsbarkeit, und übergeben’ ihn der 
Regierung. | F 

Sie werden, nach einem feſtgeſetzten Verhaͤltniſſe, 
Deputirte zur Nationalconſulta, welche wenigſtens 3000 
Lire Einkuͤnfte haben. | 

Diefe Eonfulta fol beftchen aus 60 bis 72 Mitgfier 
dern; fie wird vom Senate zufammenberufen und vers 
tagt. Sie muß fi jährlich wenigftens einmal verfams 
meln, um das Budget anzunehmen, und die ihr vorge— 
festen Gefeßesentwätfe, zu prüfen. ° Diefe Entwürfe 
Werden von neun PDrocuratoren discutirt, welche bie 
Conſulta aus ihrer Mitte ernennt... Den Borfig führt 
ein Sprecher, welchen man. für die ganze Dauer des 
Sitzung wählt. es Wr 
Die Mitglieder befommen feinen. Schalt, P 

Diefer Artikel if die Grundlage des organifchen 
Geſetzes über die Confulten. 

‚10. Die Collegia ernennen aller zwei Jahre ein Syn⸗ 
dicat aus 7 Mitgliedern, welhe 40 Jahre alt. ſeyn, 
ynd, wenigſtens 40,000 Fire Einkünfte haben müffen. 
Dieſes Spndicat kann aus wichtigeh Gruͤnden die 
Cenſur verhängen uͤber zwei Mitglieder‘ des Senats, 
zwei Mitglieder der Nationaleonfulta, zwei Mitgkieder 
jeder mit der Gerichtsbarkeit beauftragten, Confulta, und 
über zwei Mitglieder jeder einzelnen Gerichtsftelle. 
“ Die Sisung kann nicht über zehn‘ Tage dauerk. 
Das Protocolf ihrer Verhandkungen wird gedrudt. 

Die Eonfulta kann im Nothfalle verordnen, daß auf 
Berordentlihe Syndicate fid, mit der Nechtspflege ber 
figäftigen. . Das Protocoll ihrer Verhandlungen wird 
gedruckt. \ ' 

Das; Urtheil der Cenſur kann nur einffimmig 
ausgefprochen werden... Wird fie blos. von der Mehrheit 
der Stimmen befchloffen; ſo iſt dieſes Urtheil, was die- 
hoͤhern Behoͤrden betrifft, der Nationalconſulta, was 
die niedern anlangt, den mit der Rechtspflege beauftrag: 
sen Conſulten unterworfen. EYE u En 
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Diefer Artikel iſt die Grundlage des dorsaniſchen 
GSeſetzes über die Cenſur. 

41. Das Territorium iſt eingetheilt in ſechs Ge⸗ 
nichtsbe irke, und theilt ſich wieder in Cantone. 

Es gibt in jedem Gerichtsbezirke einen Proveditor, 
(provediteur) welcher von der. Regierung ernannt wird⸗ 
und eine Verwaltungsjunta. - 

Diefer Artikel diene zur Grundlage für das organis 
ſche Sefeß über die Verwaltung. 

12. Die Richter werdenauf Lebenszeit ernannt, 

Es gibt für die ganze Republik einen hoͤchſten Ges ! 
richtshof, welcher in fester Inſtanz Über alle Appellas 
tionen der Neviſionstribunale entſcheidet. | 

Dieſes Tribunal nimmt alle Caffationsgefuhe an. 

Es gibt drei Revijionstribunale und ſechs Gerichts⸗— 
sribunale, und Kantonsrichter für die. erfte Inſtanz. 

Es gibt Kandelsgerichte, welche funmarifch verfahren. 

Es ‚gibt ein Speeialtwibunal zur Entſcheldung der 
Mrozeffe, bei welchen die Nation uripränglich und direct 
intereſſirt iſt 

Es gibt Specialtribunale für militaͤriſche Vergchungen, 

Das Geſetz kennt keine andern Tribunale an, ale 
welche durch die gegenwärtige Conſtitution eingejegt find. 

Diefer Artikel dient zei orzaniſchen weite. Aber 
bie Rechtspflege. 


⁊ 


Dritter Titel 
Allgemeine Beſtimmungen. 


13. Die katholiſche apoſtoliſch/ romiſche Religion iſt 
Staatsreligion. 

Die Guͤter, welche —— Erzbiſchoͤffe, Biſchoͤffe, 
Dioͤceſancapitel, Seminarien, Pfarreien und Wirarien 
beſitzen, dürfen nicht veräußert werden. 


14. Das ligurifche Volk ehrt und ſchatzt den Bin 
del. Es fol zu Genua eine Schiffswerfte ſeyn, und 
die Republik wird eine Marine unterhalten, welche wer 
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nigſtens aus 2 Schiffen von.74 Kanonen, 2 Fregatten 
und 4 Corvetten beſteht. Drei Millionen find jaͤhrlich 
für die Unterhaltung der Marine beftimmt. 

Es wird eine allgemeine Klaffifieation der Seeleute 
gemacht werden. | Ä | 
46. Die Republik dee ihre Ausgaben durch directe 
und indirecte Steuern, feftgefegt und vertheile durch das 
Sefeg. Der reine Ertrag aller Ausgaben muß 9 Mill. 
Live betragen, | | 

Eine Rechnungskommiſſion, gewählt aus der Nativs 
halconfulta, verificirt in jedem Jahre die Rechnung der 
Einnahmen und Ausgaben des Staates. 

Die Megierung wird, Tobald ‚als möglich, die Aus— 
jahlung ‘der Intereſſen der confolidirten Nationalfchuld 
fiher ſtellen, mit Einfchluß der Inſeriptionen bei der 
&t. Georgenbank. Sie legt der Eonfulta einen Platt 
zur Deckung des noch nicht liquidirten Theils der öffent) 
lichen Schuld vor. ee 
46. Die Conſtitution garantiet- die biärgerlihe 
Freiheit. Ein organifches Geſetz wird die Form ber 
fimmen, wie man fid) der Bürger verfihern und fie 
den Gerichten übergeben kann, welche ſich eines Verbre—⸗ 
hens verdächtig gemacht haben.  -,, , 

. 17.,€8 gibt ein Nationalinftitut. Ein organifches 
Geſetz beſtimmt feine Bildung und. feine Wirkjamfeit. 

. 418 Die Conititution garantirt denen, welche Nariöt 
nalgüter erworben haben, den Befiß der Güter, die an 
fie verkauft worden ſind. 

19. Die organifchen Gefege, welde durch gegenwärs 
tige Konftitution feftgejeße worden find, entwirft der Ser 
nat, und werden binnen Jahresfriſt befanne gemacht. 


Allein auch diefe Gonftitution ward bereit am 1. 
Dec. 1802 von neuem verändert, und zwar mit Bes 
ſtimmungen, durch welche fie ſich der alten Verfaffung 
noch mehr, als bie vom 26. Juny näherte, , Nach deu 
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felben präfibirte ein auf 6 Jahre erwaͤhlter Doge in 
dem regierenden Senate von 30 Perſonen. 


| Qluch dieſe Conſtitutivn vom 1. Der. 1802 foll nach⸗ 
geliefert werden) 


Was ſchon Längft Buonapartes Abficht gesefat 
war, ward endlich im Mai 1805 ausgeführt, wo er 
zu. Mailand fih befand, um fih die italienifche 
Koͤnigskrone aufzufegen. Bei diefer Feierlichkeit 
erfehien auch der Doge Durazzo mit einer ligurifchen 
Deputation, Allein noch vor der Krönung reifete «x 
mit drei Senatoren nach Genua zurüd, worauf der 
figurifhe Senat (25. Mai 1805) die Einverleis 
bung bes ligurifhen Staates in Frankreich 
becretirte, ımb Napoleon am 4. Juny dieſes Decret 
wit der. Erklärung bejtätigte, daß Ligurien einen ime 
tegrivenden Theil Frankreichs bildem follte.. Es 
ward. in drei Departements (Genua, Montebelo und 
ber Apenninen) - getheilt. 

In diefer Verbindung mit Frankreich blieb Ligurien 
bis nach Napoleons Verzichtleiſtung auf den franzöfie 
fhen Thron im April 1814. Da erfchien ‚der Lord 
Bentind-am 19. Apr. 1814 in. dem von den Fran⸗ 
zofen verlaffenen Genua, ftelte im Namen Große 
britanniens daſelbſt die frühere erepublifanifche Ver⸗ 
fafjung, wie vor dem Jahre 1797, ber, und ere 
nannte zwei Drittheile deö großen und Eleinen Nathes. 
Allein, während die Genuefer, geſtuͤtzt auf diefes Ver⸗ 
fprechen, der Anerkennung ihrer Wiederherftellung ente 
gen fahen, wurde, nach den Befchlüffen des Miener 
Eongreffes, der Freiftaat Genua, unter dem Namen 
eines Herzogthums, fo wie die vormaligen Faifer« 
lihen Lehen in bemfelben und bie Inſel Gapraie, 
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dem ‚Könige von "Sardinien zugetheilt. Doch ward 
diefe Einverleibung durch gewiffe, der Eongreßarte ans 
gehangte, „Bedingungen” gemildert, „welche als 
Bafis der Vereinigung der Staaten von 
Genua mit denen von Sardinien dienen ſol— 
len. — Mit diefer Vereinigung erlofh, wie im gan⸗ 
zen farbinifchen Reiche, auch in Genua bie repraͤſenta⸗ 
tive Staatsform. 





3) Cisalpinifche Kepubiif —**— Pellenſſche 
Republik (1802); Königreich Italien (1805)3 
lombardiſch⸗ venetianiſches Koͤnigreich (1815). 


Die Herzogthuͤner Mailand und Mantua wa— 
ren, als Beſtandtheile der ſpaniſchen Erbſchaft, am 
Ende des ſpaniſchen Erbfolgekrieges an Deftreich ges 
fommen, und blieben in deſſen Händen, bis Buonas 
parte, nad feinen Siegen, in Oberitalien im Jahre 
1796, am 20. Mai 1796 die Freiheit der Roms 
bardei ausſprach, und Anfangs aus der Lombardei 
die tranfpabanifche, und aus den vom Papfte 
eroberten Legationen, Bologna und. Ferrara, bie 
cisalpinifhe Republik bildete, zu welcher Iesten er, 
nach Aufhebung des Waffenftillftandes mit dem Her⸗ 
zoge von Modena (8. Det, 1796), Modena und 
Reggio ſchlug. Der Papft mußte, im Frieden zu 
Tolentino (10,- Febr. 1797) die drei Zegationen, Bo⸗ 
logna, Ferrara und Romagna, an bie neue Republik 
in der Lombardei abtreten, und der Kaifer Franz ers 
kannte in den Präliminarien zu Leoben (16. Apr. 1797) 
biefelde als tranfpadanifche, und — nacden fie am 
29. Suny 1797. von Buonaparte ihre erſte VBerfafs 
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ſung erhalten hatte — im Frieden zu Campo For⸗ 
mio (17. Det. 1797) als cisalpiniſche Republik 
an. Diefe Republik ward aus den Provinzen Mailand, 
Mantua, Modena, Reggio, Mäffa, Carrara, Bologna, 
derrara, Romagna, Bergamo, Brefcia, Erema, Velte 
lin, Eleven und Bormio gebildet. Die erfie: Con⸗ 
ſtitution derſelben *) war ein Nachbild der franzoͤſi⸗ 
ſchen vom Jahre 1797, und in derſelben das demo— 
kratiſche Prinzip, wie in jener, vorherrſchend. An 
der Spitze derſelben ſtand die Erklaͤrung der Rechte 
und Pflichten des Menſchen und Bürgers, 

Es ward für die vollziehende Gewalt ein Direc⸗ 
torium von fünf Mitgliedern, und für die geſetzge⸗ 
bende Gewalt ein Rath der Alten von 40 bis 60,' 
und ein großer Rath von 80 bis 120 Mitgliedern 
eingefegt. — Allein Baum war ber. Stifter diefes Freie 
ſtaates nach Aegypten abgegangen, als der franzöfis‘ 
fhe Gefandte Zrouve am 30. Aug. 1798 wefentlihe 
Veränderungen in der Verfaffung deſſelben vornahm, 
und einen neuen: Gonflitutionsentwinf vorlegte. Er 
erflärte in feinem Schreiben an beide Raͤthe Cisalpi⸗ 
niens (Vergl. Poffeltd allgem. Zeit. 1798, bie! 
Rummer vom 19. Sept.): „Eine GConftitution, bie zu 
oft verletzt ward, um noch einige Kraft zu behaupten, 
und um die Rechte der Bürger‘ zu ſichern; eine Regies 
rung ohne Mittel, gleich. ohnmaͤchtig das: Gute zw 
thun, und dad Böfe zu verhindern; eine: verderbliche 
und übel verftandene Verwaltung; ein für nichts zu 
technender und aͤußerſt Eoftfpieliger Militärfkand; die 
Finanzen in einem fchauderhaften Verfalle; Feine repus 
blikaniſchen Sagungen, Fein öffentlicher Unterricht, Fein 
Zufammenhang, feine Einförmigkeit in ben Be 


*) foll nachgeliefert werben. 
Dritter. Banb, 30 
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ſetzen; allerwaͤrts Mangel an Subordination, Sorglo⸗ 
ſigkeit, unbeſtrafte Vergeudungen: kurz, die voll 
ſtaͤndigſte und entſetzlichſte Anarchie.“ So ſchilderte 
Trouvé den Zuſtand Cisalpiniens. Frankreich, ſagte 
er, habe dies mit Schrecken geſehen, dabei aber ge— 
wuͤnſcht, daß die geſetzgebenden Raͤthe Cisalpiniens 
ſelbſt die Mittel der Rettung anwenden möchten. Des⸗ 
halb habe er (Trouvé) dieſe bei ſich verſammelt, und 
ſich begnuͤgt, ihnen Rath zu ertheilen. Weil ſie aber 
fich nicht hinlaͤnglich bevollmaͤchtigt geglaubt, und die 
Ehre, ihr Vaterland zu retten, von ſich gewieſen haͤt⸗ 
ten; ſo wolle er nun mit der cisalpiniſchen Conſtitu⸗ 
tion, Regierung, Geſetzgebung und —— Ver⸗ 
aͤnderungen vornehmen. 


Dieſe beſtanden in der Verminderung der Deputir⸗ 
ten und der Departemente, in ber Organiſirung und 
innern Polizei der gefeßgebenden Räthe, in der Orga⸗ 
mifirung der Gerichtähöfe, in der Zahlung einer Bei— 
fteuer ald Bedingung des Bürgerrechtd, in firengeren 
Bedingungen bei Ertheilung des Bürgerrecht3 an Auss 
Länder, in weniger häufigen Wahlen, und. in der Bes 
ſchraͤnkung der Volkögefellfchaften und der Tagesblaͤt⸗ 
ter. Er erklärte, die bisherige Conftitution (vom 29. 
Sun. 1797) fey nur eine Art von militärifher 
Anordnung, und von der Nation auf Feine Weiſe, 
weder durch unmittelbare Annahme, noch durch Ernen: 
nung zu ben öffentlichen Aemtern, fanctionirt gewe⸗ 
fen. — Der Rath der Jüngern zu Mailand made 
daher, in einem Schreiben an den Rath der Alten, 
biefe Veränderungen befannt und erklärte die neue 
Gonftitution für das Grundgefeg der Republik. (S. 
bie allgem, Zeit. am ang. Orte.) 
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Allein nach wenigen Wochen veraͤnderte der fran⸗ 
zoͤſiſche Obergeneral der italieniſchen Armee, Brune, 
am 419. Oct. 1798 von neuem die Einrichtungen des 
Trouvé, indem er verfchiebene Mitglieder der geſetzge⸗ 
benden Raͤthe und des Vollziehungsdirectoriums abſetzte, 
und andere an deren Stelle ernannte. Doch dieſen 
Schritt Brune's deſavourte das framzoſi ſche Directo⸗ 
rium officiell, mit des Directors Treilhard Unter 
ſchrift. (Vergl. Allg. Zeit. 1798, vom 26. Dec.) 
Der franzoͤſiſche Regierungskommiſſair Rivaud erließ 
deshalb (S. —— eine Proclamation an das 

cisalpiniſche Volk, im welcher es heißt: „daß die fran⸗ 
zoͤſiſche Regierung zwar die Mängel ber erſten cisalpis 
nifchen Gonftitution wingefehen und gewänfcht habe, daß 
diefe Mängel ohne Erſchuͤtterungen und Unruhen haͤt⸗ 
ten abgeändert werben mögen; daß fie Aber die Be⸗ 
rechnungen einiger "Männer nicht billige, welche mit 
weniger Eifer ah” der Vervollfommnung der eisalpte. 
nifchen Regierung, als darnach, ſelbſt zu regieren 
getrachtet, und bie Gewalt der Kriegemacht dabei ge⸗ 
mißbraucht hätten." Darauf fuhr’er fort: „Ihr ſollt 
unabhängig und frei ſeyn; das iſt der Wunſch der 
Natur; das ift der Wunſch des franzöfifchen Volkes, 
Ihr ſollt in Rüdficht auf die Grundgefege eurer Ne 
publit das Recht ausüben, welthes — eure Souve⸗ 
rainetaͤt ertheilt.“ | 

Die neue Geftaltung Cisalpiniens warb aber durch 
ben im Srühjahre 1799 zwifchen Oeftreih und Frank; 
teich beginnenden Krieg verhindert. Die cisalpinifche 
Nepublit ward bei den Siegen der Deftreicher und 
Ruſſen in Oberitalien bi zum Siege Buonaparte's 
‚bei Marengo (14. Sun. 1800) aufgehoben. Nach 
dieſem Siege gab der bamalige erfte sun Frank 
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reichs der erneuerten Republik (18. Jun.) eine provi⸗ 
ſoriſche Regierung. Sie ward. (9, Febr. 1801) im Lüs 
neviller Frieden von neuem anerkannt von Deftreich, 
und der Thalweg ber Etfch ihre Grenze gegen bie 
- Grenzen Deſtreichs in Italien, 


Darauf verfammelte der. erfte Eonful eine Staat& 
confulta berfelben von 450 Perfonen (29. Bifchöffe, 
33 Pfarrer, 46 Rechtögelehrte, 31 Gelehrte, 31 Kauf 
leute, 12 Departementsabminifiratoren, 40 Städtebes 
putirte, 48 von der Nationalgarde, 27 von den Linien. 
truppen, 150 Notabeln, 6 von bem Regierungsauss 
ſchuſſe, und 31 von ber bisherigen proviforifchen Con⸗ 
fulta) im December 1801 zu Lyon, wo.am 28, Jan. 
1802 die neue Conſtitution der nunmehrigen itas 
lienifhen. Republik  ausgefprochen, und ber erſte 
Conſul zu ihrem Präf idbenten ‚ernannt ward. Ent: 
fchieben behauptete. dieſe Conſtitution in ihren brei. 
Wahlcollegien: der Srundeigenthümer, ber 
Gelchrtien, und ber Kaufleute eine wefentliche 
Berfchiebenheit und einen bedeutenden Vorzug vor ber 
franzöfiihen Conftitution vom Jahre 1799, und nicht 
ohne Grund war die Meinung, dag man im biefer 
italienifchen Conftitution einen Verfuh machen wollte, 
ber, wenn er gelänge, auch auf Frankreich übergetra: 
gen werben koͤnnte. Entſchieden gehört dieſe Gonflis, 
tution im Ganzen zu den beſten der neuern Zeit, 
wenn gleich ihr politiſcher Charakter theils aus der da⸗ 
maligen Stellung Cisalpiniens zu Frankreich, theils 
aus der individuellen Denkart des damaligen erſten 
Conſuls zunaͤchſt .erflärt werden muß. 


er 7) 
«) Eonftitution von 28. Januar 1802. * 


| - Erfier Titel. rn 
Von der italienifhen Republik. 

1. Die roͤmiſch-katholiſche apoftolifhe Re 
Jigion ift die Staatsreligion. | 

2. Die Souverainerät beruht auf der Geſammtheit 
der Bürger, = E35 | 

3. Das Gebiet der Republik wird ih Departemente, 
Diſtricte und Gemeinden eingetheilt. i 


8Sweiter Zitel‘ 
Bon dem Bürgerreät. 


| 4. Seder von einem cisalpiniſchen Vater geborke, und 

auf dem Gebiete der Republik wohnhaftee Mann mird 
‚bei feiner Volljährigkeit: der Buͤrgerrechte theilbaftig. 
S. Des naͤmlichen Rechts wird. jeder Fremde theils 
haftig, der, im Beſitze eines Grundeigenthums, oder eis. 
nes Induſtrie- oder eines Handelsetabliſſements auf dem 
Gebiete der Republit, 7 Jahre nad einander fih in 
derſelben aufgchakten, und erklaͤrt hat, daß er cisalpi⸗ 
nifher Bürger feyn will... 

. 6. Unabhängig von der Bedingung des. Aufenthalts» 
bewilligt das Geſetz die Naturalifation auch denjenigen, 
‘die fih über ein betraͤchtliches Eigenthum auf. dem Ges 
biete der Republik, oder über eine ausgezeihnete Ges 
ſchicklichkeit in den Wiſſenſchaften und Künften, die blos 
mechaniſchen Künfte mit eingeſchloſſen, oder über der 
‚Republik geleijtere. wichtige Dienfte gehörig ausweiſen 
önnen. ee on 
7. Die, älteren Natwgalifationen find, erft dann guͤl⸗ 
tig, Wenn fie Mit vorftchenden Bedingutigen uͤbereinſtim— 
hend befunden worden find.‘ | i 
8 . Das Sefeg beftimmt die Zeit der Minderjährigs 
keit, den Betrag des Figenthums, das jeder haben muf, 
am des Namens und der Rechte eines Bürgers theil 
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haftig zu ſeyn, und endlich die Urſachen, durch welche 
die bargerlichen Rechte ſuspendirt werden, oder verloren 
gehen. — | 

9. Es beſtimmt gleichfalls die Verfertigung eines buͤr⸗ 
gerlihen Regiſters. Blos die darin cingefchriehenen Bürs 
‚ger find zw conftitutionellen Stellen wählbar. 


Dritter Titel. 
Zur Be Vonſden Eollesiem 


40. Drei Wahleollegien, 'nämlih das Tollegium der 
Grundeigenthämer, das der Gelehrten, und das 
der Handelsleuse, find: das erſte Organ der Natio— 
nalſouverainetaͤt. ER : 

141. Auf die Einladung der Regierung verfammelt 
ſich die Collegien wenigftens einmal alle zwei Jahre, um 
ihre Zahl zu ergänzen, und um die Mitglieder der 
Staats:Eonfulta, des gefeggchenden Körpers, der Nevis 
-fions: und Kaffationsgerichte, und die Rechnungs; Koms 
miſſarien zu ernennen. Ihre Sisung fann nicht über 

vierzehn Tageidauern. % | 

42. Sie berathſchlagen ohne Discufflon, und durch 
geheime Stimmenablegung. nn 

13. Die Sisung eines Collegtums ift nur in fofer 
gültig, als ein Düittheil aller Mitglieder anweſend if. 
44. Bei jeder ordentlihen Sigung der Collegien übers 
reicht die Regierung einem jeden derfelben das Verzeich— 
niß der erledigen Stellen, und Nachmweifungen in Bes 
treff der zu machenden Ernennungen. Die Collegien 
koͤnnen die ſchriftlichen Anfuhungen derjenigen, melde 
beſtimmte Anſpruͤche um aufgenommen zu werden ans 
führen, geradezu annehmen. 


15. Sie beftätigen oder 'verwerfen die Denunciatios 
nen, welche nach den Artikeln 409, 144 und 414 an 
fie. gelangen. ä | 

16. Sie entfcheiden uͤber die Conſtitutionsartikel, wels 
he ihnen von dem Staatsrathe vorgefchlagen werden. 


J 


/ 
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47. Die ‚Mitglieder eines’ jeden Collegiums muͤſſen 
wenigſtens dreißig Jahre alt feyn: fie werden auf les 
Senslang gewählt. | 

48. Jedoch Höre man auf, Mitglied eines ſolchen 
Eollegiums zu ſeyn: | 

4) durch geſetzlich erwiefenen betrügerifchen Bankerot: 

9) durch eine ohne rechtmäßige Urfache verlängerte, 
und während drei auf einander folgender Sikuns 
gen des Kollegiums, wovon man Mitglied if, 
dauernde Abweienheit; 

3) durd) eine, ohne Genehmigung, der Regierung ges. 
fchehene, Annahme eines Dienfted bei einer frems 
den Madıt; 

4) durch die Fortdauer der Abweſenheit ans der Res 
publit, fehs Monate nachdem man auf geleßliche 

Weiſe zuruͤckberufen worden ift; 

5) dur alle die Urfachen, welche das Bürgerrecht 
verlieren machen. x 

49. Jedes Collegium übergibt, che es fih trennt, 
das Protocol feiner Sigung der naͤchſtfolgenden Cenſur. 


| Vierter Zitel. 
Rom Collegium der Grundeigenthämer, 


20. Das Collegium der Grundeigenthuͤmer (Possi- 
denti) beficht aus 300 Bürgern, welche aus allen Eis 
genthämern in der Nepublif auserwählt werden, die, an 
liegenden Gründen, ‚cin jährlihes Einfemmen von wes 
nigſtens 6000 (Matländer) Live *) haben. Ihr Vers 
Tammlungsort, ‚während der erſten zehn Jahre, iſt 
Mailand. 

2. Jedes Departement hat das Recht, in dem Col‘ 
fegium der Grundeigenthämer menigftens eben fo. viele 
Mitglieder zu haben, als die Bevölkerungszahl angibt: 
Eines auf dreißigtaufend Menſchen gerechnet. 


*) Gin Mailänder Live beträgt ohngefaͤhr zı s/2 Kreuzer 


472 Italien. 


22. Wenn ſich im einem Departement keine hinrei⸗ 

chend große Anzahl von Buͤrgern befindet, welche das 
"nah dem 20. Artikel erforderliche Vermögen beſitzen; fo 
wird diefe Zahl aus einem viermal fo großen Verzeich— 
niß der größten Eigenthuͤmer des Departements ergänzt. 
923. Bei jeder Sigung ergänzte fih dies Kollegium 
felöft, nah dem Verzeichniß des Grundeigenthums, wels 
ches es das Recht Hat von der Regierung zu verlangen. 

„24. Es wählt aus feiner Mitte 9 Mitglieder, aus 
welchen die Cenſur beftehen foll, : 

25. Es made, nach der Stimmenmehrheit, ein dreis 
faches Verzeichniß zur Wahl derjenigen Staatsbeamten, 
welche im 11. Artifel bemerkte find, und überreicht fols 
ches der Cenſur. * 


Fuͤnfter Titel. 
Vom Collegium der Gelehrten. 


26. Das Collegium der Gelehrten (Dotti) beſteht 
aus 200 Bürgern, die unter den berühtmteften Männern 
aus allen Arten von Wiffenfchaften und freien oder mer 
chaniſchen Künften, oder aus den durch ihre a in 
Kicchenfachen, oder. durch ihre Kenntniſſe in der Moral, 
in der Geſetzgebung, in der Staatskunft -und in der 
Staatsverwaltung ausgezeichnetftien Männern ermählt 
werden, Ihr Verfammlungsors, in den erften zehn Jah— 
ven, it Bologna. 

27. Bei jeder Sißung uͤbergibt dies Collegium der 
Cenſur ein dreifahes Verzeichniß von Bürgern, melde 
die im vorigen Artikel benannten Eigenfchaften haben, 
und nah welhen die Cenſur zu den erledigten Stellen 
ernennt, 
28. Es wählt aus feiner Mitte 6 Bürger, welde 
zugleich Mitglieder der Cenfur find. | 

29. Es fetzt, nach relativer Stimmenmehrheit, ein 
doppeltes Verzeichniß von Männern zu der Wahl der 
im 441. Artikel gedachten Staatsbeamten auf, und über 
veicht e8 der Cenſur. 
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Sechster Titel" 7 m 
Bon dem Collegium,der Kaufleute, 


30. Das Collegium der Kaufleute (Commercianti) 
‚beftcht aus 200 Bürgern, die unter den im beften Kres 
dit fechenden Kaufleuten und durch die Wichtigkeit ihres 
Sewerbes ausgezeichnetften Fabrikanten gewählt werden. 
Ihr Sig ift, während. der erften zehn Jahre, zu Brescia. 


r 31. Bei jeder Sigung ergaͤnzt fih dies Collegium 
felöft, mit Huͤlfe der Nachmweifungen, welche es von dor 
Regierung zu fordern das Recht hat. h 

32. Der 28. und 29. Artikel gelten auch für dies 
Kollegium. - Zr | J 


Siebenter Titel. — 
Bon der Cenſur. Ä 


33. Die Cenſur ift eine Commiffion von 24 Mits 
gliedern, welche durch die Collegien ernannt find, auf 
die Art und in den Berhältniffen, ‚die An den Artikeln 

- 24. und 28. angegeben find. Ihr Sig iſt, in den ci; 
ften zehn Jahren, zu Cremona. | 


34. Sie verfammelt fich nothwendiger Weiſe fünf 
Tage nach der Sitzung der drei Kollegien, | 


35. Sie iſt nicht länger als zchn Tage verfammelt, 
und ihre Sigungen find nur in foferm gültig, als 17 
Mitglieder anweſend find. — | 


36. Nach den von den Collegien eingeſchickten Vers 

— ernennt ſie zu den conſtitutionsmaͤßigen, im 

btikei 41. angezeigten, Staatsaͤmtern, nach der abſo⸗ 
luten Stimmenmehrheit. | 


37, Sie macht die Wahl der Staatöbeamten kund, 
welche nad der abfoluten Stimmenmehrheit durch die 
drei Collegien ernannt worden fnd. , 


38. Sie ernennt zu den erledigten Stellen in dem 
" Eollegium der Gelehrten, dem 27. Artikel ‘gemäß. 
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. Ste muß die Ernennungen, welche ihr durch bie 
Conflrution anvertraut find, in dem für ihre Sigungen 
feftgefegten Zeitraum vollenden. 

‘> 40. Sie übt die Verrihtungen ans, welche ihr durch 
die Conftitution, nah den Artikeln 109, 411 und 414 
übertragen: find. 

441. Die Cenfur wird bei jeder ordentlichen oder außers 
ordentlihen Sitzung der Wählercollegien erncuert. 
- 42. Die Acten der Cenſur müffen. den Gollegien ig 
ihrer nächitfolgenden Sigung vorgelegt werden. 


Achter Titel. 
Bon der Kegierung. | 

43. Die Regierung ift einem Präfidenten, einem 
Vicepräfidenten, einem Staatsrath, Minis 
fern und einem Geſetzgebungsrath, nach den einen 
jeden Stelle-zugetheilten Befugniffen, anvertraut. 
44. Der. Präfident bleibt zehn Jahre im Amt, 
und kann unbeſtimmt wicder gewählt werden. 

44. Der Präfidene gibe die erfte Anregung zu allen 
Geſetzen, gemaͤß dem Artikel 76. 

46. Er hat ebenfalls die Initiative aller diplomati⸗ 
ſchen Unterhandlungen. 

47. Ihm iſt ausſchließlich die Vollziehungsgewalt auf⸗ 
getragen, welche er mittelſt der Miniſter ausuͤbt. 
“48. Er ernennt die Miniſter, die Civil⸗ und diplo⸗ 
matifchen Agenten, die Oberbefehlshaber der Armee und 
die Generale. Das Geſetz beftimme die Befsrderungss 
weife der Dfficiere von niederm Grad. 
| 49, Er ernennt den Vieepräfidenten, welcher, 

in feiner Abwefenheit , feinen Plag im Staatsrath ein 
nimmt, und ihn in alten Theilen , welche cr ihm anver—⸗ 
trauen will, repräfentivt. Iſt er einmal ernannt; fo 
kann ihm während der Prafidentfchaft deffen, der ihn 
ernannt hat, die Stelle nie genommen werden. 
Ä 50. In allen Fällen, da die Präfidentenftelle erle⸗ 
digt wird, iſt ſolche in allen ihren Befugniſſen von dem 


J 
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Bicepräfidenten.fo lange zu verfehen, bis ein neuer Praͤ⸗ 
fident gewählt feyn wird. . | 

51. Die Staatsfiegel' find dem Präfidenten anvers 
sraut. Ein Staarsfefretär, den cr wählt, und welcher 
. Mang eines Raths hat, muß, bei feiner perfänlichen 
Verantwortung, ihm innerhalb drei. Tagen die von dem 
Geſetzgebungscorps fanctionirten Geſetze vorlegen, : das 
Staatsſiegel darauf drücken, und fie fund machen. 

52. Eben diefer Staatsfekretät .contrafignirt die Uns 
terzeichnung des Präfidenten, und hält ein befonteres 
Regiſter Über feine Erlaffe. | 
53. Der Gehalt des Präfidenten ift.500,000 Mais 
. Live; des des Virepräfidenten iſt 100,000 gedach⸗ 
ter Lire. = 


| Neunter Titel, 
— Vom Staatsrat. 


54. Der Regierungs- oder, Staatsrath (Consulta 
di Governo) beſteht aus 8 Bürgern, die wenigſtens 
40 Jahre alt, von den Eollegien auf lebenslang gewählt, 
und durch wichtige Dienfte, die fie zuvor fchon dem Va⸗ 
terlande geleiftet haben, ausgezeichnet feyn müffen. 

55. Der Präjident führt in dem Staatsrath dem 
Vorſitz. Ein Mitglied diefes Raths, den der Präfidene 
aus demfelben ermwählt, ift Minifter dee auswärtigen Ans 
‚gelegenheiten. Diefer führe, in Abweſenheit des Praͤſi⸗ 
.denten, den Vorſitz im Staatsrath. Bi 

56. Der Staatsrath hat befonders: den Auftrag, die 
diplomatifchen Verträge, und Alles, was auf auswärs 
tige Staatsangelegenheiten Bezug hat, zu prüfen. 
57. Alle Berhaltungsbefehle in Bezug auf Unterhand⸗ 
- Jungen mit auswärtigen Mächten werden in dem Staatds 
rath erörtert; und die Verträge find nicht eher gültig, 
ale nachdem fie von der Stimmenmehrheit des Staates 
raths bewilligt worden find. - 


58. Wenn die Regierung, aus Gründen der Sicher⸗ 
heit für die Republik, die Verhaftung irgend einer vers 


476 Italien. 


daͤchtigen Perſon anbefohlen hat; fo muß ber Praͤſident, 
innerhalb zehn Tagen, dieſelbe vor die gehörigen Ger 
reichte ſtellen, oder, in Betracht der befondern Limftände, 
“worin fi der Staat befindet, von dem Staatsrat ein 
Decret zu Verlängerung diejer Frift erhalten, welches 
von dem Präfidenten und von der Mehrheit der Mi 
»ghieder des Staatsraths unterzeichnet feyn muß. | 


.59. Ein gleihes Decret ift ebenfalls nothwendig, 
"wenn es darum zu thun iſt, aus der Hauptſtadt ber 
Republik irgend einen Bürger, welcher die Ruhe ders 
felben ſtoͤrt, zu entfernen. 


‚60. Alle befondre Maasregeln, wozu die Befugniß 
"nicht aus dem Tert eines allgemeinen Geſetzes erhellt, 
und wozu man die Gründe von der Sorge für die Si— 
cherheit des Staats hernimmt, erfordern nothwendig ein 
befonders Decret des Staatsrarhd. 


61. Wenn die Sicherheit des Staats erfordert, daß 
ein Departement außerhalb der Conſtitution gefegt wer⸗ 
‚de, oder wenn der Aufftand irgend- eines bewaffneten 
Corps, oder das Betragen irgend eines hohen Staats 
"Beamten, eine außerordentliche Maasregel zum Wohl des 
Staats erforderte; fo muß die Vollmacht dazu zuvor 
durch ein Decret des Staatsraths ertheilt worden ſeyn. 


62. Jedes Decret des Staatsraths gile immer nar 
allein von dem befondern Fall, der es veranlaße hat. - 


‘+63. Der Präfident gibt ausſchließlich die erfte An⸗ 
regung zu allen Gefchäften, die im Staatsrath vorge 
tiagen werden; und feine Stimme giebt den Ausfchlag 
in allen Berathfchlagungen. 


64. In dem Fall, daß die Präfidentenftelle dur 
Ablauf der gefeklihen Zeit, oder durch freiwillige Nies 
derlegung, oder durch Tod erledige wird, erwaͤhlt der 
Staatstath wieder einen Präfidenten durch abfolute Stims 
menmehrheit, und zwar innerhalb acht und vierzig Stun 
den, jo daß er nicht auseinander schen darf, ohne die 
Wahl vollendet zu haben; Der Virepräfidene führe bei 
diefer Sigung den Vorſitz Rats des Präfidenten. 
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65. Der Gehalt der ale: des ⸗ * 
30,900 Lire. 


Zehnter Titel. 
Bonden Miniſtern. 


66. Die Miniſter werden. von. dem. Praͤſidenten er⸗ 

wählt, welcher fie auch wieder entlaffen kann. 
- 67. Die Regierung kann einen Oberrichter der 
Nation ernennen, welder von Rechtswegen Juftizmis 
nijter if. Er wird von dem Präfidenten ernannt, 
kaͤnn aber feine Stelle nur durch freiwillige Nliederle⸗ 
gung derfelben, oder durch Verurtheilung verlieren. 
68. Dem Dberrichter kommt befonders zu; 
4) Über die Art des Gefhäftsgangs in den. Gerichts⸗ 
hoͤfen befondre Anorönungen zu treffen ; 
%) einen Kichter, der nachlaͤßig iſt, oder der ſich nicht 
der Wuͤrde ſeines Amts gemäß betraͤgt, auf din 
halbes Jahr lang von der Ausübung des Amts 
fufpendiren zu können; | 
8) das Recht, den Vorſitz in dem Raffationsgerichte 

- mit eıner überwiegenden Stimme zu führen, wenn 

‚ ihn die Regierung dazu auffordert. A 

.69. Wenn die Regierung es. dienlich: finder, einer: 
Staatssekretär für die Juſtiz zu ernennen; und ihm. diesu 
Sach anzuvertrauen; jo behält zwar der. Oberrichter feis 
nen Titel, hört aber auf, die Amtsverrichtungen zu vers; 
walten. Der Staatsjekretär für die Juſtiz verwaltet: 
alsdann die Verrichtungen des Juſtizminiſters, ohne dev. 
Vorzüge des Oberrichters zu genießen. 

70. Der Minifter der auswärtigen Verhaͤlt⸗ 
niffe wird nothwendig aus den Mitgliedern des Staats⸗ 
raths genommen, nad) der Wahl des Präfidenten, wel; 
Her ihn ernennt, und nah feinem. Gutduͤnken wieder 
abfest. 

71. Ein Minifter ift befonders mit der: Verwaltung 
des Öffentlihen Schages beauftragt. Er wacht 
Über die Einnahmen, verordnet die. Geltverfendungen, 


a eo Stalien, 


and die Bezahlungen, welche duch das Geſetz geneh— 
migt find. Aber er kann Leine Bezahlung geftatten, ais 


4) kraft eines Geſetzes, und nicht Über die zu einem 
beftimmten Gegenftand der Ausgabe befonders ans 
gewieſenen Fonds hinaus, | 

2) auf einen Befchluß der Regierung, und 

3) laut einer Anweifung eines Mihifters, 


. 72. Er muß, unter feiner eignen. Verantwortlichkeit, 
von jedem Jahre, die Generalvchnung des öffentlichen 
Schatzes den Commiſſarien der Oberrechenkammer, it 
der legten Hälfte des folgenden Jahres vorlegen. | 
. 73. Jeder Minifter muß in jedem Jahre die fpezis 
fieirten, von ihm unterzeichneten, Rechnungen feiner 
Ausgaben fund machen. | J | 

74. Keine Acte der Regierung kann Gültigkeit has 
ben, wenn fie nicht von einem Minifter unterzeichnet iſt. 


Eilfter Titel. 
Vom Geſetzgebungsrath. 


Y5. Der Gefepgebungsrath kann aus nicht weniger 
‚als 40 Bürgern beſtehen, die wenigſtens dreißig Jahr 
alt: find, von dem Präfidenten erwählt werden, und die 
nach drei Jahren von ihm wieder entlaffen werden können. 
76. Die Mitglieder diefes Raths Haben eine berath— 
fchlagende Stimme über die Geſetzesentwuͤrfe, die von dem 
Präfidenten vorgejchlagen worden find, und die nur durch 
abfolute Stimmenmehrheit gutgeheißen werden können. 
77. Sie haben eine rathgebende Stimme in allen _ 
andern Angelegenheiten, wenn der Präfidene es für 
dienlich findet, fie um Rath zu fragen, | 
78. Shnen ift befonders aufgetragen: die Verfaffung 
der Geſetzesentwuͤrfe; die Auseinanderlegung der Beweg⸗ 
gründe, welche die Veranlaſſung dazu gegeben haben; 
die Eonferenzen mit den Sprechern des Gefekgebungs 
corps; und die darauf Bezug habenden Erösterungen, 
den Artikeln 87 und 88 gemäß, 


_ 
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79. Die Minifter können, wenn es der Praͤſident 
derlangt, dem Geſetzgebungsrath beiwohnen. 


80. Der Gehalt eines jeden Raths iſt 20,000 Lire. 


Bwölfter Titel. 
Vom gefebgebenden Körper. 


81. Der geſetzgebende Körper befteht aus 75 Mit 
gliedern, die wenigftens dreißig Jahre alt find. Das‘ 
Geſetz beftimme die Zahl der Mitglieder, welche dazu 
aus jedem Departement gewählte werden ‚follen, nad 
Verhaltniß der Bevölkerung. Die Hälfte zum wenig⸗ 
fien muß außerhalb des Kollegiums genommen werden. 

82. Er erneuert fih alle zwei Jahre zum dritten 
Theil. Der Abgang des erften.und des zweiten Drits 
theils wird durch das Loos beſtimmt; nachher wird ſol⸗ 
cher durch die Anciennerät beftimmt. 

83. Die Regierung beruft den geſetzgebenden Körper 
zufammen, und vertagt deifen Sitzungen; dieſe dürfen 
jedoch nicht ‚weniger ald zwei Monate in jedem Jahre 
währen. 

84. Der gefeßgebende Körper kann nicht berathſchla⸗ 
gen, wenn nicht mehr ald die Hälfte aller Deingliedes 
zugegen ift, die Sprecher ungerechnet. 
"85. Die. Mitglieder der Collegien, des Staatsraths 
des Gefetzgebungsraths und die Miniſter haben das Recht, 
den Sitzungen des geſetzgebenden Koͤrpers auf der ihnen 
beſonders beſtimmten Tribune beizuwohnen. 
86. Der geſetzgebende Koͤrper ernennt aus feiner 
Mitte eine Kammer von Sprechern, deren Zahl nicht 
weniger als 15 ſeyn darf. Jeder von der Regierung 
uͤberſchickte Gefeßesentwurf wird gedachrer EN 
miſſion mitgerheilt. 

87. Diefe Commiffion präft den Entwurf, beſpticht 
ſich daruͤber in der Stille mit den Raͤthen der Regie— 
rung, und legt dann dem geſetzgebenden Korper ihr Vo— 
tum zur Genehmigung oder Verwerfung des Geſetzesvor⸗ 
ſchlage vor. 
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88. Hierquf wird der Entwurf vor dem verſammel⸗ 
een gefeggebenden Körper von zwei Sprechern deffelben: 
und von zwei Mäthen: der Regierung debattirt. 

89. Der gefeßgebende Körper berathſchlagt ohne Der 
batten mit geheimer Abftimmung, und nad abjoluter 
Stimmenmehrheit ; die Sprecher haben dabei Beine 
Stimme. 

98. Die — des Geſetzes geſchieht durch 
bie Regierung, drei Tage nad) der Enefcheidung des ges 
ſetoebenden Koͤrpers. 

91. Während dieſer Zwiſchenzeit kann das Geſetz, 
* conſtitutionswidrig, klagweiſe denuncirt werden. 

92::Die Denunciation hemmt einſtweilen die Kund⸗ 
machung und die Wirkung des Geſetzes. 

93. Der Gehalt der Mitglieder des geſetzgebenden 
Körpers iſt 6,000 Mailänder Lire; jener der Sprecher 
iſt 9,000 Lire. 


Dreizehnter Titel. 
Bonden Geridhten. 


94. Die Streithändel zwifhen Partikularen konnen 
duch Schiedsrichter. abgethan werden; von ihrem Urs 
eheil kann man nicht appelliven, noch Saffation ſuchen. 

95. Von zwei einander gleichlautenden Urtheilsſpruͤ 
chen kann man nicht appelliren; die Reviſion hat. 
allein in dem Fall, wenn zwei Sprüche einander entge— 
gen find, Statt. 

.96. Das Eaffationsgericht vernichtet 

4) die Urtheilsfprüche ohne Appellation, in denen. die 
Formen verlegt find, und die ein ofienbares Vers 
fahren wider das Geſetz ‚enthalten; 

2) erkennt es über die Sefuche um. Verweiſung vor: 
einer Gerichtsſtelle zur andern wegen rechtmäßigen 
Verdachts gegen die Öffentlihe Sicherheir;, 

3) entjcheidet es über die Frage der Incompetenz in 
Criminalſachen, und über die gegen ein — 
vorgebrachten Anklagacten; 


\ 
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4) gibt es den Collegien die Acten des Geſetzgebungs⸗ 
corps oder der. Regierung an, weiche Anmaßung 
der richterlichen ewalt mit ſi ich führen, oder die 
‚ Mie Ausubung derſelben hindern. | 

97. Yu Verbrechens ſachen find peinliche Gerichte 
—— was die Verbrechen, welche Strafen an Leib 
vdet· Ehre nach — betrifft, ſo laͤßt ein erſtes 
—S——— eAnklage oder verwirft ſie; 
zu fie zugelaffen, ſo⸗ erkennt ein zweites Geſchwornen⸗ 

ericht das’ Verbrechen hf) und bewaͤhrt es, und die 
chter wenden ſofort das Ge an; von ihrem Spruche 
rd man nicht appeliten:‘ 

‚ge Das Geſetz beſtimmt ‘die Organifation,, die Com⸗ 
petenz, die Territorials Jurisdietion, die Verrichtungen 
ber Gerichtshoͤfe, und den Gehalt der Richter. - 

M 9%: Das Wefeß fetzt die Organiſation der Geſchwor⸗ 
nengerichte und den Zeitpunct ihrer wirklichen Einz 
En feſt, dei he Aber: ‚zehn Jahre verfchoben wer⸗ 
den dar ”. 

m: Die — weiche die Stantiverwalting:; be; 
Beffen,: find non der beſondern TEN des geiebges 
benden Raths. 

101. Die Hanblungskammern ſprechen Fugumas 
riſch in Kandelsjachen» si. e 
\ 402. Weber militaͤriſche Verbrechen wird von — 
— n,.dem Militaäͤrgeſetzbuche gemaͤß, gerichtet. 

408. Die Mitglieder‘ des Caſſations⸗ und des Nevis 
flohsgerichts werden? von den Collegien ernannt; die Mitz 
glieder der Appellationsgerichte, die ordentlichen Richter 
und die Friedensrichter werden von dein Geſetzgebungs⸗ 
zach ernannt, nad). den Liſten, die ihnen won den: Caſ— 
fations s, Reviſions⸗ und Appellationsgerichten vorgelegt 
worden find Das Geſetz — die ee dies 
. = Liftemdi 7 1: ZZ re 

104 DieRichter woelden ver Lebenslang eihanue: 

—— nur wegen Fehler, die auf ihr Ämt Bezug 

und in den: gaten, mo man das SR: 
a aan BY vr Pa LEE EP Bu PIPer 


Dritter Band. 3 


’ 


| ” 
48% » . Stalin, . 

u Vierzehnter Bitel 

Von der Verbindlichkeit der Staatsbeamten. 


105. Die Amtsverrichtungen der Mitglieder ‚der Cols 
legien und der. Cenſur, deß Praͤſidenten und. des Vice⸗ 
praͤſidenten der Regierung‚ der Mitglieder des Staats⸗ 
raths, des Geſetzgebungsraths, des Geſetzgebungscorps, 
der Kammer der. Sprecher,, der Reviſions⸗ und Kaſſa⸗ 
tionsgerichte, find Feine Verantwortlichkeit unterworfen. 

. 406. Was. perfönliche und, folhe, Verbrechen berrifft, 
die fich nicht. vpn der Ausuͤbung ;befagter Aemter Herleis 
ten; fo werden die Beſchuldigten von dem Verſammlun⸗ 
gen, zu. denen fie, gehören, den dazu befugten Amtsſtel⸗ 
len zugewieſen. — le | 

4107. Die. Minifter find verantwortlich: ; 

‚4);für die: von ihnen unterzeichnete Arten. der Res 
sang: 2 PR r 
2) für die. Nichtvollziehung. ber. Geſetze und dev: dit 
Staatsverwaltung betreffenden Verordnungen: ">" 
23) für ertheilte befondere Befehle, die der Conſtitu⸗ 
tion und den fie handhabenden Verordnungen zw 
wider ſind; 7 

andy Tür Veruntreuung ber Stantseinfüänfte.. | 

4108. Die Regierung, die Kammer : der Sprech, 
das. Caſſationsgericht, geben, jedes in den ihm zuftehens 
den Gegenftänden, die verfaffungswidrigen Handlungen. 
and die Vergeuder des Staatsvermoͤgens den Gerichts⸗ 
höfen. an. Wenn zwei Collegien erklaͤren, daß die Ans 
gabe in Betracht gezogen zu werden verdient; fo wird 
fie der, Cenſur zugewieſen. | n 
409 Machiider Erklärung der zwei Collegien unters 
fuhrt die Cenſur die Klagen, verhört die Zeugen, ladet 
die Angeklagten” vor, und ſchickt ſolche, wenn fie die 
Anklage gegründer glaubt, dem Revifionsgerichtizu, das 
ohne Appellation. und ohne, Anſpruch an Urtheils⸗Caſſa⸗ 
sion fprisht. Zu rn | or, 
140.Wie auch das Urtheil ausfallen magz fo: ver 
liess der Beamte durch: das Decret, mittelſt deffen die 


. 
« 


und 
u 


. 
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Eenfur die Anklage zuläßt, feine Stelfe, und wird auf 
vier Jahre zu jedem Öffentlihen Amt untüchtig, 

411. Außer den in dem 108. und dem 109. Artikel 
vorhergefehenen Klagefällen, kann die Cenſur unmittcls 
bar der Regierung: zu ‚erkennen geben, daß ein Beamter 
das Zutrauen der Nation verloren, und daß cr das 
Staatsvermögen verſchlendert ai Diefe Mittheilung 
iſt geheim. 

112. Die Regierung ſetzt entweder den angegebenen 
Beamten ab, oder eroͤffnet durch eine Botſchaft an die 
Collegien die Gruͤnde, warum ſie mit der Cenſur nicht 
gleicher Meinung iſt. 

413. Stimmen die Collegien der "Meinung der Re⸗ 

sierung bei, fo -fchreiten fie über die Klage zur Tagess 
ordnung; find ‚fie ‚der. Meinung der Cenfur, fo weifen 
fie die Borfchaft der Regierung der naͤchſten Cenſur zur 
Unterſuchung zu. 
» 414. Die zweite Cenſur Anterſucht nach dem Votum 
der beiden Collegien, den Grund der Anklage, verhoͤrt 
den Angeklagten und die Zeugen, und wenn fie die Anz 
lage gegruͤndet glaubt, ſo weißt: fie den Beſchuldigten 
dem Reviſionsgericht zu. Diefe Zumeifung hat die in 
dem Art. 110 angezeigten Wirkungen. 

145. Die Eivils- und Kriminalrichter werden wegen 
Vergehungen, die ihr. Amt angehen, von dem Caſſations⸗ 
gericht gleirans dem Nevifionsgericht zugewieſen. | 


Funfzehnter Titel 
Br Allgemeine Verfügungen. 


416. Die Eonflitution erkennt keinen andern buͤrger⸗ 
lichen Unterſchied unter. den, urgern, als der von der 
Verwaltung der oͤffentlichen Aemter herruͤhrt. 

147. Kein Einwohner des cisalpiniſchen Gebiets darf 
in der. freien. Ausübung „feines — Gottesdienſtes 
gehindert werden. 

418. Verhaftung, ohne “einen. vorgängigen Befehl 
einer obrigkeitlichen ‚Stelle, die das — dazu hat, iſt 
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unguͤltig; es waͤre denn, daß der Delinquent auf der 
That ergriffen wuͤrde. Aber auch in dieſem Falle kann 
die Verhaftung erſt durch einen nachherigen, auf hinrei⸗ 
chende Anzeigen gegruͤndeten, Beſchluß einer dazu be— 
fugten Amtsitelle gültig gemacht werden. 

419. Die Republik erkennt Feine: Privilegien oder 
andre Einfchränfungen des Kunftfleißes und des innern 
und dußern Handels, als folhe, weldhe auf das Geſetz 
gegründet find. a TR 

4120. In der ganzen Republik ift einerlei Gewicht, 
Mans, Münze, peinliches und buͤrgerliches Geſetz. Eben 
fo muß aud Einförmigfeit in dem Grundfteueranfag und 
in dem Syſtem des erften Öffentlichen ıUimterrichts feyn. 

421. Ein allgemeines Nationalinſtitut ift beauftragt, 
Entdekungen zu fammeln, und Künfte und Wiffenfchafs 
ten zu vervollkommnen. ee 

122. Eine Nationals Dberrehenfammer beſtimmt und 
Bewährte die Rechnungen Über die Einnahmen und Aus 
gaben der Republik. Dieſe obrigkeitliche Stelle befteht 
aus 5, durch die Eollegien ernannten, Männern. Sie 
erneuert fich dadurch, daß Alle zwei Jahre ein Mitglied 
austritt; die Mitglieder find- ohne Einfchräntung wieder 
erwählber. — 

123. Das beſoldete Heer iſt den Verfuͤgungen der 
Staatsverwaltung untergeordnet; die Nationalgarde iſt 
nur den Geſetzen untergeordnet. — 

124. Die oͤffentliche Gewalt iſt weſentlich gehors 
chend; kein bewaffnetes Eorps kann berathſchlagen. 

125. Alle Schulden und Forderungen der ehemali: 
gen Provinzen, die. jeßt.zur eisalpinifchen Republik ges 
hören, find von der Republik anerkannt. Das Gefek 
beftimmt diejenigen. Anordhungen, welche die Schulden 
einzelner Gemeinden erfordern Fönnten. > 

126. Der Käufer von Nationalgätern, wo diefelben 
fih auch herfchreiben mögen, kann, fo wie er einmal 
nad einem gefeglidy getroffenen Kauf in deren Beſitz ift, 
unter feinem Vorwand mehr in dem ruhigen Genuß ge: 
fköre werden; es bleibt jedoch dem dritten reclamirenden 
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Theile unbenommen, fih. um Enefhädigung an den oͤf⸗ 
fentlihen Schag zu wenden, 

127. Das Geſetz weiße auf die noch nicht verfaufs 
ten Nationalguͤter die Einkünfte an, welche für die Bir 
Schöffe, ihre Kapitel, die geiftlihen Seminarien, die 
Pfarrer und das Bauweſen der Hauptkirchen erforder: 
Iich feyn mögen. Man kann die Beftimmung derfelben 
nicht abändern. 

128. Wenn nah einem Zwifchenraum von drei Jah: 
ren der Staatsrath die Verbefjerung irgend eines Cons 
flitutionsartitels für noͤthig findet; jo fchlägt er ſolche 
den Kollegien vor, — daruͤber entſcheiden. 


Organiſches Geſetz uͤber die Geiſtlichkeit. 


Erſter Titel. 
Von den katholiſchen Geiſtlichen. 

1. Die Biſchoͤffe der cisalpiniſchen Republik werden 
von der Regierung ernannt, und vom heiligen Stuhl 
eingeſetzt, mit welchem ſie frei uͤber die geiſtlichen An— 
gelegenheiten verkehren. 

2. Die Pfarrer werden, unter Genehmigung der 
Regierung, vom Biſchoff erwaͤhlt und eingeſetzt. 

Der Biſchoff kann, nachdem es das Beduͤrfniß der 
Didces erfordert, die erledigten Pfarreien mit Coadjus 
“toren verfchen. 

‘3. Der Bifhoff kann die für die geiftlihen Beduͤrf⸗ 
niffe der Völker nöthige Zahl von Geiftlihen, als Pfruͤnd⸗ 
ver, Kapellane, Legaten, anftellen. 


Zweiter Zitel, 
Sceiftlide Stiftungen. 


4. Die Srängen der Didrejen find keiner Meuerung 
unterworfen. Allenthalben wo fie etwa verandert wor⸗ 
‚den find, fol über ihre Wiederherftellung Abrede mit 
dem heiligen Stuhl getroffen werden. 
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2. Icde Dibdces hat ihr Kapital, bas zu einer Mer 
tropolitan; oder EEE gehört, und dem ne 
ausgeſteuert ift. 


3. Der Befis der Canonicate, und andrer nicht vers 
Faufter geiftlicher Pfründen, welche ganz, oder zum Theil 
in Beſchlag genommen oder befett worden find, verbleibt 
den Biſchoͤffen, Kapiteln und Pfarrern; man gibt ihnen 
die Archive und die Papiere, melde ihre gegenwärtigen 
— und reſpectiven Aemter betreffen, zuruͤck. 


4. Jede Kathedralkirche genießt, unter der Rubrik, 
als Bauten, einen Fond zu den nöthigen Ausbefferug: 


gen, und der Beſtreitung des darin zu haltenden Gots 
tesdienſtes. 


5. Jede Didces Sat ir biſchofliches Seminarium, 
das gehörig ausgefteuert, und zur Erzichung der Geiſt⸗ 
lichkeit beftimme ift, welche, den kanoniſchen Sebräuden 
en. der Gewalt des Biſchoffs anvertraut iſt. 


. Die Guͤter und Ausſteuern fuͤr die Bisthamer, 
——— Seminarien und Kirchenbauten, ſollen inner: 
halb drei Monaten feſtgeſetzt werden. 


7. Die Conſervatorien, Hoſpitaler, milde und andre 
fromme Stiftungen, werden von einem verwaltenden 
Rath der oͤffentlichen Wohlthaͤtigkeit dirigirt, von wel: 
chem der Biſchoff jedesmaliger Praͤſident iſt, wenn ſolche 
von Seiten der Biſchoͤffe eingeſetzt waren; an Orten, 
wo es keine ſolche Stiftungen gibt, ſoll der Biſchoff 
immer Mitglied der Verwaltung ſeyn. 


8. Die Veraͤußerung und Sequeſtrirung der vom 
Geſetz zur Ausſteuer der Bisthuͤmer, Kapitel, Semna⸗ 
rien und Kirchenbauten angewieſenen Guͤter ſoll nicht 
mehr Statt finden. Die gegenwaͤrtig von dieſen Ge— 
ſammtheiten und von den Pfarrern befeſſenen Güter fol 
len nicht verkauft werden koͤnnen; den Individuen von 
aufgehobenen Sefammtheiten werden durd, wirtfame Mit: 
tel die Auszahlungen der ———— Dat ouen re. 
na werden. 
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‚Dritter Titel. 
Kirchenzucht⸗Einrichtung. 


4. Die Kanzleien der Biſchoͤffe und ihre reſpectiven 
Archive werden beibehalten. Die nöthigen Beamten zur 
Aufrechthaltung der Regeln ihrer Einrichtung, und der 
Disciplinar sVorfchriften, welche eingeführte worden find, 
um die Geiſtlichkeit den Zächtigungen und Fanonifchen 
Strafen zu unterwerfen, werden ihre Yemter verwalten. 


2. Der Biſchoff kann den geiftlichen : Delinguenten 
zur Pönitenz in ein Seminarium oder Klofter verweis 
fen. Iſt das Verbrechen wichtig, fo unterfagt er ihm 
die Ausäbung feines Amts, und hält die Einkünfte ſei— 
ner Pfründe zurüd, um die Befoldung desjenigen, wel 
der fie einftweilen verfieht, und die mit der Pfrüride 
verbundenen Dienfte beforgen muß, dadurch zu füchern. 
Wenn der Schuldige den Gehorfam verfagt; fo wendet 
fih der Biſchoff an den weltlihen Arm. —__ 


3. Wenn ein Geiftliher in der Führung feines Amts 
die Öffentlihe Ruhe ſtoͤrt; fo wird der Biſchoff requirirt, 
ihm diefelbe zu unterfagen, und falls diefer nicht wills 
tube; fo wendet man fi an die ordentliche bürgerliche 

ewalt. 


4. Wenn das Verbrechen eines Geiftlihen eine infaz 
mirende oder koͤrperliche Strafe mit fi bringt; fo bes 
nachrichtigt man den Bifchof von dem Urtheil; diefer 
fann alsdann ver der Vollzichung des Urtheils alles thun, 
was die kanoniſchen Sefege in ſolchen Fällen vorfchreiben, 


5. Die Geiſtlichkeit it aller Kriegsdienfte uͤberhoben. 
6. Alles, was zur dffentlihen Verderbniß der guten 


Sitten, zur Herabwiürdigung des Gottesdienftes und der 
Geiſtlichen abzweckt, ift verboten. 


7. Ein Pfarrer kann von feiner Gewalt gezwungen 
werden, in irgend einem Halle, wo ein Lanonifches Im— 
pediment vorhanden wäre, das Sacrament der Ehe zu 
ertheilen. Su 
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Als aber, nach der Einfuͤhrung der kaiſerlichen Wuͤr⸗ 
de in Frankreich, auch die italieniſche Republik in das 
Königreich Italien verwandelt, und der Kaiſer Na⸗ 
poleon am 416. März 1805 von der zu Paris verſam⸗ 
‚ melten italienifhen Gonfulta als König. von Stas 
lien proclamirt worden war; da beftimmte ein con: 
flitutionelles Statut vom 46. März 1805: „die 
italienifche Krone iſt erblich in Napoleons Ddirecter 
und ehelicher, natürlicher oder adoptirter männlicher 
Nachkommenſchaft; doch darf blos ein Bürger Frank⸗ 
reich oder des Königreich Italien aboptirt werben. 
Napoleon übergibt, fobald die fremden Truppen Nea= 
pel, die jonifchen Infeln und Malta geraumt haben, 
‚ bie erblihe Krone Staliend einem feiner erblichen oder 
aboptirten Söhne, von welcher Zeit an die Kronen 
Frankreichs und Italiens nie wieder auf Einem Haupte 
vereiniget werben bürfen. Der König von Italien 
wird volljährig mit Vollendung des achtzehnten Jah: 
red. _Der Code Napoleon wird vom 4. Jan. 1806 
an das Geſetzbuch ded Königreichs. ”' 
Noch wichtiger für die Veränderung der Verfaffung 
vom Jahre 1802 waren aber das zweite und befon- 
ders das dritte conftitutionelle Statut. 


b) Eonftitutionelles Statut vom 97. März 1805. 


Die Staatsconfulta, nach Anficht des conftitutionele 
len Status vom 16. März befchließet: 
Erſter Zitel. 
Bon der Regentſchaft. 


4. Die Großjaͤhrigkeit der Könige von Stalien ifi 
auf das achtzehnte vollendete Jahr feſtgeſetzt; während 
der Minderjährigkeie verwaltet ein Regent die Geichäfte. 
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2. Der Regent muß‘ wenigftens 25 Jahr Ale feyn, 
und in dem Königreich Stalien refidiren. Die Frauen 
ſind von der Regentſchaft ausgeſchloſſen. 

3. Der König kann unter den Prinzen des Eönigliz 
chen Haufes, welde das 25fte Jahr zurückgelegt haben, 
den Regenten auswählen, jo wie, bei dem Mangel ders 
felben, unter den Großbeamten der Krone. 

4. Im Fall diefe Beftimmung des Negenten von 
Seiten des Königs unterblicbe, wird die Regentſchaft 
dem Prinzen des koͤniglichen Hauſes Übertragen, wels 
her im Grad und nach der Ordnung der Erblichkeit der 
nähfte ift und 25 Jahre zuruͤck gelegt hat. 

5. Wenn der König einen Megenten beſtimmt und 
fein Prinz von dem königlihen Haufe 25 Jahꝛre zurüd 
gelegt har; fo wählt der Senat (oder die Conſulta) den 
Regenten unter den Großbeamten der Krone. 

6. Wenn, wegen der. Minderjährigkeit des zur Res 
gentſchaft in der Ordnung der Erblichkeit berufenen Prin⸗ 
zen, einem entfernteren oder einem Großbeamten der 
Krone die Regentichaft übertragen wuͤrde; jo ſetzt dieler, 
einmal in Uebung fiehende, feine Functionen fo lange 
fort, bis der König majorenn ift. 

7. Die Regentſchaft übt bis zur Majorennität des 
Königs und im Namen des minderjährigen Königs alle 
Attribute der Föniglihen Würde aus. Nichts defto wer 
niger kann der Negent zu den großen Aemtern des Reiche 
nicht ernennen, und feine Ernennungen zu Stellen, de; 
ren Amtsführung auf Lebenszeit ift, find nur provifos 
riſch, und werden nur durch die vom Könige ein Jahr 
nad) der Majorennität ertheilte Beftätigung definitiv⸗ 

8. Der Regent ift über bie Acten feiner Adminiſtra⸗ 
wion nicht perſoͤnlich verantwortlich. 

9. Die Regentſchaft gibt kein Recht auf die Perſon 
des minderjaͤhrigen Koͤnigs. 

10. Die Aufſicht uͤber den minderjährigen König wird 
deſſen Mutter anvertraut, und, wenn diefe nicht mehr 
Icbt, dem Prinzen, der hiezu durch den Vorgänger des 
minderjährigen Königs beſtimmt wurde. Im Fall beide 


x 
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fehlen follten, wird die Aufficht Über den minderjährigen 
König dem Srofbeamten der Krone Übertragen, welcher 
der erſte ift, in der unten im 47. Artikel beftimmten 
Drdnung, und die erforderten Eigenfchaften befigt. Zur 
Auffiht über den "minderjährigen König können weder 
der Regent noch deffen Descendenten erwählt werden. 

41. Wenn der König entweder einen Negenten für 
die Minderjährigkeit, oder einen Prinzen für die Aufz, 
fiht über den minderjährigen König beftimmt; fo wird 
die in Gegenwart-der Großbeamten der Krone gemadte 
Defignationsacte in Empfang genommen, und ſogleich 
von dem Staatsfekretär dem Senat (oder der — 
uͤberſchickt, damit fie in deren Regiſter eingetragen un 
in deren Archiven niedergelegt, oder, wenn fie verfiegelt 
iſt, blos niedergelege werde. Die Defignationsacten find 
in beiden Fällen duch den Willen des Königs widerrufs 
lih. Jede Acte der Defignation oder der. Widerrufung 
derfelben, welche nicht in die Regiſter des Senats eins 
getragen, oder in deffen Archiven vor dem Tode des Kür 
nigs niedergelegt wird, iſt null und nichtig. 


Zweiter Titel, 
Bon den Großbeamten des Königreict. 
412. Die Großbeamten des Königreichs find: 


4) Die Großbeamten der Krone nämlidh: der Kanz— 
lersSiegelbewahrer der Krone; der Groß 
almofenier; der Oberhofmeifter; der Ober: 

| tämmerer; der Dberftallmeifter. 

9 Die Miniſter; aber nur ſo lange als ſie im 
Amte ſind. 

3) Die Erzbifhöffe von Mailand, Ravenna, Bo; 
logna und Ferrara. 

4) Die Marfhälle des Reichs, die aus den 

ausgejzeichnetſten Generalen gewaͤhlt werden; (ihre 
Zahl darf nie die von vier überfteigen, und es 
duͤrfen deren keine vor dem Jahr 1810 ernannt 
werden) der erſte Kapitän der koͤniglichen 
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Leibwache; der Generalinfpector der Artil— 
letie; der Generalinfpector des Genie. 

5) Schs Mitglieder des Eollegiums der 
Guͤterbeſitzer, welche der König aus denjeniz 
‚gen 50 berfelben wähle, die die meiften Abgaben 
bezahlen und überdies fih am meiften durch Ver; 
dienfte auszeichnen. 


413. Duch ein Statut des erften Königs von Sta; 
lien, die Organifarion des Pallaftes betreffend, werden, 
für den Glanz der verfchiedenen Dienfte des Pallaſtes, 
ordentliche. Kronbeamten ernannt, die Nachfolger des 
Königs find an dieſes Statut gebunden. 

14. Die Sroßbeamten des Königreichs behalten, mit 
Ausnahme. der Minifter, ihre Würden lebenslaͤnglich. 
Diefe Würde kann nur Unterthanen des Königreichs 
‚verliehen werden. 

'15. Die Srofbeamten der Krone haben den Rang 
‚unmittelbar nach den Prinzen; fie find, vermöge ihrer 
Wirde, Mitglieder des Staatsraths; fie bilden das Cons 
feil des Königs, wenn dieſer ſie dazu berufen will; fie 
find Mitglieder des geheimen Rath. 

16. Bier Commanderien von 36,000 mailändifchen 
Liren jährliher Einkünfte, naͤmlich die -erfte, zwiſchen 
der Sefia und der Adda, die zweite, zwifchen der Adda 
und der Erfch, die dritte auf dem rechten Ufer des PB, 
und die vierte zwifchen dem Santereo und dem Rubi— 
con, find lebenslänglih mit der Wuͤrde des Kanzlers 
Siegelbewahrers der Krone, des DOberhofmeifters, des 
Dberfämmererd und des Dberftallmeifters verbunden. 
Dem Großalmofenier wird eine geiftliche Pfruͤnde ver; 
lichen. Die Großbeamten der Krone genießen nebſt dem 


4) eines auf den Schag der Krone, nah dem Ver⸗ 
hältniffe ihrer Amtsverrichtungen in dem. Pallaite, 
angewiefenen Gehalts: 

D).des Gchalts eines Staatsraths und eines Senators. 


47. Wenn durch eine Verfügung des Königs, oder 
durch irgend eine andere Urſache, ein Großbeamter der 
‚Krone außer Dienftthärigkeit kommt; fo behäle er ſei⸗ 
nen Titel, * Rang und feine: Vorrechte. ir 


/ 


492 | Iralien. 


Dritter. Titel. 
Bon den Eidſchwuͤren. 


48. In den zwei Jahren, welche feiner Erhebung 
zum Thron oder feiner Majorennitaͤt folgen, ſchwoͤrt 
der König, begleitet von den Großbeamten des Reichs, 
vor Gott einen Eid auf das Evangelium; und zwar in 
Gegenwart des Senats, des Staatsraths, des gefeßges 
‚benden Körpers, der drei Präfidenten der Wahlcollegien, 
der Erzbiſchoͤffe und Bilhöffe, des Taffationstribunals, 
des National: Nehnungsamtes und der Präfidenten der 
Revifionss und Appellationstribunale. 


49, Der Eid des Königs lauter alfo: 


„Ich ſchwoͤre, die Sntegrität des Reichs zu erhalten, 
die Staatsreligion zu refpectiven und reſpectiren zu 
machen; fo wie die Gleichheit der Rechte, die po— 
Kitifhe und bürgerliche Freiheit, die Unwiederruflich⸗ 
feit der Verkäufe der Nationalgäter; keine Auflage 
zu machen, keine Taren zu beftimmen, als in Kraft 
des Geſetzes, und mit dem einzigen Wunfche des 
Intereſſes, des Gluͤcks und des Ruhmes des itas 
Kienifchen. Volks zu regieren.’ - 


20. Ehe der Regent die Ausuͤbung feiner Funstios 
nen beginnt, fchwört er, begleitet von den Großbeam⸗ 
ten des Reihe und in Gegenwart de8 Senats, des 
Staatsraths und des Präfidenten des Kaffationstribunals, 
vor Sort einen Eid auf das Evangelium. Der Staates 
fekretär nimmt über die Eidesleiftung ein Protocol auf. 

21. Der Eid des Regenten ift in folgenden Aus: 
drücken abgefaßt: — 


„Ich ſchwoͤre, die Staatsgeſchaͤfte nach den Conſtitu—⸗ 
tionen des Reichs, nach den Decreten des Senats 
und nach den Geſetzen zu verwalten, das Gebiet 
des Königreichs in feiner Integritaͤt, die Rechte der 
Nation und die der. königlichen Würde zu handhas 
ben, und dem Könige im Augenblick feiner Major 
rennität getreulich die Macht zurückzugeben, deren 
Ausübung mir anvertraut iſt 
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92. Die Reichs⸗Großbeamten, der Staatsfehrerär; 
die Mitglieder des Senats, des Staatsraths, des ger 
feßgebenden Körpers, der Wahlcollegien, ‚alle. Öffentliche 
Beamten und die DOffictere und Soldaten der Armee 
Segen nachfiehenden: Eid ab: 

„Sch ſchwoͤte Gehorſam den Conſtitutionen des Reiche 
und Seen dem König.‘ 


Unterzeichnet: Na po [ eon. 


Wh Marescalchi, Caprara, Paradiſt, Fenaroli, 
ELoſtabili Luoſi i, — | 


5} Eonftitutionelies Staus vom d» Yuny 1808, 


Erſter Abfchnit t. 
Von den Kronguüͤtern. 


4. Das Kroneigenthum beſteht: 

1) aus dem koͤniglichen Pallaſte in Mailand und der 
Villa Domaparte; | 

2) aus dem Pallaſte von Monze und feinen Zubehoͤ⸗ 

‚rd ‚rungen; Mi a“ 

3) aus..dem Pallaſte zu Mantun, dem Pallafte ‚vo 
The und dem ejemaligen herzoglichen Pallaſte 
Modena; 

4) aus einem Pallafte in der Nähe von Brescia und 
einem, der in der Nähe von Bologna gelegen ſeyn 
foll.- Diefe Palläfte find nebft den ſchicklichen aus 
behoͤrungen ungefämt zu —— 

5) Aus dem Walde von Ticie. 2 . 

Ein Kapital von 10 Millionen Live in gatlonolgů⸗ 
tern wird beſonders angewieſen, ſowohl zum Antkauf der 
zwei Pallaͤſte in den Gegenden von Brescia und Bologr 
na, als der erforderlichen Grundſtuͤcke zur Erricdeung | 
der Parfe von Monza und des Tieiner Waldes. 

2. Unabhängig von obigen Verfuͤgungen und um 
den Glanz des Thrones zu erhalten. acſeit der ffent⸗ 


liche. Schatz — in die Haͤnde des Keonfchagmeifins 
ſechs Millionen — Lire, nämlich monatlich eine 
halbe Million. ... 

3. Eben fo liefert der. öffentliche Schatz jährlich zwei 
milionen, monatlich ein Zwölftheil, zum Solde für die 
Garde des Könige, welche, deshalb bei dem jährlichen 
Verzeichniſſe der Erforderniſſe des Kriegsminiſteriums 
nicht mit in Rechnung gebracht werden darf. 

Außer dieſer Leibwaͤche wird noch "eine: befondere ger 
bildet, in welcher ‚allein. die Bruͤder, Söhne und Enkel, 
Meffen und Söhne der Neffen, und die Geſchwiſterkin⸗ 
der der Mitglieder der Collegien , oder diefe Meitglieder 
IR das Recht haben, aufgenommen zu werden. 

4 Die Güter und Einkünfte, : welche durch obige 
Krrikel der Krone angemwiefen find, werden von einem 
Generalintendanten' verwaltet, nach den nämlicheu Ge 
fegen und Formen, wie die Güter. und Einkünfte der 
a Frankreich. 

5. Der Koͤnig kann, wenn die Umſtaͤnde es erfor⸗ 
dern, der Koͤnigin auf die Civilliſte einen Wittwengehalt 
anweiſen, der in keinem Falle die’ ‚Jährliche Summe von 

300,000 Lire überfteigen darf... 

Die Urkunde, welche diefes Wiethum beſtimmt, muß 
vom — arönchehena irer abgefaßt ſeyn. 


1 
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gZweiter Abſchnitt. 
Vom Vieekonige. —6* 


6. Wahrend der Zeit, da der Kaifer und König Na 
poleon die italieniſche Krone behält, fann er ſich durch 
einen Bicefönig repraͤſentiren laſſen. 

7. Ein Decret und. befondere Inſtructionen beſtimmen 
die Eigenſchaft und Ausdehnung der Befugniſſe des Bis 
cekoͤnigs. 
8. Ehe der Vicekoͤnig die Ausübung feines Amtes be⸗ 
— legt er dem Kaiſer und Koͤnige folgenden Eid = 
„Ich ſchwoͤre der Conftitution getreu zu feyn, und 
dem Könige zu. gehorchen⸗ meine Amtsverrichtungen 
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in der Stunde, wo ich dqzu vom Könige Befehl 
erhakten werde, niederzulegen, und fogleid- die mir 
anvertraute Gewalt in die Hände desjenigen zu 
übergeben, der dazu vom Könige beauftragt ſeyn 
wird.“ u Br 


9. Der Vicekdnig muß in dem Umfang des Königs 
reihe Stalien wohnen. - | 


F [+ Die Kronbeamten und dig, Pallaſtbeamten haben 
bei ihm eben die Verrichtungen, wie bei dem Kaiſer 
und Könige. 


* 


Dritter Abſchnitt. 
Ton den Eollegien— 


11. Die Collegien der Landeigenthumer, der Geleht⸗ 
ten „der Handelsleute, verſammeln fih abgeſondert und 
auf eine „Einladung des: Königs; worin der Dre "ihrer 
Zufammentunft bezeichnet iſt, um ſich zu vervollſtandi⸗ 
gen und die: Mitglieder des geſetzgebenden Raths zu er⸗ 
nennen. oe 5 _ 
> - 42. Der Präfident der Cenſur und die Präfidenten 
der wei Eoflegien werden vom Könige ernannt. 
'* 43. Diejenigen Mitglieder der- drei Collegien, welche 
im nämlihen Departement wohnen, verfammeln jih eins 
mal in jedem Jahre auf Zufammenberufung. des Königs 
im Hauptorte zu einem Departementscollegium. 


14. Sie bilden nur eine einzige Verſammlung, worin 
die Landeigenthümer zur Rechten, die Handelsleute zur 
Linken, die Gelehrten dem Bureau gegenüber figen. 

‚#5. Der: Präfident. wird vom Könige ernannt. . 

16. Jedes Depärtementsrollegium präfentivt die Can⸗ 
didaten zw den Generalsonfeils der Departemente und 
zu den Friedensrichtern. ° Die Zahl der präfentirten Can⸗ 
didaten it dreimal fo groß, als die der ledigen Stels 
len. Die für jedes: Departement: ftart gehabten Präfens 

tationen. werden oͤffentlich hekannt gemacht, 


—8 


Vierter Abſchnitt.— 
Bondem Staarsrarhı | 


47. ‚Der Staatsrath beſtehet: 
aus dem Conſeil der Conſultoren; 
2) and dem geſetzgebenden Conſeil; 
3) aus dem ber Auditoren. 2 
18. Die Mitglieder deſer drei Genf werden vor 
Könige ernannt. 
$. 1. 
Don dem Eonfeil der Eonfultoren. 


49. Der Eonfeil der Confultoren beftcht aus acht 
eonfultivenderr Staatsraͤthen. Die Großbeamten der 
Krone haben darin Sitz und, Stimme. sen 

20. Der Eonfeil ‚der Conjultoren erkennt auf bir 
ihm von einem Minifter kratt eines — Befehls 
gemachte Meittheilung „ . ., 

) zuͤber Alles, was fih entweder auf bie: ‚Aüslegung 
eines oder mehrerer Artikel der conftitusionellen 
Statuten, oder auf, Modificasionen bezieht, die 
mit diefen Statuten vorgenommen werden, follen; 

 b) über Friedens s, Handels: und Subſi idienverträge, 
bie ihm vor der Bekanntmachung mitgerheilt werden, 

24. Der Confeil der Eonfultoren erwählt, in. dem 
ger rch den 5. Artikel des zweiten conftitutionellen Star 
tuts vorhergefehenen Falle, den Regenten unter den 
Sroßbeamten der Krone.  - 

22. In dem dur den 11., au des nämlichen 
——— Statuts verhergeſehenen Falle wird die 
Ernenwungsarte, entweder eines Regenten für die Min 
beriährigkeit, oder eines Prinzen zur Bewahung eines 
minderjährigen Königs, an den Conſeil der Confultoren 
ra der nad Barfeprife des Sejastem, Artikels vers 
aͤhrt. 

23. Im Conſeil der Eonfultoren fahr eines ſeinet 
Mitglieder, das der Koͤnig ernennt, den Vorſitz. 
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6.2. 
Bon dem gefeggebenden Eonfeil. 


.. 24. Der Gefeßgebungsrarh beftcht aus hoͤchſtens 
zwoͤlf Staatsraͤthen. 

25. Er erkennt, auf die vermöge eines koͤniglichen 
Befehis an ihn verwieſenen Berichte und Vorſchlaͤge der 
kit — 

4) über alle Geſetzesvorſchlaͤge, welches auch der Ger 

genftand derfelben feyn mag. 

b) über alle Entwürfe von Verordnungen, die Öffents 
liche Verwaltung, oder die Erfklär chng,, Erläu: 
terung und Auslegung dieſer Mecoriinugen bes 
treffend. 

26. Keine Verordnung über die affentliche Verwal⸗ 
‚zung kann höhere Strafen, als die der niederen Kri⸗ 
— oder correctionellen Juſtiz ſind, feſt⸗ 
egen. 
> 3.97. Jm Geſetzgebungsrathe fahrt eins der Mitglie⸗ 
ider. deſſelben, das der König ernennt, den Vorſitz. 
5.83. 


a = Von” dem Confeil der Auditoren. 


28. Diefer Eonfeil befteht aus hoͤchſtens achtzehn 
Sraarseäihen, 

29. Er ‚erkennt, auf die vermoͤge königlichen Befehls 
Ä ‚eh ihn verwieſenen Vorſchlaͤge und Berichte der Ditnifey: 


a) über alle ftreitige Angelegenheiten ; 

„.b) Aber alle Jurisdictionsconfliete wegen abgeforderter 
Acten, wenn der Gegenftand wegen feines Zuſam⸗ 
menhanges entweder mit dem unmittelbaren ts 
terefie des - Stantsvermögens oder mit Streitfra⸗ 

gen in Betreff der äffentlihen Verwaltung, außer 
der Competenz der ordentlichen Gerichtshöfe liegt; 

c) über die gegen unmittelbare Agenten der -öffentlis 
hen Verwaltung zu verfügende gerichtliche Unsere 

ſuchung; 

Dritter Zant. | 32 
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d) über die Appellationen von Entſcheidungen der Praͤ⸗ 
feeturräche; N EDER TEE 

O über Eonceffionsgefuhe von Bergs oder Waffers 
ae: werfen, auf fchiffbaren Fluͤſſen und Kandlen, 

f) über Aurorifationsbewilligungen an Gemeinden, Hoſ⸗ 
— COpitaͤler, oder andere oͤffentliche Wohlthaͤtigkeitsan⸗ 

ſtalten, ingleichen an gottesdienſtliche Inſtitute, 

wegen Annahme von Schenkungen und Legaten, 

wegen Verkaͤufe, Tauſchungen, Vergleiche und, Lo⸗ 

calfteuern; io nu 
8) über. angetragene Retraites Penfionen zu Gunſten 

* von Dfficieren und Soldaten, oder. Civilbeamten. 

30. Im Rathe der Auditoren Führe eines feiner Mit⸗ 
glieder, das der Koͤnig ernennt, den Vorſitz. 

34. Die Streithaͤndel zwiſchen dem Staat und Pri⸗ 
varperfonen, und die Appellationen von Entſcheidungen 
“der Praͤfecturraͤthe, werden in ein Verzeihniß eingetra— 
gen, das im Generalfekretariat des Raths angejchlageit 
bleibe, darhit die Parteien Nachricht erhalten, und ihre 
fchriftlichen Deductionen in Zeit von laͤngſtens einem 
Monat einreichen können. 
| er $. 4. ö 
Abtheilung in den sidentlihen und in den 
I sgußerordentlihen Dienſt, und: in Sertio— 

nen. Drdnung der Arbeiten. unan. \% 
32%, Die Mitglieder des Staatsraths vertheilen fih 
in den ordentlichen. und -außerordentlihen Dienſt. Das 
Verzeichniß darüber wird alle, ſechs Monate von dem 
Könige ‚gegeben. u: — | 
3. Der Gefeßgebungsrath und der. Kath der Audi: 
toren theilt fich in. drei Seetionen, ‚nämlich die Section 
der Geſetzgebung und des Sottesdienftes; die, Section 
des Innern und der Finanzen, und die. Section des 
Krieges⸗ umd des Seeweſens. 
> 34. Die an den Geſetzgebungsrath und, den Nash. der 
Auditoren überfandten Sachen werden in, den Seetionen 
vertheilt und in Berathung gezogen; ein Mitglied der 
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Section hat jedesmal den Vortrag. Der Rath der, Con: 
ſultoren, der Geſetzgebungsrath und der Rath der Aus 
ditoren entwerfen ‚in, befonderen Sigungen,: in der Form 
yon; Vorfchlägen ‚zu Gefegen, Reglemente, Deereten, 
oder Entſcheidungen, ‚ihr Gutachten Aber jede der ihnen 
‚zugewiejenen Sachen. Diefe Entwürfe werden von dem 
Praͤſidenten dem Könige vorgelegt, der, ehe er fie ger 
nehmigt, dieſelben dem ganzen Staatsrathe zufertigen 
a ee ee. a nn 
38. In dieſem hat der Koͤnig ſelbſt den Vorſitz, und 
in feiner Abweſenheit entweder, ein Großbeamter der 

tone, pder. ein, confultivender  Staatsrath, den der 
Kaiſer 24) * 


* 


her noch fo viele Gehuͤlfen hat, als der Dienft noch 
wendig macht. er 


. Ey 
s 1.8» nd 


MEER DR 77 BEER 


40. Der Gehalt der Mitglieder des Raths der Aus 
ditoren ift auf 6000 mailaͤndiſche Lire beſtimmt; jener 
der Mitglieder. des -Gefengebungsrathes auf 15,000, und 
der des Raths der Conjultoren auf 25,000. Ä 

4., Die, Mitglieder des Conſultorenraths ſind lebens⸗ 
laͤngliche Staatsräthe. Sie können ſelbſt von dem Kör 
nige nicht entjegt werben And wenn ſie auch, entweder 

——— * 32 * 


* 


J 
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anf Befehl des Könige, oder aus irgend einer anderh 
Urſache, ihre Amtsverrichtungen niederlegen müffen, jo 
behalten fie doch, nach wie vor, Titel, Rang, Vorzüge 
und Gehalt. Diefe können fie nur aus denfelben Urfas 
chen verlieren, welche den Werluft des Buͤrgerrechtes 
nach ſich ziehen. 

42. Die Miniſter ſind geborne Mitglieder des Staats⸗ 
raths, fo lange fie ihr Amt verwalten. Sie können bei 
den Berathſchlagungen aller Abtheilungen deſſelben zuger 
gen feyn, wenn Sachen verhandelt werden, welche in 
ihe Departement einfchlagen. 

- 43. Der König kann, wenn er es für gut befindet, 
- den Mitgliedern des Staatsraths einzelne Theile det 
Öffentlichen Verwaltung, oder Gefchäfte im Minifterrum 
oder Berfendungen im Innern, und nad dem Auslande 
anvertrauen. 


ji; Funfter Abſchnitt. 
ion der geſetzgebenden Berfammlung. 


44. Der König eröffnet, die Sitzungen der geſetzge⸗ 

benden Veiſammlung. 
444. Die Kammer der Redner iſt aufgehoben. Die 
Geſetzesvorſchlaͤge werden einer Commiſſion uͤbergeben, 
welche die geſetzgebende Verſammlung je aus ihrer Mitte 
waͤhlt, und die ihr hierauf den Vortrag macht. 

46. Die geſetzgebende Verſammlung hat einen Praͤ⸗ 
ſidenten und zwei Quaͤſtoren, welche a Könige N 
werden. Ihr Amt dauert — | 

47. Sie beſchaͤftigt ſich: 

a) mit der jährlichen Rechnung über die Staaemn⸗ 
nahme und Ausgabe; 

b) mit der Militärs Confeription; ; — a 

‚e) mit der Veräußerung der ——— | 

d) mit dem Muͤnzweſen; | 

e) mit den Veränderungen in den Mienetigen Abgas 

ben, entweder durch neue Anlagen, oder neue 
Formen in Anfehung ber *— beſtehenden; 
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. E)-mit Abänderung der Sefege- in — pein⸗ 
lichen und Handlungsſachen. 
Alle uͤbrigen Gegenſtaͤnde gehören vor die offettliche 
Staatsverwaltung. 


48. Jedes Jahr werden in den Staatsſchat 300,000 
fire zu den Ausgaben der gefeßgebenden Berfammlung 
geworfen, für die Unterhaltung des Baues und der Err 
forderniffe ihres Pallaftes, für die Bezahlung ihrer 
ang San und die Enefchädigung ihrer Mitglieder. Diez 
fer Fond wird von dem Präfidenten und den Quaͤſtoren 
verwaltet und zwar in Gemäßheit eines Beſchluſſes, der 
alle zwei Jahre in einem geheimen, Committee genommen 
werden muß, um die genauere Verwendung der Summe 
zu. beſtimmen. Voraus wird von derfelben der jährliche 
Gehalt des Präfidenten und ‚der Quaͤſtoren abgezogen, 
der fuͤr jenen in 25,000 Lite, und für einen jeden von 
diefen in 10,000 befteht. 

49. Der König kann die gefeggebende Verfammlung 
auflöfen. Innerhalb ſechs Monaten von der Auflöfung 
derfelben an, werden die Collegien sufammen berufen, 
um die neuen Wahlen vorzunehmen, 


Sechster Abſchnitt. 
Bon der Gerichtsordnung. 


50. Die Richter werden vom Könige ernannt. Ihre 
Amtsverrihtungen find lebenslänglich. 

51. Ale Gerichte außer den Friedensgerichten, ha⸗ 
ben mehrere Richter, die nach der Stimmenmehrheit 
entſcheiden. 

52. Die peinlichen Urtheile muͤſſen immer von den⸗ 
ſelben Richtern gefaͤllt werden, welche die Zeugen ſelbſt 
abgehoͤrt haben. Die Richter muͤſſen in gleicher Zahl 
feyn. 

53. Die Sigungen aller bürgerlichen. and peinlichen 
Gerichtshoͤfe find. Öffentlich. Die Zeugen, fo wie bie 
Wertheidiger der Angeklagten muͤſſen immer in Öffentl 
her Sigung angehört werden. 
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54. So oft das Caſſationsgericht bemerkt, daß % 
Sinn eines Geſetzes, oder eines Artikels eined Geſetzes, 
von den Gerichtshöfen falſch ausgelegt wird; fo hat dafs 
felbe dem Grofrichter darüber zu berichten, und der Bes 
richt von diefem wird dem Ötaatsrathe vorgelegt. Als; 
dann entfcheidet der König, was für ein Sinn dem in 
Trage ftehenden Gefege beigelegt werden muͤſſe. 


55. Für das ganze Königreich Italien wird. nur Ein 
buͤrgerliches Geſetzbuch eingefuͤhrt werden. 


56. Der Napoleon’ ſche Eoder wird zu dieſem Ende 
Geſetzeskraft erhalten und von dem Aten des kuͤnftigen 
Monats Januar guͤltig ſeyn. Zu dieſem Behufe wird 
der Großrichter eine aus ſechs Rechtsgelehrten beſtehende 
Commiſſion ernennen, um eine lateiniſche und italieni— 
ſche Ueberſetzung deſſelben zu beſorgen. Laͤngſtens bis 
zum 1. Nov. muß die Ueberſetzung dem Könige zur Ge: 
nehmigung vorgelegt werden. Alsdann wird das Geſetz⸗ 
buch in lateiniſcher, italienifcher und franzöfiiher Sprache 
gedruckt und bekannt gemachte werden. Nur die Worte 
der italieniſchen Ueberſetzung können in den Gerichtshds 
fen angeführt werden‘, und Geſetzeskraft haben. 


57. Fuͤnf Jahre lang kann keine Veraͤnderung in dem 
Geſetzbuche gemaͤcht werden; nachher aber wird ſich das 
Kaffationsgericht mit den: Übrigen Gerichtshöfen zu einer 
Berathung vereinigen, ein Gutachten erftatten, und der 
Staatsrath ein Geſetz über die nörhig erfundenen Abans 
derungen i in Vorfchlag bringen. 


Siebenter Abſchatti 
Von dem Begnadigungsrechte. 


38. Der König’ Eat das Recht ‚zu begnadigen. Er 
übt daffelbe aus, nachdem er einen geheimen Rath, der 
aus dem Großrichter, einem bürgerlichen Großbeamten 
der Krone, einem Militär ; Großbeamten , einem Mit: 
gliede des Conſultorenraths und einem Mitgliede des 

erften Gerichtshofes: des Reiche beſteht uͤber den Sal 
sehört Hat. . 
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Achter Abfhnitt. 
Bon dem Drden der eifernen Krone. 


4 
Errihtung und Drganifation de8 Ordens, 


59. Um duch Ehrenbezeugungen die DVerdienfte um 
‚die Krone in den Fächern des Militärs, Eivils und obrig⸗ 
feitlihen Standes, der Künfte und Gelehrſamkeit wir: 
dig zu belohnen, foll ein Orden, unter der Benennung : 
des Drdens vpn der eifernen Krone errichtet. 
werden. — | 

- 60. Diefer Orden wird aus 500 Rittern, 100 Kom; 
mandeuren und 20 Sroßbeamten oder Großkreuzen (Dig: 
nitarien) beftehen. 

: 61. Die Könige von Stalien find die Großmeifter 
diefeg Ordens; doch wird der Kaifer und König Napo: 
kon, als Stifter des Ordens, fein ganzes Leben bins 
durch den Titel und die Amtsverrichtungen haben. Erft 
die auf ihn folgenden Könige erhalten diefelben. 

62. Zweihundert Ritter und 25 Kommandeursſtellen, 
dann 5 Großkreuze werden bei der erften Stiftung an 
fo viele franzoͤſiſche Dffieiere und Soldaren verliehen, 
die einen rähmlichen Antheil an den Schlachten Haben, 
deren Erfolg vorzuͤglich die Stiftung des Königreichs 
veranlaßt hat. | 


$. 2. | 
Ehrenzeihen des Ordens. 


63. Die Ehrenzeihen des Ordens beftehen in der 
. Abbildung der Iombardifchen Krone, um welche her die 
Worte gefchrieben ftehen: Gotr hat fie mir geges 
ben; wehe dem, der Sie antafter. Diefes Zeis 
den wird an einem Bande von Drangenfarbe mit einer 
grünen Einfaffung getragen. * 
64. Die Ritter tragen ſolches an der linken Seite 

in: Silber; die Kommandeurs in Gold auf dieſelbe Art; 
die Großkreuze um den Hals und als Stern. 
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$. 3. 
Ernennung, Aufnahme und Eid. 
65. Der Großmeifter vergibt alle Stellen des Ordens. 


66. Die Kommandeurs werden aus den. Rittern ge 
nommen und die Großkreuze aus den Kommendeurs. 
Dieſem zufolge werden bei der erften Stiftung alle Mit: 
glieder nur als Ritter aufgenommen. 


. 67. Jedes Zahr werden die erledigten Stellen am 
Himmelfahrtstage vergeben. _ | 


68. Ale Ritter und Kommandeure und Großfreuze 
verfammeln fih an diefem Tage: zu "einem Kapitel in 
der Mietropolitantiche zu Mailand; Feiner kann abmwe: 
fend jeyn, wenn die Bewegungsgründe feiner Abweſen⸗ 
heit nicht von dem Großrathe des Ordens genehmigt find. 


59. Die neuen Ritter legen den. Eid im Generals 
Fapitel ab, und für ihre Aufnahme wird ein eigenes Ce— 
temoniel vorgefchrieben werden. Re 


70. Bei diefer Feierlichkeit werden Lobreden auf die 
im legten Jahre verftorbenen Mitglieder gehalten. Der 
Redner wird dabei befonders der Verdienjte erwähnen, 
die fie fih feit ihrer Aufnahme erworben haben. Er 
wird die Grundfäge, auf welchen der Orden beruht und 
die Umftände, welche feine Stiftung veranlaße haben, 
ins Gedaͤchtniß zuruͤckrufen. Zn 


71. Der Eid, welden die Ritter ſchwoͤren muͤſſer, 
lautet alfo: 


„Ih ſchwoͤre, mid der Vertheidisung des Königs, 

der Krone, der unzertiennten Erhaltung ‚des Kös 
nigreichs Stalien und dem Nuhme feines Stifters 
zu widmen.” | 


72. Die Prinzen von dem Haufe des Großmeifterd, 
die Fürften von fremden Käufern, und andere Fremde, 
denen der Orden bewillige wird, find in der gemöhnlir 
ne der Mitglieder in dem Artikel 62. nicht 

egriffen. War == ; — 
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er 6 4 | e 
Bon der Ausſtattung und Verwaltung des 
on Ordens. 
783. Der Orden wird eine Ausſtattung von 400,000, 
Lire erhalten, und dieſe follen auf den Monte Napos. 
leone angewiefen werden. | 

74. Die Mitglieder. des Ordens. werden folgenden 
jährlichen Gehalt genießen; die Ritter 300, Lire, die 
Kommandeurs 700 und die Großkreuze 3000. 

“75. Eine Summe von 100,000 fire wird von der 
erften jährlich zuruͤckbehalten werden, um die außerors 
dentlihen Penfionen zu bezahlen, die der Großmeifter 
für gut finden wird, einzelnen Nittern, Kommandeurs 
und. Großkreuzen zu bemilligen. Diefe Penfionen wer⸗ 
den alsdann lebenslänglich ſeyn. 

76. Die Großkreuze machen den großen Verwaltungs; 
rath des Ordens aus. "Aus diefem wird aud ein Kanze 
ler und ein Schagmeifter erwählt; ein Ceremonienmei⸗ 
fter hingegen aus der Zahl der Kommandcurs, und feine‘ 
zwei Gehuͤlfen aus der Zahl der Nitter. 


Letzter und neunter Abſchnitt. 
77. Die Anordnungen der Conftitutionen von Lyon 
werden beibehalten und beftätigt, in fofern fie den Con— 
fitutionsftatuten nicht entgegen find. * 


Dieſe conſtitutionellen Statute galten im König” 
reiche Italien bis zu Napoleons Verzichtleiſtung auf 
die Krone von Frankreich und Italien am 11. April 
4814. — Der Wiener Congreß brachte Mailand 
(doch gegen die fardinifchen Staaten mit ber Grenze 
vom 41. Ian. 1792), Mantua und Venedig an 
Defireih. Am 7. April 1815. ſprach der Kaifer 
Franz die Begründung des neuen lombardiſch⸗v es 
netianifchen Königreiches aus, welches ungefähr 4 
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Millionen Menfchen umfchließt und in bie beiden Gu- 
bernia von Mailand und Benedig getheilt warb. 
Zu dem erften gehören die Provinzen: Mailand, Man 
tua, Cremona, Sondrio (oder Beltlin), Como, Ber: 
gamo, Breſcia, Pavia und Lodiz zu dem zweiten die 
Provinzen: Venedig, Verona, Padua, Vicenza, Ro⸗ 
vigo, Treviſo, Belluno und Udine. 

Am 24. Apr. 1815 unterzeichnete ber Kaiſer Franz 
bie neue Verfaffung biefes Königreiches, welche 
am 17. Mai zu Mailand befannt gemacht warb. 


d) Konftitution des lombardiſch venetianiſchen 
Koͤnigreiches vom 24. April 1815. 


„Da es Unſre Abſicht iſt, Collegien von Maͤnnern 
aus den verſchiedenen Klaſſen der Nation zu bilden, um 
die. Wuͤnſche und Beduͤrfniſſe der Nation auf regelmaͤßi⸗ 
gem Wege kennen zu lernen; fo haben Wir das Könige 
reih in das Territorio Milanese und das Territorio’ 
Veneto eingetheilt, und für jedes cine Congrega- 
zione centrale aufgeftellt, wovon die eine in Mais 
Yand, die andre in Venedig ihren Siß haben, foll. Ueber: 
dies wird in dem Hauptorte jeder Provinz, wo fi ih eine 
königliche Delegation befindet, eine Congregazione 
provinciale angeorönet. Zur Vollziehung diefes 
Uujers Willens haben Bir verordnet: 


Erfter Theil. 
Von den Tentralcongregationen. 
1. Sie werden 
a) aus adelichen, 
) aus hichtadelichen Guͤterbeſitzern, und 


c) aus dem Repraͤſentanten der föniglichen Städte bes 
ſſttehen, und den Gouverneur des Territoriums oder 
feinen Stellvertverer zum Präfidenten haben... . 


N 
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2. Jede Provinz des Territoriums wird einen ade⸗ 
en und .einen nichtadelichen Guͤterbeſitzer zur Congre⸗ 
gation ſenden. 

3. 4. Um in die Kongregation eintreten zu koͤnnen, 
möffen die Güterbefißer j 

a) das lombardifch venetianifche Bürgerrecht Cund die 
Adelichen Überdies einen von und beftätigten Adels; 
brief), 
 b) ein liegendes fteuerbares Gut von wenigſtens 4000 
Scudi Werth, feſten Wohnſitz im Reiche oder we; 
nigſtens in Oeſtreich, und 
u Wr dreißig volle Altersjahre haben. 
5. Ausgefchloffen find: 
a) alle Staatsbeamten und Geiftlichen ; 
b) der Verfchwendung und ihrer eignen Vermögens: 
=" verwaltung unfähig Erklärte; 
ec) alle, "die nicht cine in dem lombardiſch / venetiani— 
ſcchen Koͤnigreich geduldete criſtliche ‚Religion be: 
’ fennen; 
'd) wer eine Sriminafunterfuhung beftanden hätte und 
nicht völlig unfchuldig erkläre worden wäre. 

6. Um in die Kongregation eintreten zu können, mäfs 
fen die Repräfentanten der königlichen Städte 

a) das lombardiſch⸗ venetianifhe Bürgerrecht, .. 

b) 4000 Seudi in..liegenden Gütern, Fabriken. oder 

Handel; feiten Wohnfig in der RAR: die fie vers 
treten; und. | 

-- ce) dreifig volle Jahreẽ haben. * 

7. Ausgeſchloſſen find die Bankerottirer, und die Se 

‚meihdebeamten, jo lange fie im.Dienft ftehen. 
8. Wir werden die Glieder der Centralcongregation 
je aus dreien, uns von den hierzu bevollmächtigeen Kors 
porationen vorgeichlagenen Perfonen ernennen. 
9. Das Verfahren der Eorporationen ift folgendes: 
Die Gemeinderäthe werden, nad Vorſchrift des Geſetzes 
vom 8. Jun. 1805, einen adelichen und einen unadeli⸗ 


J 


«hen Beſitzer aus ihrem Bezirke (die koͤniglichen Städte 
aber drei Bürger aus ihrer Mitte) wählen, und: das 
Protocol darüber der Provinzialverwaltung einfenden. 

. 40. In den Protpeollen muß ausdruͤcklich erwähnt 
werden, daß den Vorgeſchlagenen feines der obgenann⸗ 
ten Hinderniffe im Wege ftche. | 

- 44. Die Provingverwaltung wird die Namen der 
BVorgefchlagenen, nach den drei Klaffen, in Tabellen 
bringen, mit Bemerkungen begleiten, und dem Gouvers 
ncur der Provinz zuftellen, der dann an uns beridhtet. — 

412. In Zukunft, wenn lieder in der Kentralcons 
gregation zu erfegen kommen, werden die Gemeinden 
ihre Wahlprotocolle an die ProvinzialsCongregationen rich⸗ 
ten; dieſe werden drei daraus der Central: Congregation 
vorfchlagen, und leßtere wird uns ihre anrathende Wahl 
zur wirklihen ‚Ernennung vorlegen. Die königlichen 
Städte ſchicken ihre Protocolle gerade an. die Kentrals 
eongregation. u | 

43. Die Dauer der Amtswereihtung der Congregas 
tionsglieder iſt ſechs Jahre; fie find fogleich wieder 
wählte. | 

14. Um nicht die Congregation auf einmal aufzuld: 
fen, werden nach den erften drei Jahren die Hälfte der 
adelihen und die Hälfte der nicht adelichen Güterbefiger 
austreten. 

15. Jene, die aufhören obige Erforderniffe zu be; 
fitzen, oder welche in die $. 5. angeführten Hinderniffe 
fallen, treten fogleid aus, und zwar die Einen auf 
Einladung des Präfidenten; Jene aber, die in die Hits 
derniffe b. und d. fallen, auf ausdrücliches Decret der 
Eongregation. Ä 

16. Kein Eongregationgglied kann austreten, ohne 
von und die Erlaubniß begehrt und erhalten zu. haben. \ 

17. Wir behalten uns vor, jene Glieder aus zu—⸗ 
ſchließen, die fih des in fie gefegten Zus 
trauens unwärdig bezeugen wärden. 

48. Bei bevorfiehenden Erneuerungen der Depurirs 
ten können die Gemeinderäthe, nach eingeholter Bewil⸗ 
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ligung der Regierung, zu neuen Wahlen ſchreiten, fol: 
len es aber fo einrichten, daß fie fich damit nicht außer 
- ihren - gewöhnlichen Dienftzufammenkünften zu befäphfeks 
gen brauchen, es würde denn anders verordnet. * 

18. Die Central: Eongregationsglieder heißen: Des 
putirte zur CentralsCongregation, und werden 
2000 fl: ſahrlich Beſoldung, zu Laſten des Territorio, 
be 


cziehen. 

20. 21. Die Deputirten zur Central⸗Congregation 
werden den Geigefuͤgten) Eid leiſten, während ihrer 
Amrsführung den Rang als kaiſerl. koͤnigliche Regie: 
rungsrärhe haben, bei Feierlichkeiten unmittelbar diejen 
folgen, und gleihe Uniform wie fie tragen, nur daß die 
Auffhläge orangenfarb fratt purpurroch find, 
22. Die Central » Congregation wird fich befchäftigen: 

.&) mit. Bertheilung und Einregiſtrirung der von ung 
ausgefchriebenen außerordentlichen Steuern (ivpt= 
über. noch nähere Anweifung folgen wird) ; 

| by: "mit Forefegung des noch nicht brendigten Steuer; 
anſchlags der Diſtriete; 

) Mit Unterſuchung der Gemeindeausgaben und Par 
fien, und mit der Erörterung, welche Laften die 
"Städte und Gemeinden, welche die ‚Provinzen, 
welche das ganze Territorium tragen folf; 

-  d) mit Vertheilung* der Militaͤrleiſtungen auf das 

ganze Land, im Kriege wie im Frieden; 
©) mir Oberaufjiht auf Bruͤcken, Damme, Straßen, 
die nicht unmittelbar vom Staat verwaltet werden; 


HO mit jener auf Wohithätigkeissanftälten und. bie 
Verwaltung ihrer Einkünfte. 

23. Sn allen. diefen Fällen wird jedoch die- Eentrals 
en nur die Oberaufſicht und nur eine conſul⸗ 
tative Stimme in Hinſicht auf Gründung und Mödalifis 
rung noch nicht ſyſtematiſirter Ausgaben en; alles 
was ſchon ſanctionirte Entſcheidungen und ſoſtematiſtere 
Ausgaben in obigen Dermwaltungszweigen bettifft, unters 
liege: den Provinzial: Congrögätionen unser. den im zwei⸗ 
ten Theil angegebenen Befhränfungen. ' 
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24. Wir erlauben der Central: Congvegation, uns 
die Beduͤrfniſſe, Wuͤnſche und Bitten, der Nation ı ı 
zutragen, und behalten uns vor, fie. um Rath zu fra 
gen, wenn es ung gut duͤnken wird. | 
2. Die Central; Congregation ‚ann. weder Verord⸗ 
nungen erlaffen, ‚noch Contributionen. und Auflagen aus; 
ſchreiben, noch in eignem Namen eine, shstihe, ic 
terliche oder volzichende Gewalt ausüben; über alle ihr 
anvertrauten Gegenftände, fo wie, bei Austegung beftchen; 
der Verordnungen, mul fie das Nefultat ihrer Berath— 
ichlagungen dem Gubernium vorlegen und dieſes wiede 
beftätigen, oder, wo es dazu nicht berechtigt iſt, Unſre 
hochſte Bejtätigung einholen. Die Kentral Kongrega 
tion fann in dem Falle, wenn-das Gubernium die Ber 
ftätigung abfchlägt, fich gerade an Uns wenden. 
26. Die Berathſchlagungen werden ra: Sa 
toner Beſtaͤtigung und nur in Unferm Nanien Öffentlich 
befannt gemacht. * 

27. Dei der Central-Congregation wird das noͤthige 
Protocolls;, Regiſtraturs /, Expeditions⸗ und Rechnungs⸗ 
perſonale angeſtellt und auf Koften aller Provinzen des 
Territoriums befolder werden. 

28. Die Arbeiten vertheilt der, Präfident unter die 


jene der Übrigen Städte; und zwar nad) dem Al 
und in. der Folge nad der IAnciennität dr Wahlen, 


+ 
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si 28% Die, Vorfehläge, welche Präfident „und Glieder 


mächen wollen, ; werden zuerft in ein. Protocol einge: 
‚zeichnet, ſodann zur Berathſchlagung vorgetragen. , 

33. Ueber die Form des DBerathfchlagungsprorocolis, 
‚der Regiſtratur, Expedition und. Verrechnung wird die 
Eentral » Congregation Uns einen Entwurf. zur hoͤchſten 


„Beftätigung vorlegen. — | 

34. Die Mittheilungen der” Eentral sEongregation 
an; die; königliden Stellen geſchieht mittel, Noten; an 
den Hof mittelſt Bitefchriften. — 
—35. Die Provinzial⸗Congregationen koͤnnen von der 
Central⸗Congregation inſpicirt und controllirt werden, 
‚und muͤſſen ihnen in Verwaltungsſachen, die nicht der 
—5 vorbehalten ſind, Gehorſam leiſten; fie. er⸗ 
ſtatten Berichte an die GentralsCongregation und cv; 


x 


Halten ‚von derfelben Decrete. - 


36. Die CentralsCongregationen muͤſſen binnen. 14 
Tagen nad) den Bigungen ihr Berashichlagungsprotocalf 
dem Gubernium einjenden, welches. daſſelbe, mit Be; 
merkungen begleitet, dein Hof uͤberſchickt —  , ...- 


*8 


3weiter Theil. 
Bon den Provinzial; Congregationeh. 


r 37. Eine, ‚Provinzial » Congregation wird in jedem 
Hauptort einer Provinz eingefeßt ; der dafeldft reſidirende 
‚Delegato reggio oder ‚fein Stellvertreter wird ihr Pras 
ſdent Da 0 ee en N aan 
"6 38189. Die: ProvinzialsEongregationen werden, nach 
Größe der Provinz, aus 8 — 6 — 4 Gliedein, zur 
Hälfte aus adelihen, zur Hälfte aus nichtadelichen Ei⸗ 
genthuͤmern befichen; ‚ferner aus einem Repraͤſeutanten 
r jede fönigliche in der Provinz gelegene Stadt. Die 
Eintheilung der Provinzen nach ihrer Größe in drei 
Klaffen. wird nächftens bekannt gemacht. ,. 
+. 40. 41. Um in die Provinzial: Congregationen “ auf: 
genommen zu werden, müfen die Eigenthümer ‚das lom⸗ 
bardiſch⸗ venetianifhe Bürgerrecht Coder ginen Adels⸗ 
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brief), Moo Scudi in liegenden Gütern, Wohnſitz in 
der Provinz, und volle dreißig Jahre haben. 

42. Die im 6. 5. angeführten Hinderniſſe ſchließen 
aud bier aus. 

43. 44. Die -Städterepräfentanten muͤſſen Buͤrger⸗ 
recht und Wohnfig in ihrer Stadt, 2000 Scudi in Grün: 
den, Handel oder Fabriken und dreißig Jahre haben; 
die $. 7. angeführten Hinderniſſe gelten auch hier. 

-45. Das. erftemal ernennen wir die Glieder der Eon: 
gregationen auf die $. 9., 10., 11. angezeigte Weiſe. 

46. Bei fpätern Erfegungen reihen die Gemeinden 
ihre Vorſchlaͤge an die Provinzial s Congregation ein, 
welche daraus drei Namen (eine Terna) der Central; 
Eongregation vorſchlaͤgt. Hat die Kentrals Kongregation 
feine Einwendung zu machen, fo ift der zuerſt Geſchrie⸗ 
bene ernannt, und das Gubernium beftätigt ihn; hat 
diefes eine Einwendung zu ——— jo wird - Bericht 
mach Hofe erſtattet. 3 
—47.In Hinſicht der Dauer, Enrureung, Kusfı lie; 
ßung oder Entlaſſung der Blieder der Provinzial Con: 
gregation gelten auch bier die $. 13., 14., 15., 16., 
nur kann Iegtere auch vom Gubernium bewilligt werden. 

48. Die koͤniglichen Delegati ‚leiten die Wahlen bei 
Erneuerungen nad) obigen Grundfägen. 

49. Die Glieder der ProvinzialsEongregation heißen 
Deputirte zur Provinzial⸗Congregation, leiſten in die 
Hände des Delegato den (beigefuͤgten) Eid, beziehen kei— 
nen Gehalt; haben während ihres Amtes den Rang von 
k. k. Raͤthen, folgen bei Feierlichkeiten unmittelbar dem 
Vice⸗Delegato, und haben cine Uniform wie" Dich mit 
srangefarben Aufichlägen. 

50. Ihre Amtsverrichtungen betreffen nach det — 
des 6F. 23. 
a) die Steuergeſchaͤfte der Provinz; v 
b) die oͤkonomiſche Verwaltung der &tädte und Ge⸗ 
meinden (zu welchem Ende die Gemeinderaͤthe der 
Provinzial; Eongregation ihre vudgets jährlich cin⸗ 
reichen muͤſſen) —B > 
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x) Wafferbauten und Straßen, in fofern fie der Pros 
vinz und nicht dem Staate obliegen; 1 
d) die Öffentlichen Wohlchärigkeitsanftalten. 

54. Ueber diefe und andre Segenftände der dffentlis 
den Verwaltung können die Provinzial s Congregationen 
motivirte Vorftellungen an die ‚Kentrals&ongregation eins . 
fenden, und -diefe cgtweder Gebrauch davon machen, 
oder als unbegründet uruͤckſenden. 

52. Die von den: Provinzial» Eongregationen in ihr . 
rem Gefchäftstreife an die Kanzleien oder Municipalitäz 
ten zu erlafienden Befehle muͤſſen vom Delegirten (der 
für ihre Competenzmaͤßigkeit baftet), einem Deputirten 
und dem Referenten unterzeichnet feyn. 

53. 54. 55. Die, Provinzial » Congregationen haben 
einen Referenten Cmit blos conſultativer Stimme), einen 
Kaſſier, Controleue und Reviſor; diefe vier Beamten 
werden Befoldungen, zu Laften der ganzen Provinz, ber 

siehen; der Delegato, und mit ihm der Referent, wers 
den die Arbeiten vertheilen; Protocol, Regiftratur und 
Erpedition werden die - Provinzial s Congregationen mit 
den Delegationen gemeinfhaftlih Haben; der Geſchaͤfts⸗ 
gang wird daher jenen mit diefen gemein fen. Die 
Stimmen fammelt der Delegato ald Präfident, tie $- 
30 — 32. gejagt worden. 

56. Die Provinzial s Congregationen mürfen ihr Pros 
tocolf alle 14 Tage mitteljt der Central» Congregation an 
das Gubernium einfenden, welches daſſelbe, auf dem— 
ſelben Wege mit oder ohne Bemerkungen, zuruͤck dellt. 


| Sp. grgeben Wien, den 24. April 1815, Unfree i 
Regierung im vier. und smangigften, | 


| 5 v any 
| Ugarte, oberfter Kanzler Lazanzsky, Kanzler, 
| Franz Graf Buisciardi, 


5 Lombardiſch » venet, Könige, 


.Eidesformel für die Deputirten ber Central; und 
Provinzial: Congregationen : | 


„Sch ſchwoͤre Treue und Gehorfam Sr. Maj. dem 
Kaifer von Deftreich, König von Ungarn, Böhmen, 
Lombardie, Venedig, und verfpreche auf meine Ehre 
und mein Gewiſſen, daß ich das mir anvertraute 
Amt eined Deputirten zu de (Central⸗ oder Pros 
vinzial:) Congregation den Mllerhöchften Geſetzen 
gemäß ausüben werde, und daß meine Vorſchlaͤge 
und Meinungen einzig auf das allgemeine Wohl, 
ohne Privatruͤckſichten, gerichtet und nur von der 
Wahrheit und der Pflicht geleitet feyn werden. 
So fhwöre ih, fo wahr mir Gott delfel" 





4) tucea 


Der Heine Freiftaat Lucca entging den politiſchen 
Stürmen bis zum Jahre 1799, wo der General Sers 
wir im Februar das Gebiet derfelben befegte, und 
ihr, nach einer kurzen proviforifchen Regierung, eine 
Sonftitution gab, welche im Kleinen ber franzoͤſi⸗ 
fchen Conſtitution vom Jahre 1795 nachgebildet war. 
Der Leine Freiftaat erhielt ein Directorium von 5 
Mitgliedern, und zwei Räthe von 48 und 24 Repraͤ⸗ 
ſentanten. — 

Allein die Siege der Deſtreicher und Ruſſen im 
Sommer 1799 bewirkten auch in Lucca die Herftellung 
der alten Drdnung ber Dinge, bis hier gleichfalls bie 
‚Schlacht von Marengo (14, Jun. 1800) das politifhe 
Schidfal des kleinen Staates entfchied. Cine vom 
erften Gonful eingefegte proviforifche Regierung lei⸗ 
tete den Staat, bis eine Eonftitutiond- Commiffion am 
23. Dec. 1801 die neue Gonftitution vollendete, welche 
am 26. Der. als Staatögrundgefeg auögefprochen ward. 


) Eonftitution vom 26. Der. 1801. 
Erſſter Liter 


Organiſirung der Regierung, 


1. Die Regierung der Republik Lucca befteht aus 
sinem großen Rath, einer Vollziehungss und einer Bers 
waltungsbehörde. . | , 


2 Im großen Rath (oder Collegium) führe- 

ein Mitglied den Vorſitz; er macht die Geſetze, ernenn 
die Mitglieder der WBolljiehungsbehörde, des Verwal⸗ 

tungsraths und der Gerichtshoͤfe. ‚ 

3. Das Collegium - beftcht aus 300 Bürgern, von 
“ denen 200 unter: den reichſten Eigenthuͤmern, und 100 

unter den angefehenften Kaufleuten, Gelehrten und Kuͤnſt⸗ 
lern erwählt find. Die Mitglieder des Collegiums zie— 
ben keinerlei Gehalt. 3 | 

4. Die Mitglieder des Tollegiums, wie auch die ber 
Bofzichungsbehörde und des Verwaltungsraths, werden 
zum erftenmal durch die conftituirende Behörde ernamnt, 

5. Die Mitglieder, aus denen der große Rath ber - 
fteht, werden zum dritten Theil alle fünf Jahre erneuert, 
Es wird zur Wahl des befagten Drietheild nach der vom 
Geſetz vorgefchriebenen Weiſe und Form gefchritten wer⸗ 
den. Die heraustretenden Mitglieder werden wieder ers 
‚wählt werden dürfen. a — 

6. Diejenigen, welche peinlich vor Bericht verklagt. 
werden,. oder einen berrägerifhen Bankerott machen, 
pder über: welhe ein infamirendes Strafurtheil vrgeht, 
nder denen durch einen Rechtsſpeuch die Verwaltung ihr 
ver Güter unterfagt wird, jollen fofore aufhören, Mit⸗ 
glieder des Raths zu ſeyn.. 

7. Die Mitglieder des Collegiums koͤnnen nur durch 
das Collegium ſelbſt ausgeſchloſſen werden, kraft eines 
Decxrets, welches die Motive beſagen wird, und das 
durch zwei Drittheile der Votirenden, mit Ausſchuß der 
rer, die fih in einem der von dem Art. 6. vorhergeje 
henen Falle befinden, exlaffen ſeyn muß. — 

| 33 


u 
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8. Die Vollgiehungsbehdrde beſteht aus 12 
Aelteſten (Anzianı). Diefe erwählen alle zwei Mo . 
nate aus ihrer Mitte einen Präfidenien, welcher wähe 
rend ſeiner Amtsführung den Titel Sonfaloniere hat. 
Jeder von den Aelteften wird in jeiner Reihe zum Praͤ— 
ſidenten ernannt. | 
9. Der Sonfaloniere fiellt in dem Verkehr mit 
den fremden Mächten die Regierung vor, unterzeichnet 
alle Urkunden zu Promulgirung der Gefege, und alle 
von der Sefammtheit der Aelteſten herrührenden. 

10. Die Competenz der Vollziehungsbehörde befteht 
darin: dem Kollegium die Gefegesentwärfe vorzufchlas 
en, die auswärtigen Verhältniffe des Staats zu leiten, 
ie Vertheidigungsmittel zu organifiren, alle Theile der 
innern Verwaltung zu reguliren. 

44. Jeder der Aelteiten bleibt vier Jahre im Amt; 
das Collegium erneuert jährlich diefe Behoͤrde um ven 
vierten Theil. - 

12. Zwei Bürger, welche im evften oder zweiten 
Grad einſchließlich, nach den gegenwärtigen Geſetzen zu 
schnen, verwandt find, dürfen niche zu gleicher Zeit 
Mitglieder der Vollziehungsbehörde feyn. | 


13. Der Verwaltungsrach beftcht aus den Aels 
teften und vier Obrigleiten, welche die Aufſicht Über die 
innern Angelegenheiten, die Rechtspflege, die Polizei, 
das Milität, die auswärtigen Werhältniffe, die Leisung 
des Waffers und Straßenbaues, der dffentlihen Arbeis 
ten, und der. Finanzen führen werden. Die Vollzie⸗ 
Den weiße einer jeden dieſer Magiftraturen die 

ertheilung der obgedachten Fächer an; eine jede derfel: 
ben befteht aus drei Mitgliedern. _ 


14. Im, Verwaltungsrath werden bie dem’ Collegium 
vorzufchlagenden Geſetzesentwuͤrfe, und alle Acten, wel⸗ 
che von der Vollziehungsbehörde ausgehen follen, debat⸗ 
tirt; in einem wie in dem andern Falle haben aber, die 
Mitglieder der vier Magiftraturen- nur confultative Stim: 
men. Die Xelteften berathichlagen, und bei Gleichheit 
der Stimmen zähle die des Sonfaloniere für zwei. 


Eonftitution v. 26. Dec. 1801. 517 


415. Die "Mitglieder der vier Magiſtraturen bleiben 
vier Jahre im Amt; jedes von ihnen kann fofort wieder 
erwählt, und kann auch während feiner Amtsführung 
duch die Vollziehungsbehoͤrde proviforiich fufpendirt wer: 
den. Damit aber .eine definitive Ernennung eines Nach⸗ 
folgers Statt n dürfe, bedarf ed eines Decrets vom 
Eollegium, auf den motivirten Antrag der Aelteften, 


weiter Titel F 
Weiſe der Promulgirung der Geſetze. 


16. Das Collegium erwaͤhlt aus ſeiner Mitte eine 
Commiſſion von 20 Mitgliedern, die jedes Zayr - 
‚erneuert wird, und die von der Vollziehungsbehörde vors 
geihiagenen Gefegesentwärfe zu unterfuchen hat. | 

47. Die Mitglieder der Commiffion. vereinigen fi 
alle Jahre am 4. November; ihre Seffion kann zwei 
Monate. dauern, —— 

18.. Das Collegium muß ſich von Rechtswegen jedes 
Jahr am. 1. Januar verfammeln, um die ihm obliegens 
den Wahlen: zu verrihten, und die von ihm erörterten 
Sefegesentwärfe zu genehmigen oder zu verwerfen, m 

419. Wenn ein Gejegesentwurf durch die Commiſſion 
anterfucht worden ift, wird die Discuffion dem Tolles 
sium durch zwei Berichtserftatter vorgelegt, von denen 
der eine, von der Commiſſion, der andre. von der Volle 
gichungsbehörde aus einer von den vier Magiſtraturen, 
welche ven m. ausmachen, ernannt wird. 
Der Zeitpunet und die Dauer der Discuffion eines 
jeden Geſetzes wird ‘durch die Wollziehungsbehörde bes 
flimmt, die Dauer. kann ‚aber nicht weniger als drei 
Tage betragen. nn | J 

20. Die Dauer der Seſſionen des Collegiums wird 
Aedes Jahr durch die MWollzichungsbehörde beſtimmt; fie 
"Mann nicht Über zwei Monate, noch weniger als viers 
zehn Tage betragen. — Be 
214. M den Zeiträumen zwiſchen den Sigungen des 
Collegiums kann die Wolljichungsbehörde , blos im 
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Dringlichkeitsfall, wo es der öffentliche Nutzen gebietet, 
Verordnungen machen, welche proviſoriſch Geſetzeskraft 
haben. 


Dritter Titel. 
Localverwaltungen und Gerichtshöfe. 


22. Das gegenwaͤrtige Gebiet der Republik Lucca iſt 
in drei Verwaltungsbezirke getheilt: den Canton von 
Sarchio, den vom Litforale, und den Kanton der 
Apenninen.- Lucca if: der Hauptort des erften, 
Viareggio des zweiten, il Borga a Mozzano des 
dritten. 


: 23. In jedem Kanton befindet fih ein Regierungs 
- eommiffair. Er wird. von. den Aelteſten ernannt, 

und. communicirt mit jeder der vier Magiftraturen, wel 
he bei der Vollziehungsbehörde eingefegt find. 


24. Die Bürger jedes Cantons, welche das 21. Jahr 

‘erreiche haben, ernennen nad der vom Geſetz vorges 
Schriebenen Weife die Friedensrichter, 2.auf jeden 
der Cantone vom Littorale und von den Apenninen, 3 
auf den von Sardhiv. Einer diefer letztern wird in 
Lucca feinen Siß haben; einem jeden. der andern wird 
fein Aufenthalt von der Wollziehungsbehörde angewieſen 
werden. ‚ 
22. Die Friedensrichter erfennen in legter Synftanz 
über alle Sachen, die den Werth von. 8 Scudi nit 
‚Überfteigen; auch erkennen fie in Sachen, deren Werth 
mehr als 8 Scudi beträgt, aber die Summe von 20 
Scudi nicht Überfleigt; nur. kann in diefen Fällen an 
den Nichter der erften Inſtanz in jedem befondern Can⸗ 
ton appellirt werden. 

26. In den Saden, welche nicht über 20 Scudi 
betragen, kann der Friedensrichter, wenn die — 
rei einen fchiedsrichterlichen, -gütlihen Ausſpruch 
thun. | | 

‚27. Das Collegium ernennt auf jeden Wirk einen 
Richter erfier Inſtanz, und für die ganze Republik 
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ein bürgerliches Appellationsgeriht und einen 
peinlichen Gerichtshof; jede dieſer Stellen beſteht 


aus 3 Mitgliedern. 


28. Die Richter erſter Inſtanz halten ſich im 
Hauptort jedes Cantons, die buͤrgerlichen Appellations⸗ 
und peinlichen Gerichte in der Stadt Lucca auf. 


29. Die Competenz der Richter erfter Inſtanz bes 
ſteht darin: die Sachen, welche von den Friedensrichz 
gern an fie gelangen, appellationsweile zu richten, und 
alle andern Sachen, welche: die im 25. Art., die Ges 
wichtsbarkeit der Friedensrichter betreffend, beftimmte 
Summe übderfteigen, in erfter Inſtanz zu entfcheiden; 
“auch über die peinlichen Sachen erkennen fie in erfter 
Inſtanz. | | 

30. Das bürgerliche Appellationsgericht ers 
Senne in den Sachen, die von der Stelle erfter Inſtanz 
jedes Cantons an daſſelbe gelangen; es erkennt auch Caſ⸗ 
fation oder Nullitaͤt in peinlichen Saden. | 

31. Der peinlide Gerichtshof entfcheidet ap⸗ 
pellationsweife alle peinlichen Sachen, und erfennt Taf 
fation oder Nullieät in Eivilfachen. 

32. Alle ſechs Jahre ſchteitet das Collegium zur Bo 
ftätigung der Eivils und peinlichen Richter nad) der Mehr: 
Heit der Stimmen der Berfammlungen. 

33. Die Vollziehungsbehörde ernennt zwei Commiſ⸗ 
ſarien bei den beiden oberſten Gerichtshoͤfen, dem buͤr⸗ 
gerlichen und dem peinlichen. 


Allgemeine Verfuͤgungen. 


34. Kein peinliches oder buͤrgerliches Geſetz kann 

eine rücwirtende Kraft haben. 2 | 
35. Der nädtliche Aufenthalt jedes Bürgers ift uns 
verletzlich, und es kann keiner vor Gericht gezogen, verz 

aftet und gefangen gehalten werden, außer in den vom 
Geſetz beftimmten Fällen, und nah den von demfelben 
worgefchrichenen Formen. — 


— 
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36. Die öͤffentlichen Auflagen werden jaͤhrlich, auf 
Antrag der Vollziehungsbehärde, im Verhaͤltniß mir den 
Beduͤrfniſſen des Staats, vom, Collegium feſtgeſetzt. 

37. Da. die Auflagen nur zum Öffentlihen Nutzen 
verordnet werden können; fo mäffen fie fi anf alle Buͤr⸗ 
ger im Verhäleniß zu ihrem Vermögen vertheilen. 

38. Man erkennt Leine andre Autorität in der Res 
publif, als die vom Geſetz eingeführte... | 

So geſchehen zu Lucca, am 23. Dec. 1801, 
durch die Mitglieder der Conſtitutions-⸗Com⸗ 
miffion. | 0 


Hier folgen die Unterfchriften. ) 


Gefes. | | 
Auszug des Protocolls der proviſoriſchen 
| Regierung, vom 26. Der. 1801. 

Die proviforifche Regierung der Republik decretirt: 
Die oben ftehende Eonjtitution if angenommen; fie fol 
gedruckt, und im ganzen Umfang der Republik bekannt 
gemacht werden. | 


Gegeben zu Lucca, im Nationalpallaft, am 
obgedadhten Tage, Monat und Jahr. 
Der Präfident der proviforifhen Regierung, 
Piari. 
Der Generalfetretär, Boſſi. 


Doch während Napoleon zu feiner Koͤnigskroͤnung 
in Mailand fich befand, berief am 4. Juny 1805 ber 
Sonfaloniere Belluomini ben Rath der Alten 
ber Republit Lucca zufammen, und dieſe befhloß in 
einer außerordentlichen Sigung, „ben Kaifer zu bitten, 
baf er geruhen wolle, dem Staate von Lucca eine 
neue Verfaſſung zu geben, und die Regierung beflels 
ben einem Prinzen aus feiner Familie und beffen na⸗ 


) 


ar | 
fucca. 521 


türlihen Nachlommen anzuvertrauen.” Am 14. Zum. 
befiätigte der große Rath biefen Befchluß, worauf 
Napoleon feinen Schwager, den Zürften Bacciochi, 
den Gemahl der Prinzeffin Elifa, dem er fhon am 
18. März 1805 dad Fuͤrſtenthum Piombino ertheilt 
hatte, zum Fürften von Lucca ernannte. Am 23. 
Jun. 41805 erfolgte das neue Conſtitutionsſtatut bed 
nunmehrigen Fürftentbums Lucca, | 


b) Eonftitutionsftatue vom 23. Juny 4805. 


| Erfter Abfchnitt. 
Vom Fuͤrſten. 


1. Die Regierung der Republik iſt Sr. Durchlaucht 
dem Fuͤrſten von Piombino Pasquale Bacciochi, 
anvertraut, und im Fall er früher ſtuͤrbe, Ihrer kaiſer⸗ 
lichen Hoheit der Prinzeffin Elifa, feiner Gemahlin, _ 
- und alsdann deren männlichen Nachkommen, immer nach 
der Drdnung der Erftgeburt. 


Der Färft wird den Titel: Fuͤrſt von Lucca und 
Piombino annehmen und fürftlide Durchlaucht 
genannt werden, 


2. Der Fuͤrſt regulirt alle Theile der innern Vers 
waltung des Staats und leitet deffen Verhältniffe mit 
den ausiwärtigen Mächten. Er beftimmt in jedem Sahre 
das Tableau der Staatsausgaben für das folgende, nebſt 
den Mitteln zu deren Dedung, und legt fie der Geneh— 
migung des Senats vor. Er hat die Ernennung det 
Minifter, der Staatsräthe und andern dffentlihen, fos 
wohl. bürgerlichen als Militärbeamten, deren Wahl dem 
Senate nicht ausdruͤcklich überlaffen. ift, ferner die Er⸗ 
nennung zum Erzbißchum und zu allen geiftlihen Wuͤr⸗ 
den, Canonicaten und Pfarreien, deren Patronat ſonſt 
durchs Geſetz, durch Teftamente oder päpftlihe Bullen 
in den. Händen des Gonfaloniere oder großen Raths lag, 
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3. Der Fuͤrſt Hat eine Leibwache von vier Compag⸗ 
nien, jede von 100 Mann, die er nach feiner Wahl aus 
den Sünglingen der: vornehmften Familien ernennt. Jede 
Compagnie tritt nah der Meihe in Thaͤtigkeit, und zur 
Zeit des activen Dienftes erhält jeder Einzelne für Sol, 
Kleidung und Nahrung die Summe von 20 Franken 
monatlih. Nach fünfjährigem Dienfte in diefer Leibwache 
bekommen die jungen Leute den Rang cines Unterlieute— 

„nants in den Miliz Nationalgarden, die Capitaͤns der 
vier Compagnien erhalten Obriftenrang, die Lieutenants 
Bataillonschefsrang und die Sergeanten Capitänsrang. 
Die Befoldungen muͤſſen fo eingerichtet werden, daß bie 
fämmtlichen Koften für den Staat nicht über 100,000 
Sranfen betragen. Niemand kann in die Leibwache fres 
ten, der nicht aus dem Gebiet von Lucca ift, und nicht 
aus liegenden Gütern oder duch Zufhuß feiner Familie 
ein Einkommen vom 30 Franken monatlich befigt. Ueber 
die Vollziehung diefes Artikels wird ein befonderes Res 
glement abgefaßt werden. 

4. Die Eivillifte des Fuͤrſten beſteht aus einer jährs 
lihen Summe von 300,000 Franken, welche der öffent 

liche Schag in luchefifhe Münze redueirt und von Mos 
"nat zu Monat in die Kaffe des Fürften zahlt, aus eis 
nem Pallafte in der Stade Lucca und aus einem Pallafte 
auf einen benachbarten Landgut, nebft den dazu gehört 

gen Grundftäcden, welche jährlich 100,000 Franken eins 
tragen. Alle Koften des Pallaftes, alle, weiche auf die 
Mepräfentation und auf den Dienft des Fürften und feis 

‚nes Hofes Bezug haben, werden von der Fivillifte ger 
nommen. Se. Maj. der Kaifer Napolron I. wird ein 
mal. für allemal die Organifation der Hofhaltung des 

Fuͤrſten und der Fürflin in einer ihrem Range angemefs 
fenen Art veguliren. 


K 5. Ehe der Zürft die Staatsverwaltung übernimmt, 

und in Folge des feitzufegenden weltlihen und religidfen 
Ceremoniels, leiftet er Gott auf das heil. Evangelium, 
und in on des Senats, der Minifter, der Staats 
raͤthe, des Erzbiſchoffs und der bürgerlichen und peinli⸗ 
hen Richter, in folgenden Ausdräden feinen Eidſchwur ab; ' 


— 
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„Ich ſchwoͤre die Integritaͤt und Unabhängigkeit der 
Republik aufrecht r erhalten, die römifchs katholis 
Ihe, apoftoliihe Religion zu achten. und-achten. zu 
machen, weder Steuern zu fordern, noch irgend 
eine Abgabe aufzulegen, als in Kraft eines Gefeges, 
und bei meiner Regierung blos den Nutzen und das 
Süd des Volks von Lucca vor Augen zu haben: ‘ 

- Der außerordentlihe Botfchafter Sr. Maj. des Kais 
ſers der Franzoſen zu Lucca wird während der Ceremos 
nie der Snftallation die Garantie, welche der Kaifer der 


Verfaſſung und der Unabhängigkeit des Staats. gewährt, _ 


verliefen. Er wird den Degen zur Ceremonie mitbrins 
‚gen, womit Se. Majeftät der Kaiſer dem Fürften von 
- Lucca und Piombino, zum Zeichen des Schußes, den‘Se, 
Majeftat der. Republit Lucca zugefihert, ein Gefchen? 
macht. Der Staatsſekretaͤr nimmt über die Inſtallation 
‚bes. Fürften und über die Eideslciftung einen Verbal⸗ 
prozeß auf. — | 
6. Die Gtoßjährigfeit des Fürften wird auf das zus 


xüͤckgelegte zwanzigfte Jahr feftgefege. Ein organiſches 


I 


Geſetz beſtimmt die Regierungsart des Staats während 


der Minderjährigkeit des Fürften. 


| 3weiter Abſchnitt. 
Von dem Miniſterium und dem Staatsrathe. 


7. Es find zwei Staatsminiſter, naͤmlich ein Minis 
ſter für die Juſtiz, für das Innere und für die aus— 
wärtigen Angelegenheiten, und einer fir die Finanzen, 
den Gottesdienft, die Polizei und. die bewaffnete Macht, 
ingleihen für Kanäle, Straßen und dffentlihe Gebäude. 

. 8. Es werden Staatsräthe feyn, welche, vereint mit 
den Miniftern, das. Eonfeil des Fuͤrſtenthums bilden, 
In dieſem Eonfeil führt der Fürft, -oder eine von ihm 

bevollmädhtigte Perfon, den Vorſitz und beftimme die 
Verrichtungen deffelben. . Ä | e 

9. Es gibt ferner einen Staatsſekretaͤr, der alle,. 
vom Fürften ausgehenden Arten unterzeichnet, und an 
die Minifter, oder die mit ihrer Vollziehung beauftrags 
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ten Beamten, uͤbermacht, auch daruͤber ein Verzeichniß 


hält. Ueberdies liegt ihm ob, die allgemeine Staats 


kanzlei zu dirigiven und zu bewahren, und ſonſt ſich jer 
der Verrihtung zu unterziehen, die ihm pre Fuͤrſt am 
vertrauen wird. 

. 410. Das Gehalt der Minifer iſt auf 5250 Lire, das 


der NRäche auf 3000 2. und das bed Stnarsjetretäm 


auf 4000 jährlich feſtgeſetzt. 
Deitter Abſchnitt. 
Vom Senate. 


11. & gibt einen Senat von ſechs und dreißig Mir 


gliedern ‚I deren jedes wenigſtens dreißig Jahre zurücdger 
legt haben muß. Zwei Dristheile davon merden aus den 
gandeigenthämern, die ein, jährliches Einkommen von 
wenigftens 1000 2. nach dem Katafter der Grundſteuer 
befigen, und ein Drittheil aus den Gelehrten und vor 
nehmften Handelsleuten des Staates genommen. Die 
Beſoldung eines jeden Mitgliedes beträgt 1000 2. jaͤhr⸗ 
lih. Der Senat erneuert jih alle vier Jahre zum drit⸗ 
ten Theil. Das Loos entjcheider Über den Austritt der 
erſten zwei Drittheile und deſſen erſte Ziehung gefehicht 
in vier Jahren. Der Senat Hat einen aus feinem 

tel gewählten Präfidenten, der ein Jahr lang im Amte 
bleiht, und vom Fuͤrſten ernannt wird. 

Diefer Präfident hat neben ſich einen Sekretär, der 
ebenfalls ein Jahr im Amte bleibt und alle Acte des 
Senats contraſignirt. 

12. Die Amtsverrichtungen des Senats find: 


a) die Deftätigung der jährlichen Rechnung: über Eins 


nahme und Ausgabe des Staats und aller ihm 


vom Färften vorgefchlagenen: Geſetze; 
b) die Wahl der bürgerlihen und peinlichen Richter; 
c) die Beftätigung aller mwichtigeren Acten, der Ber 
auf der Nationalguͤter, und die Veränderungen, 


welche im Syſtem der Öffentlichen Auflagen, zum 


Behuf der Einführung neuer Abgaben, oder eher 





Eonftitutionsftat, v. 23. Jun. 1805. 525 


Tarife für die ſchon beftchenden Abgaben und Zölle 
noͤthig werden koͤnnten; er 
d) die Genehmigung der Reformen oder Abänderune 
gen in Bezug auf bürgerliche, peinliche oder Han⸗ 
delsgeſetzgebung. Jeder andere Gegenftand gehört 
zur Kompetenz der inneren Verwaltung. 


. 43. Die vom Fürften dem Senate vorgelegten Gar 
fegesentwärfe werden. an eine. Commiffien von 5 Mite 
gliedern überwiefen, die der Senat aus feiner Mitte 
ernennt, und die darüber Bericht erfkatter. 

14. Zwei Bürger, die im erften oder zweiten Grade 
der Blutsfreundſchaft inclufive, oder im erften. Giade 
ber Schwägerichaft, nach Berechnungsart der gegenwärs 
‚tigen Sefege, mit einander verwandt find, koͤnnen niche 
zugleih Mitglieder des Senats feyn. Ä | 

15. Der Senat berathſchlagt nad) Mehrheit der 
Stimmen; er üt gefeßmäßig verfammelt und kaͤnn guͤl⸗ 
tig berathichlagen, wenn fih in der Sitzung 24 Wit 
glieder anweſend befinden. | | nr 

. 16. Diejenigen Mitglieder ‚des Senats, welche fi 
vielleicht in dem Stande gerihtliher Kriminalanklage, 
oder betrüglihen Bankerotts befinden, oder zu einer ins 
famirenden Strafe verurtheilt find, oder denen die Ver⸗ 
waltung ihres Wermögens von Gerichtswegen unterfage 
ft, oder welche endlih ihre Bürgerrechte verloren 
ag hören unverzüglich Auf Mitglicder des Senats. 
zu feyn. —— Ze R 

47. Der Senat vervolltändige und erfegt fich ſelbſt 
auf dreifache Präfentation des Fürften Der Fuͤrſt 
wähle die dem Senate vorgefchlagenen Bürger aus dens 
jenigen Namen, welche fi auf dem in jedem Canton 
anzufersigenden Verzeichniſſe befinden. Ein organifches 
Geſetz beſtimmt die Art und die Formen, melde von 
den Kantonen bei Anfertigung ihrer Werzeichniffe zu ber 
obachten find. Fa 

18. Der Fuͤrſt eroͤffnet ſtets den Senat und ann 
dies nicht anders, als in Perfon thun. Er muß fi 
jedesmal, wenn derjelbe verſammelt if, in der Stadt 
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‚befinden, wo die Sitzung gehalten wird. In jedem 
Jahre bleibt der Senat wenigfiens einen Monat vers 
fammelt. Der Zürft ruft ihn zufammen, oder loͤſet ihm 
auf, wenn er es. für angemefjen hält. Die Minifter, 
Senatoren und übrigen Behörden leiften einen Eid der 

Ergebenheit für die Verfaſſung der Republik und der 
. Treue für den Zürften. | 


— 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsverfaſſung. 


19. Ein organiſches Geſetz wird das gegenwaͤrtige 
Spftem der Tribunals und Gerichtsverfaſſung abändern 
koͤnnen. Die Rechrsfprüche werden im Namen des Für 
fen gethan werden. 


Fünfter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


20. Der Fürft promulgirt die Geſetze; über allen 
von ihm ausgehenden Arten ftcht das. alte Wappen von 
Rucca, und fie fangen mit der Kormel an: 
„Bir NR. von Gottes Gnaden und durch bie Ver⸗ 
faffung Fürft von Lucca und Piombino, ” 
24. Der. Fürft Hat das Recht, die peinlich Verur⸗ 
theilten zu begnadigen; aber er kann es nicht ausüben, 
bevor er nicht das Gutachten jeiner Minifter: und Staat 
" räche, ingleihen eines Mitgliedes des Obergerichtshoft 
“angehört bat, r 
22. Es bleibe für immer feftgefegt, daß die Geſetze 
Wegen Abihaffung der Fideicommiffe und Primogenitw 
sen, auch Ausſchließung aller und jeder Titel und Ber 
rechte, welche einen Unterfchied der Geburt vorausfegen, 
blos mit Ausnahme der vegierenden Familie, unwider 
ruflich find, 
+23. Die öffentlichen Aemter folen nur Bürgern von 
Lucca ertheilt werden, ausgenommen die bürgerlichen und 


peinlihen Richterſtellen, welche auch Ausländern anver⸗ 
waus werden koͤnnen. — 


“ . L 
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. 24. Der Fürft wendet alle in feiner Mache liegende 
Mittel an, um die Staatsfhuld jo fchnell als möglich 
«bzuführen. — ne 
25. Es können feine Zoͤlle und Taxen erhoben, oder 
neue eingeführt werden, ald in Kraft eines Gefeges. 
26. Im Staate Lucca wird es feine Militär .Cons 
feription geben. Alle Bürger werden in eine Miliz ors 
ganifirt werden, und im Fall der North die Waffen zu 
Vertheidigung des Fürften und des Landes zu ergreifen 
gehalten feyn.- Der Fürft, als Oberbefehlshaber der 
Miliz ernennt alle Hauptleute, und kann die nöthigen 
Requifitionen zur Vertheidigung des Landes ausfchreiben. 
27. Se. Majeſtaͤt der Kaifer und König Napoleon I. 
wird gebeten werden, daß er geruben wolle, die erfte 
Ernennung der Minifter, der Staatsräthe, des Staates 
fetvetärd und der Senatoren zu übernehmen, 
28. Die beftehenden Geſetze des Staats, welche ger 
genwärtigem Eonftitutionsftatut nicht zumiderlaufend find, 
bleiben in voller Kraft, bis fie durch andere Geſetze wir 
derrufen oder abgeändert. werden. Ä 


So gefhehen zu Bologna, den 23. un. 4805. 


(Folgen die Unterfchriften der zwölf Abgeordneten, 
den Sonfaloniere Belluomini an der Spige.) 


Die Beftätigung des franzöfifhen Kaifers lautete folr 
gendermaßen: * 


„Wir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch 
die Verfaſſungen Kaiſer der Franzoſen und Koͤnig von 
Italien, garantiren die Unabhaͤngigkeit und gegenwaͤrtige 
Verfaſſung der Republik Lucca. Wir willigen ein, daß 
unſere ſehr geſchaͤtzten und ſehr geliebten Schwager und 
Schweſter, der Fuͤrſt und die Fuͤrſtin von Piombino und 
ihre Nachkommenſchaft das Fuͤrſtenthum Lucca in Beſitz 
nehmen, und ſich daſelbſt niederlaſſen, indem wir zu— 
gleich verſprechen, und uns vorbehalten, bei jedem Fürs 
ſtenwechſel die nämlihe Garantie za erneuern. Gleis . 
hergeftalt behalten wir uns in. Kraft des über unfere 
ganze Familie erworbenen Rechts vor, daß weder ber 
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Furſt, noch die Fuͤrſtin, noch irgend eines ihrer Kinder. 
ſich anders, als mit unſerer Einwilligung vermählen 
-Sönnen, und verfprehen uns mit Gottes Huͤlfe, durch 
unfern Schuß alles zu entfernen, was dem Wohlitand 
und der Unabhängigkeit des luchefifhen Volks, fo wie 
dem Gluͤck unferer ſehr geihägten und fehr geliebten 
Schwager und Schweſter und ihrer Nachkommenſchaft 
ſchaͤdlich ſeyn koͤnne. 


So geſchehen zu Bologna den 5. Meſſidor Jahres 13. 
unterzeichnet Napoleon. 


Durch den Kaifer und König der Minifter Gtantsfetreikt 
H. B. Maret. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
€ M. Talleyrand. 2 


Diefe Berfaffung galt in Lucca bis zu Napoleons 
BVerzichtleiftung im Jahre 1814, worauf der Wiener 
Gongreß dieſes Fürftentyum der vormaligen Königin 
von Etrurien (einer fpanifchen Prinzeffin) und beren 
Sohne zutheilte. — Seit diefer Zeit wird Lucca ohne 
-befondere Verfaffung regiert. Zr 


5) Toskana, Parma, Modena, 


Beim Ausbruche des Krieges in Stalien im Jahre 
1799 mußte ber Großherzog Ferdinand von Toskana 
feinen Staat verlaffen. Der Lüneviller Friebe’ (1801) 
verwandelte denfelben, für den Erbprinzen Ludwig von 
Parma, in das Königreih Etrurien. Ludwig tl. 
‚ farb am 27. Mai 1803. Seine Wittwe führte die 
- Regierung für ihren minderjährigen Sohn Lubwig 2 
Allein ihr Vater, der König Karl 4. von Spanien, 
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überließ in einem Vertrage mit Napoleon vom 27. Oct. 
4807, nach welchem der junge König von Hetrurien als 
König ins nördliche Kufitanien verfegt werden follte, 
Hetrurien an Frankreich, worauf es am 30. Mai 1808. 
mit Frankreich vereinigt ward, und deflen Vers 
faffung dafelbft in Gültigkeit trat. — Im Jahre 
1814 kehrte der Großherzog Ferdinand dahin zuruͤck, 
und regierte dafelbft ohne eine neue Verfaflung. 

Das Herzogthum Parma ward, in einem Vers 
trage zwifchen Spanien und Franfreih vom 24. März 
1801, in welchem der Erbprinz von Parma als König 
von Hetrurien anerkannt ward, Frankreich überlaffen, - 
und 1808 Frankreich feibft einverleibt. — Im 
Sahre 4814 erhielt die Gemahlin Napoleons, die Her: 
zogin Marie Louife von Deftreich, dieſes Herzogthum, 
in welchem feine befondere Verfaſſung eingeführt warb. 

Die Länder Modena und Reggio, Famen im 
Jahre 1796 zur cisalpinifchen Republif, und flanden 
unter den wechfelnden Verfaffungen diefes Staates, bis 
im Jahre 1814 das Haus-Deflreih:Efte in demfel: 
ben hergeftelt, und daſſelbe feit der Zeit. ohne neue 
Derfaffung regiert ward. | 


6) Der Kirchenſtaat. 


Der Papft Pius 6. war genöthigt, nah Buona⸗ 
parte's Siegen in Oberitalien, in dem Trieben mit 
Sranfreih zu Zolentino (19. Febr. 1797) Avignon 
und Benaiffin an Frankreich felbft, und die drei Les 
gationen, Bologna, Ferrara und Romagna, an 
die neue cisalpinifche Republik abzutreten, mr 

Doch ward in biefem Frieden die politifche Eriftenz 
des Kirchenfinates felbft gerettet. 

Dritter Band. 34 
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Als aber (28. Dec. 1797) bei einem Auflauf des 
römifchen Pöbeld der franzöfifche General Duphot 
vor dem Pallafte des franzöfifhen Gefandten in Rom 
ermordet worden war, ging, beauftragt von dem das 
maligen "Directorium Frankreichs, der General Ber: 
thier nach Rom, und fliftete dafelbft (15. Febr. 1798) 
eine römifhe Republik. Der hochbejahrte Pius 6. 
ward (19. Febr.) als Gefangener nad) Siena, und von 
da nach Frankreich abgeführt, wo er (29. Aug. 1799) 
zu Valence fein Leben endigte. 

Am 20. März 1798 erhielt der neue Freiftaat eine, 
von Daunou entworfene, Verfaffung in 372 Arti⸗ 
keln, welche felbft der Moniteur (l’an 6 N. 206 p- 826) 
nicht vollftändig *), fondern nur nach folgenden 
Grundzügen derfelben mittheilte: 


1. Die vömifche Republit iſt eine und — 

2. Sie iſt getheilt in acht Departements. 

3. Das Buͤrgerrecht wird unter denſelben Bedingun— 
gen erworben und verloren, wie nach der franzöfifchen 
(dritten) Conſtitution. 

4. Alle, welche ſich auf der franzoͤſiſchen Emigran— 
tenliſte befinden, find ausgeſchloſſen von dem franzoͤſi— 
fhen Bürgerrechte und verbannt von dem Gebiete dur 
roͤmiſchen Republif. 

5. Die Urverfammlungen heißen Comitia, bie 
BWahlverfammlungen Tribus. - 

6. Um Wähler zu ſeyn, find diefelben Bedingungen, 
wie in der franzoͤſiſchen Conſtitution, feftgefegt. - 

7. Das gefeggebende Korps bejtcht aus zwei 
Raͤthen. Jeder Rath hat feine eigene: Garde und 

* eigenes Coſtum. 

8. Der Senat, welcher diejenigen — wie 
in Srantrei der Rath der Alten, übt, Dee aus 33 


*) Sie ſen nachgeliefert werben. 


Grundzüge d. Verf. v. 20. März 1798. 531 


‚gewählten Individuen. Um Mitglied des Senats zu 
werden, muß man das fünf und dreißigfte Lebensjahr 
erreicht haben. Der vierte Theil des Senats wird aller 
zwei Jahre erneuert. 


9. Das Tribunat (gleih dem Rathe der 500 in 
Frankreich) beftcht aus 72 Individuen, welche das fünf 
und zwanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben muͤſſen. 
Es wird aller zwei Jahre zu einem Drittheile erneuert. 
Es kann keinen Beſchluß fallen, als nad vorhergegans 
gener Propofition der vollziehenden Gewalt. 


40. Die vollziehende Gewalt ift fünf Coms. 
fuln anvertraut. Sie müffen das fünf und dreißigfte 
Lebensjahr zurücgelegt haben. . 

44. Die Zahl der Minifter kann nicht über ſechs 
Reigen. — | | wer | 

12. Die Lentraladminiftrationen der Departements 
beftehen aus drei Mitgliedern. Die Commiffaire der 
vollziehenden Gewalt bei den Tribunalen und adminiftras 
tiven Behoͤrden führen den Namen; Con fularsPrär 
ferte. 


413. Die Friedensrihter führen den Namen: Präs 


. toren. 


14. Die MVolizeitribune heißen: Tribune ber 
Cenſur. 

15. Bei Kriminalfaͤllen treten Geſchworne ein, 

16. Das Kaſſationsgericht heißt: tribunal de hau- 
te - preture. | 

17. Ein hoher Gerichtshof entfcheidet. Über die Ans 
lagen gegen die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers. 
und des Gonfulats. n | 

18. Ein Nationalinftitue iſt beſtimmt, die Entdek⸗ 
fungen und die Fortfchritte in den Wiffenfchaften und 
Kuͤnſten zu leiten. 

19. Der Nationalſchatz ſteht unter drei Audftoren, 
welche von den Conſuin ernannt und entlaffen werden 
koͤnnen. 

84 [ 
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20. Maaß, Gewicht und Zeitrehnung find mie in 
der franzöfiihen Republik. 

21. Die verfhiedenen Ernennungen maht das ev; 
ftemal der franzöfifche General in Rom. 

22. Es fol zwifhen der franzöfiihen und römifchen 
Republik ein Alianzvertrag abgefhloffen werden. 

23. Bis zur Ratification diefes Vertrages koͤnnen 
alle, von dem gefeßgebenden Körper ausgehende, Bes 
ſchluͤſſe nur nach vorhergegangener Beftätigung des franz 
zoͤſiſchen Generals bekannt gemacht und vollzogen wers 
‚den, der auch in dringenden Fällen, nach feinem Ermefr 
fen, Gefege erlaffen Fann, in Angemeffenheit zu den von 
dem franzöfifhen Directorium erhaltenen Vollmachten. 


Die römifche Republik warb aber im Jahre 1799, 
bei den. Siegen der Ruffen und Oeſtreicher in Stalien, 
aufgelöfet, die weltlihe Macht des Papftes herge: 
flellt, und (14. März 1800) von Ben zu Venedig ver: 
fammelten Karbinälen ber Kardinal Chiaramonti 
zum Papſte gewählt, der den Namen Pius 7. annahm. 
Dieſem entriß Napoleon (2. Apr. 1808) die Pro: 
vinzen Urbino, Ancona, Macerata und Game 
rino, welche mit dem Koͤnigreiche Italien ver: 
bunden, und alfo unter beffen Conſtitution ge 
flellt wurden. Ä 

Im folgenden Jahre (17. Mai 1809) Hob Napo- 
leon die weltlihe Macht des Papftes völlig auf, wor: 
auf der Reſt des Kirchenſtaates mit Frankreich 
ſelbſt vereinigt und unter deſſen Conſtitu— 


tion gebracht ward. 

Nah Napoleons Refignation kehrte aber Pius 7. 
(24. Mai 1814) nah Rom zurüd, und erhielt im 
Art. 103. der Wiener Congreßacte die gefammten vor⸗ 
maligen Befigungen des Kirchenflaates, felbft mit ben 
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Fuͤrſtenthuͤmern Benevent und Ponte Corvo, nur mit 
Ausnahme des. am linken Poufer gelegenen Theiles 
von Ferrara, und bes bei rentreich bleibenden Avig⸗ 
nons, zuruͤck. 

Da aber die einzelnen Provinzen des Kirchenſtaa⸗ 
tes längere Zeit hindurch unter Conſtitutionen geſlan⸗ 
den hatten, und das Lehnsſyſtem in denfelben völlig 
abgefchafft gewefen war; fo erließ der Papft für die 
befjere Geftaltung ded Innern am 6. July 1816 zwar 
feine neue Conftitution, aber doch ein zwedmäßiges 
organiſches Decret, worauf der Gonnetable Eos 
lonna der erfte Baron ded Landes war, der, nad 
den Abfichten des Papftes, das Beifpiel gab, auf alle 
Baronalrechte feiner Lehen, deren er fieben und zwan⸗ 
zig im Kirchenftaate befaß, zu verzichten. — Das Ge: 
bict des Staates ward darin in 147 Delegationen ein? 
getheilt, und eine Commiffion aus römifchen Rechts⸗ 
gelehrten zum Entwerfen eined neuen Gefegbuches, fo 
wie eine Commiffion aus brei Garbindlen zur Abfaf- 
fung. eines neuen ——— ernannt. 


Der Hleine ,‚ im. Kitchenftaate gelegene, Freiſtaat 
S. Marino, der nur aus einer Stabt und vier Dör- 
fern, mit ungefähr 6000 Einwohnern befteht, behielt 
felbft unter den Stürmen der Revolutionszeit feine 
Selöftftändigkeit und feine alte Verfaſſung. 


7) Neapel und Sicilien 


- Der König Ferdinand 4. von Neapel und Si 
cilien hatte am 40. Det. 1796 einen Frieden mit Frank⸗ 
reich geſchloſſen ohne Abtretung irgend eines Landes⸗ 
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firiches. — Nachdem aber die Franzofen Rom in eine 
Republik verwandelt hatten, und von Nelfon bei Abw 
fir befiegt worden waren, brangen bie Neapolitaner 
(23. Nov. 1798) für die Herflelung des Papſtes 
in den Kirchenftaat ein. Sie wurden aber von dem 
Generale Championet befiegt, der fich darauf gegen 
Neapel wandte, und, nach der Abreife Ferdinands 4. 
nach Palermo, das Königreich Neapel (25. Jan. 1799) 
als parthenopeifhe Republik proclamirte, und 
daſelbſt eine proviforifche Negierung einſetzte. — Allein 
die Niederfagen der Franzofen in Oberitalien im Jahre 

799 nöthıgten fie, Neapel zu verlaffen, wohin Fer: 
dDinand 4. (Zul. 1799) durch Nelfon zurldgeführt 
ward. Er fhloß (23. März 1801) zu Florenz ‚einen 
Frieden mit Franfreih, in welchem er auf Piombino 
und den Stato degli Prefidi verzichtete; auch unters 
zeichnete er, bei dem neuen Gontinentalfriege im Herbfte 
1805, mit Napoleon einen Neutralitätävertrag für die 
Beit diefes Krieges. 

- Kurz darauf erfchien aber eine ruffifch = englifche 
Flotte mit Randungstruppen vor Neapel, welche bem 
franzöfifchen Heere in Oberitalien in den Rüden fallen 
folten. Dies erbitterte Napoleon, fo daß er, nach dem 
mit Deftreich zu Preßburg (26. Dec. 1805) abgefhloß 
fenem Frieden, in einer Proclamation an fein Heer (27. 
Dec. 1805) erklärte: die Dynaftie Bourbon habe auf: 
gehört, in Neapel zu regieren. — Sein Bruder Jo— 
ſeph fland an der Spige des Heeres, das in Neapel 
einzög, und Napoleon ernannte Zofeph (30. März 
4806) zum Könige beider Sicilien, ohne daß 
doch Sicilien erobert ward. Wie aber Napoleon feis 
nen Bruder Joſeph (6. Yun. 1808) zum Könige 
von Spanien, und feinen Schwager, den — 
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gen Großherzog von Berg, Joachim Murat, (15: 
Sul. 1808) zum Könige von Neapel ernannte; fo 
gab noch Iofeph, während feines Aufenthalts zu 
Bayonne bei dem Kaifer, dem Künigreiche Neapel am 
20. Juny 1808 eine neue Conflitution, welcde 
Napoleon zu Bayonne beftätigte. | 


a) Conftitution bes Königreiches Neapel 
| vom 20. Juny 1808. 


Joſeph Napoleon, König von Neapel und Si— 
eilien, frangöfifcher Prinz, Großwahlherr des Reiche. 
Da Wir duch ein conftitutionelles Statut die Grunds 
fäse, welche die Monarchie regieren follen, zu heiligen 
a fo Haben wir beichloffen und befchließen, was 
olgt : — 


Erſter Titel. 
Von der Religion. 
Die katholiſche apoſtoliſche und roͤmiſche Religion iſt 
die Religion des Staats. 
Zweiter Zitel. 
Bon der Krone, 


- Die Krone von Neapel fol in der directen, recht: 
mäßigen, männlichen Nachkommenſchaft nad dem Rechte 
der Erſtgeburt erblich feyn. 


Dritter Titel. 
Von der Regentſchaft. 
4. Dir König iſt bis nach zuruͤckgelegtem achtzehn: 
ten Sabre minderjährig. - 


2. Sm Fall der NMinderjährigkeie gehört die Krone . 
von Nechtswegen der Königin, und im Fall, daß feine 
eriftirt, demjenigen Prinzen des Föniglichen Haufes, wels 
cher von dem Kaifer der Franzofen, als dem Oberhaupt 
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der kaiſerlichen Familie, erwaͤhlt werden wird; in Er: 
mangelung eines Prinzen von der Löniglihen Familie 
fälle die Wahl auf einen Eingebohrnen. 

3. Der Gehalt der Regenten beftehe in dem vierten _ 
Theile der Dotation der Krone. 

4. Die Vormundfhaft des minderjährigen Königs 
gebührt feiner Mutter und in deren Ermangelung dem 
vom legten Könige ernannten Prinzen. ' 


BDierter Titel. 


Bon der Dotation der fönigliben Familie 
und der Krone. | . 


1. Der erftgeborne Sohn bes Königs führt den Tir 
tel Kronprinz. | 
2. Die Mitglieder der Pöniglihen Familie find dem 
Statuten der kaiſerlichen Familie perfönlid unterworfen. 
3. Die Einnahme der Krone befteht 
a) aus dem Ertrage der königlihen Domainen in ihr 
rem gegenwärttgen Zuftande; Ä 
b) aus einer jährlihen Summe von 1,320,000 Dus 
eaten, welche monatlich zum zwölften Theil aus 
dem Öffentlihen Schage in den Eöniglihen Schag 
gezahlt werden. | 
4. Das Witthum der Königin wird auf 120,000 
Ducaten jährlich feftgefegt. 
S. Die Kinder des Königs, welche 18 Jahr alt find, 
erhalten ald Appanage eine jährlihe Summe, nämlich 
der Kronprinz 100,000 Ducaten, die andern Prinzen, 
feine Brüder, 60,000, und die Prinzeffinnen, feine 
Schweftern, 30,000 Ducaten. : Eine Prinzeffin, welche 
fi) verheivacher, erhält einmal für allemal eine Mitr 
gabe von 120,000 Ducaten. 


Sünfter Titel. 
Bon den Kronbeamten. 


1. Die Großbeamten der Krone find: cin Großal— 
mofenier, ein Oberfammerherr, ein Dbermarfchall, ein 
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Oberjaͤgermeiſter, ein Oberceremonienmeiſter; ſie behalten 
ihre Aemter Lebenslang. 

2. Die Kammerherren, Stallmeiſter und Pallaſtpraͤ⸗ 
fecte find Kronbeamte. 

3. Der Staat unterhaͤlt als Garde fuͤr den Koͤnig 
ein Corps von 4000 Mann. 


Sechster Titel. 
Vom Miniſterium. 


1. Es ſi nd ſieben Miniſter; ein Miniſter der Juſtiz 
und des Cultus; ein Miniſter der auswaͤrtigen Angele— 
genheiten; cin Miniſter des Innern; ein Finanzminiſter; 
ein Kriegs- und Seeminiſter; ein Dinifter der allges 
meinen Polizei. 

2. Ein Staatöfefretär, mit Minifterrang, contraſig⸗ 
nirt alle Acten. 


3. Jeder Miniſter iſt in ſeinem Fache verantwortlich 
fuͤr die Beobachtung der Geſetze und Befehle des Koͤnigs. 


Siebenter Titel. 
Vom Staatsrath. 


4. Es iſt ein Staatsrath, der. wenigſtens aus 26 
und —— aus 36 Mitgliedern zuſammengeſetzt iſt. 

. Er iſt in vier Sectionen getheilt: der Juſtiz und 
des ulm. des Innern und det Polizei, der Finanzen, 
des Krieges und der Marine. (Die übrigen Anordnun: 
gen find denen in Frankreich aͤhnlich. Der Präfidene 
des Eaffationshofes iſt beftändiges Mitglied des Staatss 
vaths. Die Verordnungen des Königs über Gegenftände, 
die für's Nationalparlement gehören, haben bis zu defs 
fen nädhfter Verfammlung Geſetzeskraft, ſobald fie im 
Staatsrath discutirt worden ſind.) 


Achter Titel. 
Vom Nationalparlement. 


1. Es wird ein Nationalparlement von 100 Mit: 
gliedern beftehen, welche in 5 Klaffen oder Bänke (Se- 
dili) getheilt find, nämlich die Bank der Geiftlichkeit, 
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die Bank des Adels, die Bank der Grundbefiger, die 
Bank der Gelehrten, die Bank der Kaufleute. 


2. Die Banf der Geiſtlichen wird aus 20 Erzbis 
fchöffen, Biihöffen und anderen durd Frömmigkeit und 
Talente ausgezeichneten Seijtlichen beitehen. 


3. Die adelihe Bank beſteht aus 20 Perfonen mit 
Titeln. 

4. Die Bank der Gutsbefisee (possidenti) beſteht 
aus 20 Gutsbeſitzern. Die Bank der Gelehrten wird 
aus Mitgliedern der Univerſitaͤten und Tribunale gebil— 
det, welche um Wiſſenſchaften und Kuͤnſte ſich Verdienſte 
erworben haben, und beſteht aus 20 Perſonen. Die 
Bank der Kaufleute wird aus 20 Mitgliedern aus dem 
Kauf- und Handelsſtande beſtehen. 

5. Die Mitglieder der geiſtlichen Bank ſind es auf 
Lebenslang, und koͤnnen nur durch den Urtheilsſpruch 
eines competenten Tribunals von ihren Berrichtungen 
entfernt werden. 

6. Die Adelichen müffen, wenn fie Mitgkieder des 
Parlements feyn wollen, wenigſtens 10,000 Duraten 
Einkünfte jährlich haben; ihre. Ernennung ift auf Le⸗ 
benszeit. 

7. Die Grundeigenthuͤmer werden von den Wahlcol: 
en ernannt. 

. Es wird ein Collegium der Grundbejiger in jedem 
Difkiet feyn, deffen Bevölkerung nicht unter 200,000 
Einwohner, und. nicht Über 300,000 beträgt. 

9. Die Mitglieder diefes Collegiums werden aus den 
200 am höchften befteuerten Grundbeſitzern des Diſtricts 
genommen, und auf Lebenszeit ernannt. 

10. Die Gutsbeſitzer, Mitglieder des Parlements, 
werden bei jeder Sitzung neu ernannt. 

44. Die Mirglieder der gelehrten Bank werden von 
bem Könige aus der Ihm von den Afademieen, der Unis 
verfität, dem Caſſationsgerichtshofe und ven Appellationse 
gerichtshöfen vorgelegten —— Liſte auf Lebenszeit 
ernannt. 
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12. Die Mitglieder der Bank der Kaufleute werden 
: von dem Könige aus den Ihm von den Eollegien der 
Kaufleute übergebenen Liften ernannt. | | 

43. Es wird zu Neapel und in jeder der zehn vors . 
nehmften Städte des Reihe ein Kollegium der Kaufs 
leute ſeyn, welche durchs Serutin, nah Mehrheit der 
Stimmen, wählen. Die Mitglieder der Banf der Kauf: 
leute werden bei jeder Sißung neu gewählt, 

14. Das Nationdlparlement verfammelt fih auf die 

- Zufammenberufung des Königs; es kann auf einen Bes 
„fehl deffelben. prorogire oder aufgelöft werden; es vers 
fammelt fih aber alle drei Jahre wenigſtens einmal. 

Den Präfidenten ernennt der König. 

Die Sißungen find geheim. 

Die Meinungen können weder gedruckt noch fonft 
verbreitet werden, 

Jede Bekanntmachung oder Mittheilung, welche durch 
das Parlament oder eines feiner Glieder gefhähe, wird 
als eine aufrähreriihe Handlung betrachtet. 

- Die Vertheilung der Kontributionen, wichtige Vera 
änderungen im bürgerlichen oder peinlichen Geſetzbuche, 
im Auflagen: und Muͤnzſyſtem, follen den Berathichlas 
gungen des Parlements unterworfen werden. 


Neunter Zitel, 
Bon der Serichtsverfaffung. - 

Die Gerechtigkeit wird im Namen des Königs durch 
die von ihm eingefeßten Gerichtshöfe und Tribunale 
verwaltet. 

Es gibt Friedensrichter, die ein Verföhnungstribunal 
bilden, Sicherheitsobrigkeiten, Tribunale erfter Inſtanz, 
Appellationsgerichte und einen Kaflationshof für das ganze 
Königreich. nr 

Dem Könige allein fteht das Begnadigungsrecht zu. 

Zehnter Titel. 
‚Allgemeine Berfügungen. 
Jeder auf dem Gebiete des Königreichs geborne Menſch 
ift Bürger. | 


e 
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Zum Genuß der Bürgerrechte werden sugelaffen: die 
Fremden, welche dem Staate wichtige Dienfte geleiftet 
haben, oder leiften werden, melde demfelben nuͤtzliche 
‚Talente oder Erfindungen zubringen, welche große Ans 
ftalten darin bilden, oder welche Eigenthum darin erwers 
ben, wovon fie wenigftens 100 Ducaten Abgabe bezahlen. 

Niemand kann. bürgerliche Aemter verwalten, der 
nicht im Schooße des Königreichs Fra iſt, oder, dem 
vorigen Artikel gemäß, das Bürgerrecht darin erworben 
hat. 

Die Staatsfchuld wird — die Amortiſations⸗ 
renten und Schulden ſind unverletzlich. 

Der oͤffentliche Schatz iſt von dem Kronſchatze vers 
ſchieden und getrennt. 

Den Director des oͤffentlichen Schatzes ernennt der 
Koͤnig; er ſchwoͤrt in deſſen Haͤnde, keine ungerechte 
Verwendung der oͤffentlichen Gelder zu dulden, und keine 
Auszahlung, die nicht dem, für die verſchiedenen Staats 
ausgaben eröffneten Kredit gemäß ift, zu autorifiven. 

Alles, was auf die Verwaltung von Sicilien Bezug 
Hat, foll durch ein befonderes Statut angeordnet werden. 

So gegeben zu Bayonne den 20. Sun. 1808. 

(Unterzeihner): Joſſeph. 

Wir Napoleon, von Gottes Gnaden Kaifer der Ftan⸗ 
zoſen, Koͤnig von Italien, Beſchuͤtzer des Rheinbundes 
u. ſ. w. Da Unſer theurer und geliebter Bruder, der 
Prinz Joſeph Napoleon, König von Neapel und Sici—⸗ 
lien, das conftitutionelle Statut, welches der politifchen 
Geſetzgebung des Königreichs beider Sicilien zur Grund 
lage dienen fol, Uns zur Genehmigung vorgelegt hat; 
fo genehmigen Wir. gedachtes Statut, und garantiren 
deſſen Vollziehung dem Souverain und den Voͤlkern die— 
ſer Reiche. So gegeben in Unſerem kaiſerlich koͤniglichen 
Pallaſte zu Bayonne, den 20. Jun. 1808. 

(Unterzeichnet) Napoleon 

Im Namen des Kaifers 

(Unterzeichner); der Staatsfekretäg 
5 B. Maret. 
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Obgleich dieſe VBerfaffung, nah Napoleons Willen, 
für: Soahim Murat bindend feyn follte; fo trat fie 
doch unter ihm nie ind wirkliche Leben. Dies bezeugte, 
nach feiner Hinrichtung, fein vormaliger Minifter Agar 
(raf v. Mosburg), der im aus dem Großherzog: 
thume Berg nach Neapel gefolgt war. GVergl. All⸗ 
gem. 3eit. 1817, N. 226, ©. 903.) Agar bes 
mühte fi, nach feiner Ankunft dafelbft, zuerfi die vom 
Könige Joſeph -und deſſen Minifter Röderer in 
- großer Verwirrung gelaffenen Finanzen in Ordnung zu 
bringen. Darauf fhlug er eine neue Gonftitution vor, 
und erhielt vom Könige den Auftrag, den Plan dazu 
auözuarbeiten. Allein die Veraͤnderlichkeit des Könis 
ges, der jeden Zag eine neue Einrichtung und ein 
neues Geſetz, im Ganzen aber, nach den Einflüfterum . 
‚gen feiner Schmeichler, roi absolu feyn wollte; der 
in der Meinung fland, eine onftitution befchränfe 
feine Macht, „und nicht einfah, daß eine Erbmonar: 
chie nur dadurch beftehen kann, daß fie fi nach feften 
Gefegen bewegt; fo wie die Abneigung der übrigen 
Minifter dagegen, bewirften, daß die Einführung der 
Derfaffung immer aufgefchoben ward. — Erſt, nachdem‘ 
Joachim Murat im Jahre 1815 von den Oeſtreichern 
befiegt worden war, rief er Agar und fagte: Mon. 
cher Comte Mosburg;, faites une constitution. Die - 
andern Minifter, geborne Neapolitaner, drangen gleich: 
fals in Agar, den Befehl des Kinigs zu erfüllen. 
„Es ift die letzte Wohlthat, fagten fie, die Sie dem 
Lande erzeugen Eönnen. Iſt die Verfaffung da; fo find 
wir vielleicht fo glüdlih, den neuen Herrfcher gu ver: 
mögen, daß er fie annimmt.” — Go arbeitete Agar 
auf dem Rüdzuge aus Mittelitalien nach Neapel die 
neue Conſtitution aus, und als fie nah Neapel 
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kamen, unterzeichnete der König einen weißen Bogen 
Papier, und verließ die Stadt, um fih einzufdifien. 
Im verfammelten Staatörathe ward der von Agar 
gemachte Entwurf der Conſtitution, mit einigen Eleinen 
Abänderungen, angenommen; fie ward auf de 
fhon unterfchriebenen "Bogen gefchrieben, und in bie 
Druderei gefandt. Nach ihrem Abdrude ward fie über: 
al: in der Stadt angefchlagen. — In 24 Stunden 
hielten die Defireiher ihren Einzug, und das, Volt 
von Neapel riß die Publication herunten 
und trat fie mit Füßen. — Diefe neapolitanifde 
Gonftitution von’Agar ift nirgends gebrudt 
erſchienen. | 


Während Joachim Napoleon in Neapel re 
gierte, blieb Sicilien bei der Dynaſtie Bourbon, 
Doch unter ‚brittifchem Schuße, der aber der Eönigli: 
chen Familie fo drüudend ward, daß die Königin Ga: 
roline im Jahre 1811 die Raumung der Inſel von 
den Dritten verlangte Dies veranlaßte den Lord 
Bentind nah London zu reifen, worauf er, nad 
feiner Wiederfehr, in Sicilien im Jahre 1812 eine, 
der brittifchen nachgebildete, Gonftitution prös 
mulgirte. 

In diefer Gonftitution wurden bie geſetzgebende, 
eichterliche und vollziehende Gewalt forgfaltig 
von einander getrennt. Die gefeßgebende Gemalt 
ward ausfchlieglich dem Parlamente, die vollziehende 
dem Könige, und die rihterliche den Richtern und 
Magiftraten, mit völliger Unabhängigkeit von. dem 
beiden andern Gewalten, beigelegt. Das. Parlament 
folte allein das Recht haben, Steuern. aufzulegem 


; 
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Die Öffentlichen Beamten waren dem Parlamente vers 


antwortlich, und konnten von den beiden Kammern. 
gerichtet werden. Kein Sicilianer durfte verhaftet und 
beftraft werden, als nur auf dem Wege des gewoͤhnli⸗ 
chen Rechtes und durch die richterliche Gewalt. Ale 
Parlamentsfhlüffe mußten, zu ihrer Gültigkeit, die 
Sanction des Königs erhalten, deffen Perfon zwar heis 
fig und unverleglih war, deſſen Minifter aber vom 
Parlament zur Rechenfchaft gezogen, gerichtet und bes 
firaft werden. fonnten. — Das neue Parlament follte 


aus zwei Kammern beftehen, der Pairs und der 


Gemeinen. Die Parlamentsglieder aber in der Kam . 


. mer der Pairs follten nur jedes eine Stimme, nicht 


mehrere, nach ber Menge der Befigungen, haben. Dem 
Könige fand das Recht zu, ein Parlament zufammen 


zu rufen, zu prorogiren und aufzuheben; doch mußte er 


jedes Jahr eins verfammeln. — Die Feudalvers 
faffung hörte völlig auf, fo wie die Baronial: 
gerichtöbarkeiten, und deshalb auch alle Dortheile, 
Pflichten und Laſten, die mit dem Lehnsſyſteme zufam- 
menbingen; nur" blieb den Familien vergönnt, die 
Feudaltitel beizubehalten. — Jeder Steuervor: 
fhlag follte allein von der Kammer der Gemeinen aus: 
gehen, und konnte von der Kammer der Pairs nur 
angenommen und verworfen, nicht aber verändert wer⸗ 
den. Alle übrige Vorfchläge aber konnten von einer 
der beiden Kammern gemacht werden; bie andere hatte 
dann das Verwerfungsrecht. 


b) Grundzüge der Sicilianifchen Berfaffung vom 
Sabre 1812. | 
Die Kammer der Pairs ward gebildet aus den. 
geiſtlichen und weltlichen Pairs, die. big dahin das 
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Recht hatten, im Parlamente zu fisen. Die Würde 
der, weltlihen Pairs konnte nur durh Erfolge auf 
einen andern übergetragen werden, war alfo unveräuf; 
ſerlich. 

Die Zahl der geiſtlichen Pairs (umſchließend die 
3 Erzbiſchoͤffe, die 7 Biſchoͤffe, den Archimandrit von 
Meſſina, den Großprior des Johanniterordens zu Meſ— 
ſina, die Aebte ꝛc.) beſtand aus 61 Perſonen; die Zahl 
der weltlichen Pairs (die Fuͤrſten, Herzoge Marquis 
und Barone des Koͤnigreiches umſchließend) betrug 124 
Perſonen. Es waren alſo in allem in der Kammer 
der Pairs 185 Stimmen. Doch ˖ſtand dem Könige frei, 
jo viele neue weltliche Pairs zu ernennen, als er wollte, 
daferne ſie nur einen jener Titel und ein reines Ein— 
kommen ‚von jährlichen 6000 Unzen Cungefähr fo viel 
ald Ducaten) befigen. Würden in Sieilien neue Biss 
thümer errichtet ; jo follten 'pre Beſitzer gleichfals zur 
Pairſchaft geinägen. 

Die Kammer der Gemeinen beftand 


a) aus den Repräfentanten der Bezirke, d. h. 
des Landes und der Drtichaften, fie mochten vors 
her dominial oder baronial gewefen feyn. Die 
ganze Inſel ward in 23 Bezirke getheilt, deren 
jeder zwei Repräfentanten fendet; die Inſel Lir 
pari jedoch nur einen. 

b) aus den Repräfentanten der-Städte. Die 
jenigen Städte und Drtfchaften, welche wenigftens 
18,000 Einwohner Baben, fenden zwei; Palermo 
ſechs; Meffina und Cadania nn alle übrige 
Städte und Ortſchaften zwiſchen 6000 — 18,000 
Einwohner fenden einen Bepräfentanten. Die 
Städte, welde unter 6000 Einwohner haben, 
find in den Bezirken begriffen; nod ward 
aber den Städten, welche bis dahin das Stimmens 

recht hatten, daffelbe nicht genommen, fobald fie 

Uber 2000 Einwohner zählen. (Bei, der 
Beftimmung der Volksinenge — die — 
von 1798 zum Grunde gelegt.) 
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eY aus den Repraͤſentanten der Umiverfitdr 
ten. Die: Univerfität von Palermo: endete zwei,. 
wegen verlornen Stimmenrechts in der: Pairstams 
mer, das an ihren Abteien haftete, und die von 
Catanien einen. ’ 
Nach diefem Maasſtabe gehörten 154 Individuen‘ 
zur Kammer der Gemeinen. x 
Als Nepräfentanten der” Bezirke waren alle diejeni⸗ 
gen in die. Kammer der Gemeinen zuläßig, welche ein, 
febenslängliches Einfommen von jährlidh 18 Unzen“ 
wenigftens,. in demſelben Bezirke haben; für die Repraͤ— 
fentanten von Palermo aber wurden 50 Unzen jährlis. 
ches Einkommen - erfordert. Die“ Repräfentanten aller 
Übrigen Städte bedurften nur. 18 Uhzen ſolches Einkom⸗ 
mens in derjelben Stadt oder. Ortſchaft. Auch konnten 
alle diejenigerr zu "Nepräfentanten erwählt werden, die: 
in der Ortſchaft “ein Amt von jaͤhrlich 50 Unzen Ein⸗ 
ranften befaßen, oder Zunfts und Gewerbsmeiſter mit 
jährlich 9 Unzen Einfünften waren. Jeder gebohrne 
Sicilianer, der diefen Bedingungen Snüge leifter, war” : 
zu der Kammer der Gemeinen zuläßig. “ / 
Dagegen konnten in derfelden Feimen Zutritt haben: 
4) Alle Fremde, welcher Nation fie auch wären; 
2) wer unter 20- Jahren if; | | 
3) die in einer Kriminalunterfuchung  verwidelten; 

A) fein Mitglied der richterlichen Gewalt ; | 
5) alle Subalternbeamte, und die, welde koͤnigliche 
Denfionen haben; Zu 
6) alle Staatsſchuldner, was auh von den Pairs 

gilt. Ä | 


7) Wer ein Amt: vom Könige annimmt, verliert das - 
duch feine Stelle in der: Kammer der Gemeinen; 

es müßte denn ein Militäramt jeyn. 2 

Die Repräfentation der Kammer der Gemeinen kann 

‚ Höchftens vier Jahre dauern; dann loͤſet fie ſich von feldft 

auf, und die Wähler müffen zufammenberufen werden, 

Der König eröffner: das: Parlament- duch eine Rede, 

Dritter Band. 39 
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und ſchließt oder ‚prorogirt es perfönlih. : In keiner 
Kammer findet eine Verſchiedenheit des Raus 
ges Statt. Die Stimmen werden dadurch gegeben, 
daß fih die bejahenden rechts, die verneinenden links 
fiellen. Der König erwählt einen Präjidenten der Kamr 
‚mer der, Pairsı die. Rammer der Gemeinen er 
wählt ihren Präfidenten ſelbſt. Der Präfidene 
Spricht im Namen der Kammer, läßt delibiriven und vos 
given, proclamirt das Refultat der Stimmen, Hält die 
gute Ordnung aufrecht, hat aber nur im Falle der Stims 
mengleichheit ein Votum, © 

Kein Mitglied der richterlihen Gewalt darf gegen 
irgend ein Mitglied der -Kammern wegen deſſen, was 
es im Parlamente gejagt oder gethan hat, gerichtlich 
verfahren, bei Verluft feines Amtes, zehnjaͤh— 
rige Verbannung auf eine Inſel, und taus 
fend Unzen Geldſtrafe, — yund..der ‚König 
kann folhen niemals Gnade gewähren, fo wie 
fie fih nie mit Befehlen des Königs entichuldigen Eins 
nen. Die Kammern find deshalb ihre eigenen. Richter. 


Perfonen, die nicht zum Parlamente gehören, ers 
halten Zutritt duch Billette. — Jedes Mitglied kann 
im Parlamente ne Belieben Vorfchläge machen. Ehe 
indefjen über einen ſolchen Vorſchlag geftimme wird, muß 
über ihn in drei Sigungen berathſchlagt worden ſeyn; 
auch kann die Kammer fih in eine geheime Comite um: 
bilden, und Verbefferungen am Vorſchlage anbringen. 
Wird ein Vorſchlag von einer Kammer verworfens fo 
fann er nur in einer Sigung des folgenden Jahres wie⸗ 
der aufgenommen werden. Steuer: und Abgabenvors 
ſchlaͤge dürfen nur von der Kammer der Gemeinen aus: 
gehen; fo wie alle Vorfchläge, die der Pairfchaft: nach⸗ 
theilig werden könnten, blos von der Kammer der Pairs. 
In beiden Fällen kann die andere Kammer nichts Ans 
dern, fondern nur zufiimmen, oder verwerfen. Der 
"König darf von ſchwebenden Vorſchlaͤgen feine Kenntz 
niß nehmen, nod ſich in Parlamentsverhandlungen mis 
ſchen, fondern diefen erft dann, wenn über fie geftimme 
ift, fein Placet oder Veto ersheilen. Eben fo we— 
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nig darf fih eine Kammer in die Vorfchläge mifchen, 
die in der andern ſchweben; doc koͤnnen fich beide durch 
Ausfhäffe Über ftreitige Puncte in Verhältniß fegen. 
Zur Vollzähligkeit der Pairskammer müffen wenigſtens 
30, und zur Vollzähligkeit der Kammer der Gemeinen 
wenigſtens 60 Mitglieder gegenwärtig feyn. Beide Kams 
mern haben das Recht, jeden, der fie beleidigt, zu vers 
aften, und muß der Schuldige, vor Abfchliefung des 
————— der richterlichen Gewalt uͤbergeben werden. 


Wahl der Gemeinen. Der Capitan d'arme jedes 
Bezirkes und der Capitano Giuſtiziere jeder Stadt oder 
repraͤſentationsfaͤhigen Ortſchaft fordern durch Anſchlaͤge 
alle diejenigen. auf, welche dem Capitan der Commune 
und drei Mitgliedern des Conſiglio civico das jährliche 
Eintommen von 18 Unzen - beweilen können, fid zur 
Wahl ihrer Nepräfentanten zu vereinigen. Dieſe drei 
Mitglieder, ein Ausfhuß des Konfiglio civico, heißen 
Squittinatoren. Auch die Eurati und Arcipreti fordern 
mündlich die Wähler ihrer Parochien auf. Dieſelben 
Perſonen mahen von ihren Wählern eine Lifte, "und 
übergeben fie dem Capitan ynd den drei Squittinatoren 
ihres Ortes, welche hierauf unterfuchen, o6 die Wähler 
wirklich die zum Wahlrechte erforderlichen Eigenfchaften 
befisen, und ftellen diefen hierüber ein Eertificae aus. 
Nachdem hierauf der Eapitan der Ortſchaft den Befehl 
zur Wahl vom. Protonotar des Reiches erhalten, läßt, 
er duch einen Öffentlichen Ausrufer die Wahl ankuͤndi— 
gen, und die Wähler muͤſſen fih Binnen drei Tagen 
wieder vor dem Kapitan und den Squittinatoren einfins 
den, und ihre Wahlrecht aufs neue anerfennen laffen ; 

aud werden Liften der Kandidaten oder Prätendenten 
zur Repräfentation öffentlich angefchlagen. Im Augen: 
Blicke der Wahl rechtfertigen die Wähler durch zwei Cerz 
zifieate ihe Wahlrecht vor dem Capitan und den Squit⸗ 
tinatoren. Nachdem die Deputirten der Commune ges 
wählt find, begeben fi die Wähler nah dem Haupts 
orte des Bezirkes, um die Nepräfentanten des Bezirkes 
wählen, welche ‚beide Wahlen unter-der. Aufſicht des 
apitan. d’Arme und Capitano N und- der. drei 
8 
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Squittinatoren gefchehen. - Sie geben Acht auf die Stims 
menfammlung, welche der Maeftro:Notaro veranftaltet, 
Diefe haben das Verzeihniß der Wähler vor fih, und 
ift das Zeichen zur Stimmengebung ertheilt; fo treten 
die Wähler, einer nad dem andern, zur Tribune, auf 
welcher die Auffeher der Wahl fisen, heran, und fagen 
mit lauter Stimme, den. Namen ihres Ermwählten.. Die 
Wahl darf Höcftens drei Tage dauern, hierauf werden 
die Stimmen der Kandidaten gezählt, und die. Ermwähls 
ten erhalten vom Kapitan, den Squittinatoren, dem 
ganzen Configlio civieo“ und dem Mazftio Notaro ein 
Eertificat. Ob die erwählten Kandidaten zur Kammer 
der Gemeinen zuläßig feyen, wird nicht von dem 
Eapitan und den Suuittinatoren, fondern von dem Pros 
tonotar des Neiches und der Kammer: der Gemeinen 


ſelbſt unterfuht. Uebrigens aber müffen die Wähler 


alle diejenigen Eigenfchaften, mit Ausnahme der jährlis 
Ken Einnahme, befisen, welche von den zur Kammer 
der Gemeinen Zuläßigen gefordert werden., An biefe 
Wahl der Gemeinen darf fih kein Pair, kein Beamter, 
oder wer fonft vor der Krone abhängig iſt, mifchen, 
bei Strafe der Caffation und 200 Unzer "Geldftrafe. 
Die Kandidaten dürfen den Wählern Feine Fefte oder 
fonftige Emolumente geben, bei 200 Unzen Strafe und 
Ausfhluß von der Wahl. In dem Orte, wo gewählt 
wird, dürfen feine Truppen liegen. Die ge 
wöhnlihe Garnifon entfernt fih, nur ‘fo viel zuruͤcklaſ⸗ 
fend, als der täglihe Dienft nöthig macht, zwei Tage 
vor Anfange der Wahl zwei Millien weit von dem Wahl: 
orte, und kehrt erft 2 Tage nach beendigter Wahl das 
hin zuruͤck. — | si Ä 


Einzelne orsanifhe Geſetze des Parlaments. 


1. Einheit, Rechte und Pflichten des fick 
Lianifhen Bürgers. Nur geborne Sieilianer und 
deren Söhne können als ficilianifche Bürger betrachter 
werden. Jeder firilianifche Bürger hat unumſchraͤnkte 
Erlaubniß, über jeden politifchen Gegenftand 
au. reden, fih Aber ihm geſchehene Ungerens 
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tigkeiten zu beklagen, ohne die richterliche 
Gewalt, Angeberei, Spione, oder irgend eine 
Rechenſchaft zu fuͤrchten. Wer indeß aufruͤhreri⸗ 
ſche Complotte gebildet zu haben uͤberfuͤhrt wird, foll der 
Strenge der Geſetze unterworfen feyn. Jeder Sicilia; 
ner hat ferner das Recht, ich jeglicher Gewalt, die 
nicht von den Scfegen anerkannt if, gu wi— 
derſetzen; desgleichen kann er nicht beſtraft werden, 
als nur kraft Lines vorher promulgirten Geſetzes. — 
Jeder Sicilianer iſt durchaus Herr feines Landeigenthums, 
und darf in demſelben keine fremden Vorbehalte und 
Rechte, weder des Königs, noch anderer Herren, als 
3 B. Jagbden, Heiden; und weder: das Aerarium, noch 
Kirchen und Communitäten, oder fonftige Corporationen 
fünnen irgend ein Privilegium oder eine Prärogative' . 
befigen, fondern alled und jedes wird nach denfelben 
Geſetzen verhandelt und gerichtet, und Hören alle beſon⸗ 
dere Unterfchiede- hiermit auf. Jeder ſicilianiſche Bär; 
ger wird als Mitglied der gefengebenden Sr 
walt betrachtet, muß aber die Verfaſſung anerken- 
nen, und, wenn cr Einfluß auf die Geſetzgebung haben 
will, lefen und ſchreiben können, und wird hierzu 
ein Zeitraum von 18 Sahren verftattet, fo daß 1830 
fein Sictlianer, der nicht leſen und ſchreiben kann, Waͤh⸗ 
ler feyn darf. Eben fo fol fein Sicilianer, der nicht 
dafür forge, daß feine Kinder varcinirt werden, Ans 
theil an der gefeßgebenden Gewalt haben *). Kein Si⸗ 
eilianer kann, ohne Erlaubniß des Königs, in auswärs 
tige Kriegsdienfte gehen, und erhält er fie, fo darf er 
sleihiwohl niemald die Waffen gegen fein Vaterland 
führen. Keinesweges kann der König einen Sicilianer 
nöthigen, in der koͤniglichen Sands oder Seemacht zu 
dienen. u 


2. Von der Feudalverfaffung. Da bdiefelde 
völlig aufhört; fo find fih alle fieilianifhe 
Bürgeran Recht und Stand glei, und einerr 
lei Sefegen unterworfen. Alle Baronialgerichts; 


*) Diejem Geſetze ertheilte ber König das Veto. 
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barkeiten hören von diefem Augenblide, ohne alle 


Entfhädigung, auf; dagegen aber find auch die Bas - 


rone aller Laften der Privatjurisdietionen entbunden, als 
der Verantwortlichkeit für Diebftahl, der Inſtandhaltung 
der Gefängniffe u. f. w. Nur die, durch das Geſetz 
beftimmte, neue vichterlihe Gewalt gilt fortan. Alles, 
was am Feudalweſen haftet, als, der Kriegsdienft, In⸗ 
veſtitur, Relais, -Devolutionen an den Fiſcus und ders 
gleichen, hört auf, und die früheren Feuda find 


nun Allodien.;jeglihen Befisers geworden. 


Nur die Titel. können, um des Anftandes ‚willen, den 
Baronialfamilien. verbleiben. — Die Frohndienfte, 
die blos, von den herrfchaftlihen Prärogativen abbingen, 


als die Verpflichtungen, -die Producte des Barond zu 


verfahren, und. alle perfönlihe Dienftleiftungen. hören 


hiermit, ohne Entfhädigung, auf. Desgleichen: 


alle Prohibitiv und Privativrechte der Barone; 4. DB. 


daß die Bürger füch feiner andern Keltern, Backöfen, - 


Mühlen, Schenken, Wirthshäufer, Läden und Kaufs 
pläße als nur der der Barone bedienen, Efwaaren und 
Getränfe nur in der Taverne des Barons verkaufen. 
durften, hören ohne Entſchaͤdigung auf. Solche herr⸗ 
ſchaftliche Rechte Hingegen, welche von-cinem Ber: 
trage herruͤhren, follen bei ihrer Abfchaffung ents 
Ihädigt werden, Alles dies gilt auch von den herr⸗ 
Schaftlihen Rechten der königlichen Segrezieen und Unis 
verfitäten; und alle folhe Rechte, im Falle fie der Ents 
Schädigung unterworfen find, können von der Commune 
oder den Individuen, gegen die. fie ausgeübt wurden, 
abgelöfer werden. Dagegen bleiben alle Rechte der 
Barone, die auf ihrem Boden baften.. Eben fo 
aber hören. alle bürgerliche Vorrechte gegen. die Ländes 
seien der Barone: als das Holzfällen, Weiden, Eichelns 
ſammeln, Saͤen und dergleichen, ohne alle Entihädis 
gung auf, fo wie gleichfalls die bürgerlichen Vorrechte, 
die am Eigenthume oder Vertrag haften, . entfchädige 
werden, auf alle Fälle aber ablöshar find. 


3. Von den Fideicommiffen. Alle Fideicoms 
wife und Subſtitutionen, fie mögen ſeyn, welche fie 


“_ 
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wollen. hoͤren auf, und jeder Tann frei über feine Be; 
fisungen fchalten und walten, Indeß leidet diefe Freiz - 
heit bei. den: Pairs folgende Befchränkung : 
Die gegenwärtigen Pairs mäffen den vierten Theil 
aller ihrer Güter als Dotation für die Pairfchaft, wel: 
he als unveräußerlih erkläre wird, aufbewahren, und 
diefes Viertheil gehört niche als Eigenchum den Famis 
lien, fondern ift das Erbtheil der Pairſchaft, die durch 
Succeſſion forterbe, nad Art eines Majorats *). 


4. Ueber die Preßfreiheit. Jeder hat, das 
Recht, ohne. Cenſur zu fohreiben und zu -druden, 
was er irgend will; nur bleiben die, Schriften, welche 
von. der Religion handeln, einer vorläufigen Cenfur 
der Geiftlichkeit unterworfen: Ferner fol es ein Ders 
brechen feyn, Schriften zu publiciven, welche etwas 96; 
sen die roͤmiſch-katholiſch-⸗apoſtoliſche Religion, gegen 
den König, welcher für unverleglidy erklärt ift, gegen 
ein Individuum der föniglichen Familie, gegen die Grunds 
lage der Verfaffung, d. h. gegen die Trennung der Ges 
walten, gegen die Eintheilung des Parlaments in zwei 
Kammern, gegen das Recht der Kammer der Gemeinen, 
allein Steuervorfchläge zu machen, gegen das Recht des 
Darlaments, die Öffentlihen Beamten zur Rechenſchaft 
zu ziehen, und gegen das Recht jedes Sicilianers, nur 
durch die richterlihe Gewalt verhaftet und ‚beftraft zu 
werden, enthalten. Eben fo verbrecherifh find Schrifs 
ten, welche direct zum Ungehoriam gegen die Geſetze 
auffordern und verläumderifchen Inhalts find. Der Vers 
leger muß zwar feinen Namen, den Drudore und das 
Drudjahr angeben, nicht aber gerade den Namen des 
Verfaſſers, dafern es nicht die richterliche Gewalt verlangt. 


Der König, oder die ausübende Gewalt. 
Sm Falle, daß ein Mangel. rehtmäßiger Erben in 
der jegigen koͤniglichen Familie einträte, Hat die Nation 


H Der König billigte dieſe Reform der Fideicommiſſe nicht, 
fondern verlangte eine, welche ber brittifchen Gonftitution 
.. ganz angemeffen wäre... - Ä | Ä 
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das Recht, ihren König zu waͤhlen: biefer muß 
ſich aber den Vorſchriften fügen, welche die Nation ihm 
machen wird. Iſt der erwählte König von einer frems 
den Familie; fo muß er ein nachgeborner Prinz, und 
darf nie cin Souverain fpyn. Der König von Sicilien 
darf unter feinem Vorwand fih aus Sicilien entfernen, 
ohne Beiltimmung des Parlaments. Thut er dies, oder 
bleibe er länger aus, als, der Urlaub des Parlaments | 
verftattet; fo ift der Thron erledigt, und wird dur 
die Nachfolge oder durh die Wahl der Nation befegt. 
Der König ann niemals, um irgend eined andern Vor; 
theils willen, dem Throne von Sicilien entfagen, etwa 
zu Gunſten eines andern Fürften; umd jeder folher Act 
des Königs wird hierdurch für null und nichtig erklärt. 
Dafern der König das Reich von Meapel wieder erlangt, 
oder irgend ein anders acquirirt; fo ſoll er entweder 
dahin feinen Erftgebornen ſchicken, oder diefem in Sir 
eilien feinen Thron einräumen; denn die Nation er— 
klaͤrt fih von heute an für unabhängig vom 
Königreihe Meapel. Der legitime Nachfolger als 
König muß fich innerhalb zweier Monate vom Parlas 
mente anerkennen laffen, und den Eid leiften und anneh⸗ 
men. Wäre der König minderjährig, oder unfähig zu res 
gieren, oder träte ein ähnlicher Fall ein; fo erwählt das 
Parlament einen Regenten. * 


Eigenthuümliche Rechte des Königs find: 


4). die fieilianifche Nation bei auswärtigen Mächten 
zu sepräfentiven; i 

2) mit denfelben zu unterhandeln, nur nicht. gegen . 
die ſicilianiſche Verfaſſung; | 

3) Krieg und Frieden zu fchließen ; 

4) fih einen Kabinetsrath und alle Staatsräthe zu 
wählen; nur muͤſſen alle geborne Sicilianer feyn. 
Der Kabinetsrath foll aus vier Staatsſekretaͤren 
und wenigftens zwei Räthen, nie aber aus mehr 
denn zwoͤlf Perſonen im Ganzen beſtehen; und Se. 
Maj. iſt verbunden, In allen wichtigen Angelegens 
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heiten, befonders über Krieg, Frieden ober Wer 
? träge, die Meinung ühres Kabinersrathes zu vers 
nehmen. Das Parlament dagegen hat das Recht, 
äber jeden Act der ausübenden Gewalt Auskunft 
und Rechenſchaft zu Fordern, die Minifter und 
Raͤthe des Königs zu beftvafen, Sobald fie dem 
Intereſſe der Nation entgegen gehandeh haben; 
» 8) der König hat das Recht, Münzen zu prägen, 
ohne jedoch das Gewicht derfelber zu Ändern; 
6) er if alleiniger Generaliffimus aller Macht zu 
| Waffer und zu Lande; a 
7) alle Aemter und Ehrenftellen im, Militeir und 
| Eivil, desgleichen die geiftlihen Würden ,. vergibt 
der König, aber nur an Sirilianer; | 
. 8) er kann, mit. Beiftimmung des Parlaments, neue 
‚Eorporationen bilden ; | F | 
O) er. fteht allen öffentlichen Anftalten vor, als Ras 
| nälen, Straßen u. f. w.; 0. J 
40) er hat das Begnadigungsrecht, nur dann nicht, 
| wenn der Schuldige gegen die Verfaffung gefünz 
digt hat; | 
41) er fordere Nechenfchaft von den Dienern. der 
ausäbenden Gewalt; | | 
412) er läßt die Urtheilsſpruͤche ber vichterlichen Ges 
walt ausführen. | 


Obgleich indeß der König. Generaliffimus iſt; fo 
fann er dennoch Feine fremde Truppen, weder zu Waſſer 
noch zu Lande, in Sicilien ohne Erlaubniß des Parlas 
ments halten, noch einen Siecilianer zum Kriegsdienfte 
zwingen. — Der König, mit Huͤlfe des Finanzrathes 
und des Minifters, verwaltet das Nationaleintommen, 
und zwar gefchieht dies folgendermaßen: Der Chef des 
Sanzen ift der —— unter ihm ſtehen vier 
Großkaͤmmerer und vier Vicekaͤmmerer, ein Treſoriere 
generale, ein Conſervatore generale, ein Avvocato, ein 
Procuratore des Aerarii, drei und zwanzig Geheimeraͤ⸗ 
the, drei und zwanzig Proronfervatoren und ein Pros 
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ſegreto (Vicegeheimerrath) in. jeder beiliegenden Inſel 
und jeder Ortſchaft, die nicht Hauptſtadt eines Bezirkes 
iſt. Zwei Großkaͤmmerer haben jeder acht, der dritte 
ſieben Bezirke, ſammt den Inſeln, zur Finanzverwal⸗ 
tung; der vierte, Großkaͤmmerer hat das Gefhäft, die 
Staatsſchuldner zu befriedigen; ihm ftehen die vier Vices 
fämmerer bei. . Der, Finanzrath befteht aus den vier 
Großkaͤmmerern und dem Staatsjetrerär, als Präfidenz 
ten; dabei it ein Vicekaͤmmerer ale Sekretaͤr gegenwär? 
tig. Der Treforiere generale ift Staatskaſſirer. In feir 
nem Namen wird alles aus; und eingezahlt auf Rech 
nung des Staates. Die geheimen Näthe der Bezirke 
verwalten in denfelben alle Einkinfte des Aerariums uns 
ter dem Befehle der: Großfämmerer. Alle Zahlungen 
an das Aerarium follen durch die Beamten von Palermo . 
und Meffina geleiſtet werden, Alle diefe öffentlichen 
Beamten haben feine firirte Befoldung, fondern une 
ger. fie werden fünf Procemt. aller Summen ,: die fie 
für Rechnung des Aerariums eincaffiren, nah Rang 
und Berdienft ‚vertheilt. Die Bäder diefer Beams 
ten ſtehen zur-öffentlihen Einſicht offen. Der 
Finanzminifter wird jedes Jahr dem Parlamente eine 
Bilanz der Einnahme und Ausgabe. des Aerariums vors 
fegen, und, im Falle fchlechter Verwaltung, vom Par⸗ 
lamente beftraft werden. Die Finanzrehnungen aber 
müffen zuvoͤrderſt, nm des. Verftändniffes und der Sa— 
tisfaction des Volkes willen, oͤffentlich gedrude 
werden. Diefe und alle Aemter, geiftlihen, weltlichen 
und militärifchen, koͤnnen nur an Sicilianer vergeben 
werden. Hehe Seneralämter und Commandaturen zu 
Waſſer und zu Lande Finnen Fremde nur mit Erlaub⸗ 
niß des Parlaments befleiden. Die Naturalifation kann 
einem Fremden nur vom Parlamente ertheilt werden; 
allein erft die Söhne des Naturaliiirten dürfen fteilianis 
Ihe Aemter und geiftlihe Würden bekleiden. 


Die Magiftrate, oder die richterliche Gewalt. 


Bon nun an find alle befondere Gerichtsbarkeiten 
oder Fora aufgehoben, und die richterliche Gewalt. haftet, 


unabhängig von der gefeßgebenden nnd ausäbenden, an 
den durch die DVerfaffung verordneren Magiftraten und 
Nichtern. Die Urtheile der vichterlihen Gewalt werden 
im Namen des Könige vollzogen ; die Urtheilsfprüche ſelbſt 
aber müffen fih auf einen neu zu. faffenden, italienifch 
geichriebenen, Coder gründen, und, wenn diefer, nicht 
ausreicht, muß ſich die: richterlihe Gewalt an die geſetz⸗ 
gebende, d. h. ans Parlament wenden, fowohl in Kivils 
als Eriminalfahen. Die Jury wird ganz nach enge 
liſcher Sitte eingeführre Faͤllt in Kriminalſachen 
eine Sentenz losfprechend aus, fo ift fie inappellabel ; 
verdammend, fo fann fie einer neuen Prüfung unters 
worfen werden, nach engliſchem Brauche. Nach dem, 
was über die Freiheit der, ficilianifhen Bürger oben gez, 
ſagt iſt, verftcht es fich von felbft, daß alle Verhaftung 
gen de mandato principia ⁊xc. aufhören, und wer eine 
dergleichen ausführen Hilft, verliert fein Amt, wenn er 
eins hat, wird verbannt: und. bezahlt 1000 Unzen Strafe, 
ohne daß der Koͤnig ihn begnadigen kann. Rein Magis 
firae oder Richter darf ohne Anklage gegen irgend 
jemand. gerichtlich “ verfahren, außer bei Verbrechen 
Jaesae majestatis divinae et humanae, ferner gegen 
Aufruhr, Todfchlag, Mordbrennerei, Gemwaltraub und 
Münzuerfälfhung. Zur Verhaftung dgs Angeklagten darf 
Militaͤrmacht nicht eher angewandt werden, als bis es 
die richterlihe Gewalt ‚verlangt; desgleichen fann jene 
nie. gegen das Volk gebraucht werden, als nur im, Falle 
eines Aufruhrs. Binnen 24 Stunden muß der Verhafs 
tete die Urfache und alle Umftände feines Arveftes erfah⸗ 
ven und verhört werden; er. fann verlangen, daß feine 
Sache fogleich vor dem gehörigen Tribunal gerichtet werz 
de; auch ſteht ihm —— —— zu lei⸗ 
ſten, und bis zur Entſcheidung der Sache frei zu bleiben, 
Nie ſoll bei Kriminalfällen die Tortur angewandt wers 
den. — Der neue Eoder wird, nach dem Mufter der 
englifchen Habeas-Corpus-Aete, die Fälle beftimmen, 
in welchen, und auf welche Weife jemand verhaftet oder 
sonftituire werden kann. — Keiner fann Richter oder 
Magiftrarsperfon ſeyn, der nicht ein geborner. Sirilianer, 
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wenigftens 30 Jahre alt, als rechtſchaffener Mann des 
kannt und von einer der beiden Univerfitäten promovirt 
üft; ferner, wenn er nicht die Einnahme eines Wählers 
Hat; und niemals dürfen fie, die Friedensrichter ausges 
nommen, noch andere Aemter befleiden. — Das Vers 
zeichniß Aller Magiftrate des Reiches ift folgendes; die 

apitani Giuftizieri, die Capitani d'Arme, die Friedenss 
richter, die Richter der erſten Snftanz, der zweiten In⸗— 
franz, die Podefta der Inſeln oder Richter der erften 
Inſtanz, die Bezirkstribunale, " zwei Tribunale dritter 
Anftanz, eins in Meflina, vas andere in Catania, ein 
Eaffationstribunal, der hohe Gerichtshof des Parlaments, 
der hohe Gerichtshof der Pairs, die Curie ecclesiasti- 
che, die Magiftrati di Commercio, di Delegazione 
di Monarchia, la suprema dip'ıtazione di salute 
ubblica, der Protonotar des. Reiches und fein Rath. 

n jeder Ortſchaft befindet fih ein Capitano Giuftiziere; 
in jedem Bezirk ein Eapitan d’Armes fie verhaften »ie 
Angeklagten, führen die Befehle der Magiftrate auß, 
nd Halten die, gute Ordnung aufrecht. Die Capitani 
d’Arme haben ordentlichen. Sold und haften fir die Dieb⸗ 
ſtaͤhle, welche in —* Bezirke begangen werden. Die 
Friedensrichter urtheilen über unbedeutende Sachen, und 
ſuchen zugleih Streitigkeiten beizulegen. In jeder Stadt 
und DOrtfchaft unter 18,000 Einwohnern ift ein Fries 
densrichter, ‚in den Übrigen zwei, in Catanien und Meſ⸗ 
fina vier, in Palermo. ſechs. Sn jeder Stadt von 
3000 Einwohnern wird ein Nichter erfter, und ein an: 
drer zweiter Inftanz ſeyn; fie entfcheiden nur in beiden 
Inſtanzen, und in Städten von 8000 Einwohnern auch 
in. Appellation alle Civilfahen, die nicht über 60 Unzen 
Werth haben. In allen Städten unter 3000 Einwohz 
nern ift ein Richter erſter Inſtanz, der Über 40 Unzen 
Werth entfcheiderz zur zweiten Inſtanz gelangen die 
Sachen an die Bezirksrichter erfter Inſtanz. In dem 
Bezirken und parlamentsfähigen Städten werden Tribuz 
nale errichtet, aus 3 Richtern ‚beftehend. Diefe Bezirks: 
tribunale enticheiden alle Sachen ihrer Bezirke und Städte 
in erfter Inftanz Die Podefta der Snfeln verwalten 


- 


Grundz. d. Sic Verf. v. J. 1812. 657 


dieſelben Vices auf ihren Inſeln als Richter erſter In⸗ 
ſtanz. — Es werden fünf Oberappellationstribunale ers 
richtet, davon drei in Palermo, die uͤbrigen beiden in 
Meſſina und Catania reſidiren; jedes beſteht aus drei 
Richtern und vier Praͤſidenten. Catanien und Meſſina 
erhalten, jede Stadt, ein Tribunal dritter Inſtanz, aus 
Achtung gegen die Städte, bezahlen fie aber. auch aus 

ihren Mitteln. — Das Caſſationstribunal in Palermo 
Befteht. aus. fünf Richtern und einem Präfidenten; es ents 
fcheidet ohne weitere Appellation; annullire die Urtheilss 
fprüche aller untern Tribunale und Richter, wacht über 
die Legalisäs der Arreſte, und enticheidet peremtorifch 
über. die Zuläßigkeie der. Nichter und Tribunale. Es if 
das hoͤchſte Bericht des Reiches, und wird über fchwies 
tige Puncte-vom Parlamente befragt. Alle diefe neuen 
Masiftrate und Tribunale haben. ihre eigenen Unterbeams 
ten, dagegen hören alle alte Stadts und Armeeauditos 
riate und dergleichen auf, fo wie alle andere Fora, mis 
Ausnahme: eines -geiftlihen Forums für die Spiritnalia, 
und eines militäriihen Forums; welches fich aber blog 
auf reine Militärfachen und Vergehen erftreckt, die im 
Bezirke der Quartiere, der Feflungen, am. Bord der 
Sciffe.u. f. w. begangen worden find; fo werden auch 
Sachen, die blos. Landbau, Handwerke u. dergl. betrefs 
fen, von Landbauern und Handwerkern. gerichtet. 
Die Tribunale der Bezirke und privilegirten Städte 
mäffen aller drei Jahre ihren Sig wechſeln. Die Mas 
giftrati. di. Kommercio bleiben in der alten Berfaffung: 
Der Wirkungskreis der, übrigen Gerichtshöfe, als der 
Dairs, des Parlaments u. f. w. wird der neue Coder 
beftimmen. Die weltlihen Pairs follen, wie. die englie 
fche Form es mit. fich bringe, von der Kammer. der Pairs 
gerichtet werden. Ferner werden hiermit in allen Ort⸗ 
ſchaften und Staͤdten der Inſeln fogenannte Configli ris 
vici und Magiftrature municipali errichter; aus allen. den 
Perſonen, welche das Recht Haben, zur Wahl der Pars 
Iamentsglieder ihre Stimmen zu geben; nur müffen. fie 
das Bürgerrecht der Communen beſitzen. Jedoch darf. 
ein ſolches Conſiglio einig nicht über. 60 und nice une 
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ser 30 Mitglieder Haben; — und ſendet die Commun 
mehr als einen Nepräfentanten; fo wächfet die Anzahl 
der Mitglieder für jeden Repräfentanten um zehn — 
Der Wirkungstreis diefes Conſigli riviei iſt folgender: 
Sie verhandeln überhaupt die Gefchäfte und dffentlichen 
Angelegenheiten, welche die Communen als folhe inters 
effiven, als z. B. die Tare der Lebensmittel; allein fie 
dürfen nicht, ohne die Autorität der Parlaments, Auflas 
gen einrichten und gezwungene Anleihen machen, noch 
weniger irgend Privilegien und Vorrechte ertheilen, die 
die freie Circulation der Produete hindern und das heilige 
Hecht des Eigenthums verlegen. Nur in folgenden Fällen 
ift es ihnen erlaubt, gezwungene Anleihen zu machen: bei 
Hungersnoth, Theurung, Brand, Ueberſchwemmung, Peft, 
Erdbeben, Anlandung der Seeräuber; jedoch kann fich 
ernach jedes gravirte Individuum beim Parlamente bes 
hweren. Jede Kommune muß für ihre Vorraͤthe durch 
ein Peculio forgen, welches die Mitglieder der Com⸗ 
mune, durch eine Auflage von 5 Procent auf das Srunds 
eigenthum nad der Anordnung des Parlaments vom 
4810, zufammenbringen müffen. Ferner hat das Con⸗ 
figlio eivico die Obliegenheit, Mittel vorzufchlagen, wie 
man aller Norhdurft der Commune begegnen könne, bie 
Einkünfte und Ausgaben der Commun zu verwalten, die 
Municipalmagiftrate zu erwählen, die Rechnungen ders 
ſelben jährlich zu vevidiren, und, im guten Falle, fie öfs 
fentlih zu approbiren. Diefe Prüfung geſchieht durch 
fünf Mitglieder des Eonfiglio civico; im ſchlimmen Falle 
wird der richterlihen Gewalt eine Anklage gegen den 
Municipalmagiftvat überreiht. Diefes Conſiglio eivico 
verfammelt fich regelmäßig alle Monate einmal, außers 
ordentlich aber, fo oft ed. der Municipalmagiftrat verlangt. 
Der Eapitano Biuftiziere hat das Recht, das Conſiglio 
sivico zufammen zu rufen, darin den Vorſitz zu führen, 
und, im Falle der Stimmengleichheit, durd eine" zweite 
Stimme den Ausfchlag zu geben. Die Rechnungen: des 
Municipalmagiftrats muͤſſen gedruckt. werden, und jedem 
zue Einſicht offen fichen. Die Obliegenheiten des Weus 
Riripalmagiftrar find. folgendes :er; ftelt unmittelbar die 
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Commun vor, trägt, für -das Öffentliche Beſte, Sorge, 
erwähle die Subalternbeamten der Commun; verwaltet 
‚alle Einkünfte derfelben, und führe alle Befchläffe des 
Conſiglio civico aus, in fofern fie fih auf.die Lebensmit⸗ 
tel bezichen. Keine Autorität hat fih in die Operatios 
nen des Konfiglio civico oder des Municipalmagiftvats 
zu mifchen; indeß kann ſich jeder Bürger bei der richters 
lihen Gewalt beihweren. Die Eins und Ausfuhr aller 
Waaren ift ei der Grenzen des Reiches durchaus 
frei, und kein Magiſtrat oder fonftige Autorität kann 
die freie Circulation unter irgend einem Vorwande vers 
Bindern; deshalb Hören auch alle innere Zölle 
and Acciſen gänzlid auf, 
», Das Parlament bietet. demjenigen einen Preis von 
400 Unzen an, welcher den beften Plan für die oͤffent⸗ 
lichen Studien einreiht; die befte Art und Weife ans 
gibt, auf welche man der. Nation die Erinnerung an die 
neue Verfaſſung unauslöfhlih einprägen könne; eine 
beſſere Methode und gänzlihe Reform aller Schulen 
und Seminarien des geiftlihen und Laienſtandes und der 
Erziehung beider Geſchlechter erfindet, und endlich eine 
beffere Einrichtung der Civil; und Militaͤrakademien 
vorſchlaͤgt. 





Durch die Uebermacht der Britten warb aber der 
Hof fo beleidigt, daß die Königin über Conftantinopel 
nah Wien ging, und ber König Ferdinand (16. Ian. 
1812) die Regierung niederlegte, und fie feis 
nem Sohne Franz übertrug. Diefer fah fich gend« 
thigt, den Lord Bentind zum Oberbefehlshaber aller 
fieilifhen Zruppen zu ernennen, und die von Großs 
britannien vorgefchriebene Conftitution anzuerkennen. 
Nah Napoleons Sturze übernahm aber (2. Sal. 
4814) Ferdinand 4. bie Regierung von neuem, und 
bob am 23. Jul. die von England vorgeſchrie— 
bene Conſtitution, zugleich mit bem bisherigen ficilis 
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ſchen Parlamente auf. — Noch behauptete ſich Murat 
in Neapel. Allein als er, bei Napoleons Wiederer⸗ 
ſcheinen in Frankreich (März 1845) für deſſen Sache 
fich erklaͤrte; ſo ward er von dem Deftreichern beſiegt, 
und mußte Neapel verlaſſen. Der 104. Art. der Wie⸗ 
ner Congreßacte gab darauf Neapel an Ferdinand 4. 
zuruͤck. 

Bevor aber dieſer im Mai 1815 von Palermo nach 
Neapel zuruͤckkehrte, berief er die beiden Kammern des 
ficilifchen Parlaments zuſammen, und ließ ihnen am 16. 
Mai 1815 einen neuen Conftitutionsentwurf 
mittheilen, welcher: der von Ludwig 18. den Franzofen 
im Jahre 1814 gegebenen Eharte nachgebilbet war. 

Die Grundzüge berfelben waren in 30 Artikeln 
enthalten, und beflanden in folgendem: 


e) Conſtitutionsentwurf für Sieilien vom 16. 


Das Königreih Sicilien wird fortfahren, feine Vers 
faſſung zu haben, und jene Nationalvertretung beizubes 
halten, die gegenwärtig mittelft zweier Kammern, 
der Pairs und der Gemeinen, Stats hat. 

Die Religion muß ausfchließlih die katholiſch— 

apoftolifchzrömifche feyn, und der König iſt vers 
pflichtet,, diefelbe Neligion zu bekennen. 
Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinfchafts 
lich vom Könige und den beiden Kammern aus 
geübt; aber die Sefege werden vom Könige vorge 
Schlagen, in jeder der beiden Kammern erörtert, und 
frei nah Stimmenmehrheit befchloffen. 

Der Vorſchlag eines Gefeges kann, nah Gutduͤnken 
des Königs, entiveder vor die Kammer der Pairs, oder 
vor. jene. der. Vertreter der, Gemeinen gebracht werden. 


! 


— 
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Jede Kammer ift befugt, den König zu bitten, 
über was immer für einen Gegenftand einen Gejeges: 
vorſchlag zu machen, oder das ‚anzuzeigen, was, ihrer 
Meinung nach, das Belek enthalten fol, Se. Majes 
ſtat wird, nad, gemachter Prüfung des Vortrages, das - 
Geſetz verihlagen, wie er es für raͤthlich halt, und 
alsdann beginnt die regelmäßige Berathſchlagung der 
Kammer. . | 

Der König allein fanetionirt die Gefege, und macht 
fie in feinem Namen bekannt. | 

Die Pairstfammer .befteht aus allen gegenmärtis 
gen Pairs. Werden neue Bisthuͤmer errichtet; jo wer— 
den die neuen Biſchoͤffe und ihre Nachfolger geiitliche 
Pairs ſeyn. Der König ift berechtigt, fo viele welt 
liche Pairs zu ernennen, als ihm gutduͤnkt; nur muͤſ⸗ 
fen fie Sicilianer feyn, und ein veines Einkommen von 
2000 Unzen haben. Auch werdeh die neuen Pairs, wie 
die Nachfolger der gegenwärtigen, erft mit 25 Sahren 
Eintritt in die‘ Kammer, und mit 30 Jahren erſt be 
sathichlagende Stimme haben 

Ale Prinzen der Königlichen Familie find Pairs 
durch das Recht der Geburt, erlangen aber erjt mit 25 
Jahren berashfchlagende Stimme, und koͤnnen in die 
Kammern nicht gehen, ohne am Anfange der Parlamentss 
fisungen die Erlaubniß des Königs erhalten zu haben. 

In der Pairsfammer jollen immer, aber nie mehr 
als ſechs Rechtsgelehrte fisen, welche auf Ye 
benszeit alle Ehren und Vorzüge. der Pairs genießen. 
Der König wähle fie aus, der Klaſſe der hoͤchſten Mas 
giſtratur. | | | 

Die Kammer der Gemeindevertreter wird 
fortfahren, nach der eingeführten. Art gebildet zu wer— 
den, ohne daß die Beamten der voltziehen— 
den Macht ausgeihlojfeg, werden koͤnnten, 
wie dies auch im brittifchen Parlamente Statt hat. 

Kein Volksvertreter kann in die Kammern zugelaffen 
werden, der nicht 33 Sabre alt iſt. 

Dem Könige ſteht es ausſchließlich zu, dad Parlas 
inent zufammen zu rufen, zu versagen, oder aufzulöfen. 

Eritter Tand. ö 36 Ze 
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Die vollziehende Gewalt ſteht nur dem Könige 
zu. Der König ift das Oberhaupt des Staates, ober: 
fter Befehlshaber der Land: und Seemacht; er erflärt 
die Kriege, ſchließt Buͤndniſſe, Friedens und Handels⸗ 
vertrage; ernennt zu allen politiichen, bürgerlichen, ges 
richelihen und militaͤriſchen Aemtern; erläßt die nörhiz 
gen Verordnungen zur Vollftreefung der Geſetze und zur 
Sicherheit des Staates; uͤbt die apoftolifche Legation 
und alle Rechte des königlichen Patronats der Krone aus. 


Die Perfon des Königs iſt heilig und unverletzlich. 


Die Miniſter und Staatsraͤthe ſind ver— 
antwortlich. | 


Die, Thronfolge wird, wie bisher, nad) den Verfuͤ— 
gungen der Abtretungsurfunde . König Karls 5. vom 6. 
Det. 1759 Statt haben. | 


Der ausgedehntefte und fette Genuß der 
bärgerlihen Freiheit, der Sicherheit der Per: 
fonen, des Eigentums und der Rechte der Sici— 
lianer wird vollftändigt verbuͤrgt. : 


| Ein neuer Coder bürgerliher Gefege und der Ger 

fege gegen Verbrechen, des. Gerichtsverfahrens, des Han⸗ 
dels, der Sefundheitsauffiht, und cine neue und anz 
gemeffenere Einrichtung der Magiftratur, fol die Hands 
habung der Gerechtigkeit fichern, erleichtern, und fie feft, 
rein und unparıheiifch machen. 


Die richterliche Gewalt fließt vom Könige aus, 
and wird in feinem Namen von Magiftraten und Rich⸗ 
tern, die der König blos aus Sicilianern wählt und eins 
feßt, geübt. Die immerwährenden und die jogenannten 
zweijährigen Richter find, nach erhaltner töniglihen Ein: 
ſetzung, unabſetzbar; die erften auf Lebensdauer, die 
andern für den Zeitraum der zwei Sabre, mit Ausnahme 
der vom Gehege zu bejtimmenden Fälle. 

Die Freiheit der Gedanken und der Preffe 
wird mit jenen Borfihtsinaasregeln aufrcht erhalten, 
welche im vorigen Fahre von Ludwig 18. in Frankreich 
zur Sicherung der Öffentlichen Ruhe ergriffen wurden. 


Conſtitutionsentw. v. 16. Mai 1815. 563 


Die Staatseinkünfte befiehen in ordentlichen 
und außerordentlihen Steuern: Die erfiern mas 
chen das bleibende Stantseinfommen aus, und werden 
zur Bezahlung. der Staatögläubiger, der Kivillifte, der 
Sands und Seemacht, der Magiſtratur und Beamten 
verwendet, und zur, Beftreisung aller nöthigen Ausgaben 
dev Staatsverwaltung, Sind fie einmal mit Einſtim— 
mung der Kammern feftgefegt und vom Könige Tanctios 
nirtz fo kann man,in der Folge ihren Berrag 
nihe mehr abändern; jedoch muͤſſen fie aller 4 
Jahre in den erſten Sitzungen jedes neuen Parlaments 
beſtaͤrigt werden. Die allenfalls noͤthigen Abaͤnderun— 
gen muͤſſen verfaſſungsmaͤßig eingeleitet werden. — Die 
Steuern der zweiten Art beſtehen in zeitlichen Huͤlfs⸗ 
geldern, ‚welche, ebenfalls in Geſetzesform vorgebracht 
werden müffen. Sie werden frei von den Kammern 
zugeſtanden, und zwar für die von ihnen feſtgeſetzte Zeit. 
.., Die Eivillifte wird für die ganze Dauer der Res 
sierung J dem erſten Parlamente, das nach der Thron— 
befteigung des neuen Könige zufaimmen berufen wird, 
feftgeleßt.. 2 J 
Die Verwaltung der Staatseinkuͤnfte kommt ganz 
der vollziehenden Macht zu. Der Finanzminifter 
ift verpflihree, jedes Jahr dem Parlamente 
einen umfländlihen Bericht über Einnahme 
und Ausgabe vorzulegen, welcher gedruckt und ber 


kannt gemacht werden foll. | | 

Die Feudalität, ſo wie die feudalen Ge— 
richtsbarkeiten und Rechte bleiben abgeſchafft, 
in Folge des Parlamentsbeſchluſſes vom Jahre 1812. 

Wird der König wieder in den Beſitz feines Reiches 
von Neapel freten; fo wird die Souverainetät von Near 
pel und Sicilien (wie vorbei) vereinigt bleiben in der 
Derfon des Königs und der Souveraine feiner Nach— 
folger. Sollte jener Fall eintreten, und der König feine 
Reſidenz nah Neapel verlegen; fo wird er, als feiner 
Derfon Bertreter, einen Prinzen aus feiner Familie, und 
in Ermangelung deffen,\ einen. ausgezeichneten Sicilianer 
zuruͤcklaſſen, und dem einen, oder andern die Ausübung 


. 
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- desjenigen Theiles der Souverainetaͤtsrechte anvertrauen, 


den er zur fehnellern Entfheidung der innen Angelegen 
heiten Siciliens zu Äbertragen für dienlich halten wird, — 
Der Stellvertreter. des Königs wird, mit Zurathezies 
hung des geheimen Rathes, und in Uebereinſtimmung 
mit den Berfaffungsordnungen, alle jene Rechte der volls 
ziehenden Gewalt ausüben, die ihm vom Könige übers 
tragen wurden. m Pe 
In demfelben Falle der Reſidenzverlegung nach Nea— 
pel wird der Koͤnig immer in Sicilien d Mann re 
gulaire Truppen aller Waffengattungen, blos von ſeinem 
eignen Kriegsheere, laſſen; dieſe Truppen werden aus 
dem Schage Siriliens mittelft befonderer dafür angewie— 
fener Summen unterhalten werden. Der König kann 
fie ablöfen laffen; nur muß die Zahl von 8000 Mann 
immer voll bleiben. | — 
Gleichfalls wird, in beſagtem Falle, in Sicilien eine 
Abtheilung von der Föniglichen Flotte. verbleiben; fo viel 
nämlich zur Bewachung der Küften erforderlich if. Sie 
wird vom Öffentlihen Schage Sieiliens unterhalten werben. 
Alle Staatsämter, von. welcher Are immer, 
auch fo die bürgerlichen. und geiftlichen,, die zur Innern 
Verwaltung Siciliens gehören, muͤſſen ausſchließ— 
lid Sicilianert anvertraut, und können nic at 


Fremde vergeben werden; auf diefelde Art, wie feinem 


Sicilianer irgend cine ftaatsbürgerlihe oder. gerichtliche 
Stelle, die, zur innerh Verwaltung des Königreiches 
Neapel gehört, Übertragen werden kann. 

Die. Hofwuͤrden, die, Kitterorden, die Adelstitel, die 
militärifehen Grade und die Stellen des auswärtigen 
Minifteriums kann der König nach Gutbefinden, und 
wie er e8 dem Staatsbeften am zutraͤglichſten halten 
wird, ohne Unterſchied an die Unterthanen aller feiner 
Befigungen verleihen, | | | 





So viele zeitgemäße Beftimmungen biefer Gonflitus 
tiondentwurf für Sieilien enthielt; fo trat doch Die-neue 
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Conſtitution nicht wirklich ins Leben, Die deshalb 
niebergefegte Commiffion fol (Allg. Zeit. 1816, N. 8. 
©. 82) ihre. Arbeiten nicht einmal begonnen haben. 
Dennoch blieben die Parlamente aufgehoben, und Sis 
cilien befand. ſich einige Zeit ohne alle fefte politiſche 
Befaltung. Et, 

Der König: Ferdinand ging naͤmlich von Sicilien 
— Neapel, und beſtaͤtigte bereits, von Meſſina aus, 
am 20. Mai 1815 die Bedingungen der Convention, 
welche der oͤſtreichiſche Feldherr Bianchi zu Caſa Lanzi 
mit dem Generale der Neapolitaner Coletta, kurz 
vor dem Einzuge der Oeſtreichet in Neapel, unterzeich⸗ 
net hatte. Der Koͤnig verſprach, feiner Geſetzge— 
bung und Regierung folgende Buͤrgſchaften | 
zur Grundlage zugeben: m - 


1. perfönliche und burgerliche Freiheit. 
— Heiligkeit des Eigenthums. Unwiderruflichteit der 
Hertauf⸗ von Staatsgürern. na 

3.1 Die: Auflagen werden nach den von den Gefegen 
porgefehtiebenen Formen angeordnet, \ 

4. Die Staatsſchuld wird aufrecht erhalten. 
2.18 Die militaͤriſchen Penſionen, Grade und Ehren⸗ 
ellen ,.., wie auch der alte m. neue Ydel,. werden beis 
behalten. SER 

6. Jeder Meapolitaner wirb aller buͤrgerlichen und 
miueart chen Stellen fähig erklärt. 

1. Es wird vollkommne Amneſtie und Vergeſſenheit 
aller, vor der Keftauratlon, wann und von wen immer, 
ohne Ausnahme, an den Tag gelegten. N und 
Handlungen feier zugeſagt. 


Dies war was fuͤr die kuͤnftige — der 
Regierung. in Neapel gefchah, 


# 
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Als aber am 8. Dee, 1816 der König feine ge 
fammten Befigungen dieſſeits und jenſeits der Meer: 
enge von Meffina zu einem vereinigten Reiche 
erhoben, und, „in Gemaͤßheit bes Tractats von Wien‘ 
ben Zitel: Ferdinand der Erfte, König des Reis 
bes beider Sicilien angenommen hatte; fo erlieg 
er für die geſammte Monarchie am 12. Dec, 1816 
folgendes organifches Geſetz; m. | 


d) Gefeg vom 12. December 1816 für das ver⸗ 
einigte Koͤnigreich beider Sicilien. 


Ferdinand 4,-von-Gortes Gnaden, König des Koͤ⸗ 
nigreiches beider Sicilien ꝛc. Indem Wir die von Uns 
und den Monarchen, Unfern erlauchten Vorfahren, Un: 
fern vielgelichten‘ Sieilianern, verlichenen Privile; 
gien beftätigen, und. die volle Achtung ;diefer Priviles 
gien mit der Einheig der politifhen Inſtit utio— 
‚nen vereinbaren wollen, welche das döffentlihe Recht 
Unfers Königreihes beider Sichfien "bilden 
ſollen; fo haben Wir durch .gegenwärtiges Geſetz ſanctio⸗ 
nirt und ſanctioniren was folgt: = ' 
4. Sämmtliche Civil: und geiſtliche Aemter und Stel⸗ 
fen von Sicilien jenfeits der Meerenge ſo en, nach dem 
Inhalte der Capitularien der Monarchen, Unſrer Vor—⸗ 
fahren, ausſchließend Sieilianern verliehen werden, ohne 
daß die uͤbrigen Unterthanen Unſerer koͤniglichen Staa— 
ten dieſſeits der Meerenge jemals daranf Anſpruch ma⸗ 
hen koͤnnen, wie ingleichen die Sicilianer auf die Civil⸗ 
und geiſtlichen Aemter und Stellen in obgedachten Unſern 
andern koͤniglichen Staaten keinen Anſptuch machen duͤr— 
fen. Unter erwaͤhntem ausſchließenden Rechte zu Guns 
ſten der Sicilianer begrejfen Wir auch das Erzbisthum 
von Palermo, obwohl daſſelbe in dem großen, von Uns 
ſerm erlauchten Vater Karl 3. denfelben crtheilten, 
—— dem Allerhoͤchſten Gutbefinden vorbehalten 
ar. — DE u a 


- 
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PR = Unfere Unterthanen von Sieifien jenfeitd der Meer⸗ 
enge follen,.im Verhaͤltniß der Bevölferung dieſer Inſel, 
zu. allen großen. Staatsämtern Unſers Königreiches bei: 
der Sicilien zugelaffen werden. Da dieje den vierten 
Theil der geſammten Bevndlferung aller Unſrer Eöniglis 
den Staaten ausmacht; ſo fol Unfer Staatsrath 

um vierten, Theile aus Sicilianern, und für 
hie. "übrigen die Theile aus Unterthanen Unjrer übrigen ' 
koͤniglichen Staaten beſtehen. Daſſelbe Verhaͤltniß fol 
auch in Hinfi iche der Aemter Unſrer Miniſter und Staats: 
fekretäre, der oberſten Aemter Unſers Föniglihen Hofes 
und der Stellen Unſrer Repräfentanten und Agenten 
bei auswärtigen Machten beobachtet ‚werden. 

3. Anjtatt der. zwei ſicilianiſchen Confultatoren, wel; 
he, nad Verwilligung Unfers erlauchten Vaters, Mitz 
‚glieder der vormaligen Giunta von Sicilien waren, fol 
immer eine, dem im vorhergehenden. Artikel angedeutes 
sen Verhaͤltniſſe angemeffene, Zahl von. ficilianiihen Raͤ—⸗ 
then in dem oberften Kanzleirathe des Königreiches beis 
der Sicilien fich, befinden. 

4, Die. Stellen Unfrer Lands und Scemadt, und. 
die Unſers königlichen Hauſes, jollen ohne Unterſchied 
allen Unſern Unterthanen, aus mas immer für einem 
Theile Unſrer koͤniglichen Staaten, verliehen werden. 

5. Die Regierung des ganzen Königreiches beider 
Sicilien wird 'ftets bei Uns verbleiben. Wenn 
Mir in Sicilien refidiren,. werden Wir in Unfern Staas 
ten dieſſeits der Meerenge einen königlichen Prinzen Un— 
frer Familie, oder eine andre vornehme Perfon, welche 
Wir aus Unfern Unterthanen erwählen, al? Unfern Statts 
halter laffen. Iſt es ein töniglicher Prinz; fo foll er 
einen. Unferer Staateminifter bei fich haben, welcher. die 
Correſpondenz mit den bei Uns befindlihen Minifterien 
- and Staatsſekretariaten führen, und außerdem noch zwei 
oder mehrere Directoren bei ſich haben wird, welche in 
denjenigen Abtheilungen beſagter —— und Staats⸗ 
ſekretariaten den Vorſitz führen ſollen, die Wir zur Los 
ealvegierung. jenes Theiles Unfver . königlichen Staaten 
an Die und Stelle zu laffen, für nothwendig erachten 
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werden, Iſt es Fein koͤniglicher Prinz: fo ſoll der States 
halter felbft mit dem Charakter eines Minifters und 
Staatsſekretairs befleider feyn, ſelbſt mit den bei Uns 
befindlichen Minifterien und. Staatsfefretariaten‘ correz 
fpondiren, und vbbemeldete zwei oder Mehrere Directo: 
ren zu dem erbaͤhnten Zwecke bei fich Haben. = © 

6. Wenn Wir in Unfern Staaten diefeits de Weer⸗ 
enge reſidiren, fol ſich auf gleiche Weiſe rin koͤniglichet 
Prinz Unſrer Familie, oder eine andte eh "Pe 
fon, welche Wir aus Unfern Unterthanen erwählch, "als 
Unjer Statthalter in Sicifien befinden. Iſt es ein *16 
niglicher Prinz; fo ſoll er gleichfalls einen Unſrer Staats; 
miniſter bei fih haben, welcher die Correſpondenz mit 
den bei Uns befindlichen Meinifterien und Staatsſekreta— 
viaten führen, und außerdem noch zwei vder. mehrere 
Directoren bei fih haben wird, welche in denjenigen 
Adtheilunaen befagter Minifterien und Staarsfetretariäte 
den Vorſitz führen follen, die Wir in Sicilien zuruͤckzu⸗ 
laſſen für nöthig erachten werden. Iſt e8 kein koͤnigli— 
cher Prinz; ſo ſoll der Statthalter von Sicilien ſelbſt 
mit dem: Charakter eines Miniſters und Staatsſcẽkretaͤrs 
bekleidet feyn, Telbft mit -den bei Uns befindlichen Miz 
nifterien und Staatsſekretariaten correſpondiren, und ob⸗ 
bemeldete zwei oder mehrere Directoren zu dem —— 
ten Zwecke bei ſich haben. | RT 

7, Gedachte Dirertoren ſollen fowohl im erken, ale 
im zweiten Falle aus Unfern Unterthanen, von was ims 
mer für einem Theile Unfrer töniglihen Staaten ge 
wählt werden, fo wie es in Hinſicht auf Sicilien für 
die ehemaligen Aemter der Konfultoren, des Confervatore 
iind des Sekretaͤrs der Regierung feſtgeſetzt war, af 
deren Stelle eigentlich obgedachte -Dirertoren treten. 1. 

8. Die Rechtsfachen der Sicilianer werden fortwähr 
rend, auch in letzter Appellarionsinftanz, von den ficilias 
nifchen Gerichten entfchigden werden, Dem zufolge fol 
in Sieilien ein oberſtes Juſtizgericht errichtee werden 
welches Aber alle Gerichtsſtellen dieſer Inſel erhoben; 
und von dem oberſten Juſtizgerichte Unſrer Staaten diefz 
ſeits der Mervengr unabhängig if; i wie letzteres pon 
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jenem in Sicilien unabhaͤngig ſeyn wird, wenn Wir Uns 
auf dieſer Inſel aufhalten. Die Organiſation dieſer 
heiden oberſten Gerichte ſoll durch ein beſonderes Geſetz 
beſtimmt werden. 


9. Die Abſchaffung des Feudalismus in 
Sicilien iſt beibehalten, ſo wie auch in Un— 
fern andern Sraaten'dieffeirs der Meerenge, 


10. Der Antheil Sieiliens an den permanenten Staats⸗ 
ausgaben wird jedes Fahr von Uns. beftimmt werden, 
kann aber . jährli. die Summe von 1,847,687 Unzen 
und 20 Tari, wie fie als actives Einkommen von Si— 
eilien im Sahre 1813 vom Parlamente feitgefegt ward, 
nice überjteigen, Was immer-für eine größere Summe 
tann ohne Bewilligung des Parlaments nicht 
auferlegt .werdeit. 51%... ' ein Korg 


14. Von vorbefagtem Antheile ſollen jährlich „nicht 
weniger als 150,000 Unzen zum Voraus abgezogen, und 
jur Bezahlung der nverzinslichen Schulden und der 


Zinsruͤckſtaͤnde dev verzinslichen Schuld. von Sicilien big 


zur gänzlihen Tilgung beider verwendet werden. Wenn 
diefe - Tilgung erfolge. iſt, bleibt jährlich diefelbe Summe 
ls Amortifationsfond der ſiciliſchen Staatsſchuld 

ftimmt, 7 RA 
12. &o fange, bis das allgemeine Syſtem der 
Civil⸗und Yuftizadminiftration -Unfers Königreiches beis 
der Sieilien promulgirt feyn wird, ſollen alle Juſtiz— 
und Adminiftrationsgefchäfte denfelben Gang, wie bisher, 


3% 


fortgehen, Wir wollen und a daß diejes Unfer 


von Uns unferfertigees, von Unſerm Rathe und Minis 
fer « Staatefetretät in Gnaden⸗ und Suftisfachen vidiz 
mirtes, mit Unferm großen Inſiegel verfchenes, von 
Unferm Rathe und Miniſter-Staatsſekretaͤr⸗Kanzler 
contraſignirtes, und in Unſrer allgemeinen Kanzlei des 
Königreiches ‚beider, Sicilien regiſtrirtes und aufbewahr, 
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ches mit den gewöhnlichen. Felerlichkeiten durch die bes 
treffenden Behörden bekannt gemacht werde, welche ein 
Protocoll daruͤber anfzunehmen, und die Vollziehung der; 
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felben zu ſichern haben. Unfer Minifters Kanzler. des 
Königreiches beider Sicilien iſt beſonders beauftragt, für 
Bekanntmachung derfelben zu ſorgen. 

Kaferta, den 12. Dee. 1816. 


gerbina nd. 
Der Miniper Staatsfekretär in. Gnaden / und Sud 


laden: 
Marchefe. Tommafi. | 
Der Deinifer »©sanrdfefzeräb umd- Kanzlerr \ 
Tommaſo di Somma 





8) Die fieben jonifhen Inſeln. 

‚Die fieben joniſchen Inſeln, welche ehemals ber Rs 
publif Venedig gehörten, kamen im Frieden zu Campe 
formio. (1797) an Frankreich. Sie wurden aber, 
nad) der Eroberung Aegyptens von ben Sranzofen, von 
einer vereinigten ruſſiſch⸗ tuͤrliſchen Flotte im Fruͤh⸗ 
jahre 1799 beſetzt, und, durch einen zu Conſtantinopel 
(21. März 1800) wwiſchen Rußland. und der Pforte 
abgefchloffenen Vertrag, als eine befondere. Repu⸗ 
blik der ſieben joniſchen Inſeln, durch unter 
dem Schutze der Pforte ſtehend, anerkannt, an 
welche fie aller 3 Jahre 75,000 Piaſter Schutzgeld ent⸗ 
richten ſollte. Rußland garantirte die Integritaͤt des 
Freiſtaates, und der Graf von Mocenigp blieb als 
ruſſiſcher Bevollmaͤchtigter in demſelben zuruͤck. Nach 
fortdauernden innern Unruhen kam, unter ruſſiſchem 
Einfluſſe, am 6; Dee, 1803 ‚eine neue Gonftitution 
bes Sreiftgates zu Stande, welche bemfelben eine 
arifiofratifche Regierungsfdem. gab. - Ä 

(Dieſe Conſtitution foll ebenfalls nachgeliefert —— 
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Nach dieſer Conſtitution ſtand die Regierung der 
* Inſeln dem conſti tuti o nel len Adek auf 
Korfu, Zephalonia, Zante, St. Maura, Cerigo, Ithaka 
und Paxo zu; die: übrigen Heinen Inſeln werden, mach 
ihrer Lage, der einen oder der andern jener Inſeln un⸗ 
terworfen. Die griechifch.aprthodore Religion iſt die 
herrſchende Religion des Saaates; die roͤmiſch⸗katho⸗ 
liſche wird hochgeachtet und geſchuͤtztz alle; übrige: Res 
ligionen werben. blos_gedulbet,. Die Familien, welche 
bis zum Ende’ des July 1803. zum: Adel. ‚gehören, blei⸗ 
ben im erblichen Beſitze deſſelben. Wer Fünftig. in bag 
Buch: der Adelichen eingeſchrieben werben will, muß 
auf ben fieben.. Infeln, ehrlich, und. von chriſtlichen 


| Aeltern geboren ſeyn, beftinnmte Einkünfte haben, keine 


Kunſt und Fein Handwerk. treiben, keinen offnen Laden 
halten; und fchreiben und leſen fönnen. Mitglieder 
berühmter ‚Akademien, die von: ben’ Früchten, ihrer Ges 
lehrſamkeit leben, koͤnnen ins. Adelsbuch eingefhrieben, 
oder für. regierungäfühig erklärt werben. - Einer Raths⸗ 
verſammlung von 240 Mitgliedern ſteht die Soung 
raine taͤt und. der: Gefammsheit. des verfaſſungsmaͤßi⸗ 

gen Adels das Recht zu regieren, zu. Vier ‚werden aus 
derſelben gewaͤhlt zum Beſorgung ber; Geſchaͤfte, und 

an der Spitze des Ganzen ſtand ein Praͤſi dent, und 
ber ruſſiſche Bevollmaͤchtigte, — 


s HB, in Angemeſſenheit zu den geheimen Bedingun⸗ 
‚gen des Tilſiter Friedens, (19. Aug. 1807) die ſieben 
Inſeln von Rußland’ an: $ranfreich übergeben 
wurden, entfernte ſich der ruſſiſche Bevollmaͤchtigte, 
und Napoleon (4. Sept.) erklärte die: Einwohner ders 
felben für Unterthiaien des franzöfifchen ‚Kai 
fers, und. die fieben Snfeln,-für eine ber Bee 
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gen, welche von Frankreich abhingen Doch ward die 
— vom Jahre 41803 beibehalten: — 


ð. Allein ned eines KReſignation beſetzte ur; — 
ig) ber brittifche General Campbell: diefe Infeln im 
Namen derverbündeten Mächte, und ein ans 5. Nov. 
"4815 zu Paris zwiſchen Großbritannien, Rußland und 
Deftreich abgeſchloſſener Vertrag‘ beftimmte ihr kuͤnfti⸗ 
ges Schickſal dahin: daß fie, unter dem: Namen: vers 
einigte Staaten der jonifhen Inſeln einen 
unabhängigen, ‘aber unter -dem unmittelbaren 
und ausfhließgenden Schutze Großbritanniend 
ftehenden, Staat bilden folten. — Die Unzufrieden; 
heit der Einwohner mit der brittifchen Leitung bewirkte, 
daß der brittifche Commiſſarius, General Maitland, 
in Bollmacht feines Kabinets:(29. Mai 1816) ben feit 
41803 zu Korfu beftandenen Senat der ſieben Infeln 
auflöfete, ’ „weil derfelbe irrig darauf beharre, fich 
als die repraͤfentirende Behoͤrde aller joniſchen Inſeln 
anzuſehen.“ — "Darauf, ward (29. Des, 1817) die, 
von dem Pring: Regenten von Großbritannien unter: 
zeichnele· neue Conftitution: der fieben Infeln zu 
Korfu bekannt‘ gemacht, welche wit u 4: — 1818 
in Wirkſamkeit trat. ea: 


(Auch diefe Gonftitution foll nachgeliefert — 


Mach dieſer Conſtitution if die orthodoxe griechiſche 

Religion die herrſchende. Die Civilregierung beſteht 
aus einer geleggebendenBerfammlung, aus einem 
Senate und einer Iuftigbehärde,, Das Militär: 
tommandos führt, nach dem Parifer -Verkpage, der Bes 
fehlöhaber: der brittifchen Truppen. :— Die Mitglieder 
der. gefeßgebenden Verſammlung werben von dem Corps 
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der Adelichen Wahlmänner, die Mitglieder des Senats 
aus ber Mitte der gefeßgebenden Verfammlung, und 
die Mitglieder der Gerihtsbehörde von dem Senate 
erwählt. Diefe Wahlen find auf fünf Jahre gültig. 
Der Senat; bekleidet mit ber vollziehenden Ge: 
walt, befteht aus einem Präfidenten und fünf Räthen. 
Der Präfivent wird vom Könige von Großbritannien, 
als Protector der Infeln, ernannt. Bei der Wahl 
felbft gibt dert vom Könige angeftellte Lord. Obercoms 
miffär die Zuflimmung oder Verweigerung, fo wie 
auch von demfelben die außerordentlihe Zufammenbes 
tufung, ‚ober Auflöfung der gefeggebenden Verſamm⸗ 
lung abhaͤngt. | 
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An bon 9. 


Die Verfaffung im Herzogthume Naſ⸗ 
fau betreffend. | 


Die neue, dem Herzogthume Naſſau durch Pa 
tent vom 2. Sept. 1814 gegebene, landſtaͤndiſche Ber: 
faſſung ward Ih. 2. ©. 293 — 305 mitgetheilt. Als 
Nachtrag zu dem $.9. bed Patentd (©. 305), in wels 
chem es heißt: „die Sigungen ber Landftände find nicht 
öffentlich" ward fpäter beftimmt : I 

„daß die Sitzungen der zweiten Kammer ber Abge: 

ordneten allein öffentlich feyn follen.‘ 

Noch gehören aber, ald Ergänzung biefer landſtaͤn⸗ 
diſchen Verfaſſung, zwei Patente der damals regie⸗ 
renden beiden Fuͤrſten hieher, welche ſie, nach den 
im Jahre 1815 mit Preußen und mit dem koͤniglich 
oraniſchen Hauſe in den Niederlanden abgeſchloſſenen 
Territorialvertraͤgen, erließen. 


1) Patent, die Wahl der Sandftände befreffend, 
vom 3/4. Nov. 1815. 


Wir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden, fon’ 
verainer Herzog zu Naſſau ꝛc., und Wir Friedrid 
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Wilhelm von Gottes Gnaden, Touvetainer Fuͤrſt zu 
Maffau ꝛꝛc. Erwaͤgend, daß nach Unſerm über Erriche 
tung der Sandfiände in Unferm Herzogthum erlaffenen 
Edict vom 44/2. September v. J. die Wahlfähigkeit der 
Bandesdeputirten und das Recht, Mitglieder ver Wahl⸗ 
verfammlungen aus der Klaffe der Landeigenthuͤmer und 
Sewerbebefiger zu werden, mit einem nah dem Maas 
der Grund: und Gewerbſteuer-Kataſter beftimmten Ber 
fis von Liegenfchaften und Gewerben verbunden worden 
üt, haben darüber nähere Anordnungen zü erlaſſen für 
nöchig erachtet, wie dieſe Vorſchriften Unſeres angeführz 
ten Ediets auf die mit Unſerm Herzogthum neu vereis 
nigten vormals Draniens Naffanifchen Fürftenehämer Dilz 
Ienburg und Hadamar, ſodann in. der chemäligen Graf— 
ſchaft Wefterburg und Herrſchaft Schade angewendet 
werden jollen, in welchen die beftchende Steuereinrich— 
tung nach Maasgabe der Edicte vom 40. und 14. Fer 
bruar 4809, und 14. und 16. December 1812, noch 
nicht vollftändig eingeführt worden iſt. " 


Wir wollen demnach, und verordnen hierüber, was 
nachfolgt: 
S5. 4. Alle Landeigenthuͤmer in den hier, oben bezeich— 
neten Landestheilen find zu Wahlmännern und Wahle 
eandidaten nah Unſerer Abſicht und nah dem Sinn 
Unſeres Konftirutionsedists geeigenfchafter, wenn fie,-der 
dort noch proviſoriſch beibehaltenen Grundfteuereiniich? 
tung gemäß, von ihrem Grundeigenthbum im Lauf des 
gegenwärtigen Jahres ſo vicl an Grundfteuer entrichtet 
haben, als nah den Beftimmungen jenes Ediets die 
Wahlmänner und Wahlcandidaren in vier Grundſteuer— 
Simpeln zu bezahlen haben. 


$. 2. Alle Gewerbebeſitzer, welche bei der für das 
Eünftige Fahr gegen Aufhebung der Mobiliar Parents 
und Perfonalfteuer dort einzuführenden Gewerbſteuer in 
die- zwölfte bis ſechtzehnte Gewerbjteuerklaffe kataſtrirt 
werden, find zur. Wahl der Landesdeputirten aus ihrer 
Mitte berechtigt. 
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6. 3. Da die Steuer-Reviſions⸗Diſtriete und die 
hiernach für die Bildung der Wahlverfammlungen be 
zeichneten Landesbezirke durch die State gefundenen Terz 
ritorialabtretungen weſentlich cinwirfende Abänderungen 
erlitten haben; jo follen zur Wahl der Landesdeputirten 
- Aus den Gutseigenthuͤmern nunmehr drei Wahlverfamms 
Jungen gebildet werden, zu Wiesbaden, zu Weilburg 
und zu Dillenburg. | 


Zu Wiesbaden verfanmeln fih die Wahlmänner aus 
den Aemtern: Hoͤchſt, Königitein, Wallau, Wiesbaden, 
‚Elteille, Rüdesheim, Laub, Braubach, Naffau, Kasens 
einbogen, Kirchberg, Wehen und Idſtein. Sie erwähr 
len ſechs Landesdeputirte. | 


Zu Weilburg werden fünf Deputirte erwählt von 
den Wahlmännern der Aemter Reichelsheim, Asbach, 
Weilburg, Ujingen, Runkel, Limburg, Dies, Meudt, 
Montabaur, Herſchbach, Selters und Hachenburg. | 


Zu Dillenburg treten die Wahlmänner aus den 
Fuͤrſtenthuͤmern Dillenburg und Hadamar, und aus der 
Grafſchaft Weſterburg zuſammen, um vier Landesdepur 
tirte zu erwählen. 


$. 4. Im Uebrigen ift allenthalben nach den Vor— 
Ihriften des mehr angezogenen Edictd zu verfahren ; 
infonderheit werden die Lijten der Wahlmänner und Wahl? 
fandidaten hiernach durch die Seneraldireetion der dir 
vesten Steuern aufgeftclt. 


Gegeben Biebrich, den 3. und Weilburg den: 4. No⸗ 
vember 1845. 


(LS) 


Friedrich Auguſt, Friedrich Wilhelm, 
Herzog. zu Naſſau. Fuͤrſt zu Naſſau. 


| vi. Freiherr von Marſchall. 
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2) Patent, die Bildung der Herrenbank der. 
Sandftände betreffend vom 3/A Nov. 1815. 


Wir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden, 
fouverainer Herzog zu Naſſau ır. und Wir $ riedrich 
Wilhelm, von Gottes Gnaden, ſouverainer Fuͤrſt zu 
Naſſau ꝛc., haben die durch eingetretene Territorialver— 
Änderungen und durch die Öffentlich bekannt gemachte 
Entjagung einiger Mitglieder herbeigeführte Nothwen— 
digkeit über die Bildung der Herrenbank Unferer Randy 
fände neue Beftimmungen zu erlaffen, erwogen; 


Wir beftätigen zuförderft alle in dem Konftitutiong, 
edict vom 1/2. September vorigen Jahrs enthaltene 
allgemeine Vorfchriften, in Beziehung auf die Anordz 
nung det Herrenbank der Stände Unferes Herzogthums 
und auf die Formen, wornad die Mitglieder ihre Tands 
ſtaͤndiſche Rechte ausüben werden, | 


Erbliche Mitglieder der Herrenbank bleiben ſodann 


4) von den im angeführten Conſtitutionsedict 5. 4. 
aufgeführten Landftänden, außer den Prinzen: Uns 
feres Hauſes: die Frau Erzherzogin Hermine 

von Deftteih, als Gräfin zu Holzappel und Herz 
sin zu Schaumburg; der Herr Fürft von der 
Leyen; die Herren Grafen von Waldbort ; Baffenz 
beim und Walderdorf, und der Freiherr vom Stein, 


. Hiernächft bemwilligen Wir 


2) die mit dem Befige der Grafſchaft Wefterburg 
verbundene erbliche Landftandfchaft zur Hervenbant 
der gräflihen Familie von Leiningen + Wefterburg, 
Endlich | 

3) ertheilen Wir den gefammten adelihen Butseigens 
thümern in Unſerm Herzogthum Sechs Virilſtim⸗ 
men bei der Herrenbank, welche ſie durch eben ſo 
viele aus ihrer Mitte erwaͤhlte Deputirte des Adels 
vertreten laſſen. 

Die Wahl dieſer Sechs Deputirten geſchieht in ei⸗ 


ner, ganz nach Art der uͤbrigen Wahlverſammlungen, 
Dritter Band, 37 
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unter dem Vorſitz eines von Und zu ernennenden diri—⸗ 
girenden Commiſſarius, zu bildenden Wahlverfammlung, 
wozu alle Gutseigenthümer vom Adel berufen werden, 
die zu einem Grundſteuer⸗Simplum wenigftens Ein und 
zwanzig Gulden und darüber entrichten, oder die in den 
Fuͤrſtenthuͤmern Dillenburg und Hadamar, jo wie in der 
Grafſchaft Weſterburg und dem jenfeits der Lahn gelez 
genen Theile des Amts Runkel, im gegenwärtig lau: 
fenden Jahre zur Grundfteuer einen Beitrag von zus 
fammen vier und achtzig Gulden und darüber geleifter 
haben. | 


Adelihen Sutseigenthämern, welche den hier bes 
ſtimmten Grundfteuerbetrag von ihren Befigungen nicht 
entrichten, bleibt das Recht vorbehalten, in den Wahls 
verfarnmlungen der übrigen Landeigenthümer oder Ger 
werbebefiger zu erfcheinen. Sie Üben darin ihr Stimms 
recht, in fo weit ihnen ein ſolches nach der gejchlichen 
Beftimmung zufteht, zu der Landesdeputirtenwahl. 

Adelihe Gutseigenthümer weiblichen Geſchlechts, und 
Minorenne können in diefer Wahlverfammlung duch 
Bevollmaͤchtigte ihr Stimmrecht ausüben laffen. 

Die. gegenwärtige Edietälverordnung iſt zugleich mit 
der unterm heutigen Datum über die nunmchrige Bil: 
dung diefer Wahlverfammlungen erlaffenen Edictalvers 
ordnung durch Abdruck im Verordnungsblatt Öffentlich 
zu verfünden, und durch Unfer Staatsminifterium, nad). 
Maasgabe des Eonftitutionsediets vom 1/2. September 
vorigen Sahres zu vollziehen. | 
Gegeben zu Biebrih am 3. und zu Weilburg am 4. 
November 1815. Ä 

| CL. $.) _ 
Friedrich Auguſt, Friedrich Wilhelm, 

Herzog zu Naſſau. Fuͤrſt zu Naſſau. 


vt. Freiherr von Marſchall. 





Digitized by Google 





Digitized by Google | 


—— — 


Digitized by Google 


Digitized by Google 
— 


- en 


Digitized by Google 


UNIVERSITY 





APR 3 





to 81.00 per volume after the sixth day. Books not in 
demand may be renewed if application is made before 


Er ıIcNiDTI 
* zu 1 LK 


MOaBIın DB A nV 
% ERLIDRARI LO 


or CALIFORNIR TER 
BERKELEY * 


_ 





50m-7,'’16 








YB 0825 











UNIVERSITY OF CALIFORNIA LIBRARY % 





EV —— 


5 
y 
( 
f 
! 
[4 
5 


P4 


Dunn 





